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26. Sitzung

Berlin, Donnerstag, den 19. April 2018

Beginn: 9.00 Uhr

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Bitte 

nehmen Sie Platz. Die Sitzung ist eröffnet.

Ich möchte vor Eintritt in die Tagesordnung einigen 
Kollegen nachträglich zu ihren Geburtstagen gratulie-
ren. Die Kollegin Astrid Damerow sowie die Kollegen 
Dr. Dietmar Bartsch und Dr. Heribert Hirte haben ih-
ren 60. Geburtstag gefeiert.

(Beifall)

Der Kollege von Gottberg hat seinen 78. Geburtstag ge-
feiert. 

(Beifall)

Allen Kollegen wünsche ich im Namen des gesamten 
Hauses alles Gute!

Dann müssen wir noch zwei Wahlen durchführen. 

Die Fraktion der SPD schlägt für den Gemeinsamen 
Ausschuss gemäß Artikel 53a des Grundgesetzes als 
ordentliche Mitglieder den Kollegen Achim Post als 
Nachfolger des Kollegen Hubertus Heil und den Kol-
legen Dr. Rolf Mützenich als Nachfolger der Kollegin 
Christine Lambrecht vor. Als stellvertretende Mitglieder 
des Gremiums sollen der Kollege Burkhard Lischka 
als Nachfolger des Kollegen Achim Post und die Kol-
legin Dr. Bärbel Kofler als Nachfolgerin des Kollegen 
Dr. Rolf Mützenich berufen werden. Sind Sie mit diesen 
Vorschlägen einverstanden? – Das ist der Fall. Ich höre 
keinen Widerspruch. Dann sind die Kollegin Dr. Kofler 
sowie die Kollegen Post, Dr. Mützenich und Lischka in 
den genannten Funktionen als Mitglieder des Gemeinsa-
men Ausschusses gewählt. 

Die Fraktion der SPD hat außerdem mitgeteilt, dass die 
Kollegin Katrin Budde als Schriftführerin ausscheidet. 
Als Nachfolgerin wird die Kollegin Elisabeth Kaiser 
vorgeschlagen. Sie sind auch damit einverstanden? – Ich 
höre keinen Widerspruch. Dann ist die Kollegin Kaiser 
als Schriftführerin gewählt.

Interfraktionell ist vereinbart worden, die Tagesord-
nung um die in der Zusatzpunkteliste aufgeführten Punk-
te zu erweitern:

ZP 1	 Vereinbarte Debatte

zur aktuellen Lage in Syrien

(siehe 25. Sitzung)

ZP 2	 Weitere Überweisungen im vereinfachten Ver-
fahren

(Ergänzung zu TOP 22)

a)	 Beratung des Antrags der Abgeordneten Stefan 
Gelbhaar, Daniela Wagner, Oliver Krischer, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Fuß- und Radverkehr sicherer machen  – 
Sichtfelderweiterung für Fahrerkabinen von 
LKW und Abbiegeassistenzsysteme verpflich-
tend einführen

Drucksache 19/1202

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur

b)	 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Katharina Dröge, Anja Hajduk, Harald Ebner, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Marktkonzentration im Agrarmarkt stop-
pen  – Artenvielfalt und Ernährungssouverä-
nität erhalten

Drucksache 19/1654

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f)	  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft	  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor
sicherheit�  
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung	
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(A) (C)

(B) (D)

ZP 3	 Weitere Wahlen zu Gremien

a)	 Wahlvorschläge der Fraktionen CDU/CSU, SPD, 
AfD und FDP

Wahl der Mitglieder des Stiftungsrates der 
„Stiftung Berliner Schloss – Humboldtforum“

Drucksache 19/1704

b)	 Wahlvorschlag der Fraktion der AfD

Wahl eines Mitglieds des Vertrauensgremi-
ums gemäß §  10a Absatz  2 der Bundeshaus-
haltsordnung

Drucksache 19/1705

c)	 Wahlvorschlag der Fraktion der AfD 

Wahl von Mitgliedern des Gremiums gemäß 
§ 3 des Bundesschuldenwesengesetzes

Drucksache 19/1706

d)	 Wahlvorschlag der Fraktion der AfD 

Wahl von Mitgliedern des Sondergremiums 
gemäß § 3 Absatz 3 des Stabilisierungsmecha-
nismusgesetzes

Drucksache 19/1707

ZP 4	 Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion der 
AfD:

Internationales UN-Regelwerk (Global Com-
pact for Migration) – Keine Verlagerung nati-
onaler Zuständigkeiten bei der Zuwanderung 
auf transnationale Ebene

ZP 5	 Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/
CSU und SPD eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Gesetzes, betreffend 
die Einführung der Zivilprozessordnung 

Drucksache 19/1686
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

ZP 6	 Beratung des Antrags der Abgeordneten Frank 
Sitta, Judith Skudelny, Daniel Föst, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der FDP

Luftreinhaltung im Straßenverkehr – Ökono-
misch, ökologisch und sozial 

Drucksache 19/1693
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur (f)	  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit (f)�  
Federführung strittig 

ZP 7	 Beratung des Antrags der Abgeordneten Oliver 
Luksic, Torsten Herbst, Bernd Reuther, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Intelligente Maßnahmen zur Verbesserung 
der Luftqualität in deutschen Städten ergrei-
fen – Fahrverbote verhindern

Drucksache 19/1695

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur (f)	  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit

ZP 8	 Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion der 
FDP:

Haltung der Koalition zu Plänen der EU-Kom-
mission, den ESM in einen europäischen Wäh-
rungsfonds zu überführen

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, so-
weit erforderlich, abgewichen werden.

Nach dem Tagesordnungspunkt  7 soll nunmehr eine 
Aktuelle Stunde mit dem Titel „Internationales UN-Re-
gelwerk (Global Compact for Migration) – Keine Verla-
gerung nationaler Zuständigkeiten bei der Zuwanderung 
auf transnationale Ebene“ aufgesetzt und die bisher an 
dieser Stelle vorgesehene Aktuelle Stunde mit dem Titel 
„Haltung der Koalition zu Plänen der EU-Kommission, 
den ESM in einen europäischen Währungsfonds zu über-
führen“ am Freitag als letzter Tagesordnungspunkt auf-
gerufen werden. 

Des Weiteren soll der Tagesordnungspunkt  5  – Jah-
resberichte des Wehrbeauftragten  – unter Beibehaltung 
der vereinbarten Debattenzeit nunmehr vor dem Tages-
ordnungspunkt 8 beraten werden.

Schließlich soll der ohne Debatte vorgesehene Tages-
ordnungspunkt 22 a – das ist der Antrag mit dem Titel 
„Keine Beschaffung von bewaffneten Drohnen“ – abge-
setzt werden. 

Sie sind mit diesen Vereinbarungen einverstanden? – 
Dann ist das so beschlossen.

Damit rufe ich die Tagesordnungspunkte 3 a bis 3 c 
auf:

a)	 Beratung der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung

Bericht der Bundesregierung zum Stand der 
Bemühungen um Rüstungskontrolle, Abrüs-
tung und Nichtverbreitung sowie über die 
Entwicklung der Streitkräftepotenziale (Jah-
resabrüstungsbericht 2017)

Drucksache 19/1380
Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuss (f)	  
Verteidigungsausschuss	 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe	  
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung�  
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

b)	 Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr.  Alexander S. Neu, Heike Hänsel, Sevim 
Dağdelen, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion DIE LINKE

Keine Stationierung neuer Nuklearwaffen in 
der Bundesrepublik ‒ INF-Vertrag erhalten

Drucksachen 19/1299, 19/1733

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble
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c)	 Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten Katja 
Keul, Agnieszka Brugger, Dr.  Tobias Lindner, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

Glaubhafter Einsatz für nukleare Abrüstung 
‒ Nationale Handlungsspielräume nutzen

Drucksachen 19/976, 19/1732 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 60  Minuten vorgesehen.  – Auch dazu 
gibt es keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort dem 
Bundesminister des Auswärtigen, Heiko Maas.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Heiko Maas, Bundesminister des Auswärtigen: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Jüngst kündigte der russische Präsident in 
einer Rede zur Lage der Nation neue offensive Waffen-
systeme an, die das Nuklearpotenzial von Russland er-
heblich erweitern sollen. Auch China, Indien, Pakistan 
rüsten beträchtlich auf, und die USA setzen die bereits 
begonnene Modernisierung ihres Nuklearwaffenarsenals 
fort. Noch viel beunruhigender ist die Tatsache, dass das 
Tabu, Chemiewaffen einzusetzen, vielfach gebrochen 
worden ist. Wir haben darüber gestern gesprochen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gerne würde ich 
zu Beginn der Diskussion über den Jahresabrüstungs-
bericht 2017 anderes berichten, aber die aktuelle sicher-
heitspolitische Lage zwingt uns dazu, zu erkennen – und 
es führt kein Weg daran vorbei, dies zu erkennen  –: 
Die Zeichen stehen in vielen Teilen der Welt auf Auf-
rüstung – leider. Gleichzeitig erodiert die weltweite wie 
auch speziell die europäische regelbasierte und koopera-
tive Abrüstungs- und Rüstungskontrollarchitektur. Kaum 
eines der Regime, die jahrzehntelang zu unserer Sicher-
heit in Europa beigetragen haben, funktioniert noch in 
vollem Umfang. So ist seit über zehn Jahren der Vertrag 
über Konventionelle Streitkräfte in Europa durch Russ-
land einseitig suspendiert.

(Widerspruch des Abg. Dr. Alexander S. Neu 
[DIE LINKE])

Und es stimmt: Auch andere Vertragsparteien, im Kauka-
sus zum Beispiel, erfüllen diesen nicht in allen Punkten. 
Die USA und Russland werfen sich gegenseitig vor, den 
INF-Vertrag zu verletzen, anstatt konstruktiv die besorg-
niserregenden Vorwürfe wechselseitig auszuräumen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wie soll man mit 
dieser sicherheitspolitischen Großwetterlage umgehen? 
Unsere Aufgabe ist es, den Schutz und die Sicherheit der 
Menschen in unserem Land, aber auch darüber hinaus zu 
gewährleisten, jeder militärischen Eskalation strikt ent-

gegenzuwirken und auf allen Ebenen für politische Lö-
sungen zu kämpfen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten der FDP)

Die NATO-Partner haben beim Warschauer Gipfel 2016 
einvernehmlich beschlossen, die konventionellen Vertei-
digungsfähigkeiten zu optimieren. Vor allem aber, meine 
Damen und Herren, stärken Abrüstung, Rüstungskontrol-
le und Nichtverbreitung unsere Sicherheit. Das zeigt der 
Ihnen vorliegende Bericht außerordentlich anschaulich. 
Hier wird es notwendig sein, zusätzliches Engagement 
zu zeigen. Dies muss aus unserer Sicht drei Ziele ver-
folgen. 

Erstens. Wir müssen alles daransetzen, die bestehen-
de Abrüstungs- und Rüstungskontrollarchitektur zu er-
halten. Das bedeutet vor allem Eskalationsvermeidung 
durch Transparenzbildung und Dialog, auch um bereits 
verlorengegangenes Vertrauen zurückzugewinnen. Des-
halb setzen wir uns zum Beispiel in Gesprächen mit 
Russland und den anderen OSZE-Staaten für den Erhalt 
und, wo nötig, auch die Modernisierung der konventio-
nellen Rüstungskontrolle in Europa ein.

Zweitens. Wir müssen auch akute Proliferationsrisiken 
minimieren. Wir wissen alle: Nordkoreas völkerrechts-
widrige Nuklear- und Raketenprogramme bedrohen den 
Frieden und die Sicherheit nicht nur in der dortigen Re-
gion, sondern weltweit. Deutschland steht deswegen hin-
ter dem Doppelansatz aus Sanktionsdruck, aber vor allen 
Dingen auch Dialog. Gleichzeitig begrüßen wir trotz aller 
Skepsis, die man dabei haben kann, jede diplomatische 
Bemühung, die zu einer verbindlichen und überprüfba-
ren Denuklearisierung der koreanischen Halbinsel führt; 
denn wir müssen auch im Hinterkopf behalten: Wenn es 
nicht gelingt, die nordkoreanische nukleare Bewaffnung 
zu beenden, droht die Entstehung weiterer Nuklearwaf-
fenstaaten in Ostasien.

In dieser Situation sollten wir alles dafür tun, dass eine 
bereits weitgehend eingehegte Krise, der Konflikt über 
das iranische Nuklearprogramm, nicht wieder ausbricht. 
Die Unsicherheit über die Zukunft der Wiener Nukle-
arvereinbarung ist alles andere als hilfreich. Wir haben 
daher ein überragendes Interesse daran, dass die Wiener 
Nuklearvereinbarung erhalten bleibt. Als E-3-Außenmi-
nister setzen wir uns gerade sehr intensiv, auch gegen-
über den Vereinigten Staaten, dafür ein, dass das nach 
dem 12. Mai so bleibt, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Drittens. Wir dürfen – das ist ebenfalls sehr wichtig – 
das Ziel einer nuklearwaffenfreien Welt nicht aus den 
Augen verlieren. Wir gehen dabei nicht – darüber haben 
wir hier vor einigen Wochen schon ausführlich disku-
tiert – den Weg des Atomwaffenverbotsvertrages. Unser 
zentraler Eckpfeiler und Kompass ist und bleibt der nu-
kleare Nichtverbreitungsvertrag. Da gilt es, das Erreich-
te – das ist nicht wenig – zu bewahren. Dafür setzen wir 
uns auch gegenüber unseren G-7-Partnern ein, die sich 
am kommenden Wochenende in Toronto treffen werden. 
Denn wir hier in Deutschland haben den Anspruch, die 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 26 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 19 . April 20182302

(A) (C)

(B) (D)

Rahmenbedingungen für die nuklearwaffenfreie Welt ak-
tiv mitzugestalten; und das werden wir auch auf diesem 
Treffen tun.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir können hier bereits Erfolge verbuchen. Maßgeb-
lich auf deutsches Betreiben hin sind die Verhandlun-
gen über ein Verbot zur Herstellung von waffenfähigem 
Spaltmaterial ein gutes Stück nähergerückt. Fortschritte 
im Bereich der nuklearen Abrüstung sind auch darüber 
hinaus möglich, und das, obwohl wir sicherlich in si-
cherheitspolitisch schwierigen Zeiten leben. Das haben 
die USA und Russland im Februar dieses Jahres schon 
gezeigt. Sie haben die im Rahmen des New-START-Ver-
trages vereinbarten Obergrenzen für einsatzbereite stra-
tegische Nuklearwaffen erreicht. Das ist ein gutes Zei-
chen für die Verlängerung des Vertrages, die demnächst 
ansteht; und diese Verlängerung brauchen wir für die Si-
cherheit in Europa und auch darüber hinaus. 

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen: Über Si-
cherheit in Europa, in Deutschland und auf der Welt 
brauchen wir eine offene und realistische Debatte, und 
die wollen wir heute führen.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nächster Redner ist der Kollege Hampel, AfD-Frak-

tion.

(Beifall bei der AfD)

Armin-Paulus Hampel (AfD): 
Herr Präsident! Verehrte Kollegen! Liebe Gäste im 

Deutschen Bundestag! Ich staune immer, Herr Bundes-
außenminister, wenn die Deutschen ihre Weltsicht dar-
legen. Wir wollen in der Korea-Frage mitmischen, wir 
wollen in Syrien dabei sein, wir wollen zu einem Aus-
gleich in der Welt beitragen.

(Katrin Göring-Eckardt [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Direkt aus dem Berghain! – Wei-
tere Zurufe des Abg. Jürgen Trittin [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

– Was haben Sie für ein Problem? 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir haben keines! Im Gegensatz zu 
Ihnen!)

Wir wollen immer bei Dingen mitreden, bei denen 
Deutschland im Grunde genommen kein Gewicht hat.

(Katrin Göring-Eckardt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Viel!)

Sie werden es erleben: Wenn die Amerikaner sich in der 
Tat entscheiden sollten, den Vertrag mit dem Iran aufzu-
geben, dann werden wir Deutschen daran nichts ändern, 
meine Damen und Herren. Auch an dem Dialog zwischen 

Nord- und Südkorea oder gar den USA und Nordkorea 
werden wir wahrscheinlich nicht teilhaben.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Nun wird hier ein Abrüstungsbericht vorgelegt. Wis-
sen Sie was: An sich erwarte ich von Frau von der Leyen 
erst einmal einen Rüstungsbericht; denn in dem Zustand, 
in dem die Bundewehr ist, müssen wir erst einmal nach-
legen, bevor man uns in der Welt wieder ernst nimmt.

(Beifall bei der AfD)

Ich habe in meinem journalistischen Beruf über 20 Jah-
re Verteidigungs- und Außenpolitik begleitet, und ich 
habe damals immer wieder gehört, dass man nach dem 
aus dem Lateinischen stammenden Spruch „Willst du 
den Frieden, rüste dich für den Krieg“ ein abgestuftes 
Potenzial haben muss, um ernst genommen zu werden. 
Wenn wir im konventionellen Bereich schon nicht dazu 
in der Lage sind, weil unsere Panzer nicht mehr fahren, 
unsere Flugzeuge und Hubschrauber nicht mehr fliegen 
und unsere U-Boote an Land bleiben, dann werden wir 
dieses konventionelle Potenzial auch nicht als überzeu-
gendes Argument in die Diskussion einbringen können. 
Wir haben in den vergangenen Jahren, angefangen mit 
Herrn Guttenberg, Milliarden in den Verteidigungsetats 
eingespart, bis wir jetzt auf amerikanischen Druck auf 
die Idee kommen, wir müssten jetzt ein bisschen nach-
legen, um überhaupt wieder auf ein Niveau zu kommen, 
damit andere Länder uns ernst nehmen.

Den Einsatz der Bundeswehr in den verschiedenen 
Bereichen der Welt wollen übrigens die meisten Deut-
schen nicht. Wir wollen keine Teilhabe in Syrien, in 
Afghanistan, in Regionen, wo wir erstens den Schaden 
nicht angerichtet haben und zu denen wir zweitens auch 
keine historische Beziehung haben. Länder wie Syrien, 
Irak und andere Nahoststaaten sind doch zuallererst ein-
mal auf die Vereinigten Staaten von Amerika angewie-
sen; denn die haben mit dem Irakkrieg die Konflikte be-
gonnen. Derzeit befindet sich der Nahe Osten fast durch 
die Bank weg in Aufruhr und Instabilität. Deshalb ist das 
zuallererst Aufgabe der Amerikaner und dann vielleicht 
der ehemaligen Kolonialländer. Denn seien wir ehrlich, 
meine Damen und Herren: Wir räumen derzeit den post-
kolonialen Schrott von Großbritannien und Frankreich 
auf. Und da war Deutschland in der Vergangenheit eben 
nicht beteiligt. Deshalb sind diese Länder zuallererst in 
der Verantwortung und müssen ihren Beitrag leisten.

(Beifall bei der AfD)

Es wird hier immer darüber gesprochen, dass man nu-
klear abrüsten müsse. Ja, das wollen wir alle. Wir wollen 
vor allen Dingen, dass Länder wie Pakistan, Indien, aber 
vielleicht auch Israel nicht unbedingt über große Atom-
waffenpotenziale verfügen, am besten über gar keine 
Atomwaffen. Aber wir wissen auch, dass die nukleare 
Verteidigungskomponente über Jahrzehnte den Frieden 
in Europa garantiert hat. Und dann müssen wir dem Bür-
ger auch ernsthaft und ehrlich sagen: Auch diese ist ein 
Teil der Abschreckung, nicht gegen irgendjemanden, son-
dern sie einfach – wie heißt es so schön? – als System der 
kollektiven Verteidigung – das ist die NATO – zu haben, 
hat potenzielle Gegner politisch davon abgeschreckt, in 

Bundesminister Heiko Maas



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 26 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 19 . April 2018 2303

(A) (C)

(B) (D)

Europa gefährliche Dinge einzugehen. Das ist das alles 
Entscheidende.

In Ihrem schönen Abrüstungsbericht werde ich 
auf 170  Seiten mit Details zugeschüttet. Das will kein 
Mensch wissen.

(Widerspruch bei der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf von der 
SPD: Doch!)

Ich möchte Ihre Generallinie wissen. Ich möchte wissen: 
Was haben Sie erreicht? Welche Ziele setzen Sie sich für 
die Zukunft? Das steht nämlich nicht in diesem Bericht. 
Das will aber die deutsche Bevölkerung hören, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Also seien wir gegenüber unseren Landsleuten ehrlich 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: „Ehrlich“ ist ein gutes Stichwort! Wo 
sind eigentlich die 27 000 Euro?)

und sagen ihnen: Wir brauchen eine konventionelle 
Rüstung, die überzeugt. Unsere Panzer müssen wieder 
fahren, die Flugzeuge wieder fliegen und die Schiffe 
in See stechen. Und wir müssen genauso mit unseren 
NATO-Partnern eine Flexible Response in der nuklearen 
Abschreckung erreichen, die überzeugend ist für jeden, 
der Unruhe in Europa stiften will. Sie wissen, Sie errei-
chen das nicht mit Sanktionen – dann verhandelt keiner 
mit Ihnen, Herr Maas –, sondern mit einem Gespräch in 
Moskau. Gespräche mit Moskau statt Sanktionen garan-
tieren den europäischen Frieden. Dahin müssen wir. Das 
muss das deutsche Ziel sein.

Ich danke Ihnen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Jetzt erteile ich das Wort dem Kollegen Jürgen Hardt, 

CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jürgen Hardt (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

finde, dass der von der Bundesregierung vorgelegte Be-
richt ein erfreuliches Beispiel dafür ist, dass man durch 
Präzision und gebündelte Information den Erkenntnis-
fortschritt im Parlament tatsächlich fördert. Ich finde den 
vorgelegten Bericht ausgezeichnet. Ich finde es gut, dass 
wir solche Debatten hier im Deutschen Bundestag haben 
und regelmäßig darüber beraten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich möchte auf drei besondere Aspekte eingehen. 

Der erste Aspekt betrifft die Frage der nuklearen Auf-
rüstung von Iran und Nordkorea. Deutschland hat an der 
Seite der fünf ständigen Mitglieder im Sicherheitsrat 
intensiv an führender Stelle für das Nuklearabkommen 
mit dem Iran gekämpft. Wir haben natürlich auch wei-
tere Fragen an die iranische Politik bezüglich ihrer Ag-

gressivität gegenüber Israel und ihrer Unterstützung der 
Terroristen im Jemen. Aber wir sind der Meinung, dass 
dieser Vertrag ein Fortschritt gegenüber dem Zustand ist, 
der vor dem Vertrag bestanden hat. Deswegen kämpfen 
wir dafür, dass dieser Vertrag erhalten bleibt. So hat er 
ja auch die Sicherheit des Staates Israel gegenüber dem 
Zustand, der vorher herrschte, erhöht.

Wir werden am 12. Mai eine wichtige Entscheidung 
in Amerika erleben. Ich danke der Bundesregierung da-
für – sie hat die volle Unterstützung der Regierungskoa-
lition –, dass sie mit den Amerikanern gemeinsam einen 
Weg sucht, der es dem amerikanischen Präsidenten trotz 
der Dinge, die er im Wahlkampf gesagt hat und seinen 
Wählern versprochen hat, letztlich ermöglicht, an diesem 
Vertrag festzuhalten. Wenn man mit Generalen und Po-
litikern in Israel spricht  – die israelische Regierung ist 
diesem Vertrag gegenüber ja negativ eingestellt  –, hört 
man hinter den Kulissen eben oft auch: Wir würden uns 
mehr wünschen, aber diesen Vertrag über Bord zu wer-
fen, ist keine gute Politik im Sinne der Sicherheit des 
Staates Israel. – Dieser begeht ja in diesen Tagen seinen 
70. Geburtstag, zu dem wir herzlich gratulieren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Der zweite Aspekt, auf den ich eingehen will, ist die 
Frage nach chemischen Waffen. Wir haben ein völker-
rechtlich sehr strenges Regime, was das Verbot chemi-
scher Waffen angeht. Aber wir wissen, dass in dieser 
Welt chemische Waffen weiterhin existieren. Wir haben 
Beispiele dafür, dass sie leider auch eingesetzt werden: 
entweder im Krieg wie in Syrien in den vergangenen 
Wochen und in vielen Fällen davor oder im Bereich kri-
mineller Handlungen, wie wir es im Fall Skripal in Groß-
britannien erlebt haben. 

Das völkerrechtliche Regime gegen Chemiewaffen 
ist nur dann wirksam durchsetzbar, wenn alle Vertrags-
parteien, wenn alle Partner, die den Vertrag von 1997 
unterschrieben haben, Unterstützung dabei leisten, dass 
dieser Vertrag durchgesetzt werden kann, dass sie dann, 
wenn die Behörde in Den Haag ermittelt, woher eine che-
mische Waffe kommt, die Türen von Instituten, Laboren 
und Lagern öffnen, in denen möglicherweise solche Waf-
fen hergestellt worden sind und vielleicht noch entspre-
chende Bestände vorhanden sind. Wenn einzelne Partner, 
in diesem Zusammenhang sei namentlich Russland ge-
nannt, den Zugang und die Öffnung ihrer entsprechenden 
Labore verweigern, dann ist es natürlich nicht möglich, 
einen so sicheren Beweis über die Herkunft des Stoffes 
zu führen, wie wir uns das wünschen würden. Das wäre 
möglich, wenn die Inspektoren tatsächlich in die ent-
sprechenden Labore gehen könnten. Insofern ist es die 
Pflicht eines jeden Unterzeichners dieses Abkommens, 
nicht nur die entsprechenden chemischen Waffen zu ver-
nichten bzw. entsprechend dem Abkommen gar nicht zu 
produzieren, sondern auch das Verifikationsregime, das 
dahintersteht und erforderlich ist, nach Kräften zu unter-
stützen. Das ist mein Appell an Russland.

Der dritte Aspekt, auf den ich eingehen möchte, ist 
die Frage des Mittelstreckenraketenvertrags aus den 

Armin-Paulus Hampel 
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80er-Jahren zwischen den USA und Russland bzw. da-
mals der Sowjetunion. Die Frage der Stationierung von 
atomaren Mittelstreckenwaffen in Europa hat Anfang der 
80er-Jahre die öffentliche Meinung in Deutschland und 
in anderen Teilen Europas gespalten, und sie hat zum 
Bruch einer Bundesregierung geführt. Es war ein enor-
mer Quantensprung in der Friedenspolitik, dass es gelun-
gen ist, die landgestützten Raketen mit einer Reichweite 
zwischen 500 und 5 000 Kilometern in Europa komplett 
abzuschaffen. Im Übrigen hätten die Anhänger der Frie-
densbewegung Anfang der 80er-Jahre gar nicht zu erträu-
men gewagt, dass tatsächlich schon wenige Jahre später 
diese Waffen komplett verschwinden.

Wir haben jetzt Anzeichen dafür, dass durch neue 
Technologie und Modernisierung möglicherweise dieser 
Vertrag infrage steht. Ich plädiere und appelliere an die 
Bundesregierung und alle Beteiligten, mit aller Effizienz 
und Sorgfalt zu untersuchen, ob die Vorwürfe, die im 
Raum stehen, tatsächlich berechtigt sind, dass nämlich 
die SSC-8-Raketen Russlands möglicherweise diesen 
Vertrag verletzen, oder ob das eben nicht der Fall ist. Ich 
appelliere, dass wir uns diesem Thema intensiv widmen, 
weil es für die Sicherheit Deutschlands und Europas von 
so großer und tragender Bedeutung ist.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nächster Redner ist der Kollege Alexander Müller, 

FDP.

(Beifall bei der FDP)

Alexander Müller (FDP): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Um 

zu Abkommen zur Abrüstung zu kommen, ist ein zäher 
und oft Jahrzehnte dauernder Prozess nötig. Trotzdem 
muss immer wieder neu versucht werden, durch inter-
nationale Verhandlungen Fortschritte zu erreichen. Der 
Abrüstungsbericht der Bundesregierung macht deut-
lich, wie mühselig die internationalen Bemühungen um 
Abrüstung sind. Wir begrüßen dabei die vielfältigen Ak-
tivitäten, die im vorliegenden Abrüstungsbericht doku-
mentiert sind.

Es gibt immer wieder Rückschläge bei der Verlänge-
rung und der Kontrolle der Verträge. Trotzdem ist es seit 
dem Höhepunkt des Kalten Krieges international gelun-
gen, durch hartnäckige Abrüstungsverhandlungen die 
Anzahl der nuklearen Sprengköpfe von 64 000 auf heute 
15 000 zu reduzieren. So wurden in 30 Jahren immerhin 
schon drei Viertel des Weges zu Global Zero zurückge-
legt, also zu dem Ziel einer Welt ohne Nuklearwaffen. 
Wir Freien Demokraten verlieren dieses Ziel nicht aus 
den Augen. Dieser Weg zur atomwaffenfreien Welt muss 
weiter beschritten werden.

(Beifall bei der FDP)

Trotzdem mussten wir durch Erfahrung lernen, dass 
dieser Weg nicht über den einseitigen Totalverzicht auf 

nukleare Abschreckung führt, so wie ihn Grüne und Lin-
ke hier beantragt haben. Auch hier in Europa gibt es im-
mer noch Kräfte, die das Völkerrecht mit Füßen treten, 
die das Budapester Memorandum und die Schlussakte 
von Helsinki erst unterzeichnen, um dann beides zu bre-
chen. Solange es Mächte gibt, die in militärisch aggressi-
ver Weise ihre friedlichen Nachbarn unterwerfen wollen, 
müssen wir uns durch Abschreckung selbst verteidigen 
können. Das ist unsere feste Überzeugung.

(Beifall bei der FDP)

In drei Wochen entscheidet sich die Zukunft des 
Iran-Abkommens, mit dem es gelungen ist, Iran zu 
verpflichten, Nukleartechnologie ausschließlich fried-
lich zu nutzen und die Einhaltung wirksam überprüfen 
zu lassen. Iran hat sich an alle Regeln gehalten und hat 
heute kein hochangereichertes Nuklearmaterial mehr. 
Trotzdem denkt der amerikanische Präsident laut über 
eine Kündigung dieses Abkommens nach. Es wäre das 
Ende der Früchte jahrzehntelanger Bemühungen um die 
Eingrenzung der Verbreitung von Atomwaffen. Wir ap-
pellieren an die Bundesregierung und an den französi-
schen Präsidenten, der heute hier in Berlin zu Gast ist, 
bei ihren Gesprächen kommende Woche in Washington 
alle diplomatischen Kanäle zu nutzen und auf Präsident 
Trump einzuwirken, damit dieses Abrüstungsabkommen 
eingehalten und nicht zerstört wird. 

Dasselbe gilt natürlich für den Friedensprozess in Ko-
rea. Hier öffnet sich gerade ein Fenster für einen Dialog 
mit dem nordkoreanischen Präsidenten, der zu einem 
Friedensprozess der koreanischen Staaten und zu einer 
Wiedereinbindung Nordkoreas in internationale Nuklear
abkommen führen kann. Auch hier müssen wir Europäer 
alle Gesprächsmöglichkeiten nutzen, insbesondere bei 
der Gelegenheit in der amerikanischen Hauptstadt nächs-
te Woche, wenn die Kanzlerin auf den amerikanischen 
Präsidenten trifft.

(Beifall bei der FDP)

Die Ereignisse der letzten Wochen haben uns gezeigt, 
wie wichtig das Thema Rüstungskontrolle nach wie vor 
ist. Die Vergiftung der Familie Skripal und der Einsatz 
von Chemiewaffen in Syrien zeigen: Es ist unfassbar, 
dass 100 Jahre nach der Ächtung von biologischen und 
chemischen Waffen durch das Genfer Protokoll und vie-
le weitere Abkommen danach heute noch immer solche 
Waffen eingesetzt werden. 

Die UNO will aktiv untersuchen, wer im syrischen 
Duma Giftgas eingesetzt hat, doch das Untersuchungs-
team der OPCW wird ständig hingehalten, wird beschos-
sen, und die Aufklärung wird systematisch behindert. Im 
UNO-Sicherheitsrat blockiert Russland Resolutionen zur 
Sanktionierung der Giftgaseinsätze. Es ist für uns uner-
träglich, ohnmächtig zuschauen zu müssen, wie in Syrien 
seit Jahren immer und immer wieder Giftgas gegen die 
eigene Bevölkerung eingesetzt wird. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Umso unverständlicher ist für uns, wenn die Fraktion 
Die Linke dann bei den Beratungen in den Gremien die-

Jürgen Hardt
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ses Hauses spekuliert, die Giftgaseinsätze könnten ja von 
interessierten westlichen Kreisen inszeniert worden sein.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Un-
glaublich!)

Angesichts der erdrückenden Faktenlage ist das schlicht 
zynisch gegenüber den ermordeten Giftgasopfern.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU  – Zurufe des Abg. 
Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE])

Wir sollten in diesem Haus alle ein Interesse daran ha-
ben, dass die Aufklärung der Giftgaseinsätze nicht länger 
behindert wird, und nicht mit kruden Verschwörungsthe-
orien das weitere Verwischen von Spuren betreiben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nächster Redner ist der Kollege Dr.  Gregor Gysi, 

Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine Damen und Herren! Herr Maas, Sie als Minister 
des Auswärtigen haben die Schwierigkeiten bei internati-
onalen Abrüstungsbemühungen beklagt und auf die Ge-
fährdung des Vertrages über die Begrenzung der nuklea-
ren Mittelstreckenraketen hingewiesen. Ihre Hauptsorge 
ist Russland. Das ist nur alles in hohem Maße unglaub-
würdig, wenn man die Aufrüstung im Westen und in 
Deutschland und die Einseitigkeit der Vorverurteilungen 
und Maßnahmen im Westen, speziell auch in Deutsch-
land, beobachtet. 

Sie wiesen zum Beispiel darauf hin, dass der Vertrag 
über Konventionelle Streitkräfte in Europa von Russland 
gekündigt wurde – Russland ist ausgetreten –; aber Sie 
verschweigen, dass sämtliche NATO-Staaten die Rati-
fizierung abgelehnt haben und Russland deshalb ausge-
stiegen ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Russland – das stimmt – holte sich völkerrechtswidrig 
die Krim, stützte sich aber darauf, dass die NATO mit 
Deutschland völkerrechtswidrig, das heißt, unter Verlet-
zung der territorialen Integrität, ohne Zustimmung Ser-
biens, das Kosovo abtrennte. Damals habe ich Sie ge-
warnt, dass Sie damit ein negatives völkerrechtswidriges 
Beispiel schaffen, aber es interessierte Sie nicht, weil der 
Westen so sehr gegen Russland siegte, dass er meinte, 
das Völkerrecht nicht mehr zu benötigen.

(Beifall bei der LINKEN)

Darauf stützen sich im Übrigen auch die Katalanen und 
die Menschen im Nordirak. Übrigens: Wer nicht aufhö-
ren kann, zu siegen, wie bei der Herstellung der deut-
schen Einheit, bezahlt eines Tages dafür. Jetzt ist es welt-
weit und in Europa so weit. 

Der Krieg der USA und anderer gegen den Irak war 
völkerrechtswidrig. Sie waren vom Irak nicht angegriffen 
worden, und es gab auch keinen Sicherheitsratsbeschluss. 
Der Krieg der Türkei gegen Syrien ist völkerrechtswid-
rig. Wieder gab es keinen Angriff, keinen Sicherheitsrats-
beschluss. 

Gegen Russland wurden umfangreiche Sanktionen 
beschlossen, gegen die USA und die Türkei wagen Sie 
nicht einmal darüber nachzudenken. Sie werden eine 
Gleichbehandlung ablehnen, aber vergessen, dass Putin 
und die russische Bevölkerung die unterschiedliche Be-
handlung durch die gesamte EU mitbekommen. Deshalb 
unterstützt – leider – Putin jetzt alle Kräfte gegen die EU. 
Mit anderen Worten: Das beweist schon, wie falsch diese 
Aktionen sind und dass sie endlich aufgehoben werden 
müssen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der AfD)

Übrigens: Der Militärschlag der USA, Großbritanni-
ens und Frankreichs gegen Syrien war ebenfalls völker-
rechtswidrig – wieder kein Angriff, wieder kein Sicher-
heitsratsbeschluss. 

Das große Problem besteht demnach in dem absichts-
vollen Abschied von einer Sicherheitskultur des Dialogs, 
des Respekts und der gemeinsamen Sicherheit in den in-
ternationalen Beziehungen. Ich sehe keine Bemühungen, 
dahin zurückzukehren. Im Gegenteil: Es ist fatal, dass 
Sie erst glaubten, die russischen Kooperationsangebote, 
die Putin 2001 hier im Bundestag in Fragen der Wirt-
schaft und der Sicherheit gemacht hat, ignorieren zu kön-
nen, und nun den Konfrontationskurs der USA ohne Sinn 
und Verstand mittragen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die NATO will mit Zustimmung der Bundesregierung 
pro Mitgliedsland 2  Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
für Militär ausgeben. US-Präsident Trump rief Europa 
zu, dass das nun endlich zu verwirklichen sei. Sofort rie-
fen Frau Merkel und Frau von der Leyen hier: Wir sind 
artig, wir machen das. – Sie wissen es möglicherweise 
nicht, meine Damen und Herren von der Bundesregie-
rung, aber man darf zu Herrn Trump auch Nein sagen.

(Beifall bei der LINKEN)

Allerdings braucht man dafür etwas Kreuz im Rücken.

2017 wurden 37  Milliarden Euro für Militär aus-
gegeben. Das waren schon 2 Milliarden Euro mehr als 
2016. Es waren aber erst 1,22 Prozent des Bruttoinlands
produkts. In diesem Jahr sollen es schon 38,5  Milli-
arden Euro sein. Nur zum Vergleich: Für Bildung und 
Forschung wollen Sie 17,5 Milliarden Euro und für Ge-
sundheit 15,2  Milliarden Euro ausgeben, also deutlich 
weniger als für Militär und Rüstung. Wenn Sie 2024 das 
2-Prozent-Ziel wirklich erreichen wollen, müssten Sie 
75 Milliarden Euro für Rüstung und Militär ausgeben – 
eine gigantische Aufrüstung, eine gigantische Verschleu-
derung von Steuermitteln,

(Beifall bei der LINKEN)

Alexander Müller 
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und das alles, obwohl es keinen einzigen Staat gibt, der 
die Absicht hat, Deutschland militärisch anzugreifen. Na-
türlich lancieren Sie Meldungen in den Medien, woran 
es der Bundeswehr überall fehlt. Auch die Berichte über 
die internationalen Spannungen sollen dazu beitragen, 
die Bevölkerung von der Notwendigkeit der Rüstung zu 
überzeugen. Aber die Mehrheit trägt das nicht mit.

Die Bundeswehr ist derzeit an 14 Auslandseinsätzen 
beteiligt, mit bis zu 3 600 Soldatinnen und Soldaten. Ich 
will ganz kurz auf drei Beispiele eingehen.

Afghanistan: Der Einsatz läuft seit 2001, also schon 
über 16  Jahre. Der Einsatz war von Anfang an falsch; 
aber Sie mussten ja mitmachen und haben damit eine Si-
tuation geschaffen, die so instabil ist, wie man es sich 
kaum vorstellen kann. Statt Abzug hat die Bundestags-
mehrheit nun sogar eine Aufstockung der Truppenstärke 
beschlossen. Deutlicher kann man das Scheitern nicht 
zeigen.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Kosovo: Der Einsatz läuft seit 1999  – das sind 
bald 20  Jahre  –, nach einer Beteiligung an einem völ-
kerrechtswidrigen Krieg. Wie lange soll die Anwesenheit 
unserer Soldaten im Kosovo noch dauern? 100  Jahre? 
Was haben Sie da eigentlich für Vorstellungen?

Jordanien und Türkei: Überwachung des syrischen 
Luftraums. Alle Daten, die unsere Soldaten einsammeln, 
gehen an die Allianz gegen den „Islamischen Staat“. 
Zu dieser Allianz gehören auch die USA, Großbritanni-
en und Frankreich und die Türkei. Sie alle bekommen 
die Daten und nutzen sie. Die Bundeskanzlerin sagte: 
Deutschland wird sich an dem Militärschlag der USA, 
Großbritanniens und Frankreichs nicht beteiligen. – Wir 
sind beteiligt! Denn sie bekommen von uns die Daten, 
die sie für diesen Militärschlag nutzen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Türkei – das ist noch schlimmer –, mit Erdogan 
an der Spitze, bekämpft in Syrien die Kurdinnen und 
Kurden, die die Hauptlast des Kampfes gegen den „Is-
lamischen Staat“ getragen haben. Erst kämpfen sie also 
an unserer Seite, dann lassen wir zu, dass sie beschossen 
und ermordet werden, noch dazu mit deutschen Waffen 
und auf der Grundlage der von uns gelieferten Daten. 
Das ist ein unbeschreiblicher Skandal.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie wollen uns wirklich glauben machen, dass all die-
se Einsätze ein Beitrag zur atomaren Abrüstung sind? 
Warum sorgen Sie nicht wenigstens dafür, dass wir 
atomwaffenfrei werden? Warum beschließen wir nicht, 
die USA aufzufordern, ihre Atomwaffen aus Deutschland 
abzuziehen?

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der AfD)

Das wäre doch mal ein Schritt in die richtige Richtung.

Ich merke, dass meine Redezeit abläuft. – Herr Bun-
destagspräsident, ich will es Ihnen bloß kurz erklären: 
Wissen Sie, als ich vor einem Jahr hier geredet habe, – 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Erklären Sie mir das nachher. 

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE): 
– hatte ich immer sieben Minuten Redezeit.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Die Zeit ist rum, Herr Kollege Gysi.

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE): 
Ich weiß, aber ich muss mich erst auf die sechs Minu-

ten einstellen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Aber Sie haben jetzt auch schon sieben Minuten ge-

sprochen.

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE): 
Ist gut. Ich höre dann auf.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Ich danke Ihnen.

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE): 
Ich sage nur so viel: Sie, Herr Bundesaußenminister 

und die anderen, müssen merken, dass wir, wenn wir 
wirklich vorankommen wollen, ein grundlegend anderes 
Verhältnis Europas und speziell Deutschlands zu Russ-
land brauchen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Die SPD bitte ich, einmal daran zu denken, wie sie unter 
Willy Brandt dachte. Die heutige Politik hat damit nichts 
zu tun; aber Sie machen das alles mit. Denken Sie darü-
ber nach!

(Beifall bei der LINKEN – Andrea Nahles 
[SPD]: Die Welt ist eine andere!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Katja Keul, Bünd-

nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Zunächst das Positive: Gut, dass es die-
sen Abrüstungsbericht gibt, und gut, dass wir darüber 
reden. Für uns Grüne steht außer Frage, dass Abrüs-
tungsbemühungen heute notwendiger sind denn je. Auch 
die Bundesregierung betont im Bericht immer wieder 
ihre Besorgnis über die aktuelle Aufrüstungsspirale. 
Gleichzeitig ist aber das Schweigen der Bundesregie-
rung unüberhörbar, wenn es darum geht, den Abzug der 
Atomraketen aus Deutschland durchzusetzen oder den 
Atomwaffenverbotsvertrag zu unterstützen. Dabei hatten 
wir doch 2010 alle gemeinsam hier im Bundestag genau 
dies beschlossen. Heute betont die Bundesregierung nur 
noch, dass ein Engagement im Rahmen der bestehenden 

Dr. Gregor Gysi
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Verträge und Systeme erfolgen soll. In Zeiten erodieren-
der Vertragsgrundlagen ist das aber nicht genug.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Bei Atomwaffen heißt der Status quo nämlich Mo-
dernisierung und Investitionen in Milliardenhöhe. 
Deutschland liefert dazu noch das Spaltmaterial für die 
US-Atomraketen. Aus Sicht meiner Fraktion ist das der 
falsche Weg.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Auch Steinmeier hatte 2016 als Außenminister völlig zu 
Recht neue Initiativen angemahnt. Ich hoffe doch sehr, 
dass Sie, Herr Maas, sich davon nicht verabschieden 
wollen.

(Beifall der Abg. Kathrin Vogler [DIE 
LINKE])

Wir brauchen dringend neue vertrauensbildende Maß-
nahmen, gerade dann, wenn wir den INF-Vertrag retten 
wollen. Das Misstrauen gegenüber Russland, was die 
Reichweite der SSC-8-Raketen betrifft, ist bislang eben-
so wenig ausgeräumt wie das Misstrauen der Russen 
gegenüber dem US-Raketenabwehrsystem, das mög-
licherweise auch mit Offensivsprengkörpern versehen 
werden kann. Dass der Raketenabwehrschirm die Auf-
rüstungsspirale massiv befeuert, haben wir Grünen schon 
seit Jahren kritisiert. Bevor wir aber der Diskussion über 
neue Mittelstreckenraketen in Europa freien Lauf lassen, 
könnte Deutschland beispielsweise gegenseitige Inspek-
tionen ins Spiel bringen. Voraussetzung für jede Art von 
vertrauensbildenden Maßnahmen ist aber erst einmal, 
dass man den politischen Willen dazu hat. Da habe ich 
inzwischen doch einige Zweifel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Kathrin Vogler [DIE LINKE])

In der Fragestunde der letzten Sitzungswoche vor 
Ostern hat Außenminister Maas in Bezug auf die vorge-
schlagenen Inspektionen gesagt, er würde davor warnen, 
irgendwelche Deals mit der russischen Seite zu machen. 
Das ist doch wirklich allerhand.

(Beifall der Abg. Jürgen Trittin [BÜND-
NIS  90/DIE GRÜNEN] und Kathrin Vogler 
[DIE LINKE])

Eine solche Äußerung stellt den gesamten Abrüstungs-
bericht infrage. Mit wem wollen Sie denn Abrüstungs-
verträge schließen, wenn nicht mit Russland? Mit sich 
selbst?

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Es gibt leider nicht mehr sehr viele funktionieren-
de Verträge, auf die man zurückgreifen könnte. Der 
KSE-Vertrag über die konventionelle Abrüstung liegt 
seit Jahren auf Eis, weil sich beide Seiten stur gestellt 
haben. Jetzt gilt es, wenigstens den Vertrag über den Of-
fenen Himmel zu retten  – das letzte Vertragswerk, das 
noch regelmäßig praktiziert wird. Stellen Sie bitte sicher, 

dass der deutsche Beitrag in Form eines Flugzeuges auch 
wirklich „fliegt“. Lange genug haben die Mitglieder 
des Unterausschusses Abrüstung gemeinsam darauf ge-
drängt, dass dieses Flugzeug endlich angeschafft wird. Es 
ist auch gut, dass wir uns jetzt endlich geeinigt haben, 
dass es auch den Unterausschuss wieder geben wird. Ich 
fing schon langsam an, mir Sorgen zu machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch gegen die im Bericht genannten Gefahren durch 
Streumunition und Antipersonenminen könnte die Bun-
desregierung mehr tun, indem sie endlich ein entspre-
chendes Investitionsverbot auf den Weg bringt. Das 
Förderungsverbot in §  18a Kriegswaffenkontrollgesetz 
müsste ausdrücklich auf Investitionen in Unternehmen 
erstreckt werden. Damit müsste verhindert werden, dass 
derartige Investitionen auch noch steuerlich gefördert 
werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Einen entsprechenden Antrag hatten wir bereits im Jahr 
2011 gemeinsam mit der Fraktion Die Linke und übri-
gens auch gemeinsam mit Ihnen, liebe Genossinnen und 
Genossen von der SPD, hier eingebracht.

Die Bundesregierung will sich laut Bericht für die 
Ächtung letaler automatischer Waffensysteme einset-
zen; das finde ich gut. Allerdings wollen Sie bewaffnete 
Drohnen für die Bundeswehr anschaffen. Ja, ich weiß: 
Das sind keine automatischen Waffensysteme. Dennoch 
spricht viel gegen bewaffnete Drohnen. Sie werden in der 
Praxis überwiegend illegal und völkerrechtswidrig au-
ßerhalb von Militäreinsätzen verwendet, und zwar mehr 
von Geheimdiensten als von regulären Streitkräften. Un-
sere Bundeswehr hat wirklich andere Probleme mit ihrer 
bestehenden Ausrüstung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die SPD war im Sommer vor der Bundestagswahl noch 
tapfer gegen die Anschaffung. Jetzt lese ich: Der Vertrag 
soll in den nächsten sechs Wochen unterzeichnet werden.

Zu guter Letzt kann ich Ihnen nicht ersparen, darauf 
hinzuweisen: Auch die Rüstungsexporte zahlen auf die 
Negativbilanz der Bundesregierung ein. Dass wir seit 
Jahren mehr Kriegswaffen an Drittstaaten als an Bünd-
nispartner liefern, widerspricht Ihren eigenen Grundsät-
zen und gefährdet zunehmend deutsche Sicherheitsinte-
ressen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Aber auch Bündnispartner, die völkerrechtswidrige 
Angriffskriege gegen Nachbarstaaten führen und Men-
schenrechte im eigenen Land missachten, dürfen solche 
Kriegswaffen nicht erhalten.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der LINKEN)

Wir Grünen haben Ihnen an dieser Stelle schon mehr-
fach unsere Vorschläge für ein verbindliches Rüstungs-
exportkontrollgesetz vorgestellt. Besonders konstruk-
tiv finde ich den neuen Vorschlag des Präsidenten des 
BAFA, Exportgenehmigungen künftig zeitlich zu befris-

Katja Keul



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 26 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 19 . April 20182308

(A) (C)

(B) (D)

ten. Dann könnte bei einer veränderten Sicherheitslage 
auch kein angeblicher Vertrauensschutz mehr greifen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Das Kriegswaffenkontrollgesetz sieht zwar schon heute 
vor, dass Genehmigungen jederzeit widerrufen werden 
können; die Praxis zeigt aber, dass die Bundesregierung 
quasi nie davon Gebrauch macht.

Ich komme zum Schluss. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, „Frieden ist nicht alles, aber ohne Frieden ist alles 
nichts“. Auch wenn Sie, Herr Maas, erklärtermaßen nicht 
wegen Willy Brandt in die SPD eingetreten sind, so will 
ich doch sehr hoffen, dass gerade die SPD die Entspan-
nungspolitik nicht einfach aufgibt.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nächster Redner ist der Kollege Dr. Fritz Felgentreu, 

SPD.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Fritz Felgentreu (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Eine kleine Vorbemerkung mit ein paar Angaben zur 
Richtigstellung, weil der Kollege Gysi hier gerade ein 
Fake-News-Feuerwerk abgebrannt hat,

(Dr. Petra Sitte [DIE LINKE]: Das ist eine 
Unverschämtheit!)

von dem Sie, Herr Gauland, und Ihre Kollegen durchaus 
noch etwas lernen können:

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die Bundeswehr hat zurzeit keine 6 600 Soldaten in 
Einsätzen, sondern 3 700.

(Dr. Dietmar Bartsch [DIE LINKE]: Hat er 
gesagt! Er hat „3 700“ gesagt!)

Im Kosovo wird die deutsche Präsenz gerade massiv ab-
gebaut. In diesen Tagen werden Abkommen darüber un-
terzeichnet, wie die ehemals militärisch genutzten Lie-
genschaften in Zukunft zivil genutzt werden sollen.

Wenn Sie sich von den Kollegen aus dem Verteidi-
gungsausschuss über die gestrige Beratung dort hätten 
unterrichten lassen, dann hätten Sie gewusst, dass es 
wirklich keinerlei militärische Beteiligung Deutschlands 
an dem Luftschlag in Syrien gegeben hat, 

(Beifall der Abg. Andrea Nahles [SPD])

aber politische Unterstützung.

Schließlich, lieber Kollege Gysi, zu Willy Brandt: 
Muss ich Sie wirklich daran erinnern, dass es die fes-
te Grundlage der Westbindung war, die die Ostpolitik 
Willy Brandts überhaupt möglich gemacht hat, und dass 
das eine Westbindung war, die so attraktiv war, dass die 
Mehrheit der Bevölkerung der DDR gegen den Wider-

stand Ihrer Partei große Risiken in Kauf genommen hat, 
um am Ende dazugehören zu können? – Das vielleicht 
nur als kleiner Kommentar zu Ihren Worten.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP – Armin-Paulus Hampel [AfD]: Da war 
der Mauerfall dazwischen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Jahresrüstungs-
bericht für 2017 fällt in eine Zeit, die uns alle mit Be-
sorgnis erfüllt. Die internationalen Spannungen haben 
erheblich zugenommen, die NATO hat sich im Lichte des 
Krieges in der Ukraine entschieden, wieder ein größeres 
Gewicht auf Abschreckung zu legen, und auch Deutsch-
land muss wieder mehr Geld in die Bundeswehr investie-
ren. Wir stellen ernüchtert fest, dass wir einen weiten und 
steinigen Weg bis zur erforderlichen Einsatzbereitschaft 
vor uns haben. Dabei sprechen wir nicht von Abrüstung 
im engeren Sinne, sondern zunächst einmal davon, dass 
die Bundeswehr die Aufgaben erfüllen kann, die sie 
übernommen hat, und dafür das erforderliche Personal, 
die Waffen und das Material hat.

Auch die gefährlichsten Waffen von allen, die Nukle-
arwaffen, spielen in unseren Überlegungen und Debatten 
über die Sicherheit Europas und der Welt wieder eine grö-
ßere Rolle. Der größte Erfolg der letzten Jahre war ohne 
Zweifel der Gemeinsame Umfassende Aktionsplan mit 
dem Iran. Er hat die nukleare Gefahr eingehegt und sieht 
eine enge Kontrolle iranischer Nuklearanlagen durch in-
ternationale Experten vor. Trotzdem wird er in den USA 
zunehmend infrage gestellt. Das ist gerade das Land, das 
für sein Zustandekommen und seine Umsetzung ganz 
entscheidend Verantwortung trägt. Mit Nordkorea steht 
ein vergleichbares Abkommen in weiter Ferne. 

Am erschreckendsten ist es für uns aber, dass das Ver-
bot von Mittelstreckenraketen, der INF-Vertrag, unter 
Druck geraten ist, seitdem die NATO immer mehr Zwei-
fel an der Vertragstreue der Russischen Föderation hat 
und die USA ihrerseits von Russland beschuldigt wer-
den, angeblich vertragswidrige Raketensysteme statio-
niert zu haben.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Rumänien!)

Die Rückkehr nuklearer Mittel- und Kurzstreckenwaf-
fen kann Europa in die existenzielle Unsicherheit der 
80er-Jahre zurückwerfen, und das wollen wir nicht.

In dieser Situation ist es ein wichtiges Signal und ein 
wichtiger Aufruf zur Besonnenheit, dass sich die deut-
schen Regierungsparteien in ihrem Koalitionsvertrag 
ausdrücklich zum Ziel einer atomwaffenfreien Welt be-
kennen. Als einen ersten Schritt, um die gemeinsame 
Haltung deutlich zu machen, haben die Koalitionsfrakti-
onen einen Antrag mit einem Bekenntnis zum INF-Ver-
trag in den Bundestag eingebracht, der in dieser Woche 
in den Ausschüssen beraten wird. Dieser Antrag muss der 
Auftakt zu einer beharrlichen Politik sein, mit der Bun-
destag und Bundesregierung gemeinsam durch Diploma-
tie, Vertrauensbildung und Überzeugungsarbeit darauf 
hinwirken, dass die nukleare Bedrohung der Menschheit 
wieder geringer wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Katja Keul
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Einen echten Fortschritt halten wir allerdings derzeit 
vor allem dort für möglich, wo nicht die Grundsatzfrage 
gestellt wird. Deutschland wird sich deshalb auch wei-
terhin für das Inkrafttreten des Vertrages über den Stopp 
aller Atomtests einsetzen, der schon 1996 beschlossen, 
aber bis heute von so wichtigen Ländern wie China und 
den USA nicht ratifiziert worden ist. 

Ein noch kleinerer Schritt, der eine große Wirkung 
haben wird  – der Außenminister hat darauf hingewie-
sen –, wenn er denn gelingt, ist das geplante Verbot der 
Herstellung von spaltbarem Material, um damit Waffen 
zu bauen. Deutschland, Kanada und die Niederlande ma-
chen sich im Rahmen der Vereinten Nationen dafür stark. 

Mit großem Respekt, aber auch mit Zweifeln begleitet 
die SPD-Fraktion demgegenüber die Bemühungen um 
ein völkerrechtliches Verbot von allen Nuklearwaffen. Es 
kann uns ja nicht gleichgültig sein, dass die ICAN-Initi-
ative, die sich dafür besonders einsetzt, 2017 den Frie-
densnobelpreis erhalten hat. Dennoch können wir nicht 
erkennen, dass die von über 100  Staaten unterstützte 
Verbotsinitiative schon ein erfolgreicher Ansatz wäre; 
denn solange sich so gut wie alle Nuklearmächte, die da-
von betroffen wären, dem Verbot entziehen und es keine 
wirksamen Kontrollmechanismen vorsieht, besteht die 
große Gefahr, dass es wirkungslos bleibt. 

Die SPD-Fraktion unterstützt deshalb die Bundes-
regierung darin, ihre abrüstungspolitischen Ziele mit 
diplomatischer Beharrlichkeit weiter zu verfolgen, und 
zwar auf allen Ebenen, auf denen Deutschland Einfluss 
nehmen kann: in der NATO, in der EU, in den Vereinten 
Nationen. Diese haben hier die größte Bedeutung.

Ich wäre dankbar, wenn der Deutsche Bundestag der 
Bundesregierung dabei den Rücken stärken würde, zum 
Beispiel indem wir auf den Abrüstungsbericht gemein-
sam in der Form reagieren, dass wir den Koalitionsantrag 
zum Erhalt des INF-Vertrages mit einer großen Mehrheit 
beschließen.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Jetzt erteile ich das Wort dem Kollegen Dr.  Anton 

Friesen, AfD.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Anton Friesen (AfD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren Abgeordnete! 

Ich bin nicht sicher, mit welchen Waffen der dritte 
Weltkrieg ausgetragen wird, aber im vierten Welt-
krieg werden sie mit Stöcken und Steinen kämpfen.

Mit diesem Zitat hat Albert Einstein sehr anschaulich die 
Folgen einer nuklearen Konfrontation zusammengefasst. 

Den Atomkrieg zu verhindern, dazu gibt es gerade 
zwischen den zwei führenden Nuklearmächten USA und 
Russland eine ganze Reihe von Abkommen. Wir leben 

aber in einer Welt, die nicht nur durch die Eskalations-
dynamik zwischen Washington und Moskau geprägt ist, 
sondern in der immer mehr Staaten in den Besitz von Nu-
klearwaffen gelangen und Terroristen nach der ultimati-
ven Waffe greifen. Daher müssen wir die nukleare Rüs-
tungskontrolle und Abrüstung noch viel ernster nehmen 
als zu Lebzeiten Albert Einsteins.

Der INF-Vertrag – so bemerkt es der Abrüstungsbe-
richt der Bundesregierung richtig – „ist für die Sicher-
heitsarchitektur in Europa von grundsätzlicher Bedeu-
tung“. Deshalb hat Die Linke mit vielen Punkten ihres 
Antrags recht. Trotzdem werden wir ihm nicht zustim-
men. Die Linke übersieht nämlich etwas ganz Wesent-
liches  – ob es jetzt auf ideologische Blindheit oder 
Realitätsverweigerung zurückzuführen ist, sei einmal da-
hingestellt –: Die Linke vergisst, dass Rüstungskontrolle 
bei den Atomwaffen und ihren Trägersystemen nur funk-
tioniert, wenn man über schlagkräftige konventionelle 
Streitkräfte verfügt.

(Beifall bei der AfD)

Es ist in diesen Tagen viel von der Entspannungspo-
litik die Rede. Man sollte aber nicht vergessen, dass die 
Entspannungspolitik einen militärischen Zwillingsbru-
der, die NATO-Doktrin Flexible Response, hatte. Ich zi-
tiere einen Historiker: 

USA und NATO ließen ... offen, wie sie auf einen 
Angriff reagieren würden. Entsprechend wurden die 
Streitkräfte so ausgerüstet, dass sie über alle – nu-
klearen und konventionellen – Mittel verfügten.

Es ist sicherlich notwendig und in unserem deutschen 
Interesse, dass der INF-Vertrag als ein Meilenstein der 
Abrüstung erhalten bleibt. Dazu ist es auch notwen-
dig – so heißt es in einer Untersuchung der trilateralen 
deutsch-russisch-amerikanischen Deep Cuts Commis
sion –, dass russische und US-amerikanische Inspektoren 
Zugang zu den russischen SSC-8-Raketen, aber ebenso 
auch zur US-amerikanischen Raketenabwehr erhalten. 

(Beifall bei der AfD)

Wir als AfD treten dafür ein, eine stabilitätsorientierte 
Friedenspolitik mit Augenmaß zu betreiben. Garant einer 
solchen Politik ist eine Bundeswehr, deren Einsatzbereit-
schaft sowie materielle und personelle Ausrüstung dem 
Auftrag der Landes- und Bündnisverteidigung gerecht 
werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nächster Redner ist der Kollege Thomas Erndl, CDU/

CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Erndl (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine Kolleginnen und Kollegen! 

Die Beratungen über den Jahresabrüstungsbericht 2017, 
den uns die Bundesregierung vorgelegt hat, fallen in eine 
außen- und sicherheitspolitisch brisante Zeit. Die Situa-

Dr. Fritz Felgentreu



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 26 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 19 . April 20182310

(A) (C)

(B) (D)

tion in Syrien, die wir gestern hier debattiert haben, der 
Nervengiftanschlag in England, Russlands Ankündigung 
neuer Raketen- und Waffensysteme: All das ist höchst be-
sorgniserregend. 

Wir dürfen in Europa nun seit 73  Jahren in Frieden 
und Freiheit leben, müssen aber mehr denn je in den Er-
halt dieses Friedens investieren. Im Koalitionsvertrag ha-
ben wir bestätigt, dass Rüstungskontrolle und Abrüstung 
prioritäre Ziele verantwortlicher deutscher Außenpolitik 
sind und bleiben. Der Abrüstungsbericht zeigt wirklich 
sehr umfassend unsere Beiträge auf. 

Es ist wichtig, dass wir trotz einer großen Anzahl in-
ternationaler Krisen, mit denen wir konfrontiert sind, in 
Fragen der Rüstungskontrolle und Abrüstung vorankom-
men. Aber zuallererst besteht eine Notwendigkeit zur 
Akzeptanz der Realität, und daran habe ich bei dem, was 
ich von ganz links und manchmal auch von ganz rechts 
hier in diesem Hause höre, ernsthafte Zweifel. 

Wenn Sie, Herr Kollege Gysi, uns Einseitigkeit vor-
werfen, dann muss ich sagen: Mehr Einseitigkeit als in 
Ihrem Beitrag geht wirklich nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es ist wichtig und in unserem ureigensten Interesse, dass 
wir uns intensiv in die Abrüstungsinitiativen einbringen. 
Gemeinsam mit unseren europäischen Freunden müssen 
wir gerade die Verletzung des INF-Vertrags durch neue 
russische Kurz- und Mittelstreckenraketen viel deutli-
cher anprangern. Das ist kein weiterer Punkt auf einer 
Liste mehrerer Unstimmigkeiten, die man zu besprechen 
hat, sondern das ist ein fundamentales Sicherheitspro-
blem für unser Land, und das müssen wir klar und laut 
hörbar an Moskau kommunizieren. Leise Töne sind hier 
das falsche Signal.

Wenn dann in diesem Zusammenhang von ganz links 
und auch von ganz rechts immer wieder die NATO-Ost
erweiterung angesprochen wird, die angeblich Russland 
zur Aufrüstung veranlasst, muss ich Ihnen sagen, mei-
ne Kolleginnen und Kollegen: Wir haben keine bipolare 
Weltordnung mehr, in der es nur um die USA und Russ-
land geht.

(Andrea Nahles [SPD]: Richtig!)

Die Menschen in Osteuropa sind keine Menschen zwei-
ter Klasse. Sie haben das Recht, sich einem Bündnis 
anzuschließen, um einen Schutz gegen die vielfältigen 
Bedrohungen auf dieser Welt zu haben, und dieses Recht 
haben sie genutzt. Da kann man noch so viel Legenden-
bildung betreiben: Die Aktivitäten der NATO sind für 
unseren Schutz; sie sind nicht gegen Russland gerichtet. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Ach nee! 
Gegen wen denn sonst?)

Meine Damen und Herren, es ist doch vollkommen 
klar: Wir brauchen wesentlich bessere Beziehungen zu 
Russland. Ich möchte Moskau gerne wieder uneinge-
schränkt als Partner für die vielfältigen Herausforderun-
gen bezeichnen können. Aber sie machen es uns wirklich 
nicht leicht. Es ist ein weiter Weg, aber Deutschland ist 
in einer besonderen Rolle, um hier Fortschritte zu ermög-
lichen.

Eine weitere Herausforderung ist Nordkoreas aggres-
sives Nuklearstreben, welches nicht nur in der Region, 
sondern weltweit Frieden und Sicherheit bedroht. Dass 
gegenwärtig Gespräche mit Südkorea und auch mit den 
USA stattfinden, ist zu begrüßen; aber klar muss auch 
sein: Das völkerrechtswidrige Raketen- und Nuklearpro-
gramm muss zurückgebaut werden.

Meine Kolleginnen und Kollegen, eine atomwaffen-
freie Welt ist unser Wunsch. Wir dürfen jedoch nicht 
ignorieren, dass Atomwaffen ein realer Bestandteil dieser 
Welt sind. Gerade deshalb gibt es keinen anderen Weg, 
als vernünftig und ohne auf ideologischen Positionen zu 
beharren mit der Frage der nuklearen Abrüstung umzu-
gehen. 

Wir debattieren heute nicht nur über den Jahresabrüs-
tungsbericht, sondern auch über einen Antrag der Linken, 
der zu dem Bild passt, das Sie in der gestrigen Debatte 
über den Syrienkonflikt und mit Ihrer Kundgebung vor 
dem Brandenburger Tor abgegeben haben. Sie kritisieren 
einseitig die NATO und den Westen, während die Rus-
sen die Guten sind. Einen solchen Antrag kann man nur 
ablehnen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Zur Abwechslung wäre es gut, wenn Sie für die Kinder 
mit aufgerissenen Augen und Schaum vor dem Mund de-
monstrierten und nicht einen solchen Zirkus wegen ein 
paar Raketen aufführten, die Chemiewaffen zerstören, 
welche schon lange entsorgt sein sollten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Zum Antrag der Grünen, zum Atomwaffenverbotsver-
trag. Wir haben in diesem Haus schon oft darüber debat-
tiert. Ohne die Nuklearmächte einzubeziehen, macht das 
keinen Sinn. Deswegen können wir hier nicht zustimmen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ob im konventio-
nellen Bereich, in der nuklearen Nichtverbreitung, der 
nuklearen Abrüstung, im Bereich von chemischen und 
biologischen Waffen oder bei der Cyberabwehr, unser 
Land leistet einen umfassenden Beitrag, damit unsere 
Welt sicherer und friedlicher wird. Wir müssen zusam-
men mit unseren europäischen Partnern und den USA 
Strategien für den Umgang mit neuen Herausforderun-
gen entwickeln. Das ist das Wichtigste für unsere fried-
liche Zukunft.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Jetzt erteile ich das Wort dem Kollegen Frank 

Müller-Rosentritt, FDP, zu seiner ersten Rede im Deut-
schen Bundestag.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)

Frank Müller-Rosentritt (FDP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Dass ich als Quereinsteiger heute hier 

Thomas Erndl 
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stehe, ist absolut keine Selbstverständlichkeit. Es ist viel-
mehr Wesensmerkmal unserer freiheitlichen Demokratie, 
dass jede Bürgerin und jeder Bürger durch Wahlen auf 
höchster politischer Ebene einfach mitgestalten kann. 
Für diese demokratische Ordnung müssen wir uns täglich 
einsetzen: im Wahlkreis, hier im Hohen Haus und auch 
in der internationalen Politik. Auch wir Freien Demokra-
ten wünschen uns eine friedliche Welt und unterstützen 
selbstverständlich alle ernsthaften und geeigneten Abrüs-
tungsbemühungen. Wir teilen das Ziel einer atomwaf-
fenfreien Welt. Wir wissen: Abrüstungsvereinbarungen 
waren zu Zeiten des Kalten Krieges für die Deeskalation 
sehr wertvoll. Rüstungskontrolle trägt zweifelsfrei zu 
Vertrauensbildung und Dialog bei. 

Im Ziel einer friedlicheren Welt besteht, glaube ich, 
ganz große Einigkeit in diesem Hause. Bezüglich des 
richtigen Wegs sehe ich aber ganz klare Unterschiede.

Die vermeintlichen Lösungen, die Linke und Grüne in 
ihren Anträgen anbieten, greifen völlig zu kurz. Für die 
Linke scheint wie üblich alle Bedrohung dieser Welt von 
der NATO auszugehen. Die Grünen befassen sich – wie 
nicht anders zu erwarten – deutlich ernsthafter mit die-
ser Thematik, wenn auch aus meiner Sicht nicht gänzlich 
zielführend. Die Idee eines Atomwaffenverbotsvertrags 
scheint auf den ersten Blick total logisch und gut zu sein. 
Ein Vertrag, in dessen Ausarbeitung die Atommäch-
te gar nicht einbezogen waren, ist jedoch für uns reine 
Symbolpolitik. Anders als Sie glauben wir nicht daran, 
dass schon alle mitziehen werden, wenn nur eine Seite 
komplett abrüstet. Ganz im Gegenteil: Auch Demokra-
tien müssen wehrhaft sein gegen die Bedrohungen von 
außen, gegen Angriffe auf ihre Ideen, ihre freie Lebens-
weise und das von mir eingangs so gelobte politische 
System.

(Beifall bei der FDP)

Wir müssen uns die Fähigkeit erhalten, klare Kante ge-
gen Verletzungen des Völkerrechts zu zeigen. Das gilt für 
die Annexion der Krim durch Russland genauso wie für 
den türkischen Einmarsch in Afrin und die abscheulichen 
Giftgasangriffe in Syrien. 

(Zuruf von der LINKEN: Weiter!)

Abrüstungsbemühungen können nur gemeinsam mit al-
len relevanten Akteuren verstärkt werden. Wir erwarten 
von der Bundesregierung, dass sie zusammen mit unse-
ren europäischen Partnern eine deutlich aktivere Rolle 
auf weltpolitischer Ebene einnimmt.

(Beifall bei der FDP)

Zusätzlich liegt mir eines noch ganz besonders am 
Herzen. Auf Regierungsebene sind Verhandlungen oft 
schwierig und nur ganz selten von schnellem Erfolg ge-
krönt. Deshalb werbe ich für einen noch intensiveren zi-
vilgesellschaftlichen Dialog mit den Ländern, zu denen 
wir politisch ein äußerst angespanntes Verhältnis haben. 

Lassen Sie mich abschließend noch eine ganz persön-
liche Botschaft senden. Deutschland war über 40 Jahre 
lang geteilt und hat neben der Einbindung in den demo-
kratischen Westen eine lange gemeinsame Vergangenheit 
mit Russland, aus der bis heute ganz viele persönliche 

Beziehungen resultieren. Das sollte die Bundesrepublik 
als Brücke zwischen Ost und West bei ganz klarer Ver-
ankerung Deutschlands in der westlichen Wertegemein-
schaft zum Anlass nehmen, den Dialog in beide Richtun-
gen, USA und Russland, mehr denn je anzukurbeln.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nächster Redner ist der Kollege Roderich Kiesewetter, 

CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Roderich Kiesewetter (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben heu-
te Vormittag eine ganze Reihe recht romantischer Vor-
stellungen zur Abrüstung gehört  – von ganz links und 
ganz rechts. Mein lieber Herr Gesangsverein, da fragt 
man sich schon, wo wir sind. Aber dieses Lied singen 
wir nicht mit; ich unterstreiche vielmehr, dass der Abrüs-
tungsbericht in sehr klarer Prosa deutlich macht, wo und 
wie stark Deutschland in internationalen Abrüstungsver-
einbarungen verankert ist.

Ich will das deutlich machen. Einer der Vorredner er-
wähnte heute die Deep Cuts Commission. Das ist eine 
Einrichtung, die für tiefe Einschnitte in die nukleare Rüs-
tung wirbt, und sie wird intensiv gestützt vom Auswärti-
gen Amt. Beteiligt sind die USA und Russland. Sage da 
noch einer, von welcher Seite auch immer, Deutschland 
habe keinen Einfluss. Deutschland übt dort großen Ein-
fluss aus. Ich möchte sagen: Wir haben dort auch eine 
ganze Reihe guter Vorschläge. Ein Dank an die Deep 
Cuts Commission!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Fritz Felgentreu [SPD])

Ich möchte aber auf den INF-Vertrag eingehen, auf 
den Vertrag über landgestützte Mittelstreckenraketen. Er 
ist 1987, vor über 30  Jahren, in Kraft getreten und hat 
die Sicherheitspolitik in Europa maßgeblich verändert; 
so viel zur „Romantik“. Damals hat die erste Regierung 
Kohl als Lehre aus der Politik der Regierung Schmidt 
Härte und Festigkeit bewiesen. Wir haben über viele 
Jahre innergesellschaftlich gerungen. Am Ende stand auf 
US-Seite und auf sowjetischer Seite die Abrüstung dieser 
gerade für Europa so gefährlichen Raketen. Das zeigt, 
dass wir auf der einen Seite den Schild fest in der Hand 
halten müssen und auf der anderen Seite die Hand aus-
strecken müssen für eine bessere Rüstungskooperation.

Wenn wir nichts tun, wird der INF-Vertrag langsam 
ausgehöhlt, weil durch die Drohnen, durch sehr boden-
nah fliegende Raketen insgesamt die Technik, die der 
INF-Vertrag abbildet, längst nicht mehr der Wirklichkeit 
entspricht. Darauf zu reagieren, dafür gibt es drei Mög-
lichkeiten:

Die eine ist: Wir beziehen auch die see- und luftge-
stützten Raketen ein. Das könnte man machen, wenn 
Russland und die USA sich einig wären; aber es gibt eben 

Frank Müller-Rosentritt 
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noch andere Staaten auf der Welt, die das völlig anders 
sehen, wie China, Pakistan, Nordkorea oder auch Indien. 
Also wird es gar nicht helfen, wenn allein Russland und 
die USA diesen Schritt gehen.

Die zweite Möglichkeit ist: Wir binden diese Länder 
mit ein. Denken Sie einmal daran, Nordkorea oder Indien 
und Pakistan einzubinden. Das ist eine Aufgabe, der wir 
uns nicht verwehren sollten. Wir sollten uns aber auch 
nicht überheben. Es ist eine Zukunftsaufgabe, die uns 
alle sicher die nächsten 20 Jahre binden würde.

Somit bleibt die dritte Möglichkeit. Diese Möglichkeit 
baut auf dem alten deutschen Prinzip von Dialog und 
Festigkeit auf. Hier geht es um Transparenzmaßnahmen. 
Wie will man Vertrauen gegenüber Russland aufbauen, 
wenn Russland weltweit sehr bestimmt auftritt, wenn es 
das Chemiewaffenabkommen obsolet macht, indem es 
einen Diktator Assad stützt, der seine eigene Bevölke-
rung mit Chemiewaffen bombardiert, wenn es die Krim 
besetzt, wenn es die Ostukraine destabilisiert und wenn 
es versucht, Europa zu spalten?

Gerade in den Fällen, die ich eben nannte, ist es wich-
tig, den Gesprächskanal aufrechtzuerhalten. Die deut-
sche OSZE-Präsidentschaft hat sehr eindrucksvoll ge-
zeigt, dass es geht. Wenn wir das von mir Beschriebene 
machen wollen, dann müssen wir erkennen, dass zu den 
Transparenzmaßnahmen auch etwas mehr Ehrlichkeit 
gehört. Die Amerikaner haben im Jahr  2014 Russland 
vorgeworfen, dass es eine neue Mittelstreckenrakete ent-
wickelt, und, siehe da, aufgrund dieser klaren Festigkeit 
hat Lawrow im Januar 2018 das bestätigt. Es ist die heute 
schon erwähnte Rakete SSC-8, oder, wie die Russen sie 
nennen, 9M729. Wir wollen wissen: Wie ist die Reich-
weite dieser Rakete? 

Auf der Gegenseite wird uns unterstellt, dass die 
amerikanischen Raketen unter dem NATO-Schirm in 
Rumänien keine Boden-Luft-Raketen zur Zerstörung 
angreifender Raketen sind, sondern dass sie womöglich 
auch Bodenziele erreichen können. Hier bietet es sich 
an, wirklich für Transparenz zu sorgen. Das ist auch die 
Aufgabe Deutschlands; der Außenminister hat das ges-
tern mit der Scharnierfunktion Deutschlands – fest ver-
ankert sein im westlichen Bündnis und dann die Hand 
ausstrecken, um für Transparenz und Verhandlungen zu 
sorgen – eindrucksvoll geschildert.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es geht darum, 
pragmatisch vorzugehen und nicht romantisch. Es geht 
darum, auf der einen Seite Festigkeit zu zeigen und auf 
der anderen Seite kluge Abrüstungsschritte zu wagen. 
Es ist gerade bei den Mittelstreckenraketen, die Europas 
Sicherheit, unsere eigene Sicherheit intensivst berühren, 
auch unsere Aufgabe, mit den Amerikanern, unseren 
Partnern in EU und NATO gegenüber Russland Festig-
keit zu zeigen und dann mit Russland für Transparenz-
maßnahmen zu sorgen. Beide Seiten sind aufgefordert. 
Die besseren Argumente sind bei uns.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nächster Redner in dieser Debatte ist der Kollege 

Thorsten Frei, CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thorsten Frei (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn wir den Abrüstungsbericht der Bundesregierung 
heute diskutieren, dann tun wir das natürlich im Lich-
te der aktuellen Herausforderungen. Die Vorredner sind 
intensiv auf die Themen „Atomwaffen“ und „chemische 
Waffen“ eingegangen. Es ist in der Tat so, dass wir dort 
vor Herausforderungen stehen, wie wir sie vor Monaten 
und Jahren so noch nicht gekannt haben. Der twitternde 
amerikanische Präsident oder der russische Präsident, der 
bei seiner zentralen Wahlkampfrede mehr als die Hälfte 
seiner Redezeit darauf verwendet, über Aufrüstung, neue 
Waffensysteme und Militär zu sprechen – das dokumen-
tiert die ganz reellen Gefahren. Es ist in der Tat so, wie 
Sie, Herr Minister, gesagt haben: Es geht um nichts weni-
ger als um das Aufrechterhalten der Waffenkontrollarchi-
tektur auf internationaler Ebene. Dafür lohnt sich jeder 
Einsatz.

Wir hätten vor wenigen Jahren sicherlich auch nicht 
gedacht, dass das Thema der Chemiewaffen so in den 
Fokus rückt. Es sind nicht nur die Kinder mit Schaum 
vor dem Mund und mit weit aufgerissenen Augen in 
Chan Schaichun oder in Duma  – das ist vorhin ange-
sprochen worden –, sondern es ist tatsächlich so, dass die 
UN-Kommission für Syrien seit 2013  33 Einsätze von 
Giftgas – Sarin, Chlorgas – dokumentiert hat. Das zeigt, 
dass es in der Tat viel Leidenschaft und Beharrlichkeit 
bedarf, um hier für Verbesserungen zu sorgen.

Ich möchte am Ende dieser Debatte noch auf einen 
Punkt des Abrüstungsberichts eingehen, der mir sehr 
wichtig erscheint, über den wir aber wenig diskutieren. 
Es ist die Situation im Bereich der Kleinwaffen, der 
Handwaffen, der Pistolen, der Maschinenpistolen, der 
halbautomatischen Gewehre. Durch keine andere Waf-
fengattung sterben so viele Menschen wie durch Klein-
waffen. Die UN gehen davon aus, dass etwa 875  Mil-
lionen Kleinwaffen in der Welt zirkulieren  – bei einer 
durchschnittlichen Verwendungsdauer, die irgendwo 
zwischen 30 und 50 Jahren liegt – und dass dadurch jähr-
lich etwa 250 000 Menschen ums Leben kommen. Des-
wegen müssen wir uns damit beschäftigen. 

Diese Waffen sind günstig zu erhalten. In Nigeria bei-
spielsweise kosten sie zwischen 25 und 50 Dollar. Das 
ist für die Menschen leicht erreichbar. Die Verbreitung 
ist immens, und die Schadenswirkungen, die daraus ent-
stehen, sind es genauso. Es sind vor allen Dingen arme 
Länder, fragile Staaten, destabilisierte Staaten. Es geht 
darum, dass man etwas dagegen tut, dass das weiter zur 
Destabilisierung, zur Auflösung des staatlichen Gewalt-
monopols beiträgt. Ansonsten würde das am Ende dazu 
führen, dass es keine wirtschaftlichen Investitionen und 
Fortentwicklungen gibt, weil Lebensperspektiven ver-
schwinden. Das wiederum schafft Fluchtursachen oder 
macht die Menschen gar zu Werkzeugen des Terrors. 
Deswegen müssen wir da ansetzen. 

Roderich Kiesewetter
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Es ist in der Tat richtig, dass Analyse allein noch keine 
Politik ist. Der Abrüstungsbericht macht an vielen Stel-
len deutlich, glaube ich, dass sich Deutschland vielfältig 
engagiert. Es sind multilaterale Ansätze, die wir in der 
Außenpolitik generell in den Mittelpunkt rücken  – un-
ter dem Dach der Vereinten Nation, der Europäischen 
Union, der OSZE oder beispielsweise auch der NATO –, 
und es sind unmittelbare bilaterale Ansätze. Da haben 
wir viele kleine Projekte, beispielsweise im EU-Rah-
men, in denen wir in Afrika auf kommunaler Ebene über 
die Gefährlichkeit informieren und darüber hinaus auch 
Programme zum freiwilligen Umtausch gegen Güter des 
Gemeinwohls anbieten.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Kollege Frei, der Kollege Beutin würde gerne 

eine Zwischenfrage stellen. 

Thorsten Frei (CDU/CSU): 
Ja, das soll er gerne tun. 

Lorenz Gösta Beutin (DIE LINKE): 
Herr Kollege Frei, nehmen Sie denn zur Kenntnis, 

dass die deutschen Exporte von Kleinwaffen im letzten 
Jahr wieder einen neuen Höchststand erreicht haben 
und Waffen im Wert von 47,8 Millionen Euro exportiert 
wurden? Die gelangen eben in die Hände von Kindersol-
daten; die gelangen gerade in die Staaten, die Sie jetzt 
beschrieben haben. Deswegen wäre es schön – und wir 
würden uns sehr darüber freuen –, wenn Sie sich gemein-
sam mit unserer Fraktion für das notwendige Verbot des 
Exports von Kleinwaffen einsetzen würden. Würden Sie 
da mitgehen? 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Thorsten Frei (CDU/CSU): 
Herr Kollege, Sie sprechen zu Recht an, dass es enorm 

wichtig ist, dass wir die Waffenexportkontrolle insbeson-
dere im Bereich der Kleinwaffen deutlich verbessern. Es 
ist festzustellen, dass die Bundesregierung in der letzten 
Legislaturperiode die Rahmenbedingungen dafür massiv 
verschärft hat und dass wir im Koalitionsvertrag mit den 
Sozialdemokraten vereinbart haben, dass Exporte von 
Kleinwaffen in Drittstaaten und ihnen gleichgestellte 
Staaten in Zukunft nicht mehr erfolgen sollen. 

(Lorenz Gösta Beutin [DIE LINKE]: Die 
Zahlen sprechen eine andere Sprache!)

Das ist ein entscheidender Punkt, und ich will einen 
zweiten ansprechen: Die Bundesregierung hat im letzten 
Jahr die Leitlinien für Krisenprävention verabschiedet. 
Wir haben das parlamentarisch eng begleitet. Und da ist 
unter anderem klargestellt, dass es auch Projektversuche 
geben soll, um die Post-Shipment-Kontrollen im Endver-
brauchsland tatsächlich vor Ort durchführen zu können. 
Das heißt, wir wollen deutlich mehr Augenmerk darauf 
legen, dass auch tatsächlich überprüft wird, was mit den 
Waffen am Ende passiert. Insofern kann ich einfach nur 
feststellen: Die Bundesregierung ist hier auf dem richti-

gen Weg, tut das Notwendige, und deshalb unterstützen 
wir sie auch dabei.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das sind in der Tat die entscheidenden Punkte, um im 
Bereich der Rüstungsexportkontrolle deutlich besser zu 
werden. Ich habe in der Antwort eben zwei Punkte an-
gesprochen. Aber es sind auch sehr viele unmittelbare, 
bilaterale Projekte dort in den Mittelpunkt zu rücken. Die 
kann man sehen; sie müssen nicht neu erfunden werden, 
und deshalb, glaube ich, sind wir da gut unterwegs. 

Insgesamt leisten wir einen erheblichen Beitrag, auch 
wenn es um die nachhaltigen Entwicklungsziele der 
Agenda 2030 der UN geht. Das kann man beispielsweise 
auch daran sehen, dass im Juni dieses Jahres die dritte 
UN-Überprüfungskonferenz zur Bekämpfung von Hand-
feuerwaffen stattfindet. Die Bundesregierung hat dazu 
gute und ambitionierte Vorschläge gemacht. Das ist ein 
weiterer Punkt, der es rechtfertigt, dass wir uns für ei-
nen nichtständigen Sitz im Sicherheitsrat engagieren. Ich 
glaube, dass wir einen wirklich guten Beitrag dazu leis-
ten können. Im Abrüstungsbericht dieses Jahres ist das 
dokumentiert.

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Damit schließe ich die Aussprache. 

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 
der Drucksache 19/1380 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. – Ich sehe keinen 
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Wir kommen damit zur Beschlussempfehlung des 
Auswärtigen Ausschusses zu dem Antrag der Frakti-
on Die Linke mit dem Titel „Keine Stationierung neu-
er Nuklearwaffen in der Bundesrepublik – INF-Vertrag 
erhalten“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf der Drucksache 19/1733, den Antrag der 
Fraktion Die Linke auf der Drucksache 19/1299 abzuleh-
nen. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Die Beschluss-
empfehlung ist mit den Stimmen von CDU/CSU, SPD 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Die Linke bei 
Enthaltung der Fraktion der AfD und der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen angenommen. 

Damit kommen wir zur Beschlussempfehlung des 
Auswärtigen Ausschusses zu dem Antrag der Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen mit dem Titel „Glaubhafter 
Einsatz für nukleare Abrüstung – Nationale Handlungs-
spielräume nutzen“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner 
Beschlussempfehlung auf Drucksache  19/1732, den 
Antrag der Fraktion Bündnis  90/Die Grünen auf der 
Drucksache  19/976 abzulehnen. Wer stimmt für diese 
Beschlussempfehlung?  – Wer stimmt dagegen?  – Wer 
enthält sich?  – Dann ist die Beschlussempfehlung mit 
den Stimmen von CDU/CSU, SPD und FDP gegen die 
Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke bei 
Enthaltung der Fraktion AfD angenommen.

Thorsten Frei
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Damit rufe ich den Tagesordnungspunkt 4 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Jochen 
Haug, Dr.  Michael Espendiller, Dr.  Bernd 
Baumann, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD

Einsetzung einer Enquete-Kommission „Di-
rekte Demokratie auf Bundesebene“

Drucksache 19/1699 
Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuss

Ich erteile als erstem Redner zu seiner ersten Rede im 
Deutschen Bundestag dem Kollegen Jochen Haug, AfD, 
das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Jochen Haug (AfD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir be-

raten heute einen Antrag, der ein zentrales Anliegen der 
AfD seit ihrer Gründung enthält, nämlich die Einführung 
direkter Demokratie auf Bundesebene. Aber nicht nur der 
AfD ist dieses Thema wichtig. Wie Umfragen seit Jah-
ren belegen, spricht sich eine überwältigende Mehrheit 
der Deutschen für die Einführung bundesweiter Volksab-
stimmungen aus.

(Beifall bei der AfD)

Dahinter steht der Wunsch, nicht nur alle vier Jahre seine 
Stimme bei Wahlen abzugeben, sondern bei wichtigen 
politischen Fragen in der Sache mitbestimmen zu kön-
nen. 

Auf Kommunal- und Landesebene hat es seit den 
90er-Jahren einen wahren Boom der direkten Demo-
kratie gegeben. In den Verfassungen aller Bundesländer 
ist die Volksgesetzgebung mittlerweile verankert, wenn 
auch sicherlich die Regelungen in vielen Ländern ver-
besserungswürdig sind. Und in den Kommunen stehen 
bundesweit Bürgerbegehren und Bürgerentscheide zur 
Verfügung. 

Lediglich auf Bundesebene, gerade dort, wo die 
Schicksalsfragen der Nation entschieden werden, ist 
den Bürgern die konkrete Mitbestimmung bis heute ver-
wehrt. Weder wurden die Deutschen zur Einführung des 
Euro befragt, noch hat jemals eine Volksabstimmung bei 
der Abgabe von nationaler Souveränität an die Europäi-
sche Union stattgefunden.

(Beifall bei der AfD)

Dies steht im Gegensatz zu vielen anderen europäischen 
Ländern, in denen Elemente direkter Demokratie auf 
nationaler Ebene zum festen Bestandteil des politischen 
Systems gehören. Das deutsche Staatsvolk ist aber nicht 
weniger mündig als das schweizerische, das irische oder 
das dänische. 

Um es an dieser Stelle klarzustellen: Es geht nicht 
darum, die repräsentative Demokratie durch direkte De-
mokratie zu ersetzen. Direkte Demokratie soll vielmehr 
die repräsentative sinnvoll ergänzen. Dass eine solche 
Ergänzung positive Effekte erzielt, zeigen international 

vergleichende Untersuchungen. Direkte Demokratie 
führt zu einer besseren Informiertheit der Bürger über 
politische Sachverhalte. Dies ist auch einsichtig; wer 
weiß, dass er bei einer konkreten Frage mitbestimmen 
kann, dessen Bereitschaft ist deutlich erhöht, sich über 
die Thematik umfangreich zu informieren. Direkte De-
mokratie stärkt die generelle Identifikation der Bürger 
mit dem Gemeinwesen. Und, nicht zuletzt: Direktdemo-
kratische Verfahren führen zu einer höheren Akzeptanz 
der konkret getroffenen Entscheidung.

(Beifall bei der AfD)

Wir als AfD fordern Volksabstimmungen im Wesentli-
chen in drei Konstellationen:

Erstens. Ohne Zustimmung des Volkes darf es keine 
Änderung des Grundgesetzes und keine Abgabe nationa-
ler Souveränität an die Europäische Union oder andere 
internationale Organisationen geben.

(Beifall bei der AfD)

Zweitens. Es muss für die Bürger die Möglichkeit 
geben, über vom Parlament beschlossene Gesetze eine 
Abstimmung herbeizuführen. Dieses sogenannte fakul-
tative Referendum hat sich speziell in der Schweiz als 
Vetorecht der Bürger bewährt. 

Drittens. Die Bürger sollten auch die Möglichkeit ha-
ben, eigene Gesetzesinitiativen auf Bundesebene einzu-
reichen. 

Die neue Bundesregierung hat nun in ihrem Koaliti-
onsvertrag angekündigt, man wolle eine Expertenkom-
mission einsetzen, die – Zitat –

Vorschläge erarbeiten soll, ob und in welcher Form 
unsere bewährte parlamentarisch-repräsentative 
Demokratie durch weitere Elemente der Bürgerbe-
teiligung und direkter Demokratie ergänzt werden 
kann.

Zunächst ist hierzu positiv zu bemerken, dass sich nun 
auch die CDU bei diesem Thema bewegt. Aber es kann 
doch bei einer Kommission nicht mehr um die Frage ge-
hen, ob wir direkte Demokratie auf Bundesebene brau-
chen. Es muss um die Frage gehen, wie wir sie ausge-
stalten wollen.

(Beifall bei der AfD)

Wie wichtig der Koalition bzw. der Kanzlerin das The-
ma „direkte Demokratie“ wirklich ist, sah man dann spä-
ter bei der Regierungserklärung hier im Bundestag. Die 
Bundeskanzlerin stellte in ihrer 60-minütigen Erklärung 
die Vorhaben und Pläne der Regierung für die Legislatur-
periode vor. Und was hören wir? Nicht ein Wort zu di-
rekter Demokratie. Zwei Tage später gab der zuständige 
Bundesminister Horst Seehofer seine Erklärung ab. Auch 
hier – Sie werden es ahnen – nicht ein Wort zu direkter 
Demokratie. Alle bisherigen Gesetzentwürfe zur Einfüh-
rung direkter Demokratie auf Bundesebene sind an der 
erforderlichen Zweidrittelmehrheit gescheitert.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble
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In einer Enquete-Kommission können die Grundlagen 
für einen Gesetzentwurf erarbeitet werden, der fraktions-
übergreifend mehrheitsfähig ist. Das muss das Ziel sein.

(Beifall bei der AfD)

Zeigen Sie, dass Sie es ernst meinen, und unterstützen 
Sie unseren Antrag auf Einsetzung einer Enquete-Kom-
mission! Lassen Sie uns dieses wichtige Thema gemein-
sam angehen! Wir sind dazu bereit.

Danke.

(Beifall bei der AfD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Andrea Lindholz, 

CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Andrea Lindholz (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die AfD 
fordert die Einsetzung einer Enquete-Kommission, um 
über direkte Demokratie auf Bundesebene zu diskutie-
ren. Laut Ihrem Wahlprogramm  – Sie haben es gerade 
noch einmal angesprochen – wollen Sie über Volksent-
scheide eine direkte Bürgerbeteiligung für jedes Geset-
zesvorhaben herbeiführen und auch ermöglichen, bereits 
beschlossene Gesetze wieder abzulehnen oder diesen 
nicht zuzustimmen.

Deutschland hat eine gut funktionierende repräsen-
tative Demokratie. Seit 70 Jahren garantiert unser poli-
tisches System Stabilität, Wohlstand und Frieden; auch 
deshalb muss jede grundlegende Reform gut bedacht 
werden. Eine Entscheidung ist nicht automatisch deshalb 
besser, weil sie direktdemokratisch getroffen wurde. Der 
NATO-Doppelbeschluss von 1983 wäre wohl nie umge-
setzt worden, wenn es darüber einen Volksentscheid ge-
geben hätte, und in der Folge hätte es die Wiedervereini-
gung vielleicht nicht gegeben. 

Auch die Manipulationen und Desinformationen mit-
tels Facebook oder die knappe wie fatale Brexit-Ent-
scheidung machen mich eher ein bisschen vorsichtig 
und rufen bei mir Achtung auf den Plan; denn komplexe 
bundespolitische Themen lassen sich nur selten mit Ja 
oder Nein beantworten und sind auch immer Stimmungs-
schwankungen unterworfen. Ja, in den Kommunen und 
in den Ländern funktionieren direkte Bürgerbeteiligung 
und mehr Mitbestimmung in vielen Teilen sehr gut. Auch 
unsere Bürgermeister kommen ihrer Verantwortung 
nach, über die formellen Möglichkeiten hinaus selbstver-
ständlich immer wieder die Bürger mit ins Boot zu holen. 
Das ist wichtig und richtig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Auf Bundesebene kann aber angesichts von vielfälti-
gen und komplexen Themen schnell Rechtsunsicherheit 
entstehen. Das könnte auch abschrecken, in unser Land 
zu investieren. Ich will es einmal zugespitzt formulie-
ren – Abstimmungen oder Umfragen zu diesem Thema 
hat es immer mal wieder gegeben –: Auch eine Abstim-

mung über die Wiedereinführung der Todesstrafe könnte 
Erfolg haben, wenn zum Beispiel kurz vor der Entschei-
dung ein Fall von Kindesmissbrauch publik würde. Auch 
das müssen wir bedenken.

Die AfD will laut ihrem Wahlprogramm mit Volks-
entscheiden vor allem auch die Gesetzesflut eindämmen. 
Die Kolleginnen und Kollegen nehmen immer wieder 
Bezug auf die Schweiz; das tun sie auch in ihrem Antrag. 
In der Schweiz gab es allerdings in den letzten sieben 
Jahren fast 70 Volksentscheide.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Ob also direkte Demokratie zur Eindämmung der Geset-
zesflut führt, da habe ich meine Bedenken. Ich glaube, 
es führt zu mehr Gesetzen und vor allen Dingen auch zu 
einem langsameren Prozess. 

Aber auch ich halte ebenso wie die CSU mehr Bür-
gerbeteiligung für wichtig. Wir haben in unserem Wahl-
programm mehr Bürgerbeteiligung auf Bundesebene 
eingefordert und jetzt gemeinsam mit der SPD im Ko-
alitionsvertrag vereinbart, dass eine Expertenkommissi-
on Vorschläge erarbeiten soll, wie unsere repräsentative 
Demokratie durch mehr Bürgerbeteiligung und direkte 
Demokratie ergänzt werden kann und unser politisches 
System stabil bleibt. Ich halte es für sinnvoll, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, dass wir diese externen Exper-
tenvorschläge erst einmal abwarten und hier miteinander 
diskutieren.

Jetzt komme ich aber zum Verfahren im Zusammen-
hang mit einer Enquete-Kommission. Die AFD stellt sich 
heute hier hin und ermuntert uns alle, mitzumachen.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Ja, dann ma-
chen Sie es doch!)

Wie ist es denn mit Enquete-Kommissionen in der Ver-
gangenheit gewesen? Eine Enquete-Kommission ist ein 
überfraktionelles Gremium aus Abgeordneten und Sach-
verständigen, das komplexe Fragestellungen untersucht 
und dazu gemeinsame Positionen formulieren soll, die 
einen breiten gesellschaftlichen Rückhalt haben.

(Beifall bei der AfD)

35 dieser 36 Enquete-Kommissionen, die hier beantragt 
worden sind, liebe Kolleginnen und Kollegen, wurden 
mit einer überwältigenden Mehrheit beschlossen. Immer 
waren fast alle Fraktionen an der Antragstellung direkt 
beteiligt; denn ohne die konstruktive Mitwirkungsbereit-
schaft vieler Fraktionen ist eine Enquete-Kommission 
gar nicht denkbar.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Das wollen wir 
doch auch! Was ist Ihr Problem? Wir fordern 
Sie auf, mitzumachen!  – Dr.  Anton Friesen 
[AfD]: Machen Sie doch mit!)

Sie haben unsere Fraktion zu keinem Zeitpunkt ange-
sprochen und gefragt, wie es denn mit einem gemeinsa-
men Antrag zur Einsetzung einer Enquete-Kommission 
ausschaut.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Oh!)

Jochen Haug 
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Sie haben zu keinem Zeitpunkt versucht, sich mit uns al-
len hier zu verständigen. Oder wollen Sie das Gegenteil 
behaupten?

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Das 
sind einfach Amateure!)

Sie haben Ihren Antrag noch nicht einmal rechtzeitig vor-
gelegt; denn er wurde uns erst gestern zugestellt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Widerspruch bei der AfD)

Sie können sich hier jetzt wie jeden Donnerstag in Sit-
zungswochen wieder hervorragend echauffieren; denn 
Ihr eigentliches Ziel ist es, Schaufensteranträge zu stel-
len,

(Zurufe von der AfD: Oh!)

dabei aber nicht mit den anderen Fraktionen zusammen-
zuarbeiten, um sich aufregen zu können.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herzlichen Glückwunsch! Aber dabei machen wir nicht 
mit.

(Jürgen Braun [AfD]: Sie machen weiter Ihre 
Mauscheleien im Dunkeln!)

Wir werden Ihren Antrag im Innenausschuss beraten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD – Jürgen Braun [AfD]: Al-
les so, wie es nicht im Grundgesetz oder in 
der Geschäftsordnung vorgesehen ist! Alles 
in Kungelrunden! Das hätten Sie wohl gern! – 
Gegenruf des Abg. Michael Grosse-Brömer 
[CDU/CSU]: Da reden ja die Richtigen über 
Kungelrunden!) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nächster Redner ist der Kollege Manuel Höferlin, 

FDP.

(Beifall bei der FDP)

Manuel Höferlin (FDP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Nachdem die AfD nun 

ihre Gespräche beendet hat, fange ich an.

(Jürgen Braun [AfD]: Gerade Sie, Herr 
Grosse-Brömer, sind der König der Kungel-
runden! – Gegenruf des Abg. Michael Gros-
se-Brömer [CDU/CSU]: Das sagen Sie mal 
Ihrem ehemaligen Landesvorsitzenden in Nie-
dersachsen! Das war ja ein sehr erfolgreicher 
Landesparteitag mit Kungeln!)

– Ich möchte jetzt meine Rede halten. 

(Canan Bayram [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Verwunderlich! Da wird geredet im 
Parlament!)

Ich war gespannt auf Ihren Antrag, Kollegen der 
AfD-Fraktion, und ich war gespannt auf Ihre Rede. Ich 
bin enttäuscht worden; denn ich dachte, Sie würden et-
was dazu sagen, wie Sie sich direkte Demokratie vorstel-
len.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Haben wir doch! 
Haben wir doch aufgeschrieben!)

Frau Lindholz hat es gerade schön gesagt: Es ist be-
zeichnend, warum Sie alleine diesen Antrag auf Einset-
zung einer Enquete-Kommission einbringen. Ein Antrag 
auf Einsetzung einer Enquete-Kommission wird eigent-
lich eingebracht, wenn viele politische Kräfte dieses 
Hauses sich eine Frage stellen, die gesamtgesellschaft-
lich noch nicht beantwortet wurde und zu der noch eine 
Meinungsfindung stattfinden muss. Hier ist der Fall aber 
so, dass Sie keine Ahnung haben, was Sie jenseits Ihres 
Wahlkampfgetöses genau wollen. Wenn Sie nicht wis-
sen, was Sie wollen, dann gründen Sie doch bitte einen 
Arbeitskreis und nicht eine Enquete-Kommission des 
Deutschen Bundestages.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU, der SPD, der LINKEN 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Armin-Paulus Hampel [AfD]: Wenn man 
nicht mehr weiter weiß … Ja, ja!)

– Wir haben jedenfalls Vorschläge, wie wir uns das vor-
stellen.

Sie können Ihre Ideen ja einbringen, aber bitte nicht 
so. Das Rad muss nämlich nicht neu erfunden werden, 
und es gibt Haltungen dazu. Ich würde Ihnen gerne sa-
gen, wie diese Haltungen aussehen. Man kann dazu 
unterschiedlicher Meinung sein. Wenn wir aber hier im 
Hause über direkte Demokratie sprechen, dann ist es 
nicht Aufgabe der Bundesregierung, diesem Haus etwas 
zu direkter Demokratie vorzugeben, sondern es ist ori-
ginäre Aufgabe des Parlaments, Vorschläge zu machen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Deshalb haben wir 
es auch hier eingebracht!)

Deswegen erwarte ich, dass von den Mitgliedern die-
ses Hauses konstruktive und konkrete Vorstellungen ge-
äußert werden. Das gelingt nicht mit dem Verschieben 
des Themas in eine Enquete-Kommission.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Dann bringen 
Sie doch Ihre Vorstellungen ein!)

– Das mache ich jetzt gleich. 

Das Rad muss, wie gesagt, nicht neu erfunden werden, 
liebe Kollegen;

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Sie haben noch gar 
nichts gesagt!)

denn es gibt bereits viele Vorschläge, die übrigens auch 
aus anderen Enquete-Kommissionen dieses Hauses kom-
men. In der 17. Legislaturperiode gab es eine Enquete-
Kommission „Internet und digitale Gesellschaft“, die 
sich auch mit der Frage der digitalen Partizipation von 
Bürgerinnen und Bürgern in diesem Haus beschäftigt hat. 
Wir haben die Ergänzung der parlamentarischen Demo-

Andrea Lindholz
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kratie schon vor sieben Jahren vorgelebt durch direkte 
Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Kollege Höferlin, der Kollege Haug würde gerne 

eine Zwischenfrage stellen.

Manuel Höferlin (FDP): 
Bitte, gerne.

Jochen Haug (AfD): 
Herr Kollege, jetzt habe ich doch eine Frage. Jetzt bin 

ich etwas irritiert. Sie haben gerade gesagt, es sei nicht 
Aufgabe der Bundesregierung, eine Enquete-Kommissi-
on einzusetzen. Bezog sich das auf unseren Antrag oder 
auf meine Rede? War das so? Haben Sie sich da gera-
de auf meine Rede oder auf den Antrag bezogen? Ihre 
Reaktion zeigt schon, dass das so ist. Ich weiß nicht, ob 
Sie den Antrag gelesen haben, und ich weiß nicht, ob Sie 
meine Rede gehört haben. Mit keinem Wort sprechen wir 
von der Bundesregierung. Wir sprechen natürlich davon, 
dass der Bundestag eine Enquete-Kommission einsetzen 
soll.

(Beifall bei der AfD)

Das heißt: Wenn Sie uns zukünftig kritisieren, dann kriti-
sieren Sie uns bitte, wenn Sie in der Sache etwas richtig 
gelesen haben.

Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Manuel Höferlin (FDP): 
Herr Kollege – –

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Kollege, bleiben Sie bitte da.

Manuel Höferlin (FDP): 
Wie bitte?

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Ich habe den Kollegen Haug gemeint. Er soll am Mi-

krofon bleiben.

Manuel Höferlin (FDP): 
Meine Antwort interessiert Sie ja.  – Ich habe Ihrer 

Rede sehr gut zugehört. Ich habe auch Ihren Antrag ge-
lesen. Sie haben in Ihrer Rede gesagt bzw. kritisiert, dass 
die Bundesregierung keinen konkreten Vorschlag für das 
Thema Bürgerbeteiligung gemacht hat, weder in der Re-
gierungserklärung der Kanzlerin noch der des Bundesin-
nenministers.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: So ist 
es!)

Ich teile Ihre Auffassung, dass man die Regierung kri-
tisieren sollte, wenn man Abgeordneter dieses Parla-
ments ist und eine andere Meinung vertritt. Aber es ist 

eben nicht originäre Aufgabe einer Bundesregierung, zu 
sagen, wie das hier im Bundestag zu laufen hat mit der 
Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern an der parla-
mentarischen Demokratie. Vielmehr ist es unsere Aufga-
be, dies zu steuern.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP  – 
Dr.  Roland Hartwig [AfD]: Hat er doch gar 
nicht gesagt!)

Wir haben einen Petitionsausschuss. Wir öffnen das 
Parlament für Beteiligung, und wir möchten, dass mehr 
Bürger und Bürgerinnen an diesem Verfahren teilneh-
men: Das ist das, was Sie gesagt haben. Sie haben im 
Prinzip die Erwartungshaltung suggeriert, dass die Bun-
desregierung sich dafür einsetzen soll, dass in diesem 
Haus Bürgerbeteiligung stattfindet. Das ist aber unsere 
Aufgabe. Wir können das.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Dann machen 
Sie einfach mal, Herr Höferlin! Machen Sie 
einfach mal!)

Dazu brauchen wir nicht die Bundesregierung. Das kön-
nen wir in diesem Hause selbst machen durch die Ände-
rung der Geschäftsordnung und von Gesetzen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
AfD – Martin Erwin Renner [AfD]: Stimmen 
Sie doch einfach zu!)

Diese Enquete-Kommission „Internet und digitale 
Gesellschaft“ hat vorgemacht, wie sich Bürgerinnen und 
Bürger beteiligen können, wie sie sich einbringen kön-
nen. Das können wir von uns aus sofort verändern,

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Genau! Hier!)

indem wir zum Beispiel mehr Sitzungen dieses Hauses 
der Öffentlichkeit öffnen, indem wir zum Beispiel Aus-
schusssitzungen und Anhörungen der Öffentlichkeit öff-
nen, indem wir die Methode des Livestreamings, die wir 
in der Enquete-Kommission „Internet und digitale Ge-
sellschaft“ ausprobiert haben, öfter anwenden. Ein gutes 
Beispiel, ganz aktuell, ist die gemeinsame Sitzung des 
Rechtsausschusses und des Digitalausschusses, die mor-
gen früh stattfindet. Diese Sitzung wird, obwohl dort ein 
hoher Vertreter von Facebook anwesend sein wird, nicht 
öffentlich sein. Ich bin der Meinung: Wenn der US-Kon-
gress eine öffentliche Anhörung bzw. Sitzung durchfüh-
ren kann, dann können wir das auch. Wir haben es in der 
Hand, uns zu öffnen und mehr Bürger an unseren Verfah-
ren hier im Haus zu beteiligen.

(Beifall bei der FDP  – Dr.  Roland Hartwig 
[AfD]: Das ist doch nicht das Thema!  – 
Armin-Paulus Hampel [AfD]: Thema ver-
fehlt! Setzen!)

Es gibt auch eigene Ideen. Die habe ich bei Ihnen ver-
misst. Sie nehmen im Prinzip die allgemeinen Worte Ih-
res Wahlkampfes und tragen sie hier in die Debatte. Das 
können Sie gern machen, aber es ist entlarvend. Ich will 
Ihnen eine unserer Ideen dazu vorstellen. Dass wir für 

Manuel Höferlin
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mehr Bürgerbeteiligung sind, dass wir mehr Bürgerbetei-
ligung wollen, ist, glaube ich, bekannt.

(Lachen bei der AfD – Armin-Paulus Hampel 
[AfD]: Nein! Nicht bekannt!)

Ich mache Ihnen einen konkreten Vorschlag, den wir 
auch schon in der Vergangenheit eingebracht haben und 
den wir hier in diesem Hause im Zuge der Geschäftsord-
nungsreform, die jetzt anstehen könnte, umsetzen könn-
ten. Wir haben in der Vergangenheit vorgeschlagen, ein 
Bürgerplenarverfahren einzurichten, das an das Petiti-
onsverfahren anschließt. Derzeit ist es so, dass ein Petent, 
der eine Petition einreicht, im Petitionsausschuss öffent-
lich angehört werden kann, wenn 50 000 Menschen in-
nerhalb von vier Wochen diese Petition mitzeichnen. Wir 
haben in der Vergangenheit schon vorgeschlagen, dass 
im Rahmen der Beteiligung, zum Beispiel über Online-
tools, eine Petition, wenn es ein wirklich wichtiges The-
ma ist und eine hohe Anzahl von Unterstützern erreicht 
ist  – zum Beispiel 100  000  Unterstützer innerhalb von 
zwei Monaten –, hier in diesem Haus im Plenum in einer 
Bürgerplenarstunde diskutiert wird. Wir würden also die 
Anliegen von Bürgerinnen und Bürgern deutlich wichti-
ger nehmen und würden ihnen eine Plattform bieten kön-
nen – zum Beispiel im Rahmen eines Formats, das ähn-
lich gestaltet ist wie eine Aktuelle Stunde –, hier dieses 
Thema aufzusetzen. Es ist ein Initiativrecht. Das Plenum 
muss sich dann damit in öffentlicher Sitzung beschäfti-
gen. Das kann man auch limitieren, damit es beispiels-
weise pro Jahr nicht mehr als vier Veranstaltungen dieser 
Art gibt. Ich halte es für ein angemessenes Verfahren, das 
wir sofort umsetzen können, nicht erst im nächsten Jahr, 
am Ende der Legislatur oder in der nächsten Legislatur.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Dafür brauchen wir keine Enquete-Kommission, dafür 
brauchen wir fraktionsübergreifend den Willen und die 
Beschäftigung damit, die Bürger mehr bestimmen zu 
lassen. Das gehört auf die Agenda. Das würde ich mir 
im Rahmen der Geschäftsordnungsreform wünschen. Da 
könnten wir weitergehen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich hätte mir gewünscht, dass wir heute über einen 
Antrag sprechen, wie sich eine Fraktion das vorstellt. 
Wenn Sie Fragen haben, wie sich die Bundesregierung 
etwas vorstellt, dann stellen Sie doch eine Kleine Anfra-
ge. Wir werden Ihren Antrag zur Einsetzung einer En-
quete-Kommission sicherlich im Ausschuss behandeln. 
Aber wir sind eigentlich schon viel weiter, als uns die 
Frage zu stellen, wie wir uns das vorstellen. Jede Frakti-
on in diesem Haus – offensichtlich bis auf die AfD – hat 
eine Vorstellung und eine Haltung dazu, wie direkte De-
mokratie aussehen kann. 

(Zuruf des Abg. Armin-Paulus Hampel 
[AfD])

Wir werden das gerne diskutieren. Dafür gibt es die ent-
sprechenden Gremien. Aber dies in einen Arbeitskreis 

abzuschieben, den Sie Enquete-Kommission nennen 
wollen, ist falsch. 

(Beifall bei der FDP – Armin-Paulus Hampel 
[AfD]: Kuschelrunde!)

Lassen Sie mich zum Abschluss noch eine Sache sa-
gen: Bevor wir beginnen, über neue Methoden zu reden, 
sollten wir die bestehenden erst einmal ernst nehmen. 
Das richtet sich insbesondere an die Kollegen der SPD, 
der Linken und der Grünen. Wenn Ihnen das Ergebnis 
einer Bürgerbeteiligung nicht passt  – zum Beispiel der 
Bürgerentscheid zum Flughafen Tegel  –, dann ist das 
kein Grund, Bürgerentscheide am Ende nicht ernst zu 
nehmen. Mein Petitum ist: Wenn wir Verfahren einrich-
ten – die sind auf Landesebene da –, dann lassen Sie sie 
uns am Ende gefälligst ernst nehmen. 

(Canan Bayram [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Machen wir doch! Informieren Sie sich 
einmal!)

Das jedenfalls stärkt nicht das Vertrauen in die Beteili-
gung der Bürger, sondern das schädigt es. Deswegen: 
Dort, wo Sie Verantwortung tragen, nehmen Sie die 
Dinge ernst, und folgen Sie den Entscheiden der Bürger, 
sonst erweisen wir uns einen Bärendienst.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nächster Redner ist der Kollege Dr. Lars Castellucci, 

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Lars Castellucci (SPD): 
Danke, Herr Präsident. – Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn wir 
heute Morgen über Demokratie sprechen, dann können 
wir ruhig erst einmal sagen: Wir sind froh, dass wir sie 
haben. Wir dürfen nicht müde werden, sie zu schützen 
und sie lebendig zu gestalten. 

(Beifall bei der SPD und der AfD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU und des BÜND-
NISSES  90/DIE GRÜNEN und des Abg. 
Stephan Thomae [FDP])

Diese Demokratie ist wahrlich nicht vom Himmel ge-
fallen. Hier sind wir vielen zu Dank verpflichtet. Sie muss 
immer wieder neu eingeübt werden. Ich habe gestern mit 
Erzieherinnen und Erziehern einer Kindertagesstätte ge-
sprochen. Dort wird jede Woche eine Kinderkonferenz 
veranstaltet. Schon die Kleinsten dürfen ihre Themen 
einbringen und zu bestimmten Fragen, die sie betreffen, 
entscheiden. Ich finde das großartig, und ich will die Ge-
legenheit nutzen, allen zu danken, die politische Bildung 
im Großen, aber auch im Kleinen machen und dafür sor-
gen, dass unsere Demokratie weitergetragen wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES  90/
DIE GRÜNEN)

Manuel Höferlin
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Der vorliegende Antrag beschäftigt sich nur mit einem 
Ausschnitt, nämlich mit der direkten Demokratie. Ich bin 
für die direkte Demokratie und sehe auch, dass wir Bau-
stellen haben. Aber ich glaube, wir müssen dieses Thema 
ein bisschen weiter fassen. 

Wir haben ein System einer repräsentativen Demokra-
tie, das seit vielen Jahren für Stabilität in diesem Land 
gesorgt hat. 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: So ist 
es!)

Repräsentativität bedeutet, dass wir hier abbilden sollen, 
was draußen im Land ist. 

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Gut erkannt!)

Jetzt frage ich uns einmal: Gelingt uns das denn? 

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Nein!)

Wenn ich mir zum Beispiel die Frage der gleichberech-
tigten Partizipation von Frauen und Männern anschaue, 
dann schaue ich zur AfD-Fraktion und sehe, dass Sie ei-
gentlich gar keine Anträge stellen müssen, sondern Sie 
müssen erst einmal Ihre Hausaufgaben machen.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN  – Zurufe von 
der AfD)

Ich habe mit dem früheren schweizerischen Botschaf-
ter über die direkte Demokratie gesprochen. Es ist ein 
tolles System, das wir nicht übertragen können, von dem 
wir aber viel lernen können.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Doch, wir 
können übertragen!)

Er hat zum Beispiel gesagt: In der Schweiz, die Sie an-
gesprochen haben, ist ein Viertel der Menschen, die dort 
Steuern zahlen, Unternehmen gegründet haben und arbei-
ten, ausgeschlossen von den Wahlen und Abstimmungen, 
weil sie nicht über den schweizerischen Pass verfügen. 

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Ich bin für ein Demokratiemodell, bei dem wir die Par-
tizipation, die Teilhabe von allen Menschen erreichen 
wollen. 

(Hansjörg Müller [AfD]: Nur Staatsvolk!)

Das erreichen wir mit Ihrem direktdemokratischen Ver-
fahren allein nicht. 

Ein zweites Beispiel. Meine politischen Vorfahren ha-
ben irgendwann einmal dafür gekämpft, dass unabhän-
gig davon, ob du Geld besitzt, ein Stück Land hast oder 
aus welcher Schicht du kommst, jede Stimme gleich viel 
wert ist. Heute dagegen können wir bis in die Wahlbe-
zirke nachvollziehen – wir haben die Untersuchung vor-
liegen –, dass gerade die Ärmeren nicht mehr an einer 
Wahl teilnehmen und an der Demokratie teilhaben. Das 
zerbricht mir das Herz. Wir erkämpfen für jeden eine 
Stimme, und dann nehmen ausgerechnet diejenigen, für 
die wir es erkämpft haben, dieses Recht nicht mehr in 
Anspruch. – Den damit verbundenen Fragen müssen wir 
uns stellen, und gleichzeitig wissen wir: Auch da bringt 
uns die direkte Demokratie nichts, weil diese Menschen 

auch an direktdemokratischen Verfahren gar nicht teil-
nehmen würden; es wären nur sehr kleine Kreise, die sich 
jeweils ihre Fragen herauspicken würden.

Die Fragen zur Verlebendigung der Demokratie, die 
sich uns stellen, sind vielfältiger, und sie sind nicht al-
lein mit dem zu beantworten, was Sie in Ihrem Antrag 
formulieren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen ist es gut, dass sich die Koalition auf eine 
Expertenkommission verständigt hat, die nicht nur über 
direkte Demokratie, sondern über die Stärkung der De-
mokratie insgesamt sprechen soll. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES  90/
DIE GRÜNEN)

Jetzt möchte ich den Antragstellern noch etwas sagen. 
Sie haben das hier jetzt sehr sachlich vorgetragen. Aber 
Demokratie hat einen Ausgangspunkt, und es ist ein zar-
ter, verletzlicher Ausgangspunkt. Dieser Ausgangspunkt 
ist die Menschenwürde, mehr noch: die gleiche Würde 
aller Menschen. Wenn Sie dann, wie in der vergangenen 
Woche, hier eine Anfrage stellen, in der Sie Behinderung, 
Inzest und Migration irgendwie verrühren, 

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Es geht hier um 
direkte Demokratie! Gehen Sie mal aufs The-
ma ein!)

dann verletzen Sie die Menschenwürde. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Ulli Nissen [SPD]: Pfui!)

Man muss sich schon schämen, was in deutschen Par-
lamenten wieder gesagt und aufgeschrieben wird. Ihr 
Kollege im saarländischen Landtag hat von behinderten 
Menschen auf der einen und normalen Menschen auf der 
anderen Seite gesprochen. 

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: So ein Unsinn!)

Entschuldigung, das ist unsäglich, und damit beschädi-
gen Sie die Demokratie.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. 
Andrea Lindholz [CDU/CSU])

Noch etwas zum Thema Sachlichkeit: Der Antrag liest 
sich anders, aber eigentlich bedienen Sie hier mal wieder 
die Grundmelodie, die von Rechtspopulisten und Rechts-
extremen

(Dr.  Alice Weidel [AfD]: Bla, bla, bla!  – 
Dr.  Bernd Baumann [AfD]: Jetzt gehen Sie 
endlich aufs Thema ein! Verleumder!)

schon immer vorgetragen wurde, nämlich: Hier ist das 
Volk, und da sind die anderen. – Wissen Sie, was das ist? 
Das ist im Kern eine antidemokratische Haltung, die Sie 
hier offenbaren.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-

Dr. Lars Castellucci
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geordneten der CDU/CSU und der FDP – La-
chen bei Abgeordneten der AfD)

Wir sind hier nicht gewählt, um die Leute gegeneinander 
aufzuhetzen, sondern, um zusammenzuarbeiten. Demo-
kratie ist eine Gemeinschaftsaufgabe.

(Jürgen Braun [AfD]: Sie hetzen seit Jahren 
gegen die AfD!)

Insofern passt hier das Sprichwort vom Bock, der zum 
Gärtner gemacht wird: 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Zur Sache, bitte!)

Sie tun hier so, als ob Sie unsere Demokratie ein bisschen 
hegen und pflegen wollen. 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Zur Sache! Sie kön-
nen zur Sache gar nicht sprechen! Sie sind so 
unsachlich!)

In Wahrheit schießen Sie einen Bock nach dem anderen 
und zertrampeln unsere Demokratie. Da werden Sie uns 
immer zum Gegner haben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Jetzt erteile ich das Wort dem Kollegen Friedrich 

Straetmanns, Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Friedrich Straetmanns (DIE LINKE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren auf 
den Zuschauertribünen! Der Antrag auf Einsetzung einer 
Enquete-Kommission „Direkte Demokratie auf Bundes-
ebene“ steht heute zur Beratung auf der Tagesordnung. 
Mit diesem Antrag soll, so die Begründung, eine stärkere 
Beteiligung der Bevölkerung an politischen Entschei-
dungen ermöglicht werden. 

Grundsätzlich teilen meine Partei und die Fraktion 
Die Linke den Vorschlag, mehr Verfahren der direkten 
Demokratie einzuführen. 

(Beifall bei der LINKEN)

In der von der AfD geforderten Enquete-Kommission 
wollen Sie allerdings Themen besprechen, meine Da-
men und Herren von der AfD, die wir selbst seit Jah-
ren bearbeiten. Wir als Fraktion Die Linke fordern seit 
langem, dass in einer lebendigen Demokratie erweiterte 
Möglichkeiten direkter demokratischer Entscheidung er-
öffnet werden. Geschafft werden soll das nach unserer 
Vorstellung durch Mitwirkung in Volksinitiativen, durch 
Volksbegehren, Volksentscheide sowie Bürgerbegehren 
und Bürgerentscheide.

(Beifall bei der LINKEN)

Zugleich fordern wir obligatorische Volksentscheide 
über die EU-Verträge. Die Menschen müssen EU-weit 
das Recht erhalten, über Bürgerinitiativen, Bürgerbegeh-

ren und Bürgerentscheide wirksam Einfluss auf Europa 
zu nehmen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der AfD)

Das sollte auch bald passieren. Darum haben wir, anders 
als die AfD, in dieser Legislaturperiode bereits einen 
konkreten Gesetzentwurf zu der Frage direkter Demo-
kratie vorgelegt, 

(Beifall bei der LINKEN)

mit dem eine wirkliche und sofortige Umsetzung erfol-
gen kann. Deshalb bedarf es hier nicht der Beerdigung 
zweiter Klasse in einer Enquete-Kommission, sondern 
einer Debatte über unseren Vorschlag.

(Beifall bei der LINKEN)

Nach unserem Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung 
der direkten Demokratie im Grundgesetz gibt es ein ju-
ristisch abgestimmtes Verfahren zur Volksgesetzgebung 
mit einer Kontrolle durch das Verfassungsgericht. Da-
durch wird nach unserer Vorstellung der Bevölkerung er-
möglicht, demokratisch auch zwischen Wahlen Einfluss 
auf die Politik zu nehmen. Die in unserem Gesetzentwurf 
vorgesehene Kontrolle durch das Bundesverfassungsge-
richt gewährleistet, dass keine verfassungswidrigen Ziele 
über das Verfahren zur Volksgesetzgebung verfolgt wer-
den. 

Die Annäherung an das Verfahren in der Schweiz, die 
von der AfD ja offenbar gewünscht wird, sehen wir des-
halb kritisch. Volksabstimmungen in der Schweiz rich-
ten sich oft gegen Minderheitenrechte. Wir verweisen 
diesbezüglich auf die Volksabstimmung zum Verbot des 
Baus von Minaretten.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Genau richtig!)

Diese Minderheitenrechte sind in Deutschland durch die 
Verfassung geschützt, und das ist auch gut so.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Dass Ihnen von der AfD solche Initiativen vorbildlich 
erscheinen, zeigt Ihren verächtlichen Umgang mit den 
Rechten von Minderheiten. 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Es 
sind Populisten! Die können nichts anderes!)

Vielleicht ist der Grund für die Affinität zur Schweiz 
auch ein anderer. Oder, Frau Weidel, zahlen Sie zwi-
schenzeitlich Ihre Steuern in unserem Land? Und wenn 
nein: Wissen das Ihre Wählerinnen und Wähler?

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Alice Weidel 
[AfD]: Ich habe noch nie in der Schweiz mei-
ne Steuern gezahlt! Hören Sie auf, zu lügen!)

– Ich habe Sie gefragt. Sie könnten das einmal öffentlich 
bekunden. 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ich zahle in 
Deutschland meine Steuern!)

Dr. Lars Castellucci
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– Jetzt regen Sie sich ab. 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Lächerlich! Sie sind 
lächerlich!)

Sonst teilen Sie aus. Jetzt können Sie auch einmal ertra-
gen, dass Sie etwas härter angefasst werden.

(Heiterkeit und Beifall bei der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der SPD – Dr. Alice Weidel 
[AfD]: Bleiben Sie bei der Sache! Sie haben 
vom Steuerrecht keine Ahnung!)

– Bleiben Sie gelassen, und hören Sie einfach zu.

Direkte Demokratie setzt nach unserer Vorstellung 
mündige Bürgerinnen und Bürger voraus. In Sachen 
Mündigkeit brauchen Sie aber offenbar auch Nachhilfe: 
Einerseits sind Jugendliche für Sie statt mit 14 Jahren be-
reits mit 12 Jahren mündig genug, dass sie die volle Här-
te des Jugendstrafrechts treffen kann, andererseits halten 
Sie in Thüringen 16-Jährige für nicht mündig genug, um 
an der Kommunalwahl teilzunehmen, und klagen dage-
gen. Liegt das vielleicht daran, dass Ihnen das Wahler-
gebnis in dieser Altersgruppe möglicherweise nicht pas-
sen könnte? Wie geht das zusammen? Darauf hätte ich 
gerne eine Antwort von Ihnen. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD)

Und an die Adresse der Koalitionsfraktionen: In-
strumente direkter Demokratie sind wichtig  – Kollege 
Castellucci hat darauf verwiesen  –; wir fordern diese 
schon seit langem. Aber wir müssen auch an die Bedin-
gungen denken, unter denen sich die Menschen in unse-
rem Land mit Politik befassen können. Studien belegen, 
dass hohe Nichtwählerzahlen auch etwas mit Armut zu 
tun haben. Als Sozialrichter kenne ich die Bedingungen, 
unter denen Menschen mit geringem Einkommen leben, 
recht gut. Und aus eigener Anschauung muss ich Ihnen 
sagen: Diese Menschen leiden unter Stress. Wenn sich 
jemand laufend Sorgen machen muss, ob die Waschma-
schine noch hält, oder er sich mit riesigem Aufwand mit 
der Verwaltung um den Lebensunterhalt streiten muss, 
fällt es schwer, sich gesellschaftlich und politisch zu en-
gagieren. Das ist Tatsache. 

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Anton Friesen 
[AfD]: Zum Thema!)

Weitere Teile der Bevölkerung leiden unter Stress, weil 
sie fürchten, eines Tages abzusteigen und ebenfalls bei 
den Sozialgerichten zu stehen. Tun Sie als Regierungsko-
alition hier etwas. Sorgen Sie wenigstens ansatzweise für 
die Wiederherstellung sozialer Gerechtigkeit, damit die 
Menschen in diesem Land in die Lage versetzt werden, 
Zeit und Energie aufzubringen, um sich gesellschaftlich 
zu engagieren. Dann steigt auch wieder die Beteiligung 
an den Wahlen. Da sind wir uns sicher.

(Beifall bei der LINKEN)

Zurück zum Thema: Eine Enquete-Kommission dient 
dazu, Handlungsvorschläge zu erarbeiten. Diese liegen 

nach unserer Überzeugung mit unserem Gesetzentwurf 
bereits auf dem Tisch, und über diesen sollten wir reden. 

(Martin Erwin Renner [AfD]: Es gibt keine 
zwei Drittel! Deshalb eine Enquete-Kommis-
sion!)

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Britta Haßelmann, 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Unser Rechtsstaat und unsere repräsentative 
Demokratie sind unsere größten und wichtigsten Errun-
genschaften als Gesellschaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Die verfassungsrechtliche Werteordnung des Grundge-
setzes ist die Grundlage für ein friedliches Zusammenle-
ben aller Menschen in unserem Land. 

Die Demokratie in Deutschland und in Europa voran-
zubringen und direkte demokratische Entscheidungen 
zu ermöglichen, ist seit jeher Ziel grüner Politik. Aber 
ebenso bedeutend ist der aktive Menschenrechts- und 
Minderheitenschutz. Deswegen gehört dieses Thema in 
jede Debatte über repräsentative und direkte Demokratie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Der Schutz von Minderheiten gehört genauso zur De-
mokratie wie die Mehrheitsentscheidung; denn durch sie 
werden die Entscheidungen der Mehrheiten legitim. 

Es spricht viel dafür, unsere Demokratie weiterzuent-
wickeln. Wir Grüne haben seit jeher für unsere repräsen-
tative Demokratie ein klares Bekenntnis abgegeben. Wir 
haben aber immer auch gesagt: Lasst uns überlegen, wie 
wir diese Demokratie lebendiger machen können. Wie 
können wir unsere parlamentarische Demokratie, auch 
auf Bundesebene, ergänzen durch Elemente der direkten 
Demokratie, durch mehr Beteiligung, mehr Partizipation, 
mehr und bessere Bürgerbeteiligung bei Gesetzgebungs-
verfahren, durch die Förderung von Beteiligung und De-
mokratiebildung von Kindern und Jugendlichen – meine 
Damen und Herren, das war heute noch gar nicht Thema; 
im Antrag steht auch dazu nichts – und – bedeutend für 
diese Frage – durch die Stärkung des bürgerschaftlichen 
Engagements und unserer lebendigen Zivilgesellschaft? 
Das alles, meine Damen und Herren, müssen wir zusam-
men denken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Friedrich Straetmanns 
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Das Thema ist viel komplexer, als uns diese Eingangs-
rede und vor allen Dingen dieser wirklich leidenschafts-
lose und dahingefluppte Antrag vormacht.

(Widerspruch bei Abgeordneten der AfD  – 
Dr.  Bernd Baumann [AfD]: Setzen Sie sich 
mit dem Thema auseinander!)

Uns ist bewusst, dass die direkte Demokratie auch für 
menschenverachtende Hetze, für Diskriminierung, für 
den Abbau von politischen, wirtschaftlichen und sozialen 
Rechten von Menschen benutzt und missbraucht werden 
kann. Meine Damen und Herren, deshalb ist es vielleicht 
kein Wunder, dass in diesem Antrag das Wort „Minder-
heitenschutz“ überhaupt nicht vorkommt.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN  – Dr.  Bernd Baumann [AfD]: Es 
geht um eine Enquete-Kommission!)

Die Frage nach dem Verhältnis von Elementen direkter 
Demokratie zum Rechtsstaat – dem gilt unsere Sorge; da-
für tragen wir Verantwortung – ist in diesem Antrag über-
haupt nicht enthalten. Da steht nichts von Minderhei-
tenschutz. Meine Damen und Herren, hier im Deutschen 
Bundestag, in den Landtagen und bei Ihren öffentlichen 
Wahlkampfauftritten ist deutlich geworden: Sie wollen 
Kampagnen gegen Gotteshäuser, gegen Flüchtlinge und 
alles, was nicht in Ihr Weltbild passt.

(Jürgen Braun [AfD]: Wie bitte? Gegen Got-
teshäuser? Sie haben doch was gegen Gottes-
häuser, Frau Haßelmann! Wir nicht!)

Und dazu wollen Sie den Hebel der direkten Demokratie 
nutzen. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Was ist denn 
das für ein Schwachsinn?)

Angesichts dessen müssen wir uns schützend davorstel-
len.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Wir wollen die Debatte über direkte Demokratie, und 
wir wollen mehr Elemente direkter Demokratie. Ich 
finde, diese Debatte ist noch nicht zu Ende, Friedrich 
Straetmanns. Ich finde, diese Debatte muss ganz intensiv 
geführt werden. 

(Martin Erwin Renner [AfD]: Genau das ist 
euer Dilemma!)

Aber wir wollen keine Plattform schaffen für Hetzkam-
pagnen gegen Menschen anderer Herkunft, gegen Les-
ben und Schwule, Obdachlose, Andersdenkende, An-
dersgläubige oder sozial Benachteiligte.

(Dr. Gottfried Curio [AfD]: Es geht um 
Volksabstimmungen!)

Wenn ich mir die letzten fünf Monate im Deutschen Bun-
destag vor Augen führe, dann weiß ich, dass ich allen 
Grund habe, darüber zu sprechen.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN – Lachen bei der AfD)

Meine Damen und Herren, es gibt einen großen Unter-
schied zwischen der AfD und uns hinsichtlich des An-
spruchs bei den direkten Beteiligungen: Sie von der AfD 
wollen direkte Demokratie statt Rechtsstaat, und wir 
Grüne wollen mehr direkte Demokratie im Rechtsstaat. 
Da liegt der ganz entscheidende Unterschied.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN sowie bei Abgeordneten der SPD  – 
Jürgen Braun [AfD]: Nur heiße Luft, Frau 
Haßelmann!)

Jetzt lassen Sie mich kurz etwas zum Antrag sagen,

(Lachen und Beifall bei Abgeordneten der 
AfD – Jürgen Braun [AfD]: Oh, doch noch!)

zur Forderung nach Einsetzung einer Enquete-Kommis-
sion. Die drei Forderungen, die der Kollege hier vorge-
tragen hat, die für die AfD im Hinblick auf direkte demo-
kratische Beteiligungen wichtig sind, stehen überhaupt 
nicht im Antrag.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Es geht um eine 
Enquete-Kommission!)

Vielleicht sollten Sie das mal klären. Herr Haug, Sie ha-
ben hier drei Forderungen der AfD genannt. Aber warum 
stehen die nicht im Antrag? Das ist komisch.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der Abg. 
Dr. Petra Sitte [DIE LINKE – Zuruf des Abg. 
Jochen Haug [AfD])

Das kommt wahrscheinlich daher, dass Sie aus der Hüfte 
geschossen haben 

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Das 
wäre ja nichts Neues!)

und das Ding erst gestern eingebracht haben. Ich finde, 
wir sollten mit mehr Ernsthaftigkeit, mit mehr Souverä-
nität und mit mehr Seriosität an diese komplexen Fragen 
gehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Ge-
nau! – Beifall des Abg. Fabian Jacobi [AfD])

Wir lassen uns doch von so einem Antrag, der mal eben 
runtergeschrieben wurde und noch nicht einmal in Ein-
klang zu bringen ist mit den drei Forderungen, die der 
Kollege hier vorgetragen hat, nicht vorführen.

Meine Damen und Herren, vor der Einsetzung einer 
Enquete-Kommission braucht man Zeit für Beratungen 
und Debatten unter den Fraktionen.

(Zurufe von der AfD)

Sie sollten sich die Beispiele einmal vor Augen halten: 
Als es um die Enquete-Kommission „Internet und digi-

Britta Haßelmann
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tale Gesellschaft“, die wir hatten, ging, ist monatelang 
zwischen den Fraktionen beraten worden, wie wir das 
machen wollen, welchen Anspruch und welche Ideen 
jede einzelne Fraktion hat. Auch die Berichterstatter ha-
ben sich beraten. Das Gleiche gilt für die Enquete-Kom-
mission zu Wachstum und Nachhaltigkeit.

(Jürgen Braun [AfD]: Was zählt, ist auf dem 
Platz, Frau Haßelmann! Das ist eine alte Weis-
heit!)

Auch da haben wir monatelang darüber geredet: Welche 
Interessen haben die einzelnen Kolleginnen und Kolle-
gen der jeweiligen Fraktionen? Was schlägt eine Frakti-
on vor, ohne Aufträge an die Bundesregierung zu geben? 
Um all das, meine Damen und Herren, muss es gehen, 
und zwar in großer Ernsthaftigkeit.

Hinzu kommt: Die Beteiligung soll bei Ihnen großge-
schrieben werden. Sie wird aber ganz kleingeschrieben; 
denn für die Arbeit der Enquete-Kommission ist nur ein 
Jahr angesetzt. Das ist ein Witz. Außerdem sollen nur 
neun Sachverständige und neun MdBs vertreten sein. 
Und Sie reden von Beteiligung! Was ist das denn, meine 
Damen und Herren?

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Da müssen wir uns von Ihnen nichts erzählen lassen. Be-
teiligung sieht anders aus. Darüber sollten wir jetzt ganz 
in Ruhe, in aller Ernsthaftigkeit und Seriosität reden. Ihr 
Antrag hat dafür keine Grundlage gelegt.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der LINKEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Jetzt erteile ich das Wort zu einer Kurzintervention 

dem Kollegen Baumann, AfD.

Dr. Bernd Baumann (AfD): 
Herr Präsident! Wir haben heute ein wirklich wich-

tiges Kernthema vorgetragen, das die Herzkammer des 
Parlamentarismus betrifft.

(Lachen der Abg. Ulli Nissen [SPD])

Es geht um Demokratie, Abstimmungen und Wahlen. 
Wir haben uns nicht darauf beschränkt, ganz konkre-
te Vorschläge zu machen und einen Katalog von zehn 
Punkten vorzulegen, von denen ein oder zwei abgelehnt 
werden können. Hier im Parlament konnte man ja die Er-
fahrung machen, dass viele Fraktionen solche Vorschläge 
gemacht haben. Sie sind dann immer abgelehnt worden, 
weil es keine Übereinstimmung ab. Deswegen haben wir 
jetzt die Einsetzung einer Enquete-Kommission bean-
tragt, Frau Haßelmann, einer Enquete-Kommission, in 
der wir gemeinsam beschließen können, was möglich ist 
und was nicht, um das Volk stärker zu beteiligen, das ge-
rade Ihre Rede gehört und wahrgenommen hat, mit welch 

fadenscheinigen Verleumdungen auch uns gegenüber Sie 
gearbeitet haben.

(Beifall bei der AfD – Mahmut Özdemir [Du-
isburg] [SPD]: Unverschämtheit!)

Ihr ganzer angeblicher Einsatz für Demokratie, Men-
schenrechte und was Sie hier alles vorgetragen haben, ist 
reine Heuchelei. Im Hintergrund steht Ihre Machtpolitik, 
wenn Sie einen solchen Antrag so sehr verdammen, ohne 
Argumente zu nennen, Frau Haßelmann.

(Beifall bei der AfD)

Was hier und heute deutlich geworden ist wie im 
Brennglas, ist die totale Verweigerungs- und Blocka-
destrategie, die Sie fahren, und zwar gemeinsam mit lin-
ken Teilen von SPD und Union.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Es ist ja nicht so, dass wir nur eine Enquete-Kommission 
einsetzen wollen, in der alle Fraktionen mitarbeiten und 
sich gemeinsam Gedanken machen sollen, welchen Vor-
schlag man dem deutschen Volk unterbreiten kann, um 
eine stärkere Beteiligung zu ermöglichen. 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Das 
haben wir schon gemacht, bevor Sie im Bun-
destag waren!)

Nicht nur dem haben Sie nicht zugestimmt. Vielmehr 
geht es auch um die Überweisung an den Ausschuss, 
Frau Haßelmann, wo man weiter daran arbeiten und die 
Dinge verfeinern kann. Wir wollen, dass alle Ebenen 
durch gemeinsame Arbeit zu einer besseren Durchfüh-
rung von Demokratie, Volksabstimmungen und allem, 
was da möglich ist – die Schweiz und die USA machen 
es uns vor  –, beitragen. Sie blockieren sogar das, um 
die AfD zu blockieren, Frau Haßelmann. Das lassen wir 
nicht auf sich beruhen.

(Beifall bei der AfD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Frau Kollegin Haßelmann, wenn Sie mögen, können 

Sie antworten.

Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank, Herr Präsident.  – Herr Baumann, ich 

kann nichts dafür, dass Ihr Antrag schlecht ist.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und der LINKEN)

Ich kann auch nichts dafür, dass Sie jetzt so ein Mimimi 
veranstalten.

(Jürgen Braun [AfD]: Frau Oberlehrerin 
Haßelmann – so kennen wir Sie!)

Sorry, aber ich möchte über direkte Demokratie und über 
die Einbettung von direkter Demokratie in den Rechts-
staat auf der Grundlage des Grundgesetzes in aller Ernst-
haftigkeit reden.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 

Britta Haßelmann
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der SPD  – Jürgen Braun [AfD]: Sie und 
Grundgesetz? Oh, das ist neu!)

Ich habe Sie mit der Frage konfrontiert, warum das 
Thema Minderheitenschutz in Ihrem Antrag keine Rolle 
spielt; es kommt darin noch nicht einmal vor. Ich habe 
Sie auch gefragt, warum die drei Forderungen, die für Sie 
essenziell sind und die Ihr Redner in seinem Debatten-
beitrag vorgetragen hat, nicht im Antrag stehen. Ich habe 
die Vermutung: Das liegt daran, dass Sie hier schnell et-
was zusammengeschustert haben, um am Mittwochmor-
gen einen Antrag vorlegen zu können.

(Widerspruch bei der AfD)

Das Thema ist aber zu ernst, meine Damen und Herren,

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

als dass wir uns wegen eines schlechten Antrags und ei-
nes solchen Mimimi mit diesem Thema befassen.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der LINKEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Jetzt erteile ich dem Kollegen Christoph de Vries das 

Wort zu seiner ersten Rede im Deutschen Bundestag.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Christoph de Vries (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Nachdem die Nerven bei der AfD schon wieder blank 
liegen,

(Heiterkeit bei der FDP)

will ich gerne zur Sachlichkeit zurückfinden, auch wenn 
es etwas schwerfällt. Sie fordern immer Ernsthaftigkeit 
ein. Dieses wichtige Thema haben Sie vor drei Wochen 
angemeldet. Und was machten Sie dann? Sie legten den 
Antrag erst gestern vor. Das zum Thema Ernsthaftigkeit 
auf Ihrer Seite!

(Beifall bei der CDU/CSU  – Stefan Müller 
[Erlangen] [CDU/CSU]: Das hat schon Me-
thode!  – Michael Grosse-Brömer [CDU/
CSU]: Das war noch nie anders!  – Mahmut 
Özdemir [Duisburg] [SPD]: Aber selber heu-
len sie rum! – Manuel Höferlin [FDP]: Weil 
sie planlos sind von der AfD!)

Ich will zum Wesen der repräsentativen Demokratie 
kommen; das ist bisher etwas zu kurz gekommen. Ver-
antwortungsvolle Politik in der Demokratie lebt vor al-
lem davon, dass sie mehr von Sachverstand und Vernunft 
und weniger von Stimmungen und Emotionen geleitet 
wird. Das sollten wir uns immer vor Augen führen, wenn 
wir über die Stärkung plebiszitärer Elemente reden.

Der frühere Bundespräsident Roman Herzog hat zu 
Recht einmal gesagt: 

Unsere freiheitliche Demokratie lebt nicht von Um-
fragen, sie lebt von Engagement und Courage! 

Ich will das gerne ergänzen: Unsere Demokratie lebt von 
der Bereitschaft aller Beteiligten, aufeinander zuzuge-
hen.

(Zurufe von der AfD: Aha!)

Sie lebt davon, dass die Vertreter unterschiedlicher Posi-
tionen aufeinander zugehen, dass Einzelinteressen nicht 
über dem Gemeinwohl stehen, dass gute Argumente 
zählen und dass es nicht nur um Gewinner und Verlierer 
geht.

(Beifall des Abg. Jürgen Braun [AfD])

Das sind all die Vorzüge der repräsentativen Demokratie 
in Deutschland, und wir sind gut beraten, diese Vorzüge 
nicht kleinzureden und leichtfertig aufs Spiel zu setzen;

(Beifall bei der CDU/CSU)

denn die Väter unseres Grundgesetzes haben aus guten 
Gründen ein starkes Parlament eingeführt und die Ele-
mente direkter Demokratie stark beschränkt. 

Ich will mal auf ein Wesensmerkmal der repräsen-
tativen Demokratie zu sprechen kommen, nämlich das 
AKV-Prinzip. Aufgabe, Kompetenz und Verantwortung 
liegen danach in einer Hand. Komplexe politische Fra-
gen – das ist gesagt worden – sind eben meistens nicht 
mit einem einfachen Ja oder Nein zu beantworten. Die 
Entscheidungen erfordern ein hohes Maß an Abwägung, 
Genauigkeit und Sachverstand, und all das ist in der ar-
beitsteiligen Arbeit unseres Parlaments gewährleistet.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das bedeutet selbstverständlich nicht, dass nicht auch 
Fehler gemacht werden. Wo wären wir! Für Fehler kön-
nen und werden die politisch Verantwortlichen bei den 
nachfolgenden Wahlen aber zur Rechenschaft gezogen – 
in manchen Fällen auch juristisch. Ich frage Sie aber 
mal: Wer wird denn zur Rechenschaft gezogen, wenn 
wie in Berlin nach der Volksabstimmung 2014 über die 
Nachnutzung des Tempelhofer Flughafens 30 000 Woh-
nungen nicht gebaut werden können, obwohl die Mieten 
explodieren und Tausende Menschen keinen bezahlbaren 
Wohnraum finden? Niemand!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Im Anschluss muss das dann die Politik wieder richten. 
An der Stelle sage ich ganz klar: Eine Entscheidung ohne 
Kompetenz und Verantwortung bedeutet nicht mehr De-
mokratie, vielmehr kann sie zur Gefahr für die Demokra-
tie werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Hier sind wir auch beim Unterschied zu Ihnen, zur 
AfD. Ihnen geht es ja nur noch um das Wie; das haben 
Sie ja auch dargelegt. Sie wollen eine Enquete-Kommis-
sion einsetzen, die im Grunde nur noch – „nur noch“ in 
Anführungszeichen – die Details klärt. Wir sind anders. 
Uns geht es erst einmal um das Ob. Wir haben diese Fra-
ge noch nicht beantwortet. 

Britta Haßelmann
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Interessant sind Ihre Begründungen im Antrag. Ich 
habe ihn gelesen, obwohl die Zeit nur kurz war. Sie spre-
chen von „Wahlmüdigkeit“ und „Politikverdrossenheit“, 
von einem hohen „Zuspruch für direktdemokratische 
Mitbestimmung“ und von einer „Belebung ... der Demo-
kratie auf Landes- und Kommunalebene“.

Schauen wir uns mal die Fakten an – die nehmen Sie 
ja nicht immer so genau –: 

(Heiterkeit des Abg. Manuel Höferlin [FDP])

Wie hoch ist denn die Wahlbeteiligung bei der Bundes-
tagswahl? Bei der letzten Bundestagswahl lag sie mit 
76 Prozent auf demselben Niveau wie bei der Wiederver-
einigungswahl von 1991.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Dop-
pelt so hoch wie bei der Volksabstimmung in 
der Schweiz!)

Seit drei Jahrzehnten ist die Wahlbeteiligung auf Bundes-
ebene nahezu unverändert.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Ihr habt das 
nicht geschafft!)

Jetzt kommen wir mal zu den positiven Beispielen, 
die Sie nennen, zu den USA und der Schweiz: Wie sieht 
in den USA die Wahlbeteiligung bei Präsidentschafts-
wahlen aus? Sie lag bei 59 Prozent und damit 17 Pro-
zentpunkte niedriger als in Deutschland. Sie haben auch 
die Schweiz angeführt. Dort lag sie bei 48 Prozent, also 
ganze 28 Prozentpunkte niedriger als bei den deutschen 
Bundestagswahlen.

(Beifall bei der CDU/CSU  – Michael Gros-
se-Brömer [CDU/CSU]: Ja, da sieht man das 
gute Beispiel!)

Kommen wir zum letzten Punkt, zur Belebung der De-
mokratie auf Länderebene; Sie haben es angesprochen. 
Wie sieht es denn mit der Belebung aus? Ich komme 
noch mal zu der Entscheidung zu Tempelhof von 2014 
zurück. 46,1 Prozent der Wahlberechtigten haben damals 
diese Entscheidung getroffen. Bei der Wahl im Abgeord-
netenhaus, die danach folgte, lag die Wahlbeteiligung um 
gut 20 Prozentpunkte höher. 

Ein ähnlich umstrittenes Projekt ist Stuttgart 21. Dort 
haben 48,3  Prozent der Wahlberechtigten ihre Stim-
me abgegeben, obwohl es hochumstritten war. Bei der 
nachfolgenden Landtagswahl waren es 18 Prozentpunkte 
mehr.

Hier müssen wir uns schon die Frage stellen: Warum 
soll es bei diesen Entscheidungen mehr Legitimität ge-
ben als bei den allgemeinen Wahlen? 

Sie sehen selbst: Von Ihrer Argumentation bleibt an 
dieser Stelle nur wenig übrig. Die Beteiligung der Men-
schen an den allgemeinen Wahlen auf Bundesebene ist 
auf einem hohen Niveau. Das ist sie auch im internati-
onalen Vergleich. Der Zuspruch der Wähler bei direkt-
demokratischen Abstimmungen, die Sie hier so positiv 
dargestellt haben, ist in aller Regel überschaubar. Auch 
dies zeigt: Direkte Demokratie bedeutet eben nicht, dass 

sie demokratischer ist als repräsentative Demokratie. Das 
Gegenteil ist häufig sogar der Fall.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wenn wir uns die Faktenlage anschauen, dann fragen 
wir: Was reitet Sie eigentlich bei diesem Vorstoß? Eines 
ist doch ganz klar: Um die Stärkung der Demokratie geht 
es Ihnen ganz gewiss nicht. 

(Dr. Roland Hartwig [AfD]: Doch! Genau 
darum!)

Ihr Antrag ist doch vielmehr der Versuch, für Ihre popu-
listische Politik Mehrheiten durch die Hintertür zu be-
kommen, die Sie hier im Parlament nicht haben, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Herr Gauland hat es ja nach der Wahl gesagt. Sie wol-
len die Regierung besser jagen können, auch wenn Sie 
dafür keine parlamentarische Mehrheit haben. Sie füh-
ren mit unserer Demokratie nichts Gutes im Schilde. Das 
liegt doch auf der Hand. 

(Beifall bei der CDU/CSU  – Michael Gros-
se-Brömer [CDU/CSU]: 87 Prozent haben sie 
nicht gewählt!)

Ich komme zum Schluss. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, wir werden den Koalitionsvertrag selbstverständ-
lich umsetzen. Wir werden auch eine Expertenkommis-
sion einsetzen. Aber da werden wir uns von Ihnen nicht 
treiben lassen. Eines ist klar: Jede Stärkung der direk-
ten Demokratie ist zugleich eine Schwächung des Par-
laments. Deshalb müssen wir wachsam sein und sehen, 
wie wir diese Kommission zusammensetzen und wer da 
mitwirkt; denn klar ist auch: Es darf bei der Umsetzung 
keinen Automatismus geben. 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Herr Kollege, Sie müssen jetzt Ihren Schlusssatz sa-

gen.

Christoph de Vries (CDU/CSU): 
Das muss Gegenstand dieses parlamentarischen Ver-

fahrens sein.

(Zuruf von der AfD: Sie haben Angst vorm 
Volk!)

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Nächster Redner ist der Abgeordnete Michael Espen-

diller für die AfD, der seine erste Rede im Deutschen 
Bundestag hält.

(Beifall bei der AfD)

Christoph de Vries
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Dr. Michael Espendiller (AfD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Mit dem heute hier eingebrachten Antrag 
zur Einsetzung einer Enquete-Kommission „Direkte De-
mokratie auf Bundesebene“ verfolgen wir das Ziel, noch 
in dieser Legislatur Volksentscheide auf Bundesebene 
einzuführen. Klar: In diesem Antrag sind wir nicht be-
sonders konkret geworden. Wir brauchen eine Zweidrit-
telmehrheit, um das Grundgesetz zu ändern. Wir müssen 
einen Konsens zwischen den verschiedenen Parteien fin-
den. 

Frau Lindholz, tut mir leid, wir haben Sie wirklich 
nicht gefragt. Ich dachte, es gibt einen Unvereinbarkeits-
beschluss, dass die CDU/CSU nicht mit der AfD redet. 
Ich freue mich, dass Sie ihn langsam aufheben.

(Beifall bei der AfD)

Frau Haßelmann, wenn der Antrag zu langweilig, zu 
trocken und – Zitat – „leidenschaftslos“ ist, dann malen 
Sie halt Regenbögen darauf.

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD – Canan 
Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was 
ist das denn? Geht’s noch?)

Seit Jahrzehnten wird in dieser Republik über das 
Für und Wider von mehr Bürgerbeteiligung diskutiert, 
und seit Jahrzehnten gibt es hier keine Ergebnisse. Wäh-
renddessen wird weiter über die Köpfe der Menschen 
hinweg regiert. Dabei geraten die Grundlagen unseres 
Gemeinwesens völlig aus dem Blick. Eine ganz wesent-
liche Funktion der Demokratie ist die Eindämmung von 
Machtmissbrauch und unverhältnismäßiger Machtaus-
übung. 

Aber wie sieht die Realität aus? Bei allen wichtigen 
Fragen, die der Bundestag in den vergangenen Jahren zu 
entscheiden hatte, waren sich die Fraktionen seltsam ei-
nig. Egal ob Euro-Rettung, Grenzöffnung oder Kernener-
gie: Stets herrschte breite Einigkeit über die Alternativlo-
sigkeit von politischen Entscheidungen. Aber wer von 
Alternativlosigkeit spricht, hat nicht lang genug über das 
Problem nachgedacht. Alternativlosigkeit ist die größte 
Bedrohung der Demokratie; 

(Beifall bei der AfD)

denn Demokratie lebt vom Streit. Sie lebt von der Kon-
troverse. Sie lebt vom Wettbewerb der politischen Ideen. 
Demokratie ist das Ringen um die beste Lösung für un-
ser Land. Was ist davon eigentlich geblieben? Und wo 
bleibt bei all dem der Bürger? Er steht unpersönlichen 
Verwaltungseinheiten gegenüber. Er bekommt mehr und 
mehr Vorschriften gemacht. Er muss einen immer größe-
ren Anteil seines Verdienstes an den Staat abgeben und 
darf Wahlgeschenke auf Kosten der nächsten Generation 
finanzieren. Zahlen dürfen die Menschen immer, mitre-
den dürfen sie nie. 

(Beifall bei der AfD – Manuel Höferlin 
[FDP]: Stimmt doch gar nicht!)

Wir wollen auch Volksentscheide über finanzrelevante 
Dinge. Aber das werden wir dann in dieser Kommissi-
on diskutieren, wenn sie denn kommen sollte. Wir als 

AfD-Fraktion werden die genannten Dinge auf jeden Fall 
ändern. Wir wollen, dass nicht nur das Parlament ent-
scheidet. Wir wollen, dass das Volk selber über sein ei-
genes Schicksal entscheiden kann. Da reicht es uns nicht, 
wenn eine Ausschusssitzung öffentlich ist. Das Volk will 
selber entscheiden.

(Beifall bei der AfD – Manuel Höferlin 
[FDP]: Ein Anfang! Direkt anfangen!)

– Man kann direkt mit der richtigen Sache starten. In der 
Schweiz klappt das perfekt. 

Deswegen, liebe Kollegen: Gucken Sie in Ihre Wahl-
programme. Sie haben im Wahlkampf sehr häufig ver-
sprochen, dass es Volksentscheide geben wird. Lassen 
Sie diesen Worten endlich Taten folgen. Stimmen Sie mit 
uns für die Einsetzung dieser Kommission; die Details 
können wir im Innenausschuss gerne noch klären. Dann 
werden wir dort einen gemeinsamen Entwurf erarbei-
ten, der hier mit einer Zweidrittelmehrheit angenommen 
wird.

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Erste Rede!)

– Erste Rede, okay.

Dr. Michael Espendiller (AfD): 
In der zweiten Rede, gerne; okay. – Dann wird es in 

Deutschland auch endlich Volksentscheide geben. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Nächster Redner ist der Abgeordnete Mahmut 

Özdemir für die SPD.

(Beifall bei der SPD)

Mahmut Özdemir (Duisburg) (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich weiß nicht, ob die Antragsteller Interesse 
an einer sachlichen Debatte haben oder nicht, deshalb gibt 
es vorab eine Zusammenfassung auf Niederrheinisch: Da 
haben Sie mal wieder Stuss zusammengefrickelt. 

Artikel 20 Absatz 2 des Grundgesetzes besagt: 

Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom 
Volke in Wahlen und Abstimmungen … ausgeübt. 

Spätestens alle vier Jahre findet ein urdemokratischer 
Akt in der Bundesrepublik statt. In allgemeiner, unmit-
telbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl treffen die 
wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürger die Entschei-
dung darüber, wer sie vertreten darf. Es gibt Sieger und 
Verlierer. Es gibt eine Mehrheit, die regiert, und eine 
Minderheit, die durch steten Widerspruch im Rahmen 
der Parteiendemokratie wieder oder überhaupt die Mehr-
heit erlangen möchte. 
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Nun haben wir als SPD-Bundestagsfraktion bereits 
ohne die Notwendigkeit der Einsetzung einer Enque-
te-Kommission erkannt, dass es in der Bundesrepublik 
den Drang und den Wunsch der Menschen im Land 
nach mehr unmittelbaren Beteiligungsformen gibt. Die-
se möchten nicht nur allgemein oder im Geheimen alle 
vier Jahre ihren Protest oder ihre politische Haltung aus-
drücken, welche sie möglicherweise auf einzelne Sach-
fragen beschränken, sondern sie streben auch nach der 
grundgesetzlichen Möglichkeit, im Einzelfall an die Sei-
te oder die Stelle der gewählten Bundestagsabgeordneten 
zu treten. 

Das Bedürfnis, die Stimme zu erheben, hat diesem 
Parlament bereits zur Entscheidung vorgelegen. Die ur-
sprünglichen Gesetzentwürfe, die im Übrigen auch eine 
Grundgesetzänderung vorschlagen, tragen die Drucksa-
chennummern  17/13873 und 17/13874  – Nachhilfe in 
parlamentarischer Arbeit habe ich Ihnen schon einmal 
angeboten – und stammen aus der Feder der SPD-Bun-
destagsfraktion. Insofern braucht meine Fraktion weder 
diesen Antrag noch Ihren Anstoß, sondern nur eine Zwei-
drittelmehrheit.

(Beifall bei der SPD)

Unmittelbaren Mitwirkungsrechten stehen wir im Üb-
rigen aufgeschlossen und sehr wohlwollend gegenüber. 
Wir haben der Festschreibung im Grundgesetz auch die 
entsprechende Gebrauchsanweisung für die Umsetzung 
von Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksentschei-
den beigefügt. 

Dennoch sind unmittelbare demokratische Regelun-
gen im Grundgesetz kein Selbstzweck. Sie ersetzen auch 
keine Mehrheitsentscheidungen. Erst recht sind sie keine 
Zurschaustellung von Misstrauen gegenüber Abgeordne-
ten und Parlamenten. Vielmehr gilt, dass die mittelbare 
Demokratie und damit das Wählen von Abgeordneten 
die Regel darstellt. Die unmittelbare Demokratie ist und 
bleibt damit eine Ausnahme, die den Handlungsspiel-
raum erweitert, weil sie Entscheidungen des Deutschen 
Bundestages im äußersten Einzelfall zu verlagern ver-
mag und im besten Fall eine Beschäftigung mit bisher 
nicht beachteten Sachverhalten veranlasst. 

Beide Arten der Demokratie haben grundsätzlich eine 
Gemeinsamkeit: Am Ende steht jeweils eine Entschei-
dung. Unabhängig von den deutlichen oder knappen 
Entscheidungsergebnissen bleibt eine Mehrheit auch 
eine Mehrheit. Entscheidungen gründen schließlich auf 
Vertrauen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Sowohl die mittelbare als auch die unmittelbare De-
mokratie sind daher vereint in dem Vertrauen, dass Ent-
scheidungen akzeptiert und respektiert werden, eben 
weil man sich auch vorher beteiligen konnte. Sofern man 
sich natürlich an diese demokratischen Spielregeln nicht 
halten möchte, versucht man, Zweifel zu säen und sich 
als Opfer darzustellen. Das sehen wir besonders auf der 
rechten Seite des Hauses in letzter Zeit regelmäßig.

(Beifall bei der SPD)

Ob nun eine Befassung des Deutschen Bundestages 
mit einer Gesetzesvorlage oder die Überprüfung von be-
reits beschlossenen Gesetzen durch unmittelbare Volks-
beteiligung der Gegenstand ist: Am Ende steht entweder 
eine Verlagerung oder die Bestätigung der Entscheidung 
des Parlamentes. Diese Einheit von mittelbarer und un-
mittelbarer Demokratie stellt, wie gesagt, mehr ein Re-
gel-Ausnahme-Verhältnis dar als, wie uns die Antrag-
steller glauben machen wollen, eine Berichtigung durch 
das Staatsvolk, das dadurch nach seinem zuvor gezeigten 
Vertrauen möglicherweise ein Misstrauen zeigt, indem es 
eine Entscheidung wieder an sich zieht.

Die SPD-Bundestagsfraktion war und ist Fürsprecher 
der unmittelbaren Demokratie. Unsere Position ist maß-
voll, zurückhaltend, aufrichtig und erweitert den Spiel-
raum des Artikels 20 Absatz 2 des Grundgesetzes dem 
Sinn und Zweck nach, dass alle Staatsgewalt vom Volke 
ausgeht. Unsere Gesetzentwürfe aus der 17. Legislatur-
periode schmieden aus den mittelbaren und unmittelba-
ren Bestandteilen eine Einheit des Vertrauens gegenüber 
auf Zeit gewählten Parlamentariern und der Erweiterung 
demokratischer Teilhabe im Staat.

Kurzum: Eine Enquete-Kommission brauchen wir 
nicht; denn wir haben unsere Hausaufgaben bereits er-
ledigt. 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Genau, die SPD!)

Ich rufe Sie herzlich dazu auf, Ihre Hausaufgaben zu ma-
chen.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Vielen Dank.  – Nächster Redner ist Philipp Amthor 

für die Fraktion der CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Philipp Amthor (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 

AfD will eine Enquete-Kommission für mehr direkte 
Demokratie auf Bundesebene einsetzen. Das klingt wie-
der nach einem tollen Antrag. Ich will vorwegschicken: 
Das ist ein sehr berechtigtes Grundanliegen; denn auch 
unsere Koalition hat sich dazu entschlossen, eine Exper-
tenkommission zu diesem Thema einzusetzen. Über das 
Für und Wider direkter Demokratie kann man trefflich 
streiten. Sachlichen Diskussionen werden wir uns nicht 
verschließen. Trotzdem habe ich zwei Kritikpunkte be-
treffend Ihren Antrag und die Art und Weise, wie Sie über 
direkte Demokratie diskutieren. Ich übe Kritik zum einen 
an der Zielrichtung und zum anderen an der Form der 
Enquete-Kommission, in der Sie diskutieren wollen. 

Zuerst zur Zielrichtung. Ich sage Ihnen sehr deutlich: 
Es ist ein gutes Verständnis von mehr Bürgerbeteili-
gung und direkter Demokratie, wenn man das begreift 
als ein gemeinsames Instrument aller Fraktionen, als ein 
gemeinsames Instrument des Parlaments und als ein In
strument, das Brücken zwischen der Politik insgesamt 
und der Bevölkerung baut, als ein Instrument, das Ver-
trauen in das politische System schafft. Aber ich sage 

Mahmut Özdemir (Duisburg)
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Ihnen eines: Ich habe nicht den Eindruck, dass Sie die di-
rekte Demokratie so verstehen. Sie haben sich hier heute 
sehr zurückhaltend gegeben. Wenn ich aber an Ihre Auf-
tritte im Wahlkampf denke, stelle ich fest: Sie wollen die 
direkte Demokratie zuallererst als ein Kampfinstrument 
gegen alle anderen Fraktionen dieses Parlaments, als ein 
Kampfinstrument gegen das Parlament selbst. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Sie wollen kein Instrument, das Brücken baut, sondern 
ein Instrument, das Brücken zum Einsturz bringt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie der Abg. Ulli Nissen [SPD])

Das zeigt sich an einem Beispiel sehr deutlich. Wenn 
Sie gelegentlich mit Ihren Freunden von Pegida durch 
die Straßen deutscher Städte laufen, dann schreien Sie 
sehr laut: Wir sind das Volk! – Ich sage Ihnen eines: Ja, 
Sie sind das Volk, aber alle anderen Deutschen auch. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie persönlich sind nicht nur das Volk, sondern nun auch 
Volksvertreter. In dieser Rolle hat man Ihnen auch eine 
ganz besondere Aufgabe zugewiesen; denn die Mütter 
und Väter des Grundgesetzes haben uns die Verantwor-
tung gegeben, exklusiv für die Gesetzgebung zuständig 
zu sein. Sie sollten sich in Ihrer neuen Rolle – Sie ge-
hören zum Parlament dazu – sehr gut überlegen, ob Sie 
leichtfertig sagen: Mit dieser Aufgabe können wir nicht 
klarkommen; das schaffen wir nicht.  – Machen Sie es 
sich nicht so leicht! Kapitulieren Sie nicht, und stehen 
Sie zu Ihrer Verantwortung! Das wäre ein guter Tipp.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Nun zur Form. Ihr Vorschlag, eine Enquete-Kom-
mission, ein gemischtes Gremium aus Experten und 
Abgeordneten, einzusetzen, hat mich ein bisschen zum 
Schmunzeln gebracht. Es wäre neu, dass die AfD nicht 
nur großes Getöse, sondern auch Sacharbeit im Parla-
ment machen will. Damit haben wir bisher nicht so viel 
Erfahrung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Sie hatten schon in den Landtagen die Chance, Sachar-
beit zu leisten. Ich habe mich in den letzten Tagen einmal 
umgehört, um zu erfahren, wie Sie sich in den Enque-
te-Kommissionen der Landtage schlagen, in denen Sie 
sitzen. Da habe ich sehr possierliche Eindrücke gewon-
nen. In Hamburg wurde mir berichtet: In der Enque-
te-Kommission „Kinderschutz und Kinderrechte stär-
ken“ sind Sie nicht durch inhaltliche Arbeit aufgefallen, 
sondern dadurch, dass einer Ihrer Abgeordneten einfach 
eingeschlafen ist. Oder die Enquete-Kommission „Ursa-
chen und Formen von Rassismus und Diskriminierung 
in Thüringen“: Da haben Sie sich gefragt, wer dafür der 
beste Experte aus Ihren Reihen sein könnte.  – Richtig, 
Björn Höcke! Aber Ihr Rassismusexperte Björn Höcke 

konnte sein Expertenwissen nicht so häufig einbringen, 
da er nicht so oft anwesend war. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Sie erzählen 
Märchen!)

Oder – noch besser – Rheinland-Pfalz: Das ist ein Para-
debeispiel für Ihre erfolgreiche Sacharbeit. In der Enque-
te-Kommission „Tourismus“ haben Sie es in über einem 
Jahr nicht geschafft, auch nur eine einzige Frage für eine 
Anhörung einzureichen oder einen einzigen Experten zu 
benennen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD, der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn wir nun eine Enquete-Kommission einsetzten 
und alle Fraktionen so arbeiten wie Sie in den Landtagen, 
dann wäre diese Enquete-Kommission kein Motor für 
neue Ideen, sondern vor allem eines: Steuerverschwen-
dung.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Herr Amthor, gestatten Sie eine Zwischenfrage oder 

Zwischenbemerkung des Abgeordneten Frömming?

Philipp Amthor (CDU/CSU): 
Ja, gerne.

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Bitte sehr, Herr Frömming.

Dr. Götz Frömming (AfD): 
Sehr verehrter Herr Kollege Amthor, Sie sind jetzt ein 

bisschen vom Thema abgewichen.

(Widerspruch bei der CDU/CSU sowie bei 
Abgeordneten der SPD)

Philipp Amthor (CDU/CSU): 
Nein, nein.

Dr. Götz Frömming (AfD): 
Ich möchte Sie zum Kern der Sache zurückführen.

Erstens – Sie sind ja nun ein recht junger Kollege –: 
Ist Ihnen bewusst, dass es vor allen Dingen Ihre Partei 
war, die CDU, die seit über 60 Jahren die Einführung von 
Volksentscheiden verhindert? Dafür verantwortlich war 
insbesondere die CDU und keine andere Partei.

(Beifall bei der AfD)

Zweitens. Dürfen wir zur Kenntnis nehmen – das wa-
ren Ihre Eingangsworte  –, dass es inzwischen in Ihrer 
Partei in dieser Frage tatsächlich ein Umdenken gegeben 
hat? Das würde ich gerne von Ihnen noch einmal deutlich 

Philipp Amthor 
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hören. Öffnen sich die CDU und die CSU jetzt tatsäch-
lich für Volksentscheide? Ist das richtig?

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Philipp Amthor (CDU/CSU): 
Zunächst: Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, dass wir 

nicht blockiert haben, sondern dass wir offenen Diskussi-
onen immer offen gegenübergestanden haben.

(Lachen bei der AfD)

–  Hören Sie zu. Ich bin vielleicht ein junger Kollege; 
aber ich mache mich vorher kundig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Dieses Thema haben wir schon diskutiert. Lange be-
vor ich in den Bundestag gekommen bin – schon vor der 
Wiedervereinigung und auch danach –, hat die CDU un-
ter Benennung maßgeblicher Sachverständiger in einer 
Verfassungskommission dieses Thema diskutiert. Wir 
wollen auch jetzt eine Expertenkommission zu diesem 
Thema einsetzen. Ich sage Ihnen bewusst: Es gibt vie-
le Argumente gegen Volksentscheide; aber es gibt auch 
welche dafür. Natürlich können wir darüber im Innen-
ausschuss diskutieren. Das ist der richtige Weg; denn der 
Innenausschuss ist dafür das richtige Gremium. 

Ich kehre kurz zu dem Punkt Enquete-Kommission 
zurück. Was ist der Unterschied zwischen unseren An-
sätzen? Ich meine, wir brauchen keine aufgeblähte En-
quete-Kommission, die viel Geld kostet. Ein Tipp an 
Sie – Sie wollen ja sonst immer Gralshüter der deutschen 
Steuerzahler sein –: Diese sachlichen Diskussionen sind 
im Innenausschuss schon all-inclusive. Darüber können 
Sie mit mir als Berichterstatter gern diskutieren. Wir 
werden eine Expertenkommission einsetzen. Dann bin 
ich auf die Sachargumente gespannt, die Sie uns dabei 
liefern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD, der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Genau das ist der richtige Weg. 

Hier haben wir wieder einen aufgeblasenen Antrag 
gesehen. Wir helfen Ihnen gerne, Steuergeld zu sparen. 
Sachliche Diskussionen, wie gesagt, gibt es auch all-in-
clusive im Innenausschuss. Da zählen dann aber nicht 
warme Worte, sondern Sachargumente. Darauf bin ich 
gespannt. Dann schauen wir, wie wir mit der Sache um-
gehen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Nächste Rednerin ist Sonja Steffen für die Fraktion 

der SPD.

(Beifall bei der SPD)

Sonja Amalie Steffen (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Gäste auf der Tribüne! Ich teile die An-
sicht meines Wahlkreisnachbarn Philipp Amthor: Der 
Antrag der AfD hat tatsächlich ein berechtigtes Anlie-
gen. Es geht um direkte Demokratie. Wenn man aber Ihre 
internen Debatten verfolgt, dann muss man tatsächlich 
davon ausgehen, dass Sie das Thema nutzen und miss-
brauchen wollen, um billigen Populismus zu betreiben 
und um Ihre Themen durchzusetzen.

(Beifall bei der SPD)

Wir von der Koalition haben dieses Thema aufgegrif-
fen und eine Regelung im Koalitionsvertrag getroffen. 
Unter der Überschrift „Bürgerbeteiligung“ gibt es die 
Aussage, dass wir eine Expertenkommission einsetzen, 
die sich mit dem Thema „direkte Demokratie“ konstruk-
tiv beschäftigen wird. Wir von der SPD-Fraktion sind 
sehr aufgeschlossen für direkte Demokratie auf Bundes-
ebene.

Warum sind wir aufgeschlossen? Es gibt viele Bei-
spiele dafür, dass auf der kommunalen Ebene gute Er-
fahrungen mit Volksentscheiden gemacht worden sind. 
Auch auf Landesebene hat es solche Entscheide gegeben; 
wir haben das vorhin schon gehört. Herr de Vries hat die 
Beispiele Tempelhofer Feld und Stuttgart 21 genannt; er 
hat sie sehr kritisch gesehen. Man muss aber auch sagen: 
Entscheidungen sind Entscheidungen, und die dürfen wir 
hier nicht werten. 

Ich glaube, dass diese Volksentscheide für eine brei-
te Akzeptanz in der Bevölkerung gesorgt haben. Mög-
licherweise werden solche Entscheidungen sogar eher 
akzeptiert, als wenn sie durch Volksvertreter getroffen 
worden wären.

Wie der Brexit allerdings zeigt, sind Volksentschei-
de eben auch kein Allheilmittel gegen Politikverdros-
senheit. Ich will die Entscheidung der Briten an dieser 
Stelle nicht werten; das steht mir nicht zu. Aber es ist 
beispielsweise unanständig, die Wählerinnen und Wäh-
ler mit dem Versprechen, es werde viel Geld in den Ge-
sundheitsdienst investiert, zu locken, zu überreden, was 
sich dann hinterher als komplette Luftnummer erwiesen 
hat. Noch etwas: Der Volksentscheid muss zwar nicht, 
kann aber sehr schnell zum Einfallstor der Interessen 
mächtiger und reicher Gruppen werden. Ein weiterer 
Punkt ist ebenfalls sehr wichtig: Es geht um den Min-
derheitenschutz. Der muss weiter gewährt werden. Dazu 
hat sich Frau Haßelmann vorhin in ihrer Rede schon sehr 
treffend geäußert.

Schön, dass wir also eine Expertenkommission ein-
setzen werden, die sich mit diesem Thema intensiv be-
schäftigen wird. Dort werden Ideen diskutiert und Ab-
wägungen getroffen. Dann wird man sehen, zu welchem 
Ergebnis die Expertenkommission kommt.

Eines ist jedenfalls klar: Ohne Grundgesetzänderung 
geht gar nichts. In der Debatte zeichnet sich zumindest 
eine große Offenheit für das Thema im Parlament ab. Ich 
freue mich deshalb, dass es sowohl im Innenausschuss 
als auch in der Expertenkommission diskutiert wird.

Dr. Götz Frömming 
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Noch eines zum Thema AfD-Antrag. Der Antrag ist 
inhaltlich tatsächlich sehr oberflächlich formuliert.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Es hätte ihn nicht gebraucht. Die AfD spielt sich hier 
als Verfechter der Bürgerbeteiligung auf, während sie 
gleichzeitig in Thüringen die Kommunalwahl anfechten 
will und beim Bundesverfassungsgericht beantragt, dass 
Jugendliche ab 16 zukünftig nicht mehr wählen sollen. 
Das alles passt für mich nicht zusammen. Vielleicht erör-
tern wir das mal an anderer Stelle.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES  90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Vielen Dank. – Letzter Redner in der Debatte ist Axel 

Müller für die CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Axel Müller (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

„Einsetzung einer Enquete-Kommission ‚Direkte Demo-
kratie auf Bundesebene‘“ – so der Antrag der AfD. Bei 
näherer Betrachtung wird er jedoch dem § 56 unserer Ge-
schäftsordnung, der sich mit der Einsetzung von Enque-
te-Kommissionen befasst, nicht wirklich gerecht. Was 
bedeutet denn dieses Wort „Enquete“ übersetzt? Es be-
deutet „forschen“. Es bedeutet „untersuchen“. Das heißt 
aber auch, dass man das Ergebnis seiner Forschungen 
und Untersuchungen nicht schon kennt und nicht schon 
vorwegnimmt, sich vielmehr offen zeigt für das, was am 
Ende stehen könnte.

(Martin Erwin Renner [AfD]: Eben! Deshalb 
machen wir das doch!)

Deswegen haben wir uns mit unserem Koalitionspartner 
im Koalitionsvertrag darauf geeinigt, eine unabhängige 
Expertenkommission einzusetzen, die sich mit diesem 
Thema beschäftigt. Wir zeigen uns ergebnisoffen und 
widmen uns diesem Thema bereits, und das – das füge 
ich hinzu – seriös.

Die AfD jedoch liefert mit ihrem Antrag die Ergebnis-
se gleich mit. Ich zitiere:

Im Rahmen von Meinungsumfragen beklagt eine ... 
Mehrheit der Befragten, keinen wirklichen Einfluss 
auf die ... Politik zu haben.

Weiter:

Es besteht ein hoher Zuspruch für eine direktdemo-
kratische Mitbestimmung bei wichtigen politischen 
Belangen.

Für diese Behauptungen bleiben Sie jeden Beleg schul-
dig. Der Antrag ist völlig unsubstantiiert. Anwälte, die 
ihn mit formuliert haben, müssten eigentlich wissen, dass 
man für die Behauptungen, die man aufstellt, auch Bele-
ge anführen muss.

Zugleich stellt die AfD damit gewissermaßen ins 
Blaue hinein die Behauptung auf, dass dieses – angeb-
liche – Defizit an Wahlbeteiligung – ich komme darauf 
noch zu sprechen – und eine als mangelhaft empfundene 
Einbeziehung in den politischen Willensbildungsprozess 
durch Elemente direkter Demokratie einfach so beseitigt 
werden können. Sie führen an – das habe ich in Ihrer Rede 
zu diesem Antrag sehr wohl vernommen, Herr Haug –, 
dass es eine bessere Informiertheit der Bevölkerung mit 
sich bringe, wenn man mehr demokratische Elemente 
einführe. Ich frage Sie mal: Wer informiert denn? Wer 
das meiste Geld hat? Wer die Kontrolle über die Medien 
hat? Was kommt am Ende dabei heraus? Führen wir uns 
den Brexit oder Trumps Wahl zum Präsidenten mal vor 
Augen! Das hat nichts mit direkter Demokratie zu tun.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Nein!)

Sie haben die Schweiz als Beleg dafür angeführt, 
wie direkte Demokratie besser funktioniere. Dazu hat 
der Kollege de Vries die richtigen Worte gefunden. Die 
Wahlbeteiligung in der Schweiz ist deutlich niedriger, 
sowohl bei den Nationalratswahlen als auch bei den Di-
rektabstimmungen, häufig unter 50  Prozent. Das sagt 
jedenfalls das eidgenössische Bundesamt in der entspre-
chenden Statistik.

Wir hatten bei der Bundestagswahl  – es ist bereits 
gesagt worden  – fast 76  Prozent Wahlbeteiligung. Ge-
genüber den letzten Bundestagswahlen ist die Wahlbetei-
ligung um 5  Prozentpunkte angestiegen. Das widerlegt 
doch, was Sie in Ihrem Antrag behaupten, nämlich dass 
wir weniger Wahlbeteiligung hätten, weniger bürgerli-
ches Engagement für Politik. Nicht zuletzt wird gerade 
in diesen Tagen sehr viel über Politik geredet. Auch mit 
jungen Leuten, die sich politisch so interessiert zeigen 
wie schon seit langem nicht mehr, hatte ich Kontakt.

Zurück zu § 56 der Geschäftsordnung. Umfangreiche 
und bedeutsame Sachkomplexe als wesentliche Bestand-
teile einer Enquete-Kommission sind gefordert. Aktuelle, 
die Gesellschaft bewegende Zukunftsthemen sollen dort 
behandelt werden. Das gab es in Vergangenheit mehr-
fach. Ethik und Recht in der modernen Medizin sowie 
Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität, nachhaltiges 
Wirtschaften – Themen von Enquete-Kommissionen, um 
nur zwei beispielhaft zu benennen –, das waren komple-
xe Fragen, die man nicht mit Ja oder Nein beantworten 
kann, wie Sie es die Bevölkerung immer wieder glauben 
machen möchten.

Demokratie – Kollegin Haßelmann hat es gesagt – ist 
etwas anderes als die Diktatur der Mehrheit gegenüber 
den Minderheiten, 

(Lachen bei der AfD – Zuruf von der AfD: 
Die Diktatur!)

ein fortwährendes Niederstimmen. Demokratie ist die 
Einbeziehung von Minderheiten ins Konsensherstellen 
in einer Gesellschaft. Das ist Demokratie.

(Zuruf von der AfD: Mannomann!)

Ihr Antrag ist letztendlich nichts anderes als ein Miss-
brauch des Instruments der Enquete-Kommission. Sie 
nehmen das Ergebnis vorweg. Denn Sie wissen ja schon, 

Sonja Amalie Steffen 
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dass die Enquete-Kommission doch bitte einen Gesetz-
entwurf vorbereiten möge  – so steht es da zu lesen  –, 
der die Einführung direktdemokratischer Elemente im 
Grundgesetz erlaubt. Ja, was macht die denn? Macht die 
ihre Arbeit, macht die unsere Arbeit? Macht die Enque-
te-Kommission Direktdemokratie durch entsprechende 
Gesetzesvorlagen? Ich habe beileibe nicht verstanden, 
was Sie da wollen. 

(Zuruf von der AfD: Das haben Sie falsch 
verstanden!)

Ich kann Ihnen nur eines sagen: In Wahrheit geht es Ih-
nen wieder einmal mehr darum, dieses Thema am Laufen 
zu halten, es über die ganze Legislaturperiode hinweg in 
einer Enquete-Kommission am Köcheln zu halten, sich 
mit Ihren Vertretern, die Sie in diese Kommission schi-
cken, regelmäßig zu Wort zu melden, in den Medien auf-
zuschlagen – und am Ende ist das nicht mehr und nicht 
weniger als Populismus. Und Populismus, meine Damen 
und Herren, ist die erste Stufe zur Demagogie, und das 
lehnen wir ab. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Widerspruch bei der AfD)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit 

schließe ich die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/1699 an den Innenausschuss vorgeschla-
gen. Sind Sie damit einverstanden?  – Ich sehe keinen 
Widerspruch. Dann ist die Überweisung so beschlossen.

Ich komme jetzt zu Tagesordnungspunkt 6:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Daniel 
Föst, Judith Skudelny, Dr. Lukas Köhler, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Wohnungsbau entbürokratisieren  – Kosten
explosion eindämmen 

Drucksache 19/1692 
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit 

Auch hier gibt es eine interfraktionelle Vereinbarung. 
Danach sind für die Aussprache 60  Minuten vorgese-
hen.  – Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist so be-
schlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat Da-
niel Föst für den Antragsteller, die FDP, das Wort.

(Beifall bei der FDP)

Daniel Föst (FDP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Hier in diesem Hohen Haus wird ja viel von 
den Wohnkosten als einer der drängenden sozialen Fra-
gen geredet. Und es stimmt ja auch: Für immer mehr 
Menschen werden die Mieten zum Problem. Wohneigen-
tum, vor allem in Ballungsräumen, ist für die Mitte der 

Gesellschaft nicht mehr erschwinglich. Wir Freien De-
mokraten sagen da ganz klar: Wohnen darf kein Luxus 
sein. Wohnen muss endlich wieder bezahlbar werden.

(Beifall bei der FDP)

Leider hat die Große Koalition herzlich wenig gegen 
diesen Missstand getan. Es wurde ein bisschen an Symp
tomen herumgedoktert, die Ursachen allerdings wurden 
nicht angegangen. 

Werte Kolleginnen und Kollegen, Sie haben heute die 
Möglichkeit, sich uns anzuschließen und einen ersten 
Baustein zu günstigerem Wohnen und zu mehr Eigentum 
zu setzen. Die Mieten und das Wohneigentum werden in 
Deutschland auch deshalb immer teurer, weil die Bau-
kosten seit Jahren steigen. Dabei ist der Staat einer der 
Hauptkostentreiber. Damit muss endlich Schluss sein! 

Mir ist schon klar: Entbürokratisierung im Wohnungs-
bau ist kein sexy Werbeslogan, wie Sie ihn gerne haben, 
aber dafür ist die Entbürokratisierung wirkungsvoll, ziel-
gerichtet, weitestgehend kostenfrei und kommt jedem 
zugute. 

(Beifall bei der FDP)

Was mich bei dem Thema aber am meisten umtreibt: 
Wir haben da eigentlich kein Erkenntnisproblem, wir ha-
ben ein Umsetzungsproblem. Die Baukostensenkungs-
kommission hat vor zweieinhalb Jahren konkrete Vor-
schläge und Ideen auf den Tisch gelegt. Vor zweieinhalb 
Jahren! Gestern habe ich den CSU-Staatssekretär Mayer 
gehört, der gesagt hat: Wir werden uns die Ergebnisse 
ganz genau anschauen. – Meine Güte, wie lange und wie 
oft wollen wir uns die Ergebnisse noch anschauen?

(Beifall bei der FDP)

Deswegen fordern wir  – erstens  – einen Baukos-
ten-TÜV. Seit dem Jahr 2000 sind die Baukosten allein 
aufgrund der verschärften Vorschriften und Standards um 
20  Prozent gestiegen. Das ist einfach zu viel. Wir for-
dern, dass für jedes neue Gesetz, jede neue Verordnung, 
jede neue Norm eine Abschätzung der Folgekosten er-
folgt: Was bringt diese Norm, und was kostet sie?

Zweitens – auch das ganz deutlich formuliert –: Wir 
müssen den Dämmwahn stoppen. Ja, der Energiever-
brauch spielt beim Klimaschutz eine sehr wichtige Rolle. 
Aber Regelungen müssen auch Sinn machen; das tun sie 
eben nicht mehr. Allein die Verschärfung der EnEV 2016 
hat die Neubaukosten um 8  Prozent in die Höhe ge-
trieben; das sind bei einem Einfamilienhaus gerne mal 
20 000, 30 000 Euro und mehr. Mit diesen Maßnahmen 
sparen wir dann 0,02 Prozent CO2-Ausstoß ein. Aufwand 
und Ergebnis stehen doch nicht mehr in einem vernünfti-
gen Verhältnis. Deswegen: Schluss mit immer neuen und 
schärferen Energie- und Dämmvorschriften!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Und drittens. Wir müssen das Baurecht vereinfachen 
und harmonisieren. Typengenehmigungen und serielles 
Bauen können wichtige Schritte zur Baukostensenkung 
sein. Dazu müssen wir hier die Voraussetzungen schaf-
fen. 

Axel Müller 



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 26 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 19 . April 20182332

(A) (C)

(B) (D)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, günstiger bauen 
heißt günstiger wohnen. Die Entbürokratisierung ist 
ein erster wichtiger Schritt auf dem Weg zu niedrigeren 
Wohnkosten und mehr Eigentum. Sie ist kein Allheilmit-
tel; das ist uns klar. Aber wir müssen jetzt handeln, und 
wir müssen schnell handeln.

(Beifall bei der FDP)

Meine sehr geehrten Damen und Herren der linken 
Ideologie, bitte verzichten Sie auf Ihren reflexhaften Zy-
nismus, und sparen Sie sich den Hinweis, das Senken der 
Baukosten würde nur die Gewinne der Unternehmen in 
die Höhe treiben! Erstens stimmt das nicht, und zweitens 
ist es unsäglich, allen eine Entlastung zu verweigern, nur 
weil vielleicht auch jemand profitiert, den Sie nicht lei-
den können.

(Beifall bei der FDP – Timon Gremmels 
[SPD]: Wenn Sie es schon sagen!)

Schaffen wir den Menschen in unserem Land bitte 
endlich die Freiräume, die sie verdienen  – Freiräume 
durch weniger Miete oder realen Freiraum in Form der 
eigenen vier Wände. Die Hürden bei der Entbürokratisie-
rung sind gering, aber die Chancen sind groß. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP – Andrea Nahles [SPD]: 
Das war jetzt nichts!)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Als Nächster spricht Kai Wegner für die Fraktion der 

CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Kai Wegner (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zuerst einmal 
herzlichen Dank an die FDP-Fraktion für den Antrag 
zum Thema Wohnungsbau. Ich freue mich, dass wir hier 
und heute im Plenum über dieses wichtige Thema bera-
ten können. 

Aber, Herr Föst, wenn ich mir Ihren Antrag durchlese, 
stelle ich fest, dass Sie den Koalitionsvertrag ein Stück 
weit genauer lesen müssen; 

(Andrea Nahles [SPD]: Ganz genau!)

denn vieles, was Sie hier fordern, haben wir in der letzten 
Koalition längst auf den Weg gebracht, bzw. vieles, was 
Sie neu fordern, finden wir im neuen Koalitionsvertrag 
wieder. Wir freuen uns, dass Sie den Vertrag offenkun-
dig anerkennen und ihn wertschätzen und wir uns in der 
Beratung in vielen Punkten einig sein werden, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wir werden in dieser Legislaturperiode häufiger über 
das Thema Wohnen sprechen, weil dieses Thema wie 
kaum ein anderes die Menschen bewegt. Am vergan-
genen Wochenende sind zum Beispiel allein in Berlin 
13 000 Menschen auf die Straßen gegangen, um gegen 

steigende Mieten und gegen Verdrängung zu demonstrie-
ren. 

(Christian Kühn [Tübingen] [BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN]: Waren Sie auch dabei, Herr 
Wegner?)

Diese Demonstration macht einmal mehr deutlich, wie 
stark der Wunsch nach bezahlbarem Wohnraum ausge-
prägt ist. Sie zeigt aber auch, dass dieses Thema mittler-
weile in der Mitte unserer Gesellschaft angekommen ist.

(Beifall des Abg. Christian Kühn [Tübingen] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Es treibt die Menschen um; deshalb müssen wir uns da-
rum kümmern. Ich würde so weit gehen, zu sagen, dass 
das Thema Wohnen eine der zentralen sozialen Fragestel-
lungen dieser Legislaturperiode sein wird, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD  – 
Timon Gremmels [SPD]: Erkenntnisgewinn 
bei der Union!)

Wir als Koalition wollen sicherstellen, dass sich alle 
Menschen in Deutschland eine angemessene Wohnung 
leisten können, ohne Angst vor Verdrängung und ohne 
Angst vor einer Mietentwicklung, die in keinem vertret-
baren Verhältnis zur Einkommensentwicklung steht. Wie 
können wir das bewerkstelligen?

So manche, auch hier im Haus und auf der Demons-
tration in Berlin, fordern dann immer ganz einfach: Wir 
brauchen eine schärfere Mietpreisbremse.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Aber wenn das so einfach wäre, dann wäre es ja wahr-
scheinlich gar kein Problem. Ich sage Ihnen: Wenn wir 
uns nur darauf konzentrieren würden, wäre das aus-
schließlich ein Herumdoktern an den Symptomen. Es 
wäre ausschließlich die Verwaltung des Mangels. Das 
wollen wir nicht. Wenn sich nämlich auf eine preisgüns-
tige Wohnung 500  Interessenten bewerben, nützt eine 
Mietpreisbremse nur einer Person, nämlich der Person, 
die den Zuschlag für die Wohnung bekommt. 499 Per-
sonen haben gar nichts davon. Deshalb ist für uns klar: 
Wenn wir eine gestiegene Wohnraumnachfrage haben, 
dann brauchen wir auch ein steigendes Angebot an 
Wohnraum. Das ist die richtige Antwort, die wir dem 
entgegensetzen müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Für uns ist deswegen auch klar: Das wirksamste Mit-
tel gegen steigende Mieten, das wirksamste Mittel gegen 
Verdrängung lautet: Wir müssen bauen, bauen, bauen. – 
Das ist die entscheidende Maßnahme. Und wie schaffen 
wir das? Wir starten eine Wohnraumoffensive. Wir wol-
len in dieser Legislaturperiode 1,5 Millionen neue Woh-
nungen und Eigenheime in Stadt und Land bauen. 

Ich nenne Ihnen fünf für mich zentrale Punkte des Ko-
alitionsvertrages, die wir umsetzen müssen: Wir müssen 
den sozialen Wohnungsbau für die Zukunft sichern. Wir 

Daniel Föst 
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müssen den Mietwohnungsbau endlich steuerlich för-
dern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Wir müssen durch das Baukindergeld und höhere Woh-
nungsbauprämien für mehr Wohneigentum sorgen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Christian Kühn 
[Tübingen] [BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: 
Das treibt nur die Baukosten in die Höhe! Der 
Mitnahmeeffekt!)

Wir müssen deutlich mehr Bauland mobilisieren. Und: 
Ja, wir brauchen schnellstmöglich ein Planungs- und 
Baubeschleunigungsgesetz.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Daher werden wir schon bald mit allen wichtigen Akteu-
ren zu einem Wohngipfel zusammenkommen; denn eines 
ist klar – ich glaube, darin sind wir uns einig –: Der Bund 
kann diese Herausforderung, vor der wir stehen, nicht 
alleine stemmen. Hier sind alle Akteure gefragt, und ins-
besondere die Länder tragen hier eine maßgebliche Ver-
antwortung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Teil unserer Verantwortung ist es sicherlich, auch da-
für zu sorgen, die Baukosten zu begrenzen. Es ist voll-
kommen klar, dass wir überflüssige Regelungen, die 
das Bauen verzögern und verteuern, abbauen müssen. 
Hier beinhaltet der Koalitionsvertrag einen sehr guten 
Arbeitsauftrag an die Regierung. Ich verweise gern da-
rauf  – Herr Föst hat es schon gesagt  –, dass die letzte 
Koalition bereits eine Baukostensenkungskommission 
eingesetzt hat, in der viel geredet und viel beraten wurde, 
in der auch gute Beschlüsse gefasst wurden; das haben 
Sie gesagt.

(Daniel Föst [FDP]: Vor zweieinhalb Jahren!)

Von daher kann auch ich sagen: Wir haben gar kein Er-
kenntnisproblem; wir haben ein Umsetzungsproblem.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Deswegen: Ich freue mich, dass die Baukostensen-
kungskommission auch in dieser Legislaturperiode ihre 
Arbeit fortsetzen wird. Aber noch wichtiger, als neue 
Herausforderungen zu identifizieren, ist, glaube ich, dass 
wir die Ergebnisse der Baukostensenkungskommission 
endlich umsetzen. Hier werden der neue Bundesminis-
ter und die neue Koalition handeln. Da bin ich mir ganz 
sicher, und das kann ich Ihnen von der FDP auch ver-
sprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich freue mich im Übrigen sehr  – lassen Sie mich das 
sagen –, dass wir einen eigenen Ausschuss, einen Aus-
schuss für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Kom-
munen, bekommen werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

Das zeigt einmal mehr, wie groß die Herausforderung 
ist und dass wir uns hier im Deutschen Bundestag dieser 
Herausforderung auch bewusst sind. 

Wenn wir die Themen des Baubereichs mit den Frage-
stellungen der Kommunen, mit den Fragestellungen der 
ländlichen Räume verbinden, dann ist das, glaube ich, ein 
gutes Signal dafür, dass wir verstanden haben. Denn was 
wir nicht einfach hinnehmen dürfen, nicht einfach hin-
nehmen können, ist, dass auf der einen Seite in manchen 
ländlichen Regionen Kommunen und Dörfer ausbluten 
und auf der anderen Seite Ballungszentren, Städte völlig 
überlaufen werden. Hier müssen wir für mehr Gleichge-
wicht sorgen, hier müssen wir für gleichwertige Lebens-
verhältnisse sorgen, und hier müssen wir auch dafür sor-
gen, dass die Regionen in unserem Land gestärkt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Was mir aufgefallen ist, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von der FDP: Ich finde in Ihrem Antrag leider kein 
Wort zum ländlichen Raum. Sie haben die ländlichen 
Räume ausgeblendet.

(Zuruf des Abg. Daniel Föst [FDP])

Ich sage Ihnen: Wir werden das nicht tun.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Timon Gremmels [SPD])

Wir werden die Herausforderungen der ländlichen Räu-
me angehen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was wir beim bezahl-
baren Wohnen und Bauen besonders brauchen, lässt sich 
in wenigen Worten auf den Punkt bringen: Wir brauchen 
mehr und vor allen Dingen bezahlbare Baugrundstücke, 
weniger Normen und Regulierungen, schnellere Verfah-
ren, eine steuerliche Förderung des Mietwohnungsbaus, 
Förderung von Wohneigentum und die Sicherung des 
sozialen Wohnungsbaus. Ich freue mich auf die Diskus-
sionen in den nächsten Wochen, Monaten, ja, Jahren zu 
diesem Thema. Ich freue mich auf tolle Ergebnisse für 
die Menschen; denn wir wollen erreichen, dass die Men-
schen dort, wo sie zurzeit wohnen, wo ihre Heimat ist, 
auch morgen noch ihre Zukunft sehen und leben können. 
Deswegen freue ich mich auf die weiteren Diskussionen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Vielen Dank.  – Nächster Redner ist der Abgeordne-

te Udo Hemmelgarn für die Fraktion der AfD, der heute 
seine erste Rede im Deutschen Bundestag halten wird.

(Beifall bei der AfD)

Udo Theodor Hemmelgarn (AfD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Als 
Immobilienentwickler freut es mich, meine erste Rede 
im Deutschen Bundestag zu einem Thema, das mich in 
den letzten Jahrzehnten beschäftigt hat, zu halten.

Kai Wegner
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Wohnen, ein sicheres Dach über dem Kopf zu haben, 
gehört zu den ureigensten Bedürfnissen der Menschen. 
Es geht um mehr als um Miete und Wohnen; es geht um 
Lebensqualität, und diese nimmt bei Millionen von Men-
schen in diesem Land rapide ab.

Die FDP hat einen Antrag zur Entbürokratisierung im 
Wohnungsbau vorgelegt. Entbürokratisierung ist zwei-
fellos wichtig; das allein ist aber noch keine ausreichende 
Lösung. Die Situation auf dem Wohnungsmarkt ist äu-
ßerst prekär, und die bisher vorgeschlagenen Lösungen 
gehen vielfach an der Realität vorbei. Das darf so nicht 
weitergehen.

Lassen Sie uns eine gemeinsame Bestandsaufnahme 
machen: Der Bedarf an neuen Wohnungen beträgt bis 
2020 mindestens 400  000  Wohneinheiten pro Jahr. In 
den letzten zehn Jahren wurden im Durchschnitt aber 
nur knapp 200  000 Wohnungen pro Jahr gebaut. Auch 
2018 wird die Deckung des Bedarfs wieder verfehlt. Die 
Mietpreise steigen ins Uferlose; Neubauten werden im-
mer unbezahlbarer. Insgesamt sind in Deutschland rund 
1 Million Menschen wohnungslos. Die Bürger der Mit-
telschicht werden zunehmend aus den Städten herausge-
drängt, und das wird sich mit der Reform der Grundsteu-
er vermutlich weiter verschärfen.

In Deutschland fehlen insgesamt ungefähr 1,5 Milli-
onen Wohnungen, davon gut die Hälfte in Metropolen. 
Seit 1998 wirken unterschiedlichste, häufig absurde Re-
gelungen aus den verschiedensten Politikfeldern auf den 
Wohnungsmarkt ein. Deren Gesamtwirkung ist verhee-
rend. Die Regierungspolitik der letzten 20 Jahre von Uni-
on, SPD und Grünen lässt sich mit nur einem einzigen 
Wort zusammenfassen: Wohnraumbremse.

(Beifall bei der AfD)

Die Misere zeigt sich in folgenden vier Punkten: 

Erstens. Grenzenlose Auflagen, Energieeinsparver-
ordnungen sind ideologisch aufgebläht und völlig über-
trieben. Sie haben Neubauten verteuert und befördern 
die Luxussanierung von Altbauten. Insbesondere bei den 
Vorschriften für die Dämmung von Fassaden lässt sich 
das eingesetzte Kapital nicht annähernd in angemessener 
Zeit amortisieren. Das ist praktisch eine Enteignung. Hier 
haben Lobbyverbände ganze Arbeit geleistet. Eine unsin-
nige Mietpreisbremse hat den Anstieg der Mieten nicht 
gebremst, aber private Investoren wurden abgeschreckt, 
sich im Wohnungsbau ausreichend zu engagieren.

Zweitens: grenzenlose Geldknappheit von Ländern 
und Kommunen. Verschiedene Bundesländer haben die 
Grunderwerbsteuer auf bis zu 6,5 Prozent erhöht. Das hat 
das Bauen enorm verteuert. Die immer klammeren Krei-
se und Städte haben die Bauämter personell ausgedünnt. 
Das hat die Zeitspanne für die Erstellung von Bebau-
ungsplänen und Baugenehmigungen erheblich verlän-
gert. Bauland wurde in viel zu geringem Maße von den 
Kommunen ausgewiesen.

Drittens: grenzenloser Kapitalzufluss. Unbebaute 
Grundstücke werden im Verhältnis zu bebauten Grund-
stücken viel niedriger besteuert. Das macht es attraktiver, 
Grundstücke aus spekulativen Gründen unbebaut zu las-
sen. Ausländische Kapitalgesellschaften, insbesondere 

Pensionskassen, haben stark in deutsche Wohnimmobi-
lien investiert, und diese sind nur an hoher Rendite inte-
ressiert. Auch die Angst vor dem Platzen der Euro-Blase 
durch die Niedrigzinspolitik der EZB hat zu spekulativen 
Investitionen in Betongold geführt. All das hat die Preise 
massiv erhöht.

(Beifall bei der AfD) 

Viertens: grenzenlose Zuwanderung. 

(Ulli Nissen [SPD]: Siehst du! Da kommt es 
wieder!)

Aufgrund der Freizügigkeitsregelung der EU sind zusätz-
liche Bürger, vor allem aus Osteuropa, zu uns gekom-
men. Diese sind dazu berechtigt, erhöhen allerdings auch 
die Nachfrage nach Wohnraum. Sie haben in der letzten 
Regierung nichts dafür getan, dass sich das verbessert. 
Aber die heftigste Verwerfung auf dem Wohnungsmarkt 
hat das Eindringen von über 1,4 Millionen sogenannter 
Flüchtlinge seit 2015 hervorgerufen. Dies hat das Fass 
zum Überlaufen gebracht und bedroht massiv den sozi-
alen Frieden.

(Beifall bei der AfD)

Dies trifft insbesondere unsere großen Städte, da eine Re-
sidenzpflicht fehlt, die für eine gleichmäßige Verteilung 
sorgen könnte. Jetzt sollen Jahr für Jahr mehr als 200 000 
weitere Menschen zu uns kommen; wenn es nach SPD, 
Grünen und Linken geht, gerne noch etwas mehr. Das 
kann nicht funktionieren. Das schaffen Sie nicht, Frau 
Bundeskanzlerin Merkel.

(Beifall bei der AfD)

Wir wollen das nicht schaffen. 

Wir wissen ebenfalls nicht, wie sich die Situation rund 
ums Mittelmeer entwickelt. Die Bombardierung Syriens 
durch die Länder des Westens in der letzten Woche sorgt 
nicht gerade für eine Entspannung in der Flüchtlingskri-
se.

(Christian Kühn [Tübingen] [BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN]: Das hat mit Baustandards 
überhaupt nichts zu tun!)

In Afrika sitzen Millionen von Menschen auf gepackten 
Koffern und warten nur darauf, nach Europa und speziell 
nach Deutschland zu gelangen.

(Daniel Föst [FDP]: Das ist doch Käse!)

Fangen wir endlich an, die mehr als 500 000 geduldeten 
abgelehnten Asylbewerber konsequent abzuschieben! 
Sorgen Sie endlich dafür, dass unsere Grenzen sicher 
sind vor unberechtigter Einwanderung!

(Beifall bei der AfD – Daniel Föst [FDP]: 
Hallo! Wir reden über Baustandards!)

– Nicht über Baustandards! Lassen Sie mich wenigstens 
bei meiner ersten Rede ausreden. Dann können Sie noch 
was lernen.

Subsidiärer Schutz ist Schutz auf Zeit. Ich fordere 
diese Bundesregierung auf: Überprüfen Sie endlich in 
den Herkunftsländern der derzeit Schutzberechtigten, ob 

Udo Theodor Hemmelgarn 



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 26 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 19 . April 2018 2335

(A) (C)

(B) (D)

eine Rückkehr in die Heimat möglich ist! Das wollen die 
Flüchtlinge, und das wollen wir doch alle.

(Amira Mohamed Ali [DIE LINKE]: Nein, 
wollen wir nicht!)

– Dass das bei Ihnen nicht so ist, weiß ich.

Fazit: Die bisherigen Vorschläge zur „Wohnraum-
bremse“ sind zum Scheitern verurteilt. Milliarden in 
den objektbezogenen sozialen Wohnungsbau zu stecken, 
ist unsinnig. Das zeigt der bürokratische Aufwand, das 
dokumentiert die aktuelle Fehlbelegungsquote von ge-
schätzten 54 Prozent, und das manifestiert sich in der im-
mer größeren Anzahl von Anspruchsberechtigten durch 
die kontinuierliche Anhebung der Einkommensgrenzen 
und die mangelnde Verlaufskontrolle. Vielmehr benöti-
gen wir eine intelligente, personenbezogene Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus. Das alte Modell taugt bes-
tenfalls zur Linderung des größten Mangels bei fehlen-
den Investoren. Im Grunde stammt es aus der Klamotten-
kiste sozialistischer Planwirtschaft.

(Dr. Petra Sitte [DIE LINKE]: Ja! Haben wir 
noch einen Schuldigen gefunden!)

Vor langer Zeit war der Wohnungsmangel in Deutsch-
land schon einmal ähnlich groß. Doch da gab es in der 
Bundesrepublik Deutschland ein Wirtschaftsmodell, das 
unser Land generell wieder aufblühen ließ. Vor allem 
entstanden überall neue Wohnungen. Dieses Modell, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, nannte man so-
ziale Marktwirtschaft.

(Beifall bei der AfD)

Der Wohnungsmarkt wurde liberal gestaltet. Ohne 
„Wohnraumbremse“ wurden Investoren animiert, Wohn-
raum aller Art zu erstellen – eben auch preiswerten. Die 
Politik gab den Markt frei, und das zahlte sich aus. Den-
noch herrschte kein blindwütiger Neoliberalismus oder 
inhumaner Kapitalismus; denn der Staat half den sozial 
Schwachen. Sie konnten ihr Grundrecht auf Wohnen ver-
wirklichen. Die AfD fordert daher, zu diesem Modell der 
sozialen Marktwirtschaft zurückzukehren.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Wir fordern die Befreiung des Wohnungsmarktes von der 
„Wohnraumbremse“ und die Unterstützung der sozial 
Schwachen durch ein angemessenes und kontinuierlich 
anzupassendes Wohngeld. Das, was wir in den letzten 
20 Jahren – auch im Wohnungsbau – erlebt haben, ist der 
reine Ökosozialismus. Die jetzt geforderte Entbürokrati-
sierung löst nicht alle Probleme, aber sie hilft und ist ein 
Schritt in die richtige Richtung. Deswegen unterstützen 
wir die Überweisung an den Ausschuss.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Für die Fraktion der SPD spricht jetzt die Abgeordnete 

Ulli Nissen.

(Beifall bei der SPD)

Ulli Nissen (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kollegen und 

Kolleginnen! Herr Hemmelgarn, es wäre schön, wenn 
Sie sich vorab einmal informieren würden: Neubauten 
sind von der Mietpreisbremse ausgenommen. Also bitte 
vorher informieren.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kollegen und Kolleginnen, der Antrag der FDP 
gibt uns die Möglichkeit, über dringend benötigten be-
zahlbaren Wohnraum zu reden. Die Wichtigkeit dieses 
Themas haben viele anscheinend noch nicht begriffen, so 
auch die damalige CDU-Oberbürgermeisterkandidatin in 
Frankfurt. SPD-Oberbürgermeister Peter Feldmann hat 
bezahlbaren Wohnraum seit vielen Jahren zu einem sei-
ner Schwerpunkte gemacht und auch deshalb die Wahl 
mit gigantischen 70,8 Prozent gewonnen. Dies soll auch 
eine Mahnung an die Kolleginnen und Kollegen von 
CDU und CSU sein. Engagieren Sie sich gemeinsam mit 
uns für die Mieterinnen und Mieter, und stellen Sie Ver-
einbarungen nicht infrage! 

(Beifall des Abg. Timon Gremmels [SPD])

Außer Frage steht, dass wir dringend mehr bezahl-
baren Wohnraum brauchen. Bereits 2014 hatten SPD 
und CDU/CSU das Bündnis für bezahlbares Wohnen 
und Bauen ins Leben gerufen. Klar ist: Wir müssen 
den sozialen Wohnungsbau dringend weiter ankurbeln. 
Wir müssen Anreize schaffen, insbesondere bezahlbare 
Wohnungen zu bauen. Wir müssen Bauen günstiger und 
nachhaltiger gestalten, und wir müssen mehr Bauland zur 
Verfügung stellen. Die Wohnungsbauoffensive wollen 
wir fortführen und – wichtig – mit allen Beteiligten im 
Rahmen eines Wohnungsgipfels Eckpunkte für ein Ge-
setzespaket „Wohnraumoffensive“ schaffen. Unser Ziel 
ist, dass wir mindestens 1,5 Millionen neue Wohnungen 
bauen.

(Beifall bei der SPD)

Das Grundgesetz soll geändert werden, damit sich der 
Bund auch nach 2019 beim sozialen Wohnungsbau wei-
ter engagieren kann. SPD und CDU/CSU hatten bereits 
in der vergangenen Legislaturperiode die Mittel für den 
sozialen Wohnungsbau verdreifacht. Ab 2020 werden die 
Mittel sogar vervierfacht. 2020/2021 will der Bund min-
destens 2 Milliarden Euro für den sozialen Wohnungsbau 
zur Verfügung stellen – ganz wichtig. 

Die Baukostensenkungskommission wird ihre Arbeit 
fortsetzen.

(Daniel Föst [FDP]: Setzen Sie doch mal 
um!)

Wir werden weiter an der Umsetzung der Maßnahmen 
zur Begrenzung der Baukosten arbeiten. Durch Abschaf-
fung überflüssiger Vorschriften wollen wir Kostensen-
kungspotenziale schaffen. Nach wie vor streben wir die 
Einführung einer einheitlichen Musterbauordnung in al-
len Ländern an. 

Werte Kolleginnen und Kollegen von der FDP, Sie 
heben die Kostenexplosion im Bau hervor. Bei Ihren 
Forderungen lese ich aber leider nichts über einen der 

Udo Theodor Hemmelgarn 
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schlimmsten Preistreiber im Bauen: die exorbitant ge-
stiegenen Bodenpreise. Das wundert mich aber nicht, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Wir von SPD und CDU/CSU wollen Grundstücke des 
Bundes günstiger an Städte und Gemeinden verkaufen, 
damit dort bezahlbare Wohnungen entstehen können. 
Zudem erhalten die Kommunen neue Instrumente, um 
dafür zu sorgen, dass brachliegendes Bauland tatsächlich 
bebaut wird. Ich bin mir sicher, liebe Kollegen von der 
FDP, dass Sie hier nicht zustimmen werden. 

Weiterhin müssen wir alles tun, um bezahlbaren Wohn-
raum zu erhalten. Die SPD-CDU/CSU-Bundesregierung 
wird bis zur Sommerpause die Kappung der Modernisie-
rungsumlage und die Verschärfung der Mietpreisbremse 
angehen. Bei der Mietpreisbremse haben in Hessen CDU 
und Grüne ein Desaster hingelegt. Erst wurde die Miet-
preisbremse sieben Monate später eingeführt – so konn-
ten die Vermieter noch sieben Monate länger als nötig 
ordentlich draufschlagen –, dann haben CDU und Grüne 
dies auch noch ausgesprochen schludrig gemacht. Die 
hessische Mietpreisbremse wurde jetzt vom Landgericht 
Frankfurt wegen Fehlern gekippt.

In Hessen hatte bezahlbarer Wohnraum seit vielen 
Jahren unter CDU-Regierungsführung leider keinerlei 
Priorität, aber jetzt haben sie es vielleicht doch noch be-
griffen. Seit 1999 hat sich die Zahl der Sozialwohnungen 
in Hessen auf 90 000 halbiert, ein Schlag ins Gesicht der 
Menschen mit geringem Einkommen. Aus meiner Sicht 
wird es dringend Zeit, dass bei der Landtagswahl im Ok-
tober die SPD die Regierungsführung übernimmt; denn 
bei uns steht die Schaffung von bezahlbarem Wohnen 
ganz, ganz oben auf der Tagesordnung. 

(Beifall bei der SPD)

Nicht nur für die Frankfurter SPD mit Oberbürger-
meister Peter Feldmann, sondern auch für den hessischen 
SPD-Landesvorsitzenden Thorsten Schäfer-Gümbel 
heißt es: Bauen, Bauen, Bauen. Unser Ziel sind aber kei-
ne Luxuswohnungen, sondern gut bezahlbare. 

Auf Bundesebene ist mir die schnelle Absenkung der 
Modernisierungsumlage ein wichtiges Anliegen. Wenn in 
Mietshäusern Balkone oder Aufzüge eingebaut werden, 
nutzen die Vermieter das häufig für heftige Aufschläge. 

(Daniel Föst [FDP]: Es ist doch gedeckelt!)

In einigen Fällen werden Bewohner gezielt rausmoder-
nisiert. Das ist bei uns in Frankfurt leider öfter passiert. 
In Zukunft schieben wir dem einen Riegel vor. Bislang 
dürfen Vermieter 11 Prozent der Kosten auf die Jahres-
miete aufschlagen. Dies begrenzen wir auf 8 Prozent; ich 
hätte mir eine stärkere Absenkung gewünscht. Aber noch 
viel wichtiger: Die monatliche Miete darf nach einer Mo-
dernisierung nicht mehr als um 3 Euro pro Quadratmeter 
innerhalb von sechs Jahren steigen. Außerdem wird das 
gezielte Herausmodernisieren künftig den Tatbestand ei-
ner Ordnungswidrigkeit erfüllen und damit Schadener-
satzansprüche der Mieter begründen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zu wenig bezahl-
barer Wohnraum ist ein gewaltiger sozialer Sprengstoff. 

SPD und CDU haben in ihrer Koalitionsvereinbarung 
viel Gutes vereinbart. Lassen Sie uns dies im Interesse 
der Menschen schnell umsetzen.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Nächste Rednerin ist Caren Lay für die Fraktion Die 

Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Caren Lay (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Sage und schreibe 25 000 Menschen waren am Wo-
chenende bei der Demo gegen Mietenwahnsinn hier in 
Berlin. Das ist ein riesiger Erfolg der Mieterbewegung. 
Vielen Dank an alle, die da waren!

(Beifall bei der LINKEN)

Es hat Spaß gemacht, dabei zu sein und zu sehen, wie 
viel Kreativität, wie viele Ideen mitgebracht werden. Das 
gibt uns wirklich Hoffnung für die Zukunft.

Meine Damen und Herren, die Mieten in Großstädten 
und Ballungszentren sind seit 2004 um fast 50 Prozent 
gestiegen. Von einer entsprechenden Lohnerhöhung im 
gleichen Zeitraum sind wir meilenweit entfernt. Erwerbs-
lose und Alte werden aus ihren Wohnungen gedrängt, in 
denen sie jahrzehntelang gewohnt haben. Wer in Mün-
chen Altenpfleger oder in Stuttgart Verkäuferin ist, der 
findet in der Innenstadt bald keine Wohnung mehr. Arme 
Haushalte müssen fast 50  Prozent ihres Einkommens 
für das Wohnen ausgeben. Internationale Finanzkonzer-
ne und Hedgefonds kaufen ganze Häuserblocks in den 
Städten auf, aber zu Semesterbeginn schlafen Studen-
ten in Turnhallen, und die Zahl der Wohnungslosen er-
reicht Rekordniveau. Das, meine Damen und Herren, ist 
Deutschland im Frühjahr 2018. Ich glaube, da ist mächtig 
etwas schiefgelaufen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist die aktuelle Wohnungsfrage; es geht um Mie-
tenexplosion, es geht um Wohnungsspekulation. Und da 
kommt heute die FDP und legt einen Antrag zur Mus-
ter-Garagenverordnung vor. Also, ich muss wirklich sa-
gen: Das wird der Reichweite, der Brisanz, der Bedeu-
tung dieses Themas in keiner Weise gerecht. Das können 
wir hier gemeinsam festhalten.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES  90/DIE GRÜNEN 
und der Abg. Andrea Nahles [SPD])

Ja, auch wir Linke sind gegen sinnlose demokratische 
Hürden. Wir brauchen nicht 16 verschiedene Bauordnun-
gen, in jedem Bundesland eine eigene.

(Daniel Föst [FDP]: Ja, genau das fordern wir 
auch!)

Tatsächlich finden auch wir, dass Neubauvorhaben nicht 
an einer Stellplatzverordnung scheitern sollten; denn das 

Ulli Nissen
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Leitbild der autogerechten Stadt sollte sowieso der Ver-
gangenheit angehören.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Christian Kühn [Tübingen] [BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN])

Aber viel schlimmer, meine Damen und Herren, ist doch 
die deutsche Bürokratie, wenn das Amt Hartz-IV-Be-
troffenen ein Zimmer verriegelt, weil die Wohnung nach 
irgendwelchen bürokratischen Bestimmungen 2  Qua-
dratmeter zu groß ist, wenn aus dem gleichen Grund Er-
werbslose nach Jahren aus ihrer Wohnung geschmissen 
werden. Das ist Bürokratie in Deutschland, und damit 
muss endlich Schluss sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Von dieser sozialen Frage in der Wohnungspolitik findet 
sich im Antrag der FDP kein einziges Wort. Darüber soll-
ten Sie vielleicht einmal nachdenken. 

(Daniel Föst [FDP]: Günstiges Bauen ist 
günstiges Wohnen!)

Zu viele Vorschriften machen das Wohnen teuer. Auch 
wenn es die FDP verwundert, wollen wir als Linke das 
Bauen und das Wohnen selbstverständlich günstiger ma-
chen. Natürlich machen die entsprechenden Vorschriften 
das Wohnen teurer; das sehen wir, und darüber müssen 
wir diskutieren. Aber vor allen Dingen werden die Preise 
doch durch Spekulation mit Grundstücken und Wohnun-
gen nach oben getrieben.

(Daniel Föst [FDP]: Nein!)

In Berlin sind die Bodenpreise in zehn Jahren um 
1 000 Prozent gestiegen. Wer Wohnen und Bauen bezahl-
bar machen will, der muss dafür sorgen, dass Spekulation 
mit Häusern, mit Grund und Boden gestoppt wird. Da-
rauf kommt es an.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Das schaffen wir nicht durch Entbürokratisierung, son-
dern nur durch eine soziale Kehrtwende in der Woh-
nungspolitik. Wir brauchen einen Neustart im sozialen 
Wohnungsbau, mit 250 000 neuen Sozialwohnungen im 
Jahr. 

Wenn die Bundesregierung jetzt das Grundgesetz än-
dern will, damit der Bund auch in Zukunft Sozialwoh-
nungen fördern kann, dann freut uns das. Es freut mich 
auch persönlich außerordentlich; denn als ich noch vor 
zehn Monaten an dieser Stelle gesprochen habe, gab es 
für diese Forderung von weiten Teilen des Hauses kei-
nerlei Unterstützung. Sie sehen also, meine Damen und 
Herren: Die Linke wirkt.

(Beifall bei der LINKEN)

Auch eine neue Wohngemeinnützigkeit würde dafür 
sorgen, dass Bauen endlich wieder deutlich günstiger 
wird. Auch darüber müssen wir in dieser Legislatur wei-
ter sprechen. Es geht nicht nur – hier unterscheiden wir 
uns von dem, was Union, FDP und AfD erzählen – um 

Bauen, Bauen, Bauen. Viel entscheidender ist doch die 
Frage, für wen gebaut wird. 

(Beifall bei der LINKEN)

Wollen wir weiterhin Lofthouses haben, oder wollen wir 
endlich für die Normalverdiener bezahlbaren Wohnraum 
in den Städten bauen? Das schaffen wir nur durch ein 
groß angelegtes, öffentliches Wohnungsbauprogramm, 
dadurch dass Wohnungen von Kommunen, Ländern und 
auch vom Bund neu gebaut werden. Die Steuergeschen-
ke, die die GroKo jetzt privaten Investoren verspricht, 
sind nicht der richtige Weg.

(Beifall bei der LINKEN)

Ja, die Mietpreisbremse muss deutlich nachgebes-
sert werden; wenn es nach uns geht, zu einem echten 
Mietendeckel. Ich bin wirklich gespannt. Als Reaktion 
auf die Mieterdemo vom vergangenen Wochenende hat 
Katarina Barley, SPD, angekündigt, dass die Mietpreis-
bremse schnellstmöglich nachgebessert wird. Nun finde 
ich, dass das, was im Koalitionsvertrag steht, bei wei-
tem nicht ausreicht. Aber ich nehme das Signal wahr, 
dass die neugewählte Justizministerin dafür sorgen will, 
dass die GroKo endlich aus ihrem wohnungspolitischen 
Winterschlaf erwacht. Der Mietenexperte der Union, 
Herr Luczak – ich sehe ihn gerade gar nicht –, hatte je-
doch nichts Besseres zu tun, als ihr noch am gleichen 
Tag in die Parade zu fahren und alles infrage zu stellen, 
was Sie noch vor ein paar Wochen im Koalitionsvertrag 
vereinbart haben. Ich muss sagen: Das ist wirklich ein 
starkes Stück. Dass die Union jemanden für das Miet-
recht zuständig erklärt, der offenbar den Auftrag hat, jede 
Verbesserung zugunsten von Mieterinnen und Mietern 
höchstpersönlich zu verhindern, das ist Heuchelei erster 
Güte. Das lassen wir Ihnen nicht durchgehen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss. 
Bei der Union hilft offenbar nur öffentlicher Druck, es 
hilft nur außerparlamentarischer Druck. Wenn ich mir ei-
nes wünschen darf: Ich hoffe wirklich, dass es eine bun-
desweite Demo geben wird und dass wir zweimal, drei-
mal oder viermal so viele Menschen sein werden. Dazu 
werde ich Sie, Herr Wegner, dann auch höchstpersönlich 
einladen. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Ulli 
Nissen [SPD] – Kai Wegner [CDU/CSU]: Da 
freue ich mich aber!)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Nächster Redner ist der Abgeordnete Christian Kühn 

für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Caren Lay
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Christian Kühn (Tübingen) (BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Jeder Baupolitiker kennt die absurden Beispiele, 
die Bauen in Deutschland verteuern. Es ist völlig absurd, 
dass in Ulm anders gebaut werden muss als in Neu-Ulm. 
Es braucht endlich eine Vereinheitlichung der Bauregeln 
der Länder. Darin sind wir uns zwischen SPD, CDU, Lin-
ke und Grüne – das war auch in der letzten Wahlperiode 
so – völlig einig. Liebe Kolleginnen und Kollegen von 
der FDP, es braucht Sie nicht hier im Deutschen Bundes-
tag, um uns diese Erkenntnis zu liefern. 

(Daniel Föst [FDP]: Warum habt ihr es dann 
nicht gemacht?)

Es ist einfach die Folge unseres Föderalismus. Mir ist 
auch nicht aufgefallen, dass sich Herr Lindner im Land-
tag von Nordrhein-Westfalen dafür ausgesprochen hat, 
dass die Bauregeln auf Bundesebene vereinheitlich wer-
den sollen; das ist mir zumindest nicht bekannt, Herr 
Föst. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Da wir gerade bei Ihrem großen Fraktionsvorsitzen-
den sind, Herr Föst: Er ist heute nicht anwesend, hat sich 
aber gestern in der „Bild“-Zeitung zum Thema Wohnen 
geäußert. Er hat folgenden Satz gesagt, der sich erst ein-
mal gut anhört: Günstig Bauen heißt günstig Wohnen. – 
Das ist ein Satz, den man auf einem Sharepic ins Internet 
stellen kann, um in seiner eigenen Community Applaus 
dafür zu ernten. Das ist ein Satz wie: Besser nicht regie-
ren als falsch regieren. – Beide Sätze sind grundfalsch.

Ich werde Ihnen jetzt darlegen, warum der erste Satz 
grundfalsch ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der SPD)

Günstiger Bauen kann auch heißen: mehr Gewinne für 
diejenigen, die bauen. 

(Daniel Föst [FDP]: Oh! Oh!)

Ich will Ihnen ein Beispiel nennen. In meiner Heimat-
stadt Tübingen liegen die Baukosten für ein Mehrfami-
lienhaus, das sozusagen frei finanziert wird, also nicht 
im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus gebaut wird, bei 
3 000 Euro pro Quadratmeter. Am Ende geht diese Woh-
nung dann für 7 000 Euro pro Quadratmeter über die La-
dentheke. Die Differenz von 4 000 Euro pro Quadratme-
ter ergibt sich aus der Spekulation mit Immobilien. Das 
sind im Augenblick die wahren Kostentreiber beim Bau 
von Eigenheimen und Mietwohnungen. Deswegen: Las-
sen Sie uns Spekulation bekämpfen, statt durch Debatten 
über eine Muster-Garagenverordnung hier im Parlament 
Nebelkerzen zu zünden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Herr Kühn, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol-

legen Todtenhausen?

Christian Kühn (Tübingen) (BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN): 

Sehr gerne, Herr Präsident.

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Bitte sehr.

Manfred Todtenhausen (FDP): 
Vielen Dank, Herr Kollege, dass Sie mir die Zwi-

schenfrage gönnen.

Christian Kühn (Tübingen) (BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN): 

Sehr gerne.

Manfred Todtenhausen (FDP): 
Ich komme aus der gemeinnützigen Wohnungswirt-

schaft und gehöre einer Wohnungsbaugenossenschaft an. 
Ich würde gerne von Ihnen wissen: Glauben Sie wirklich, 
dass Genossenschaften daran interessiert sind, möglichst 
hohe Mieten zu kassieren, dass das günstige Bauen für 
uns nicht ausschlaggebend ist und dass uns nicht daran 
gelegen ist, unseren Mitgliedern und Mietern preiswerten 
Wohnraum zur Verfügung zu stellen?

(Beifall bei der FDP)

Christian Kühn (Tübingen) (BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN): 

Wir Grünen und ich persönlich schätzen die Genos-
senschaften in Deutschland sehr, weil sie die Wohnungs-
märkte stabilisieren,

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

weil sie Wohnungen zu Mietpreisen anbieten, die deut-
lich unter den marktüblichen Mieten, die deutlich unter 
den ortsüblichen Vergleichsmieten liegen.

(Manfred Todtenhausen [FDP]: So ist das!)

Genossenschaften kommen in Deutschland aber meis-
tens nicht zum Zuge, weil sie sich die Baugrundstücke 
am Ende nicht leisten können;

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

denn die Wohnungen gehen letztlich für 7 000 Euro pro 
Quadratmeter über die Ladentheke. Wenn wir die Spe-
kulation nicht eindämmen, können die Genossenschaften 
keine Baugrundstücke erwerben, weil sie auf dem freien 
Markt gar nicht mitbieten können.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Deswegen ist es im Interesse der Genossenschaften, dass 
wir die Vergabe von Bauland regulieren und gegen Spe-
kulation vorgehen. Dann können die Genossenschaften 
endlich wieder selbst investieren. 
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Ich kenne eine ganze Reihe Genossenschaften in 
Deutschland, bei denen die Baukosten deutlich unter 
3 000 Euro pro Quadratmeter liegen, 

(Manfred Todtenhausen [FDP]: Natürlich!)

weil sie gut planen. Ein Beispiel ist die Familienheim 
Schwarzwald-Baar-Heuberg eG in Villingen-Schwen-
ningen, die ihre microLOFTs  – das ist ein tolles Kon-
zept – für deutlich unter 3 000 Euro pro Quadratmeter 
errichtet. Aber auf dem frei finanzierten Wohnungsmarkt 
geht so etwas nicht. Daran sieht man: Den Anbietern, 
die im Augenblick auf dem freien Wohnungsmarkt zum 
Zug kommen, geht es nicht um ein größeres Angebot an 
günstigen Wohnungen, sondern um Luxusappartements, 
die man teuer verschachern kann. Das ist nicht die Woh-
nungspolitik, für die wir stehen. Einer solchen Politik re-
den Sie mit diesem Antrag aber das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN – Daniel Föst [FDP]: Käse!)

Jetzt kommen wir zu einem anderen Thema, das Sie 
mit Ihrem Antrag aufgemacht haben: Klimaschutz. Wie 
können wir in Deutschland klimagerecht bauen? Fälsch-
licherweise behaupten Sie in diesem Antrag, dass der 
Klimaschutz das Bauen in Deutschland teuer macht. 
Ich rate Ihnen, sich im Nachgang zu dieser Debatte die 
Studie des Institutes für Technische Gebäudeausrüstung 
Dresden anzuschauen, die dieses Jahr herausgekommen 
ist. Die kennen sich mit den Baukosten und den damit 
zusammenhängenden Fragen wirklich im Detail aus. In 
dieser Studie steht der bemerkenswerte Satz:

Die Baupraxis zeigt, dass über die EnEV 2016 hi-
nausgehende energetische Standards unkompliziert 
und mit marktüblichen Technologien problemlos 
erreichbar sind.

Ich frage mich ganz im Ernst: Warum wollen Sie dann 
die Standards zurückdrehen bzw. einfrieren? Das macht 
doch gar keinen Sinn. Das, was Sie hier vorschlagen, ist 
klimaschutzfeindlich und technologiefeindlich. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Es reicht eben nicht, mit der Immobilienlobby zu früh-
stücken, sondern man muss sich mit den Realitäten be-
schäftigen. Das sollte auch in Ihrem Interesse liegen. 
Letztlich fordern Sie in Ihrem Antrag nichts anderes als 
das, was die Große Koalition in ihrem Koalitionsvertrag 
geschrieben hat.

(Daniel Föst [FDP]: Aber sie machen es doch 
nicht!)

Danach sollen die aktuellen energetischen Anforde-
rungen im Gebäudebereich in Deutschland fortgelten. 
Langfristig verstößt man damit aber gegen europäisches 
Recht; denn die EU-Gebäuderichtlinie besagt: Ab 2021 
muss der Niedrigst- bzw. Nullenergiestandard zwingend 
sein. Daher ist dieses Vorgehen letztlich europafeindlich. 
Diese Bundesregierung wird deswegen Probleme mit 
Brüssel bekommen. Das ist ganz klar.

Ich sage es noch einmal: Spekulation ist der Haupt-
kostentreiber. Das sieht auch die Bundesregierung so. 
Es ist nicht so, dass Entbürokratisierung zu bezahlba-
rem Wohnraum führt. Das ist die Grundlogik Ihres An-
trags: Entbürokratisierung und mehr Markt führen zu 
bezahlbarem Wohnen.  – Auf eine Anfrage von uns hat 
die Bundesregierung selbst geantwortet: Mieten werden 
auf Märkten erzielt, und diese Märkte kennen im Augen-
blick keine obere Grenze. Deswegen steigen die Mie-
ten.  – Insofern stimmt die Logik „Entbürokratisierung 
gleich bezahlbarer Wohnraum“ nicht. Vielmehr entsteht 
bezahlbarer Wohnraum dort, wo gemeinnützige, genos-
senschaftliche und soziale Akteure auf dem Wohnungs-
markt investieren.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN  – Daniel Föst [FDP]: Die bauen 
auch gerne günstig!)

Sie haben in Ihrem Antrag auch das Thema Brand-
schutz erwähnt. Das hat mich ein wenig frösteln lassen; 
das muss ich ganz ehrlich sagen. Wenn man sich in Eu-
ropa umschaut, wenn man sich an die brennenden Hoch-
häuser in Großbritannien erinnert und sich die dortigen 
Brandschutzstandards anschaut, dann muss man sehr 
froh sein, dass wir in Deutschland ein hohes Brand-
schutzniveau haben.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Die Bundestagsfraktion der Grünen wird diese Brand-
schutzstandards nicht anfassen; das ist vollkommen klar. 
Ich rate auch Ihnen davon ab, diese Debatte anzustoßen.

Sie haben hier über „Entbürokratisierung“ gespro-
chen. Das ist eines der Schlagworte, mit denen die FDP 
immer unterwegs ist. Ich sage Ihnen: Wir brauchen end-
lich vernünftig ausgestattete Kommunen, damit wir die 
Bauplanung endlich beschleunigen können.

(Daniel Föst [FDP]: Ja! Da bin ich dabei!)

Das heißt eben mehr Bauamt und nicht weniger Bauamt. 
Dann kommen wir beim Bauen endlich voran.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das Problem wird sich noch verschärfen, weil die 
Digitalisierung die Bauämter und die Bauplanung vor 
große Herausforderungen stellt. Die Digitalisierung bie-
tet große Chancen; aber das ist eine Frage der Investiti-
onen. Wir Grüne wollen hier investieren, statt weiter bei 
den Bauämtern zu sparen. Sonst müsste man am Ende 
womöglich noch sagen: Die Investoren können sich die 
Genehmigungen selbst erteilen.  – Das ist nicht unsere 
Politik im Bereich Bauen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Wegner, Sie haben das Baukindergeld angespro-
chen, das Sie auf den Weg bringen wollen. Ich nenne es 
„Reichenheimzulage“. Ich rate Ihnen davon ab, weil die 
Geschichte der Eigenheimzulage zeigt: Sie führt zu hö-
heren Baukosten und zu Mitnahmeeffekten. Das sehen 

Christian Kühn (Tübingen)



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 26 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 19 . April 20182340

(A) (C)

(B) (D)

übrigens nicht nur wir so, sondern auch Haus & Grund, 
der Steuerzahlerbund, der Deutsche Mieterbund und vie-
le andere. Wir werden Sie hier im Parlament und außer-
halb des Parlaments daran erinnern und stellen. Ich finde, 
die 20 bis 40 Milliarden Euro, die das am Ende kosten 
wird, sind im sozialen Wohnungsbau bzw. im gemeinnüt-
zigen Wohnungsbau besser angelegt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Lassen Sie mich zum Schluss kommen. Wir müs-
sen Spekulationen endlich wirksam bekämpfen, statt 
hier Scheindebatten über Brandschutz und angeblich 
zu strenge Klimaschutzmaßnahmen zu führen. Das se-
hen nicht nur wir so; das haben am Wochenende auch 
25 000 Menschen so gesehen, die auf der Straße waren 
und gegen Spekulation, für mehr sozialen Wohnungsbau, 
für eine echte Mietpreisbremse und für mehr Gemeinnüt-
zigkeit gekämpft haben. Herr Wegner, Sie habe ich auf 
der Demo nicht gesehen, obwohl Sie in Berlin leben. Ich 
war auf der Demo und kann Ihnen eines sagen: Die Seele 
der Berlinerinnen und Berliner kocht beim Thema Woh-
nen. Das sollten Sie sich als ehemaliger Landespolitiker, 
der Sie ja einmal waren, wirklich zu Herzen nehmen.

Danke.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Nächster Redner ist Michael Kießling für die Fraktion 

der CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Kießling (CDU/CSU):
Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Sehr geehrter 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Stellen wir 
uns einmal vor, dass alle an einem Bau Beteiligten mit 
einem einzigen kleinen Werkzeugkasten auskommen 
sollten. Das wird für Dachdecker, Maurer und Elektriker 
verdammt schwierig. Doch genauso wie bei dem kleinen 
Werkzeugkasten verhält es sich mit dem Antrag der FDP: 
Die Herausforderungen auf dem Wohnungsmarkt, vor 
denen wir stehen – wir haben sie von meinen Vorrednern 
gehört  –, sind nicht mit einem einzigen Lösungsansatz 
zu bewältigen. Das hat auch Herr Föst zugegeben. Da, 
denke ich, haben wir einen guten Mitstreiter für unseren 
Koalitionsvertrag.

Klar ist aber auch: In den vergangenen Jahren gab es 
viel Bürokratie und viele Anforderungen, die das Bauen 
erschwert haben. Vielleicht waren es zu viele; die ener-
getischen Anforderungen sind genannt worden. Allein 
die zusätzlichen Vorgaben von Bund, Ländern und Kom-
munen machen ein Drittel der Kostensteigerungen seit 
dem Jahr 2000 aus. Ich nenne nur die Mantelverordnung 
und das Stichwort „Entsorgung von Oberboden“. Das ist 
nicht optimal; da muss ich der FDP recht geben.

(Beifall des Abg. Daniel Föst [FDP])

Wir haben im Koalitionsvertrag vereinbart, dass wir 
nicht noch mehr bürokratische Bauhindernisse schaffen 
und die Planung sowie den Bau durch ein Gesetzespa-
ket sogar beschleunigen möchten; damit erfüllen wir be-
reits eine Forderung aus dem Antrag der FDP. Wir prü-
fen weiterhin, inwieweit durch die Abschaffung und die 
Optimierung von Gesetzen, Vorschriften, Verordnungen 
und Normen Kosten gesenkt werden können. Das kommt 
jedem zugute: sowohl demjenigen, der Wohneigentum 
erwerben will, als auch demjenigen, der Mietwohnungen 
bauen will, und natürlich auch den Genossenschaften.

Was aber würde uns die Entbürokratisierung bringen? 
Sie macht das Bauen billiger und einfacher. Sie erhöht 
damit die Wahrscheinlichkeit, dass mehr und schneller 
gebaut wird und der Druck auf dem Wohnungsmarkt 
sinkt. Bei der jetzigen Baukonjunktur  – Handwerker, 
Bauunternehmer und Planer sind voll ausgebucht – hilft 
uns das allerdings nur bedingt, die Kosten zu senken. 
Auch das gehört mit zur Wahrheit.

Die Bauwirtschaft arbeitet bereits auf Hochtouren. 
Das merkt momentan jeder, der ein Haus bauen will 
oder einen Handwerker braucht. Auch den sozialen Woh-
nungsbau und den Bau bezahlbarer Mietwohnungen 
wird man mit den Vorschlägen der FDP nicht entschei-
dend befördern können. Aber genau in diesem Segment 
ist der Bedarf am höchsten. In Deutschland braucht es 
nicht einfach nur mehr Wohnungen. Wir brauchen die 
Wohnungen dort, wo der Bedarf am größten ist, und wir 
brauchen Wohnungen, die sich die Menschen leisten 
können. Umso wichtiger sind die geplanten Maßnahmen 
zur Eigentumsförderung wie das Baukindergeld oder das 
Bürgschaftsprogramm. Herr Kühn, ich kann Sie beruhi-
gen: Es gibt beim Baukindergeld eine Obergrenze, was 
das Einkommen betrifft. Somit erreichen wir sehr viele 
Familien in diesem Bereich.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Wohnungsmangel in den 90er-Jahren wurde 
größtenteils dadurch bekämpft, dass neues Bauland ge-
schaffen wurde, und zwar in Regionen, in denen Bauland 
verfügbar war. Das ist heute anders. Denn der Bedarf ist 
heute dort am größten, wo Bauland am knappsten ist: in 
den Ballungsräumen und in den Speckgürteln. Es braucht 
also neue Ideen. Dazu gehören neben den genannten 
Punkten und der Baulandaktivierung eine Städtebauför-
derung für Kommunen für eine nachhaltige Entwick-
lung im ländlichen Raum, Aufstockungen, Wohnraum
aktivierungen und andere Arten der Nachverdichtung, 
intelligente Lösungen beim ÖPNV, beim öffentlichen 
Personennahverkehr, sind innovative Methoden in der 
Planung – ich nenne BIM –, um die Bauprozesse zu ver-
bessern und kostengünstig und effektiver zu gestalten, 
eine Überprüfung von Normen auf ihren Nutzen und 
deren Reduzierung auf den erforderlichen Umfang – ich 
denke, es gibt mehrere Baunormen, die man sich an-
schauen kann – sowie eine anwenderorientierte Weiter-
entwicklung der VOB.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nötig ist jedenfalls ein differenzierterer Blick auf den 
Wohnungsmarkt, wodurch die lokalen Unterschiede er-
kannt und in die Lösungen eingebunden werden. Entbü-

Christian Kühn (Tübingen)
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rokratisierung und Kostensenkung hören sich gut an; sie 
sind aber keine ausreichende Grundlage für erschwingli-
chen Wohnraum.

Elektriker, Dachdecker und Maurer, jeder braucht sein 
ganz eigenes Werkzeug. So braucht es auch für die Lö-
sung wohnungspolitischer Probleme ein Bündel an Maß-
nahmen. Wir brauchen also mindestens eine Werkstatt an 
Maßnahmen, um unser Versprechen einzulösen, in dieser 
Wahlperiode 1,5 Millionen neue Wohnungen zu bauen. 

Wir werden dazu in diesem Jahr – das haben wir schon 
genannt – einen Wohnungsgipfel veranstalten, auf dem 
Bund, Länder, Gemeinden, Bau- und Immobilienwirt-
schaft verbindliche Eckpunkte eines Gesetzespaketes 
zur Wohnraumoffensive vereinbaren. Genauso wie die 
Gewerke beim Hausbau koordiniert werden müssen, 
müssen auch die einzelnen politischen Maßnahmen ko-
ordiniert werden; denn, liebe FDP, wenn die Wände nicht 
stehen, kann man auch noch nicht verputzen.

Lassen Sie uns im Ausschuss gemeinsam darüber be-
raten, wie wir bauen und Wohnraum schaffen können.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Als Nächstes spricht Hagen Reinhold für die Fraktion 

der FDP.

(Beifall bei der FDP)

Hagen Reinhold (FDP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! In der Debatte eben musste ich jetzt 
viel mitschreiben.

(Christian Kühn [Tübingen] [BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN]: Das ist gut! Da kann man et-
was lernen und mitnehmen!)

Herr Kießling, ich bin ja ganz erstaunt, dass aus dem 
Werkzeugkoffer, den Sie bei der Union in den letzten vier 
Jahren mit sich herumgetragen haben, jetzt schon eine 
ganze Werkstatt geworden ist. Da freue ich mich.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Aber das zeigt schon, wie komplex dieses Thema ist, und 
das hat man an der Debatte heute auch gemerkt. 

Was hier alles reingespielt wurde! Es wurde von  – 
was habe ich nicht alles gehört? – Spekulationen, die die 
Grundstückspreise hochtreiben, von der Mietpreisbrem-
se und von was nicht allem noch gesprochen. Herr Kühn, 
hier zeigt sich, dass es die FDP ganz offensichtlich doch 
braucht; denn mit Ihrem Werkzeugkoffer oder Ihrer gan-
zen Werkstatt kommen Sie allein nicht weiter. Deshalb 
braucht es uns hier so dringend.

(Beifall bei der FDP)

Es ist schön – ich nehme Sie hier beim Wort –, wenn 
Sie die FDP auffordern, ein umfangreiches Programm 

vorzulegen, damit Sie abschreiben können. Sehr gerne 
machen wir auch das.

(Beifall bei der FDP – Steffi Lemke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Falsche Werkstatt!)

Heute haben wir uns in unserem Antrag hauptsächlich 
um die Baukosten und um die Entbürokratisierung ge-
kümmert. Ganz ehrlich: Dass Sie das nicht verstehen, 
zeigen die Debatten. 

Hier vorne steht ein Maurermeister. Wenn es um den 
Brandschutz geht, dann braucht man bauaufsichtlich 
zugelassene Produkte. Ich weiß nicht, ob Sie so etwas 
schon einmal in der Hand hatten; wahrscheinlich ja. 

(Christian Kühn [Tübingen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Ja!)

Dann wissen Sie vielleicht auch, dass ich ein Produkt, für 
das in Deutschland eine bauaufsichtliche Zulassung not-
wendig ist, noch nicht einmal alleine mit einer EU-Zer-
tifizierung bekomme, sondern dafür muss es in Deutsch-
land noch eine DIN-Norm obendrauf haben.

(Christian Kühn [Tübingen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Ja, ist auch gut so!)

Das macht das Bauen in Deutschland einfach nur teuer. 
Die Produkte kosten ein Vielfaches von dem, was sie im 
Ausland kosten.

(Beifall bei der FDP)

Das zeigt doch, dass hier was passieren muss. Dafür 
braucht es Entbürokratisierung. Das ist nun einmal so.

Herr Wegner, ganz ehrlich: Ich war eben erschüttert. 
Sie sagen, wir hätten den ländlichen Raum ausgelassen. 
Bei mir im ländlichen Raum wird gebaut, bei Ihnen viel-
leicht nicht.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP)

Jeder, der baut, braucht günstige Baukosten, im ländli-
chen Raum genauso wie in den Ballungsgebieten. Das ist 
nun einmal so.

(Beifall bei der FDP)

Liebe Frau Lay, wer noch immer nicht verstanden hat, 
dass günstiges Bauen auch günstige Mieten hervorruft, 
der tut mir leid. Das ist wirklich beratungsresistent, 

(Beifall bei der FDP)

und Sie zeigen, dass Sie wahrscheinlich genau so rech-
nen. Sie sprachen von einer Steigerung der Grundstücks-
kosten um 1  000  Prozent. Ich muss sagen, ich habe 
geschmunzelt. Selbst wenn das Grundstück in Berlin 
vorher nur 1 Euro pro Quadratmeter gekostet hätte und 
300 Quadratmeter groß ist, würde es jetzt 300 000 Euro 
kosten. Da stimmt in Ihrer Rechnung schon was nicht, 
aber so rechnen die Linken. Damit kann man eben nicht 
viel erreichen.

(Beifall bei der FDP)

Lassen Sie mich kurz noch – leider habe ich zu wenig 
Zeit, um alles abzuräumen – auf den Antrag zurückkom-
men. Es ist wichtig, dass wir das Bauen in Deutschland 
vereinfachen. Mir ist bewusst, dass der Bund allein hier 

Michael Kießling 
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nicht reicht. Wir brauchen auch die Länder und die Kom-
munen dazu; das ist selbstverständlich. Wie kann es sonst 
sein, dass beim systematischen Bauen in Deutschland 
nicht nur in jedem Bundesland andere Anforderungen 
gelten – in dem einen muss ich eine Entrauchungsanla-
ge oder einen Sprinkler einbauen, in dem anderen nicht; 
auch die Auflagen zum Brandschutz sind unterschied-
lich –, sondern es sogar in ein und demselben Bundes-
land unterschiedliche Auflagen gibt. Das kann nicht sein. 
Das macht das Bauen in Deutschland teuer.

Wenn wir erkennen, dass wir mehr Wohnraum brau-
chen, um ein Angebot an Mietwohnungen herzustellen – 
bei einem größeren Angebot sinken auch die Mieten wie-
der –, dann brauchen wir serielles Bauen, dann brauchen 
wir Entbürokratisierung. Das erreichen Sie, indem Sie 
den Antrag der FDP ernst nehmen. In dem Antrag wird 
eigentlich nur darauf hingewiesen, dass die ausgearbeite-
ten Vorschläge der Baukostensenkungskommission um-
gesetzt werden sollen. 

Wie wichtig das Thema dem Minister ist, der es an 
sich gezogen hat, das sieht man heute. Ich freue mich, 
dass es dazu einen eigenen Ausschuss gibt. Die Wich-
tigkeit des Themas erkennt jeder; da kann auf die Straße 
gehen, wer will. Herr Seehofer scheint das Thema nicht 
sehr ernst zu nehmen. In der ersten Debatte, in der es 
um Bauen gehen, ist er nicht da. Das ärgert mich, ehrlich 
gesagt, ungemein.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Nächste Rednerin für die Fraktion der SPD ist Claudia 

Tausend.

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der FDP: 
Herr Seehofer ist nicht da! Wo ist er denn?)

Claudia Tausend (SPD): 
Gute Frage! – Herr Präsident! Kolleginnen und Kol-

legen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ja, die 
Sicherung von bezahlbaren Mieten, die Schaffung von 
bezahlbarem Wohnraum sind eine vordringliche Aufgabe 
für den Deutschen Bundestag und für Großstädte – mitt-
lerweile für Städte überhaupt – die vordringlichste, die 
zentralste soziale Frage.

Deshalb haben wir in der letzten Legislaturperiode 
bereits zu Beginn das Bündnis für bezahlbares Wohnen 
und Bauen einschließlich einer Baukostensenkungskom-
mission eingesetzt. Diese hat nicht nur festgestellt, dass 
es eine deutliche Verschiebung von den Rohbau- zu den 
Ausbaukosten gibt, sondern auch die vier Hauptkosten-
treiber identifiziert. Das sind, wie mehrfach angespro-
chen, der vorbeugende Brandschutz und  – das wurde 
noch nicht angesprochen  – die Barrierefreiheit. Kolle-
ginnen und Kollegen, seien wir doch ehrlich: Diese The-
men, glaube ich, werden wir im Grundsatz nicht angehen 
können. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Gleiches gilt für unsere hohen Energiestandards und 
für das klimagerechte Bauen. Wir haben zusammen mit 
den Kolleginnen und Kollegen der Union einen guten 
Vorschlag entwickelt. Er ist auch im Koalitionsvertrag 
nachzulesen; darauf geht der Kollege Gremmels in sei-
nem Wortbeitrag noch ein. Bei der Stellplatzverordnung 
sehe ich, ehrlich gesagt, eher die Länder und die Kom-
munen am Zug. Ich möchte trotzdem Ihre Vorschläge 
und auch die Vorschläge der Baukostensenkungskom-
mission nicht einfach wegwischen. Wir werden diese 
Ergebnisse gemeinsam mit der Bauwirtschaft, der Woh-
nungswirtschaft und allen Beteiligten im Rahmen unse-
res Bündnisses für bezahlbares Wohnen und Bauen, das 
wir fortsetzen wollen, prüfen und bewerten.

Aber, Kolleginnen und Kollegen, das reicht doch al-
les nicht. Die Kollegin Ulli Nissen aus Frankfurt hat da-
rauf hingewiesen – sie kennt das aus eigenem Erleben, 
ich kenne das aus München –: Der größte Kostentreiber 
sind mittlerweile die Grundstückspreise. Die Boden-
preisentwicklung in meiner Heimatstadt München sieht 
folgendermaßen aus: Die Preise haben sich innerhalb 
von zehn Jahren verdreifacht. Wir haben in den letzten 
45  Jahren bundesweit einen Anstieg der Baulandpreise 
um 1 600 Prozent gehabt, die Mieten sind in der Folge 
um 500 Prozent gestiegen.

Das alles kann man noch viel deutlicher in einem 
wirklich wichtigen Aufsatz, den ich Ihnen allen ans Herz 
legen möchte, von unserem ehemaligen Bundesbaumi-
nister Hans-Jochen Vogel nachlesen, der kürzlich auch 
in der „Süddeutschen Zeitung“ veröffentlicht wurde. Ich 
bin sehr, sehr dankbar, dass es uns gelungen ist, im Koali-
tionsvertrag die Einrichtung einer Enquete-Kommission 
für nachhaltiges Bauen zu vereinbaren.

(Beifall bei der SPD)

Ich glaube, es ist vordringlich, Vorschläge zu entwickeln 
und zu diskutieren, wie wir diese Bodenpreisentwicklung 
in den Griff bekommen; denn diese steigenden Boden- 
und Grundstückspreise konterkarieren doch wirklich 
jede Einsparung bei den Baukosten. 

Wir müssten aber, bevor wir zu gesetzlichen Ände-
rungen kommen, die Chancen nutzen, die wir alle schon 
kennen. Dazu möchte ich gerne zwei kleine Beispiele aus 
München anführen, um zu zeigen, wie man kostengüns-
tig bauen kann, wenn man alle Regelwerke und Gesetze 
einhält. 

Das erste Beispiel kommt aus unserer eigenen Städti-
schen Wohnungsgesellschaft München, GWG. Sie hat ein 
sogenanntes Minimalprojekt entwickelt und umgesetzt. 
Alle technischen, strukturellen Standards, die Richtlinien 
und die Vorschriften wurden hinterfragt. Alle Bauakteure 
wurden rechtzeitig zu einem gemeinsamen Planungspro-
zess an einen Tisch gebracht. Das klingt sehr abstrakt, 
aber die Baukosten sind auf 1 450 Euro pro Quadratme-
ter Geschossfläche minimiert worden. Das ist die Hälfte 
dessen, was üblich ist. Es geht also auch, wenn tatsäch-
lich innerhalb des gesetzlichen Rahmens gearbeitet wird.

Ein zweites Beispiel, das ich noch nennen kann, ist – 
Sie kennen es vielleicht – unser Stelzenhaus am Dante-
bad in München. Es wurde kürzlich mit dem Deutschen 

Hagen Reinhold 
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Bauherrenpreis ausgezeichnet, und zwar in der Kategorie 
„Serielles und modulares Bauen“. Hier gibt es Chancen, 
die wir, glaube ich, konsequent nutzen sollten. Ich bin 
sehr dankbar, dass mit dem GdW schon die Initiative an-
gestoßen worden ist, dieses Thema über Ausschreibun-
gen stärker zu fokussieren.

Kolleginnen und Kollegen, ich bedanke mich für die 
Aufmerksamkeit, und ich freue mich, in unserem neu 
einzurichtenden Bauausschuss all diese Überlegungen 
mit Ihnen zu vertiefen.

Danke.

(Beifall bei der SPD – Christian Kühn [Tübin-
gen] [BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: Gute, 
sachliche Rede!)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Vielen Dank. – Nächster Redner ist Torsten Schweiger 

für die CDU/CSU, der heute seine erste Rede im Bun-
destag hält.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Torsten Schweiger (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
befassen uns heute mit dem Antrag „Wohnungsbau ent-
bürokratisieren – Kostenexplosion eindämmen“. Meine 
Vorredner sind bereits umfassend auf die Aktivitäten von 
Bund und Ländern eingegangen, um den Wohnungsbau 
in Deutschland anzukurbeln. Die Kostentreiber und auch 
die Hemmnisse sind benannt worden. 

Ich will daher den Blick auf die aktuelle Wohnungs-
baupolitik richten und die offensichtlichen Fehlentwick-
lungen, die wir in der Vergangenheit gehabt haben, aus 
einer völlig anderen Perspektive darstellen, die sicherlich 
in dem vorliegenden Antrag – jedenfalls meiner Meinung 
nach – noch unzureichend zum Ausdruck kommt. 

Während meiner 20-jährigen Tätigkeit als Bauamts-
leiter in der Stadt Sangerhausen  – das ist eine kleine 
Kreisstadt in Sachsen-Anhalt mit rund 30 000 Einwoh-
nern – habe ich mich sozusagen täglich mit den Proble-
men des öffentlichen Baurechts auseinandergesetzt. Zum 
Beispiel sorgte insbesondere im Zusammenhang mit den 
Baugenehmigungen im Rahmen des § 34 Baugesetzbuch 
immer wieder die Auslegung für Probleme zwischen den 
Baugenehmigungsbehörden – das sind die Landkreise –, 
den Städten, die das planungsrechtliche Einvernehmen 
erteilen, und natürlich auch den Bauherren. 

Die im Gesetzestext vorhandenen Formulierungen 
wie „Maß der baulichen Nutzung“ oder „Eigenart der nä-
heren Umgebung“ bereiten immer wieder Probleme, die 
mühsam und zeitaufwendig geklärt werden müssen. Aber 
auch die Dreimonatsfrist, die für die Genehmigungsbe-
hörde gilt, ist mitunter schwer zu rechtfertigen, zumal sie 
für ein Bauvorhaben von einigen Tausend Euro genauso 
gilt wie für ein Millionenprojekt. Auch daraus ergibt sich 

sicherlich die Notwendigkeit einer Diskussion über eine 
Überarbeitung des Baugesetzbuches.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und des Abg. Christian Kühn 
[Tübingen] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Es gilt nun aber auch, zu schauen, ob sich beispielswei-
se objektivere Kriterien für die Genehmigung nach § 34 
finden lassen.

Ein weiteres Hemmnis für die zügige Umsetzung von 
Bauprojekten insbesondere dann, wenn es sich nicht nur 
um ein einzelnes Haus handelt, das Bauvorhaben grö-
ßerer Art ist oder beispielsweise im Außenbereich liegt, 
sind die zeitraubenden Bebauungsplanverfahren, die in 
der Regel mindestens ein Jahr dauern, und das ist schon 
optimistisch. 

Die Beteiligung (an der Bauleitplanung) einer Un-
menge von Trägern öffentlicher Belange, der sogenann-
ten TöBs, ist immens zeitaufwendig und problematisch. 
Dass es zum Beispiel notwendig ist, die Wehrbereichs-
verwaltung in einer Kleinstadt zu beteiligen, um heraus-
zufinden, ob nicht gerade an diesem Standort der Planung 
irgendwann zukünftig eine neue militärische Anlage ge-
baut werden soll, zeigt, dass wir hier unbedingt stärker 
differenzieren müssen, wenn wir bei den Genehmigun-
gen an Geschwindigkeit gewinnen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Auch hier greift der Antrag der FDP meiner Meinung 
nach etwas zu kurz. 

Seit aber die Umweltverbände vom Gesetzgeber durch 
das Verbandsklagerecht privilegiert wurden, nimmt die 
Zahl der Klagen ständig zu, so auch in den vergangenen 
Jahren in meinem Verantwortungsbereich als Bauamts-
leiter. Klagen sind – das wissen wir alle – über mehrere 
Instanzen sehr verzögernd, und letztendlich geben viele 
Investoren auf, weil die Finanzierung zusammenbricht 
und das Projekt nicht mehr umsetzbar ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Meiner Erfahrung nach geraten Genehmigungsver-
fahren für Infrastrukturprojekte, aber auch für notwen-
digen Wohnungsbau oftmals so in eine Schieflage. Das 
Verbandsklagerecht wird zunehmend als Blockadeinstru-
ment benutzt und somit zweckentfremdet. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Investoren wird damit meiner Meinung nach ein oft 
überdurchschnittliches Maß und Risiko aufgebürdet. 
Auch hier gilt es, zügig Abhilfe zu schaffen, damit die 
Wichtung der Interessenlage ausgeglichener erfolgt, um 
Kosten zu sparen und den Planungshorizont überschau-
bar zu halten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Einen weiteren zentralen Aspekt möchte ich deutlich 
hervorheben. Unser Wohnungsmarkt ist schon seit vielen 
Jahren ein Stück weit aus dem Gleichgewicht geraten. 
Die Diskrepanz zwischen Nachfrageengpässen in den 
Ballungsräumen und Angebotsüberhang im ländlichen 
Raum wird immer größer. Insofern ist das jetzt notwendi-

Claudia Tausend
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ge Wohnungsbauprogramm unabweisbar, ganz deutlich. 
Aber für eine Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
in Stadt und Land, wie es auch der Koalitionsvertrag 
vorsieht, ist es eigentlich nicht zuträglich. Ich möchte 
Ihnen nicht vorenthalten, dass in meinem Wahlkreis im 
Süden Sachsen-Anhalts viel Geld in die Hand genom-
men wurde, um durch Abwanderung leer stehende Ge-
bäude abzureißen. Wir mussten Wohnraum vernichten, 
um wenigstens die Mieten stabil halten zu können und 
für Investoren überhaupt eine Refinanzierung zu sichern. 
In den Wachstumszentren und Ballungsräumen hingegen 
muss der Wohnungsbau massiv vorangetrieben werden, 
oft mit Milliardenaufwand.

Wir doktern seit Jahren an den Symptomen eines pro-
blematischen Wohnungsmarktes herum.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Ich bin überzeugt, dass die Ursache der Fehlentwicklung 
auch in der teilweisen Vernachlässigung der ländlichen 
Räume besteht. Wir haben bisher einfach zu wenig getan, 
um gleichwertige Lebensbedingungen in Stadt und Land 
sowie in einzelnen ländlichen Räumen zu schaffen. Es 
gelingt nicht ausreichend, den Menschen, insbesondere 
den jungen Menschen, eine attraktive soziale und techni-
sche Infrastruktur zu bieten, die den Abwanderungspro-
zessen entgegenwirkt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Daher bin ich ausgesprochen froh darüber, dass der Ko-
alitionsvertrag die Herstellung von gleichwertigen Le-
bensverhältnissen in Stadt und Land zum Ziel hat.

(Sören Bartol [SPD]: Sehr gut!)

Lassen Sie mich über einen weiteren Punkt des 
FDP-Antrags reden, der Unterstützung verdient. Die 
Energieeinsparverordnung sollte nicht weiter verschärft 
werden, nicht einmal ansatzweise.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Damit neue und sanierte Wohngebäude besonders ener-
gieeffizient sind, hat der Gesetzgeber 2006 die bereits 
bestehenden Richtlinien verschärft und die Anforderun-
gen an den zulässigen Primärenergiebedarf erhöht. Für 
Bauherren und Eigentümer bedeutet dies enorme Mehr-
kosten. Somit unterstütze ich die im Antrag der FDP 
formulierte Forderung nach einem Verzicht auf weitere 
Verschärfungen der Energieeinsparverordnung.

Ein weiterer Punkt ist ebenfalls diskussionswürdig: 
die Wiedereinführung der degressiven Abschreibung. 
Ursprünglich sollten Familien von diesem lukrativen 
Steuermodell profitieren, einem steuerlichen Anreiz, um 
den Traum vom privaten Eigenheim zu realisieren. Als 
ersichtlich wurde, dass weniger Familien, sondern mehr 
Wohnungsbaugesellschaften Nutznießer waren, hat man 
die degressive steuerliche Abschreibung 2006 wieder ab-
geschafft, mit der fatalen Folge, dass auf dem deutschen 
Immobilienmarkt ein drastischer Rückgang zu verzeich-
nen ist. Die Folgen sind bis heute spürbar. Um den priva-
ten Wohnungsbau wieder anzukurbeln, sollte deshalb die 

Wiedereinführung der degressiven Abschreibung zumin-
dest in Erwägung gezogen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Ich komme zu meinem letzten Punkt, zu der Grund-
erwerbsteuer und der Grundsteuer. Die Prüfung eines 
Freibetrags bei der Grunderwerbsteuer, wie es der Koa-
litionsvertrag vorsieht, ist ein vernünftiger Ansatz, ganz 
deutlich. Allerdings wird man die Auswirkungen in den 
Ländern genau im Blick haben müssen. Dazu erwarte ich 
eine rege Erörterung in den Ausschüssen. Ein korrespon-
dierender Punkt wird die Diskussion über die Neugestal-
tung der Grundsteuer sein. Praktikabilität und dadurch 
schnelle Umsetzung sind hier das Gebot der Stunde bei 
dieser wichtigen Einnahmequelle unserer Kommunen. 
Als Bemessungsgrundlage sollten bereits verfügbare Da-
ten wie die Bodenrichtwerte dienen. Jeglicher bürokra-
tischer Aufwand zulasten der Behörden und der Steuer-
pflichtigen muss vermieden werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Forderung, dass die Reform aufkommensneutral 
sein soll, ist berechtigt, auch wenn mir hier momentan 
die Fantasie fehlt, mir vorzustellen, wie das gehen soll.

Wenn wir in Zukunft Wohnungsbaupolitik in Deutsch-
land erfolgreicher und mit größerer gesellschaftlicher 
Akzeptanz betreiben wollen, müssen wir die Ursachen 
der Fehlentwicklung im ländlichen Raum beherzt ange-
hen. Der heute vorliegende FDP-Antrag ist dafür eine 
erste Basis, greift aber nicht weit genug. Ich freue mich 
daher auf die Beratungen in den Ausschüssen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Vielen Dank. – Da sich das Plenum langsam füllt mit 

Blick auf die nahenden Abstimmungen, bitte ich darum, 
die notwendigen Gespräche, wenn sie geführt werden 
müssen, draußen in der Lobby zu führen und dem letzten 
Redner die nötige Aufmerksamkeit zu schenken. Das ist 
Timon Gremmels für die Fraktion der SPD.

(Beifall bei der SPD)

Timon Gremmels (SPD): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Ich dachte schon, die Kolleginnen und Kollegen 
kommen meinetwegen in den Saal; aber anscheinend 
liegt es doch nur an der Abstimmung.

Ich freue mich, dass wir uns heute hier mit dem The-
ma Wohnungsbau beschäftigen. Als ich den ersten Ab-
satz des FDP-Antrags gelesen habe, habe ich gedacht, 
dass Sie von der FDP die Zeichen der Zeit erkannt haben 
und ein ernsthaftes soziales Problem adressieren. Der 
erste Absatz dieses Antrags ist okay. Aber im Hinblick 
darauf, wie Sie Ihr Vorhaben umsetzen wollen, springen 
Sie deutlich zu kurz, meine sehr verehrten Damen und 
Herren von der FDP.

Torsten Schweiger 
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Der Mangel an Wohnraum – ich füge hinzu: der Man-
gel an bezahlbarem Wohnraum – ist die soziale Frage des 
kommenden Jahrzehnts. Ich finde, dass wir in der Großen 
Koalition mit Hochdruck an diesem wichtigen Thema ar-
beiten und auch gute Lösungen vereinbart haben.

(Beifall bei der SPD)

Das ist zum Ersten, die Arbeit der Baukostensenkungs-
kommission fortzusetzen, zum Zweiten, die Initiative 
für ein Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen, 
die schon die damalige Bundesbauministerin Hendricks 
auf den Weg gebracht hat, fortzuführen, drittens, den 
sozialen Wohnungsbau weiter zu fördern, viertens, ein 
Planungs- und Beschleunigungsgesetz auf den Weg zu 
bringen, fünftens, die Digitalisierung des Planens und 
Bauens gemeinsam mit der Wirtschaft voranzubringen 
und, sechstens  – was mich ganz besonders freut, weil 
die Koalition, insbesondere die CDU, da ihre Blockade 
aufgegeben hat –, endlich auch bundeseigene Grundstü-
cke kostengünstig abzugeben, damit sie für den sozialen 
Wohnungsbau genutzt werden können. Das wäre gut, 
und es ist längst überfällig.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, was 
wir ganz sicherlich nicht tun werden, ist, dass wir Wohn- 
und Klimaschutz gegeneinander ausspielen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Genau das ist der Kern Ihres Antrages. Das ist aus meiner 
Sicht nicht der richtige Weg.

(Michael Theurer [FDP]: Das haben Sie nicht 
verstanden! – Daniel Föst [FDP]: Wir wollen 
sinnvollen Klimaschutz!)

Sie schreiben von überdurchschnittlich gestiegenen Prei-
sen für die technische Gebäudeausrüstung und von ener-
getischen Anforderungen, die sich nach verschiedenen 
wissenschaftlichen Untersuchungen als Kostentreiber er-
wiesen hätten; allerdings belegen Sie diese Untersuchun-
gen nicht. Ich sage Ihnen: Das ist schlicht und einfach 
falsch.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ich habe einen Beleg für das, was ich sage – der Kol-
lege Kühn hatte die gleiche Quelle  –: Das Institut für 
Technische Gebäudeausrüstung Dresden hat Anfang die-
ses Jahres untersucht, wie das mit den Kosten ist. Da-
bei kam ganz klar heraus, dass die Gesamtkostensteige-
rungen durch energetische Auflagen seit dem Jahr 2000 
als gering einzuschätzen sind. Von der 36-prozentigen 
Preissteigerung zwischen 2000 und 2014 fallen gerade 
einmal 6 Prozentpunkte auf den Gebäudeenergiebereich 
zurück. Das spricht doch Bände. Sie bauen da einen 
Popanz auf. Sie wollen die Energiewende im Gebäude-
bereich nicht und versuchen jetzt, sie gegen die Frage 
bezahlbaren Wohnraums auszuspielen. Das ist nicht gut, 
weil Sie die energiepolitische Realität verkennen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Energieeffizienz im Gebäudebereich ist gleich dreimal 
sinnvoll: 

Sie ist sinnvoll für die Mieterinnen und Mieter, weil 
sie sich von steigenden Energiekosten unabhängig ma-
chen. Die Häuser und die Wohnungen, die heute gebaut 
werden, müssen so beschaffen sein, dass Menschen in 
den nächsten 50 Jahren darin wohnen können. Wenn wir 
einmal Geld in die Hand nehmen, dann sollten wir das 
nachhaltig tun und die Energiekosten, von denen wir 
nicht wissen, wie sie sich weiterentwickeln, im Blick be-
halten.

Energieeffizienz ist zweitens für die Wirtschaft güns-
tig, weil die Branche der technischen Gebäudeausrüstung 
über 150  000 gutbezahlte Ingenieure hat und mehr als 
40 Milliarden Euro umsetzt. Eigentlich ist das doch die 
Sprache, die Sie verstehen. Hören Sie doch einmal auf 
die Kolleginnen und Kollegen aus dieser Wirtschafts-
branche. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zum Dritten ist sie gut Klima und Umwelt.

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, 
wenn Sie dieses Thema hier schon ansprechen, dann soll-
ten Sie doch auch bitte an der Stellschraube drehen, bei 
der das wirklich nutzt, und das ist, wie vom Bundesin-
stitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung im Septem-
ber 2017 amtlich festgestellt, die Frage mangelnder ge-
eigneter Flächen und zu hoher Grundstückspreise. Das 
ist doch das eigentliche Problem.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vor dessen Behandlung drücken Sie sich in Ihrem An-
trag; dazu sagen Sie nichts. Die Beseitigung dieses Eng-
passes ist der entscheidende Faktor für mehr bezahlbaren 
Wohnraum. Lassen Sie uns doch darüber diskutieren, 
wenn wir jetzt über die Grundsteuer diskutieren.

(Daniel Föst [FDP]: Machen wir!)

Bodenspekulationen muss im Rahmen einer umfas-
senden Grundsteuerreform Einhalt geboten werden. 
Dazu könnten Sie einen Beitrag leisten, nämlich indem 
Sie die Baukosten nachhaltig reduzieren und bezahlbaren 
Wohnraum schaffen. Das ist die richtige Stellschraube, 
von der in Ihrem Antrag mit keinem Wort die Rede ist. 
Das zeigt einmal mehr, dass die FDP nach wie vor eine 
Klientelpartei ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der LIN-
KEN und des BÜNDNISSES  90/DIE GRÜ-
NEN – Widerspruch bei der FDP)

Ich sage Ihnen noch etwas: Wenn Sie hier die EnEV 
zitieren, dann schauen Sie doch einmal, welche Unter-
schrift unter dieser Verordnung steht. Wer hat die unter-
schrieben? Gucken Sie mal rein! Ich gebe Ihnen einen 
Tipp: Das war noch ein Wirtschaftsminister, der Ihr Par-
teibuch hat. – So viel zur Redlichkeit der FDP.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Timon Gremmels 
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Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. – Ich schlie-

ße damit die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/1692 an den Ausschuss für Umwelt, Na-
turschutz, Bau und Reaktorsicherheit vorgeschlagen.  – 
Damit sind Sie, soweit erkennbar, einverstanden. Dann 
ist die Überweisung so beschlossen.

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 22 b bis 22 d 
sowie die Zusatzpunkte 2 a und 2 b auf:

22.   b)	 Beratung des Antrags der Abgeordne-
ten Sven Lehmann, Anja Hajduk, Britta 
Haßelmann, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Soziale Teilhabe und Selbstbestimmung 
in der Grundsicherung statt Sanktionen 
und Ausgrenzung

Drucksache 19/1711
Überweisungsvorschlag:�  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f)

c)	 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Beate Müller-Gemmeke, Anja Hajduk, Sven 
Lehmann, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Betriebsratswahlen erleichtern  – Aktive 
Beschäftigte besser schützen

Drucksache 19/1710
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur

d)	 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr.  Kirsten Tackmann, Kersten Steinke, 
Dr.  Gesine Lötzsch, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion DIE LINKE sowie der 
Abgeordneten Friedrich Ostendorff, Harald 
Ebner, Renate Künast, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN

Weidetierprämie für Schafe und Ziegen 
jetzt auf den Weg bringen

Drucksache 19/1691 
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit 
Ausschuss für Tourismus

ZP   2a)	 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stefan Gelbhaar, Daniela Wagner, Oliver 
Krischer, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Fuß- und Radverkehr sicherer machen – 
Sichtfelderweiterung für Fahrerkabinen 

von LKW und Abbiegeassistenzsysteme 
verpflichtend einführen

Drucksache 19/1202
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur

b)	 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Katharina Dröge, Anja Hajduk, Harald 
Ebner, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Marktkonzentration im Agrarmarkt 
stoppen – Artenvielfalt und Ernährungs-
souveränität erhalten

Drucksache 19/1654 
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung

Es handelt sich um Überweisungen im vereinfach-
ten Verfahren ohne Debatte.

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Sind Sie damit einverstanden?  – Ich sehe 
keinen Widerspruch. Dann ist das der Fall, und die Über-
weisungen sind so beschlossen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 23 a und 23 b auf. 
Dabei handelt es sich um die Beschlussfassung zu Vorla-
gen, zu denen keine Aussprache vorgesehen ist.

Tagesordnungspunkt 23 a:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz, 
Bau und Reaktorsicherheit (16.  Ausschuss) zu 
der Verordnung der Bundesregierung

Verordnung zur Änderung der Elektro- und 
Elektronikgeräte-Stoff-Verordnung und der 
Anzeige- und Erlaubnisverordnung

Drucksachen 19/900, 19/1040, 19/1333

Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussemp-
fehlung auf Drucksache  19/1333, der Verordnung zu-
zustimmen. Wer stimmt für diese Beschlussempfeh-
lung? – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Bei Enthaltung 
der Fraktion der Grünen und Gegenstimmen der AfD ist 
die Beschlussempfehlung mit großer Mehrheit angenom-
men.

Tagesordnungspunkt 23 b:

Beratung des Antrags der Fraktionen CDU/CSU, 
SPD, AfD, FDP, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

Erneute Überweisung von Vorlagen aus frü-
heren Wahlperioden

Drucksache 19/1709 

Wer stimmt für diesen Antrag?  – Gegenstimmen?  – 
Enthaltungen? – Einstimmig so beschlossen.
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Dann kommen wir zu den Tagesordnungspunkten 7 a 
und 7 b sowie den Zusatzpunkten 3 a bis 3 d. Es geht um 
Wahlen zu Gremien. Ich möchte Sie darauf hinweisen, 
dass wir zunächst Wahlen mittels Handzeichen durchfüh-
ren werden; erst im Anschluss daran erfolgen die Wahlen 
mit Stimmzetteln und Wahlausweisen. 

Tagesordnungspunkt 7 a:

Wahlvorschläge der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD, AfD und FDP

Wahl der Mitglieder des Kuratoriums der 
„Stiftung Archiv der Parteien und Massenor-
ganisationen der DDR“ 

Drucksache 19/1703
Wer stimmt für diese Wahlvorschläge? – Gegenstim-

men? – Enthaltungen? – Bei Enthaltung der Fraktion der 
Linken sind die Wahlvorschläge mit großer Mehrheit an-
genommen.

Tagesordnungspunkt 7 b:

Wahlvorschläge der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD, AfD und FDP

Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates bei 
der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht 

Drucksache 19/1318 

Wer stimmt für diese Wahlvorschläge? – Gegenstim-
men? – Enthaltungen? – Die Wahlvorschläge sind wie-
derum bei Enthaltung der Fraktion Die Linke mit großer 
Mehrheit angenommen.

Zusatzpunkt 3 a:

Wahlvorschläge der Fraktionen CDU/CSU, SPD, 
AfD und FDP

Wahl der Mitglieder des Stiftungsrates der 
„Stiftung Berliner Schloss – Humboldtforum“

Drucksache 19/1704

Wer stimmt für diese Wahlvorschläge? – Gegenstim-
men?  – Enthaltungen?  – Die Wahlvorschläge sind bei 
Enthaltung der Fraktion Die Linke mit großer Mehrheit 
angenommen.

Jetzt kommen wir zu den Zusatzpunkten 3 b bis 3 d, 
und zwar sind das zwei offene Wahlen und eine gehei-
me Wahl, jeweils mit Stimmkarten und Wahlausweisen. 
Dazu bitte ich um Ihre Aufmerksamkeit für einige Hin-
weise.

Sie benötigen drei Wahlausweise in den Farben 
Blau, Grün und Gelb, die Sie, – soweit das noch nicht 
geschehen ist,  – Ihrem Stimmkartenfach in der Lobby 
entnehmen. Bitte achten Sie unbedingt darauf, dass die 
Wahlausweise Ihren Namen tragen. Der Nachweis der 
Teilnahme an den Wahlen kann nur durch Abgabe der 
Wahlausweise erbracht werden.

Bevor Sie bei dem jeweiligen Wahlgang Ihre Stimm-
karte in eine der Wahlurnen werfen, übergeben Sie bitte 
Ihren Wahlausweis einer der Schriftführerinnen oder ei-
nem der Schriftführer an der Wahlurne.

Die Stimmkarten in den Farben Blau und Grün für die 
offenen Wahlen wurden bereits ausgegeben. Wer noch 
keine Stimmkarten hat, kann diese jetzt von den Plenar
assistentinnen und Plenarassistenten in der Lobby erhal-
ten.

Die Wahlen werden einzeln aufgerufen und durch-
geführt. Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der 
Mitglieder des Bundestages auf sich vereint, das heißt, 
wer mindestens 355 Stimmen erhält. Auf den Stimmkar-
ten sind die Namen der vorgeschlagenen Kandidatinnen 
und Kandidaten aufgeführt. Sie können zu jedem Kandi-
datenvorschlag „ja“, „nein“ oder „enthalte mich“ ankreu-
zen. Wenn Sie bei einem Namen mehr als ein Kreuz oder 
gar kein Kreuz machen oder andere Namen als die der 
vorgeschlagenen Kandidaten oder Kandidatinnen oder 
Zusätze eintragen, ist Ihre Stimme ungültig.

Zusatzpunkt 3 b:

Wahlvorschlag der Fraktion der AfD

Wahl eines Mitglieds des Vertrauensgremi-
ums gemäß §  10a Absatz 2 der Bundeshaus-
haltsordnung

Drucksache 19/1705

Für die nun folgende erste offene Wahl brauchen Sie 
die blaue Stimmkarte und Ihren blauen Wahlausweis. 
Auf der Drucksache  19/1705 schlägt die Fraktion der 
AfD den Abgeordneten Marcus Bühl vor. Diese Wahl fin-
det offen statt. Die Stimmkarte können Sie also an Ihrem 
Platz ankreuzen. Bitte geben Sie an der Urne zunächst Ih-
ren blauen Wahlausweis ab, bevor Sie Ihre blaue Stimm-
karte einwerfen.

Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, die 
vorgesehenen Plätze einzunehmen. Sind die Plätze an 
allen Urnen besetzt? – Alle da? – Dann eröffne ich die 
Wahl; Farbe Blau für Vertrauensgremium.

Haben alle Mitglieder dieses Hauses, auch die Schrift-
führerinnen und Schriftführer, ihre Stimmkarte abgege-
ben? – Dann bitte ich, das jetzt zu tun.

Gibt es weitere Mitglieder dieses Hauses, die ihre 
Stimmkarte noch nicht abgegeben haben? – Das ist nicht 
der Fall. Dann schließe ich die Wahl und bitte Sie alle, 
wieder Ihre Plätze einzunehmen. 1)

Wir kommen zu Zusatzpunkt 3 c:

Wahlvorschlag der Fraktion der AfD 

Wahl von Mitgliedern des Gremiums gemäß 
§ 3 des Bundesschuldenwesengesetzes

Drucksache 19/1706

Für die Wahl der Mitglieder benötigen Sie nun eine 
grüne Stimmkarte und Ihren grünen Wahlausweis. 

Auf Drucksache 19/1706 schlägt die Fraktion der AfD 
die Abgeordneten Albrecht Glaser und Volker Münz vor. 
Sie können bei jedem Kandidaten „ja“, „nein“ oder „ent-
halte mich“ ankreuzen. 

1)   Ergebnis Seite 2361 B

Vizepräsident Thomas Oppermann
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Auch diese Wahl findet offen statt, das heißt, es kann 
wieder am Platz gewählt werden. Denken Sie an die Ab-
gabe Ihres Wahlausweises vor dem Einwurf der Stimm-
karte. 

Jetzt bitte ich die Schriftführerinnen und Schriftführer, 
die vorgesehenen Plätze einzunehmen. Ist das überall der 
Fall? – Dann eröffne ich den Wahlgang.

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Haben alle Mitglieder des Hauses, auch die Schrift-

führerinnen und Schriftführer, ihre Stimmkarte abgege-
ben? – Das ist der Fall. Ich schließe diesen Wahlgang.1)

Zusatzpunkt 3 d:

Wahlvorschlag der Fraktion der AfD 

Wahl von Mitgliedern des Sondergremi-
ums gemäß § 3 Absatz 3 des Stabilisie-
rungsmechanismusgesetzes

Drucksache 19/1707 

Wir wählen jetzt gleich ein ordentliches Mitglied sowie 
ein stellvertretendes Mitglied. Auf Drucksache 19/1707 
schlägt die Fraktion der AfD als Mitglied den Abgeord-
neten Peter Boehringer und als stellvertretendes Mitglied 
die Abgeordnete Dr. Birgit Malsack-Winkemann vor. 

Ich bitte um Ihre Aufmerksamkeit für ergänzende 
Hinweise zum Wahlverfahren.

Für diese Wahl benötigen Sie Ihren gelben Wahlaus-
weis. Weiterhin benötigen Sie zwei Stimmkarten in 
Gelb und Grau sowie einen Wahlumschlag. Die gelbe 
Stimmkarte ist für die Wahl des ordentlichen Mitglieds, 
die graue Stimmkarte ist für die Wahl des stellvertreten-
den Mitglieds. Diese Unterlagen erhalten Sie von den 
Schriftführerinnen und Schriftführern an den Ausgabe-
tischen vor den Wahlkabinen. Zeigen Sie dort bitte Ihren 
gelben Wahlausweis vor.

Sie können wieder zu jedem Kandidatenvorschlag 
„ja“, „nein“ oder „enthalte mich“ ankreuzen. Die Wahl 
ist geheim, das heißt, Sie dürfen Ihre beiden Stimmkar-
ten nur in der Wahlkabine ankreuzen und müssen beide 
Stimmkarten ebenfalls noch in der Wahlkabine in den 
Umschlag legen. Andernfalls wäre die Stimmabgabe un-
gültig. Die Wahl kann in diesem Fall vorschriftsmäßig 
wiederholt werden. Die Schriftführerinnen und Schrift-
führer werden darauf achten.

Denken Sie wieder daran, an der Urne zuerst Ihren 
Wahlausweis abzugeben. 

Ich bitte nun die Schriftführerinnen und Schriftführer, 
die vorgesehenen Plätze einzunehmen. Sind jetzt alle 
Schriftführerinnen und Schriftführer an ihrem Platz?  – 
Ich eröffne die dritte Wahl, die Wahl zum Sondergremi-
um.

Haben alle Mitglieder des Hauses, auch die Schrift-
führerinnen und Schriftführer, ihre Stimmkarte abgege-
ben? – Das ist offensichtlich der Fall.2)

1)   Ergebnis Seite 2361 C
2)   Ergebnis Seite 2361 C

Ich schließe die Wahl und bitte die Schriftführerinnen 
und Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen. Die 
Ergebnisse aller Wahlen werden Ihnen später bekannt ge-
geben. 

Ich bitte alle Kolleginnen und Kollegen, die an der 
jetzt gleich beginnenden Debatte teilhaben wollen, ihre 
Plätze einzunehmen. Diejenigen, die uns leider verlassen 
müssen, sollten das jetzt tun und uns die Möglichkeit ge-
ben, in der Sitzung fortzufahren.

Ich rufe den Zusatzpunkt 4 auf:

Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion der AfD

Internationales UN-Regelwerk (Global 
Compact for Migration) – Keine Verlage-
rung nationaler Zuständigkeiten bei der 
Zuwanderung auf transnationale Ebene 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Martin Hebner für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Martin Hebner (AfD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Damen und 

Herren! Alles hängt mit allem zusammen. Oder: Nichts 
hat mit nichts zu tun. Die Wahrheit dahinter ist oft ganz 
simpel oder manchmal auch komplex und verschachtelt. 
Die Ausarbeitung des sogenannten Global Compacts 
for Migration – zu Deutsch: Globaler Pakt für Migrati-
on – befindet sich in der abschließenden Phase. Dieser 
Pakt soll in 2018 von den Regierungen unterschrieben 
werden. Vorgestern, am Dienstag, fand im EU-Parlament 
eine Aussprache zu diesem Pakt statt, und gestern gab 
es eine Entscheidung dazu. Auch mit Zustimmung der 
Union aus CDU und CSU wurde beschlossen, dass – ich 
zitiere –:

… Migranten und Flüchtlinge, unabhängig von ih-
rem Rechtsstatus, anerkannt und die Staaten ver-
pflichtet werden, sie zu achten, einschließlich des 
fundamentalen Grundsatzes der Nichtzurückwei-
sung …

Meine Damen und Herren, das wurde auch mit den Stim-
men der Union gestern im EU-Parlament beschlossen.

Ziel der Union ist die Etablierung eines weltweiten 
Globalen Pakts für Migration. Die aktuelle Ausarbeitung 
der 2016 beschlossenen New Yorker Erklärung etabliert 
ein Bündel von Rechten für reguläre Migration und von 
Pflichten für die aufnehmenden Zielstaaten. Zu den staat-
lichen Pflichten gehört die Bekämpfung von Xenopho-
bie.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wo ist da das Problem?)

Jegliche Kritik an diesem Plan wird als ebensolche 
Fremdenfeindlichkeit bezeichnet. Es soll auch keine 
Rolle mehr spielen, ob Flüchtlinge und Migranten an den 
Grenzen Pässe haben oder nicht. Die Erklärung könnte 
zu einem Signal für eine nie da gewesene Völkerwande-
rung werden, die vor allem in die Sozialsysteme Europas 

Vizepräsident Thomas Oppermann
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erfolgen wird. Wir hatten uns darüber gewundert, was 
die Beteiligung am Resettlement- und Relocation-Pro-
gramm, dem Umsiedlungsprogramm der UN, im Wahl-
programm der Union zu suchen hat. 

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist ja ein Zeug, was Sie sagen!)

Jetzt wissen wir es.

(Beifall bei der AfD)

Sprache steuert das Denken. Wo also von Flüchtlingen 
oder gar Geflüchteten die Rede ist, denkt man an Bürger-
krieg, Not und Hilfe. Aber man ahnt spätestens seit der 
Gewalt des übergriffigen Migrantenmobs aus nordafri
kanischen Staaten in Köln und anderswo, dass viele der 
sogenannten Syrer eben nicht von dort kommen. 

Die IOM, die Internationale Organisation für Migra-
tion – in Brüssel gegründet –, beschäftigt sich seit 1989 
mit der Steuerung von Migration. Seit dem Jahr 2013 ist 
sie Teil des UN-Flüchtlingshilfswerks UNHCR. Europa, 
Zielregion der Migration, hat kaum Mitsprache. Im Hin-
tergrund stehen neben der westlichen Hilfsbereitschaft 
im Übrigen handfeste wirtschaftliche Interessen. Ein 
einheitlicher globalisierter Markt auch für Menschen, 
unbeschränkt durch nationale Regelungen, lässt sich nur 
nach Auflösung nationaler Identität erreichen. Das World 
Economic Forum in Davos hat in seinem Global Agen-
da Council for Migration für die Industrie bereits einen 
Businessplan bzw. einen Business Case for Migration be-
schrieben, somit ein Geschäftsmodell für Migration, ein 
Geschäftsmodell, zu dem im Übrigen der Daimler-Chef 
Zetsche mit Blick auf die Migranten und Flüchtlinge sag-
te, dass ein neues Wirtschaftswunder heraufziehen wür-
de.

Was aber will ein Staat ohne Grenzen, ohne Bud-
gethoheit, ohne Definition der eigenen Identität? Kein 
Grundgesetz kann die kulturelle Wertebeliebigkeit noch 
sinnstiftend regeln, die ein solches Siedlungsgebiet 
für jedermann darstellen würde. Das ist der bekannte 
One-World-Unsinn, der Armut sozialisiert, statt Leistung 
zu fördern, und der nicht erkennt, dass Toleranz ohne die 
Akzeptanz von Grundregeln zur Blaupause für Anarchie 
mutiert.

(Beifall bei der AfD)

Die bisherigen Entscheidungen erfolgten an den de-
mokratischen Strukturen vorbei, um anschließend als 
alternativlos und großer Gewinn für die Zielländer prä-
sentiert zu werden – oder wie Frau Merkel schlicht sagte: 
„Nun sind sie halt da.“ Meine Damen und Herren, Ver-
antwortung sieht anders aus. Im Übrigen geht Benjamin 
Netanjahu davon aus, dass die Schwarzafrikaner, die Is-
rael nicht haben will und die das Land verlassen müssen, 
auf Deutschland verteilt werden, weil Verpflichtungen 
gegenüber dem UNHCR bestehen.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sachlich falsch!)

Es ist damit klar, dass es hier nicht um Flucht vor Krieg 
oder um Verfolgung gehen kann. Es geht um eine geplan-

te Umsiedlung, zu der sich Deutschland verpflichtet hat – 
am deutschen Parlament vorbei.

(Beifall bei der AfD)

Wer, meine Damen und Herren, hat die Bundesre-
gierung dazu ermächtigt? Wann wurde das Thema im 
Bundestag behandelt? Wann wurde darüber in der Öf-
fentlichkeit berichtet? Wo waren die sogenannten Qua-
litätsmedien, allen voran ARD und ZDF, die doch im-
mer so gern am Nerv der Zeit sind? Lassen Sie sich noch 
einmal vor Augen führen, was gestern im EU-Parlament 
verabschiedet wurde, und lesen Sie das einmal. Es geht 
um eine globale Neuordnung. Die EU ist dabei, und der 
Bundestag ist entmündigt. Sie, die Sie hier sitzen, haben 
sich selbst entmündigt. Meine Damen und Herren, än-
dern wir das!

(Beifall bei der AfD)

Die USA haben die Mitwirkung am Globalen Pakt 
für Migration gekündigt; denn er ist ein No-Border-Pro-
gramm. Sie haben recht: Er ist ein Pakt zur Aufhebung 
der Grenzen. Eine Welt ohne Grenzen ist eine ähnliche 
Illusion wie Wohlstand ohne Arbeit.

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Herr Hebner, achten Sie bitte auf die Zeit?

Martin Hebner (AfD): 
Ja. – Meine Damen und Herren, im Fries dieses ge-

schichtsträchtigen Hohen Hauses steht nicht: „Der gan-
zen Welt“. Dort steht: „Dem deutschen Volke“.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Kersten Steinke [DIE 
LINKE]: Schrecklich!)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Andreas Nick für 

die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Andreas Nick (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Mit dieser Aktuellen Stunde 
soll offenbar der Eindruck erweckt werden  – so haben 
Sie es gesagt, Kollege Hebner –, die Vereinten Nationen 
wollten mit dem Global Compact for Migration eine nie 
da gewesene Völkerwanderung in Richtung Europa und 
in unsere Sozialsysteme in Gang setzen.

(Zurufe von der AfD: Ja, natürlich! – So ist es 
ja auch!)

Die Stichworte „Migration“ und „internationale Zusam-
menarbeit“ reichen offenbar schon aus, um bei Ihnen 
entsprechende Reflexe auszulösen. Das genaue Gegen-
teil ist in Wahrheit der Fall: Es ist das erklärte Ziel des 
Pakts, ungeregelte Migrationsströme zu verringern. Es 
geht um globale Lösungen im Umgang mit Fluchtbewe-
gungen und um geordnete Migration. Es geht an keiner 
Stelle darum  – das ist jedenfalls die klare Position der 

Martin Hebner 
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Bundesregierung –, staatliche Souveränitätsrechte einzu-
schränken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, wir wollen Migration ord-
nen, steuern und begrenzen.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Wo war das 
denn?)

Deshalb wollen wir die Bekämpfung der eigentlichen 
Fluchtursachen in den Ursprungsländern in den Vorder-
grund rücken. Deshalb setzen wir uns für die nachhalti-
ge Verbesserung der Lebenssituation in den Herkunfts- 
und Transitländern ein. Deshalb bekämpfen wir illegale 
Migration und Schleuserkriminalität. Und deshalb wol-
len wir auch funktionierende Rücknahmeabkommen 
mit möglichst zahlreichen Herkunftsländern in Afrika 
und anderswo. Und im Rahmen von Migrationspartner-
schaften mag es an der einen oder anderen Stelle sinnvoll 
sein, im Gegenzug auch klar definierte Kontingente für 
begrenzte Zuwanderung zu eröffnen, zum Beispiel über 
Studenten- und Arbeitsvisa. Wir haben alles im Übrigen 
im Bereich des westlichen Balkan mit großem Erfolg 
praktiziert. Denn kluge Einwanderungspolitik, wie es im 
Koalitionsvertrag heißt, verringert „die Attraktivität von 
illegaler und ungesteuerter Einwanderung“. Gesteuerte 
Einwanderung muss nach festen, von den Zielländern 
festgelegten Kriterien erfolgen. Deshalb beteiligen wir 
uns im Rahmen der UN auch an den Verhandlungen zum 
Migrationspakt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie des Abg. Dr. Rolf Mützenich [SPD])

Resettlement-Programme mit dem UNHCR nach huma-
nitären Kriterien sind eine klare Ergänzung für das, was 
in diesem Bereich zu tun ist, wie wir es auch im EU-Tür-
kei-Abkommen dargelegt haben.

Meine Damen und Herren, wer eine Steuerung und 
Begrenzung der Migration erreichen will, kann nicht 
ignorieren: Fluchtbewegungen und Migrationsdruck sind 
weltweit eine Realität – und das mehr denn je. 260 Mil-
lionen Menschen leben heute in einem anderen Land als 
ihrem Geburtsland  – mehr als jemals zuvor. Weltweit 
sind derzeit rund 65 Millionen Menschen auf der Flucht, 
davon über 40 Millionen Binnenvertriebene.

Die meisten Flüchtlinge finden Aufnahme in Nach-
barländern, die häufig selbst Entwicklungsländer sind. 
Mehr als 80 Prozent der Flüchtlinge weltweit halten sich 
in Staaten mit niedrigem oder mittlerem Einkommen auf. 
Diese Aufnahmeländer benötigen Unterstützung – auch, 
um ihre eigene Stabilität weiterhin gewährleisten zu kön-
nen. Wer globale Wanderungsbewegungen begrenzen 
und steuern will, der muss auch hier ansetzen. Denn es 
ist sinnvoll, dass Flüchtlinge möglichst in der Region 
oder den Nachbarländern verbleiben können; das wahrt 
am besten ihre Chance auf Rückkehr in ihr Heimatland. 
Dort muss selbstverständlich ihre elementare Versorgung 
sichergestellt werden. Das ist nicht nur eine humanitäre 
Verantwortung; Lastenteilung in dieser Hinsicht ist auch 
wirtschaftlich sinnvoll. 

Die Versorgung und Unterbringung eines Flüchtlings 
in Europa kostet nach manchen Berechnungen mehr als 
das Hundertfache des Betrages, den man bräuchte, um 
ihm in der Region seiner Herkunft sichere Perspektiven 
zu eröffnen.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Endlich erken-
nen Sie es!)

Es reicht aber nicht aus, sie dort nur mit Lebensmitteln 
oder einer Unterkunft zu versorgen. Viele Menschen 
bleiben heute länger – oft für mehrere Jahre – in ihrem 
Zufluchtsland. Sie brauchen auch die Möglichkeit, dort 
Geld für ihren Lebensunterhalt zu verdienen, um, wie 
es der Ökonom Paul Collier formuliert hat, „aus Arbeit 
Würde zu beziehen und ihre Familien zusammenzu-
halten“. Dabei ist auch der Zugang zu Bildung für ihre 
Kinder ein ganz zentrales Thema; auch das haben wir im 
EU-Türkei-Abkommen berücksichtigt. „Cash for Work“, 
die Initiative des BMZ, ist ein gutes Beispiel, mit der wir 
in Jordanien und im Libanon rund 31 000  Jobs in Bil-
dung, im Handwerk und in der Infrastruktur für Flücht-
linge geschaffen haben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die deutsche Betei-
ligung an den Verhandlungen zum globalen Migrations-
pakt ist sinnvoll und notwendig. Wir nehmen diese Ver-
antwortung an. Und wer den Menschen in Deutschland 
einreden will, wir bräuchten uns nur hinter Mauern und 
Stacheldraht zu verschanzen und uns dann um die Pro-
bleme in der Welt nicht mehr zu kümmern, der handelt 
schlichtweg verantwortungslos.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Und im Zentrum steht für uns auch beim globalen Migra-
tions- und Fluchtpakt die Würde des Menschen.

Wer sich gerne als Retter des christlichen Abendlan-
des stilisiert, der sollte sich vielleicht auch die Worte des 
Vatikanvertreters zu Herzen nehmen: Flüchtlinge sind 
nicht einfach nur Zahlen, die verschoben und zugeteilt 
werden, sondern jeder Einzelne ist eine individuelle Per-
sönlichkeit mit einem Namen, einer Geschichte und mit 
seinen ganz persönlichen Hoffnungen und Sehnsüchten.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD so-
wie bei Abgeordneten der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat der Kollege Christoph Matschie für die 

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Christoph Matschie (SPD): 
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Angesichts des Titels der von Ihnen beantragten Aktu-
ellen Stunde, in dem es heißt: „Keine Verlagerung natio-
naler Zuständigkeiten bei der Zuwanderung auf transna-
tionale Ebene“, und angesichts Ihrer Rede, Herr Hebner, 
in der Sie sagen, es geht um einen „Pakt zur Aufhebung 
der Grenzen“, erkennt man auf den ersten Blick: Hier 

Dr. Andreas Nick
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drin steckt nichts als die Verdrehung der Wahrheit. Sie 
operieren wieder ganz offen mit Lügen über das, was tat-
sächlich passiert.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP – Lachen bei der 
AfD)

Dabei reicht ein einziger Blick in die Unterlagen. Ich 
weiß nicht, ob Sie das einmal gemacht haben. 

(Zuruf von der AfD: Sie müssen es lesen!)

Dann wird Ihnen zum Beispiel klar, dass es hier um einen 
rechtlich nicht bindenden Pakt geht. Wie kann denn ein 
rechtlich nicht bindender Pakt, der Ziele und Leitlinien 
formuliert, zur Aufhebung von nationalen Zuständigkei-
ten führen? Das geht überhaupt nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Sie unterstellen hier bewusst falsche Tatsachen, um Men-
schen zu verängstigen und sie aufzuhetzen. Das ist schä-
big, werte Kolleginnen und Kollegen von der AfD.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN)

Worum geht es denn eigentlich wirklich in diesem 
Global Compact for Migration? Es geht darum, zunächst 
einmal anzuerkennen, dass Wanderungsbewegungen, 
dass Flucht, dass Wanderungen aufgrund von ökonomi-
schen Hintergründen zur Geschichte der Menschheit da-
zugehören, 

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das hat doch 
jetzt nichts mit Grenzöffnung zu tun!)

dass das nichts ist, was plötzlich über uns kommt, son-
dern dass das etwas ist, das die Geschichte der Mensch-
heit immer mit geprägt, mitbestimmt hat und dass es 
darauf ankommt, mit dieser Tatsache international ver-
antwortungsbewusst und kooperativ umzugehen, nach 
gemeinsamen Regeln für Wanderungsbewegungen zu su-
chen, anstatt Ängste zu schüren und die Schotten dicht-
zumachen. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Schauen Sie sich einmal die 22  Ziele dieses Paktes 
an. Dazu gehört auch, dass man die Gründe für Wande-
rungsbewegungen zu reduzieren versucht. Es geht um 
Menschen, die gezwungen werden, ihre Heimatländer 
zu verlassen: aufgrund von Umweltzerstörung, aufgrund 
instabiler politischer Situationen, aufgrund sozialer Pro-
bleme. Solche Aufgaben sollen gemeinsam und in inter-
nationaler Kooperation angepackt werden. Da geht es 
um den Kampf gegen das Schlepperunwesen. Da geht es 
auch und natürlich um bessere Bedingungen für die In-
tegration von Zugewanderten. Da geht es um Menschen-
rechte von Zugewanderten. Wer sich dagegen ausspricht, 
bei dem frage ich mich: Welches Menschenbild vertritt 
er denn eigentlich?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD  – Uwe 
Witt [AfD]: Es geht um die Behandlung im 
Bundestag! – Weitere Zurufe von der AfD)

– Werte Kolleginnen und Kollegen, Sie berufen sich so 
oft auf das christliche Abendland. Zu diesem christlichen 
Abendland gehören zwei ganz wichtige Prinzipien: Ers-
tens. Du sollst nicht falsch Zeugnis reden. Zweitens. Du 
sollst deinen Nächsten lieben wie dich selbst.  – Gegen 
beide Prinzipien verstoßen Sie auch heute wieder ganz 
klar und deutlich.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es waren im Übrigen insbesondere die Zielländer von 
Fluchtbewegungen, von Wanderungsbewegungen, die 
darauf gedrungen haben, dass wir gemeinsam internatio-
nale Regeln finden, dass wir über Instrumente reden, wie 
wir mit Zuwanderung umgehen.

Ich will es noch einmal deutlich sagen, da von Ihnen 
Zuwanderung oder Wanderungsbewegungen immer als 
Angstmacher benutzt werden: Dies gehört auch zur deut-
schen Geschichte. Deutschland war immer auch Einwan-
derungsland. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN – Wi-
derspruch bei der AfD)

Deutschland war immer auch Auswanderungsland. 
Schauen Sie doch einmal in die Geschichte zurück: im 
17. und 18. Jahrhundert die Zuwanderung der Hugenot-
ten nach Preußen,

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Kommen Sie 
nicht immer mit dem Zeug!)

im Zuge der Industrialisierung des Ruhrgebietes die Zu-
wanderung polnischer Arbeitskräfte,

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Das war aus 
demselben Kulturkreis, Herr Matschie! Das 
wissen Sie doch auch!)

ab Mitte der 50er-Jahre die Zuwanderung aus Jugoslawi-
en, aus Italien, aus der Türkei und Anfang der 90er-Jahre 
die Spätaussiedler. Dieses Land hat immer mit Zuwande-
rern zu tun gehabt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dieses Land hat davon profitiert und diese Zuwanderung 
hervorragend bewältigt. Auch das muss man hier einmal 
deutlich sagen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deutschland war auch immer ein Auswanderungsland. 
Allein im 19. Jahrhundert sind rund 7 Millionen Deutsche 
in die USA ausgewandert. Im Jahre 2016 – aus diesem 
Jahr stammt die neueste verfügbare Zahl, die wir dazu 
statistisch haben – waren es immerhin 280 000 Deutsche, 
die ausgewandert sind. Wir haben also eine Einwande-
rungs- und Auswanderungsgeschichte.

Christoph Matschie 
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Werte Kolleginnen und Kollegen, machen Sie doch 
nicht die Augen vor der Wirklichkeit zu. 

(Dr.  Alexander Gauland [AfD]: Sie machen 
die Augen vor der Wirklichkeit zu! Sie, Herr 
Matschie, machen das!)

Versuchen Sie doch nicht, Ängste zu schüren, sondern 
halten Sie sich an die Tatsachen. Halten Sie sich an die 
Tatsachen, anstatt Lügen zu verbreiten. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der FDP – Dr. Alice Weidel 
[AfD]: Wir haben einen Braindrain! Sie lassen 
die Unqualifizierten rein, und die Hochqualifi-
zierten wandern ab!)

Schämen Sie sich für den Antrag, den Sie hier gestellt 
haben. Es kommt darauf an, ein Miteinander zu organi-
sieren und nicht ein Gegeneinander. Davon wird unser 
Land profitieren. 

(Dr.  Alice Weidel [AfD]: Illegale überhaupt 
nicht! Genau! Wertvoller als Gold! Das haben 
wir von Ihnen schon ganz oft gehört!)

Mit dem, was Sie machen, schaden Sie unserem Land. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Alice 
Weidel [AfD]: Unglaublich!)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat die Kollegin Linda Teuteberg für die 

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Linda Teuteberg (FDP): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Die heutige Debatte ist leider ein 
Paradebeispiel für eine Zerrbilddiskussion. Die AfD hat 
es darin zu einer wahren Meisterschaft gebracht. Alles 
habe mit allem zu tun, haben Sie gerade gesagt. Ich er-
gänze: Bei Ihnen hat alles mit den üblichen Reizwörtern 
und Schlagworten zu tun. 

Aber zur Sache: Der Sinn und Zweck und die Be-
deutung des Global Compact for Migration, über den 
wir gerade debattieren, gerät bei Ihnen zu einer bizarren 
Karikatur. Man kann sicherlich über manche Schwer-
punktsetzung der aktuellen Entwürfe diskutieren. Aber 
Tatsache ist: Es geht hier gerade nicht darum, Grenzen 
niederzureißen und eine ungehemmte Migration zu er-
möglichen, sondern es geht darum, eine global geord-
nete, sichere Migration zu ermöglichen, unter anderem 
durch bessere Regeln zur Grenzsicherung, durch Be-
kämpfung von Schleuserbanden sowie durch verbesserte 
Regelungen zur Ausweispflicht und zur Rückübernahme 
durch die Herkunftsländer. All das ist notwendig, wenn 
wir die Flüchtlingsbewegungen in Zukunft human in den 
Griff bekommen wollen. Allein kann Deutschland, kann 
Europa das nicht schaffen. Dazu brauchen wir die Hilfe 
der Herkunftsländer, der Transitländer und unserer Part-

ner in der Welt. Darum brauchen wir nicht weniger, son-
dern mehr internationale Zusammenarbeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)

Staatliche Souveränität sollte dabei gerade nicht unter-
laufen werden. Dass das gut möglich ist, zeigt das aktu-
elle EU-Resettlement-Programm, an dem sich die Bun-
desrepublik beteiligt.

Es ist darum richtig, dass wir auf globaler Ebene hier 
neue Wege gehen. Wir dürfen nichts unversucht lassen. 
Tatsache ist allerdings auch: Ein rechtlich unverbindli-
ches Regelwerk wie der Compact wird uns da nicht ent-
scheidend voranbringen, sondern wir Deutschen, wir Eu-
ropäer müssen da selbst mehr tun. Wir dürfen die Augen 
nicht länger vor der Wirklichkeit verschließen. Und da 
ist das andere Zerrbild, das auf der anderen Seite gemalt 
wird – auch von Grünen, Linken und zum Teil von Sozi-
aldemokraten –, bei dem manche immer noch so tun, als 
könne unser Land für jedermann offenstehen. 

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Frau Teuteberg, das ist ja schlimm!)

Wir brauchen geregelte Zuwanderung. Dafür brau-
chen wir maßvolle Regeln für den Familiennachzug. Wir 
brauchen konsequente Abschiebung derer, die kein Recht 
auf Aufenthalt in unserem Land haben, und wir brauchen 
auch das Prinzip des sicheren Herkunftslandes, das Sie 
infrage stellen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wer auf den Ruf nach Abschottung mit der Forderung 
nach offenen Grenzen für alle und jeden antwortet, der 
spielt den Populisten in die Hände. Dem schwierigen 
und ernsten Zielkonflikt zwischen grenzenloser Not und 
begrenzten Kapazitäten zur Integration von Flüchtlin-
gen kann man nicht entkommen. Wir können aber ver-
suchen – und das ist unsere Verantwortung –, ihn durch 
vorausschauende Politik zu entspannen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU)

Sehr geehrte Damen und Herren, Politik beginnt mit 
der Betrachtung der Wirklichkeit und nicht damit, sie 
sich so zu malen, wie man sie gerne hätte. 

(Lachen bei der AfD)

Diese Wirklichkeit ist: Wir werden auch in Zukunft welt-
weit mit wachsenden Flüchtlingsströmen rechnen müs-
sen – durch Klimawandel, wirtschaftliche Not und regi-
onale Krisen. Die Wirklichkeit ist auch: Auch die Kräfte 
eines so starken Landes – und wir sind ein starkes Land – 
wie Deutschland sind endlich, ebenso die Akzeptanz sei-
ner Bürger für Zuwanderung. Deshalb brauchen wir eine 
gesteuerte Zuwanderung statt einer ungesteuerten und 
eine neue Migrationspolitik: eine Politik, die Menschen 
in ihrer Heimat Perspektiven eröffnet, die Grenzen besser 
sichert, die legale Wege zur Einwanderung schafft und 
zugleich konsequent jene abschiebt, die kein Recht ha-
ben, sich in unserem Land aufzuhalten.

(Beifall bei der FDP)

Christoph Matschie 
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Und das ist mir sehr wichtig; denn wer das Asylrecht 
bewahren will  – und wir als Freie Demokraten wollen 
das –, der muss es auch konsequent anwenden. 

(Zuruf von der AfD: Späte Einsicht!)

Aber damit das praktisch gelingen kann, müssen wir in 
Europa gemeinsam handeln, die Zusammenarbeit mit an-
deren Staaten in der Welt suchen und um echte Lösungen 
für eine humane, funktionierende und mehrheitsfähige 
Asylpolitik ringen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat die Kollegin Ulla Jelpke für die Fraktion 

Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Ulla Jelpke (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Vor dem 

Hintergrund zunehmender internationaler Flucht- und 
Wanderungsbewegungen wurde auf einem Sondergipfel 
der Vereinten Nationen 2016 die Ausarbeitung von zwei 
internationalen Vereinbarungen beschlossen. Einerseits 
soll es einen Pakt für internationale Verantwortungstei-
lung zur Bewältigung großer Fluchtbewegungen geben. 
Zum anderen soll ein Pakt für sichere, geordnete und le-
gale Migration geschlossen werden. Dieser Pakt soll die 
Rechte derjenigen Migranten umfassen, die nicht unter 
das Mandat der Genfer Flüchtlingskonvention fallen, 
aber unfreiwillig ihre Heimatländer verlassen mussten. 
Über diesen Pakt diskutieren wir in der heutigen von der 
AfD beantragten Aktuellen Stunde.

Ich will ganz deutlich sagen: Ziel dieses Paktes ist der 
Schutz der Sicherheit, der Würde und der Menschenrech-
te von Migranten sowie ihrer Grundfreiheiten.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das sind Dinge, die eigentlich selbstverständlich sein 
sollten. Dass schon ein Bekenntnis zu Menschenrechten 
bei der AfD zu allergischen Reaktionen führt, ist entlar-
vend für ihre Grundhaltung.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Länder, die eine große Zahl von Flüchtlingen und 
Migranten aufnehmen, sollen laut dem Pakt bei deren 
Integration Unterstützung finden. Rassismus und Dis-
kriminierung sollen bekämpft werden. Auch das scheint 
offensichtlich schon zu viel zu sein für die AfD.

(Beifall bei der LINKEN)

Der geplante Pakt ist ein Eingeständnis, dass mit glo-
baler Migration verbundene Herausforderungen nur in 
internationaler Kooperation bewältigt werden können. 
Doch die AfD liest etwas ganz anderes heraus, etwas, 
was in der rechtsextremen Szene unter dem Begriff „Der 
große Austausch“ firmiert. Die AfD ist ernsthaft der 

Überzeugung – wir haben das heute hier gehört –, dass 
die Vereinten Nationen gezielt eine neue Migrationswelle 
nach Europa und Nordamerika vorbereiten. Wissen Sie, 
wie mir das vorkommt? Als ob man einem Bürgermeister 
Brandstiftung unterstellt, weil er neue Feuerwehrautos 
anschafft.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das ist doch wirklich paranoid. Lassen Sie sich eines 
sagen: Migration hat es zu allen Zeiten gegeben. Immer 
haben Menschen ihre Länder verlassen in der Hoffnung 
auf ein besseres Leben in der Fremde. 

Zentrale Ursache für den Anstieg weltweiter Migrati-
onsbewegungen ist die ungerechte kapitalistische Wirt-
schaftsordnung. 

(Beifall bei der LINKEN  – Widerspruch bei 
der AfD – Lachen bei Abgeordneten der CDU/
CSU und der FDP)

– Hören Sie sich das ruhig mal an! Kapitalismuskritik ist 
in diesem Zusammenhang ein sehr wichtiger Punkt. 

Es geht um die neoliberale Ausbeutung des globalen 
Südens, die Zerstörung der Umwelt durch rücksichtslo-
sen Abbau der Natur und die weltweite Kriegspolitik der 
NATO-Staaten und ihrer Verbündeten. Doch diese Ur-
sachen für Migration und Flucht wollen die mächtigen 
Staaten der Vereinten Nationen gar nicht bekämpfen. Der 
globale Pakt ist lediglich der Versuch, Folgen der eige-
nen verheerenden Politik abzumildern und steuerbar zu 
machen. Doch der Egoismus, wie wir ihn von Trump bis 
Orban und auch bei der AfD erleben, zeigt, dass es hier 
gar nicht um ernsthafte Beschlusslagen geht und dass 
sich die AfD noch nicht einmal ansatzweise mit solchen 
Fragen auseinandersetzt.

(Beifall bei der LINKEN)

Die AfD sieht im Globalen Pakt einen erheblichen 
Eingriff in die Souveränitätsrechte Deutschlands. Folgt 
man der Logik der AfD, könnte man glauben, dass wir 
kurz vor dem Einmarsch von Blauhelmtruppen zum 
Schutz von Migranten stehen. Hier zeigt sich einmal 
mehr die völlig verzerrte Wahrnehmung der AfD.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Ihre verzerrte 
Wahrnehmung!)

Ist Ihnen eigentlich bewusst, dass dieser Pakt – das wur-
de heute schon gesagt – lediglich eine Übereinkunft dar-
stellt, also keine völkerrechtliche Bindung haben wird?

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Erster Schritt!)

Genau das ist aus Sicht der Linken das Problem. Wir 
brauchen nicht vollmundige Absichtserklärungen, son-
dern praktische Konsequenzen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Linke wird sich daher in der Debatte für verbindliche 
internationale Abkommen zum Schutz von Flüchtlingen 
und Migranten und vor allen Dingen zur Bekämpfung 
von Fluchtursachen einsetzen. Fangen wir doch einfach 
in Deutschland mit Abrüstung und vor allen Dingen mit 

Linda Teuteberg 
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einem Verbot von Rüstungsexporten an. Das würde uns 
den Krieg in vielen Teilen dieser Welt wirklich ersparen.

Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat die Kol-

legin Polat das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Die AfD-Fraktion fährt hier eine der populärs-
ten Verschwörungstheorien auf. Das wurde in Ihrer Rede 
leider gar nicht so deutlich, Herr Hebner. In den Texten, 
die Sie dazu veröffentlicht haben, und in Ihren Power-
point-Präsentationen kann man das sehr gut nachlesen.

Frau Jelpke hat es kurz angesprochen: Sie bewegen 
sich hier im Kontext der neuen Rechten, im Netzwerk 
der Rassisten in Europa. Sie führen hier die Verschwö-
rungstheorien der White-Genocide-Bewegung über den 
großen Bevölkerungsaustausch mit Europa an. 

Insofern, Herr Matschie, noch einmal zu den Gastar-
beiterbewegungen: Der große Plan, den die AfD darin 
sieht, ist: Die Gastarbeiterbewegungen sind Teil eines 
Bevölkerungsaustausches. Angestoßen worden sei die-
ser Plan von den Vereinten Nationen und den Alliierten 
nach dem Zweiten Weltkrieg. Wenn man sich den Artikel 
anguckt, aus dem Herr Hebner anscheinend eins zu eins 
abgeschrieben hat oder den er vielleicht sogar selbst ver-
fasst hat, dann stellt man fest, dass darin steht: Es geht 
hier um die Umvolkungsspezialisten der Vereinten Nati-
onen. – Das ist widerlich und zutiefst antisemitisch.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU und der FDP  – 
Dr.  Alexander Gauland [AfD]: Was hat das 
mit Antisemitismus zu tun?)

Sie behaupten, eine Elite siedele in Europa Migranten 
an, mit dem erklärten Ziel, das deutsche Volk auszulö-
schen. Das steht im Kern hinter dieser Theorie. Ihr Nar-
rativ bespielt eindeutig antisemitische Bilder.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Was hat denn 
das damit zu tun?)

Frau Jelpke hat es angesprochen: Was steht eigentlich 
hinter dem Global Compact for Migration? Kein großer 
Verschwörungsplan zum Völkeraustausch – nein! Haben 
Sie schon einmal etwas von moderner Sklaverei gehört? 
Daran kann und muss sich etwas ändern. Fakt ist, dass 
für Millionen Migranten, insbesondere für Wanderarbei-
terinnen und Wanderarbeiter, die universellen Menschen-
rechte nicht gelten. Menschenhandel und Zwangsarbeit 
gibt es immer noch. Das ist Ihnen anscheinend nicht 
bekannt. Weltweit müssen schätzungsweise fast 46 Mil-
lionen Menschen als moderne Sklaven ackern. Millio-
nen Menschen leisten ausbeuterische Zwangsarbeit im 
Privatsektor, beispielsweise als Hausangestellte, auf dem 

Bau, in der Landwirtschaft oder erfahren sexuelle Aus-
beutung.

(Widerspruch bei Abgeordneten der AfD)

Dieses internationale Regelwerk der Vereinten Na-
tionen, der Global Compact for Migration, dient der 
Stärkung von Migranten, insbesondere von Wanderar-
beiterinnen und Wanderarbeitern. Bis Oktober 2017 gab 
es zahlreiche Konsultationen zu den Themen Menschen-
rechte, Migrationsursachen, internationale Kooperatio-
nen, nachhaltige Entwicklung, Menschenhandel, legale 
Migration und Arbeitsmobilität. Genau so ein Prozess 
wird doch der Realität einer global vernetzten Welt ge-
recht, und nur so können wir alle davon profitieren, nicht 
nur wirtschaftlich, sondern auch kulturell, Herr Gauland. 
Da brauchen Sie gar nicht so verwirrt zu gucken.

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. Dr. Alexander 
Gauland [AfD])

Das sind sinnvolle, weil ursachenorientierte Lösungs-
strategien. Darum geht es bei den Global Compacts, und 
das unterstützt meine Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Wir wissen, dass sich die Zivilgesellschaft und die Kir-
chen intensiv in den Beratungsprozess eingebracht haben. 
Sie haben hierzu einen Zehnpunkteplan verabschiedet. 
Dieser Aktionsplan beinhaltet viele gute Vorschläge. Ich 
will einige nennen: den Schutz und sichere Fluchtwege 
für Asylsuchende, die legalen Einwanderungsmöglich-
keiten für Arbeitsmigranten, mehr Rechtssicherheit für 
Migranten und Flüchtlinge und hier speziell die Rechte 
und den Schutz, ganz wichtig, von Frauen und Kindern. 
Ich appelliere auch an die Bundesregierung, Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär, sich diesen Forderungen aus 
der Zivilgesellschaft gegenüber offen zu zeigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb ist es wichtig, zu erwähnen, dass es beim 
Global Compact for Migration an dieser Stelle vielleicht 
auch um den effektiven Schutz vor Diskriminierung geht.

(Tino Chrupalla [AfD]: Und vor Migranten!)

– Vor dem Gift des Rassismus müssen nicht nur Migran-
ten und Flüchtlinge geschützt werden, sondern alle Men-
schen in diesem Land. – Auch vor Ihnen müssen sie ge-
schützt werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Europa und Deutschland müssen mit gutem Beispiel 
vorangehen. Menschenrechte, meine Damen und Herren, 
auch hier auf der rechten Seite, gelten egal wo, egal wann 
und egal für wen, auch im Transit, auch in Bewegung. 
Auch ein Mensch, der in Ihren Augen irregulär migriert, 
hat Menschenrechte. Punkt! 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Dieser Pakt ist nur eine konsequente Weiterführung des 
Menschenrechtsschutzes.

Ulla Jelpke
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat der Kollege Thorsten Frei für die CDU/

CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thorsten Frei (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Um ehrlich zu sein: Mir hat sich lange gar nicht erschlos-
sen, was eigentlich der Hintergrund dieser Aktuellen 
Stunde sein soll und was man gegen internationale Ab-
sprachen zur Regelung von Problemen, die bei uns in 
Deutschland allein nicht gelöst werden können, tatsäch-
lich einwenden kann.

Nur weil Donald Trump sagt, dass das letztlich eine 
Initiative sei, mit der Masseneinwanderung in wohlha-
bende Länder organisiert werde, unter Umgehung nati-
onaler Gesetze und des Willens der jeweiligen Völker, 
wird es noch lange nicht wahr. Es ist in der Tat falsch, 
es ist irreführend, und es verkürzt vor allen Dingen den 
Sachverhalt. Deswegen, glaube ich, ist es ganz entschei-
dend, sich vor Augen zu führen, dass wir in einer globa-
lisierten Welt leben, wo man zwar Wünsche haben kann, 
aber die Realisierung nicht innerhalb nationaler Grenzen 
oder innerhalb von Europa, unserem Kontinent, möglich 
ist. Das ist eine Grundwahrheit. Der muss man sich ge-
nauso stellen wie der Automatisierung, der Digitalisie-
rung oder auch anderen weltweiten Phänomenen. Genau 
das macht Deutschland, wenn wir uns an diesem Com-
pact und den Diskussionen darum beteiligen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Was ist der Rahmen, in dem wir uns bewegen? Es ist 
offensichtlich: Wir diskutieren sehr viele außenpolitische 
Themen hier im Deutschen Bundestag, und dabei spüren 
wir, dass die dahinterliegenden Konflikte letztlich Auslö-
ser für die Probleme sind, mit denen wir bei uns im Land 
konfrontiert sind. Wenn wir beispielsweise über den 
Südsudan oder über Darfur oder auch über andere Regio-
nen der Welt diskutieren, stellen wir fest: Es sind häufig 
ethnische Konflikte, und es sind die Auswirkungen des 
Klimawandels: Verwüstung, Wassermangel, Mangel an 
Weideland und daraus resultierende Schwierigkeiten bei 
der Ernährung und vieles andere mehr. Auch das muss 
man in den Blick nehmen, wenn man über Fluchtursa-
chenbekämpfung sprechen möchte. Wer das nicht tut, 
verschließt die Augen.

Die Zahlen der Vereinten Nationen sind alarmierend; 
in der Tat. Es sind nicht nur die von uns oft zitierten 65 
oder 66  Millionen Menschen weltweit, die gezwungen 
sind, aus ihren Herkunftsländern zu fliehen. Wenn man 
Migration umfassend betrachtet, dann sind es etwa 240 
bis 250 Millionen Menschen, die weltweit in Bewegung 
sind. Wir alle sind uns einig, dass die großen Herausfor-
derungen diesbezüglich nicht im Nahen und Mittleren 

Osten liegen, sondern auf dem afrikanischen Kontinent. 
Die Sachlage ist die, dass da nicht nur 1,1  Milliarden 
Menschen leben, sondern dass sich diese Zahl bis Mitte 
des Jahrhunderts verdoppelt haben wird und bis Ende des 
Jahrhunderts noch einmal verdoppelt haben wird.

Es gibt Zahlen aus Ländern wie Kenia, Tansania, 
Senegal und Südafrika. Die Leute sagen, dass etwa die 
Hälfte der Menschen dort ihr Land verlassen möchte. Bei 
den noch ärmeren Ländern wie Ghana oder Nigeria sind 
es zwei Drittel der Menschen. Es ist nicht so, dass die zu 
uns kommen können; das ist vollkommen klar. Natürlich 
geht es dabei auch um Grenzschutz und Organisation, 
sodass hier kein Chaos entsteht. Mein Kollege hat es for-
muliert. Es geht um Steuern, Ordnen und Begrenzen. Das 
machen wir sehr wohl. Die Faktizitäten auszublenden, 
das ist einfach kurzsichtig, und damit wird man am Ende 
das Ziel nicht erreichen; das muss man ganz klar sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Linda Teuteberg [FDP])

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, wenn man sich mal anschaut, was 
eigentlich im Global Compact steht, dann stellt man fest: 
Es sind sehr viele Themen, die für uns essenziell sind. 
Im Kern geht es nicht darum, dass Entsendeländer, wenn 
man so will, dies unbedingt organisieren wollen. Man 
muss die Herkunftsländer, Aufnahmeländer, Transitlän-
der – so haben Sie es formuliert – mit ihren verschiede-
nen Interessen letztlich an einen Tisch bekommen, wenn 
es beispielsweise um die Frage geht: Wie schaffen wir in 
den Herkunftsländern Rahmenbedingungen, um schnelle 
und sichere Rückführungen zu ermöglichen? Das muss 
doch auch in unserem Interesse liegen; Sie haben es for-
muliert, Frau Kollegin. Deswegen müssen wir uns ge-
nauso engagieren, wenn es darum geht, den Druck von 
den Aufnahmeländern zu nehmen, wenn es darum geht, 
gemeinsame Grenzkontrollen richtig zu organisieren und 
zu koordinieren.

Das sind alles Themen, die international geregelt wer-
den müssen. Dafür bietet es den richtigen Rahmen. Des-
wegen bin ich dafür dankbar, dass die Bundesregierung 
nicht nur an diesem Prozess beteiligt ist, sondern eine 
federführende Rolle übernommen und auch Zwischen-
konferenzen hier in Berlin organisiert hat. Daher, glaube 
ich, ist es richtig, den eingeschlagenen Weg konsequent 
weiterzugehen. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat die Kollegin Aydan Özoğuz für die 

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Aydan Özoğuz (SPD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Frei, Sie haben gerade zu Beginn Ihrer 
Rede sehr deutlich gemacht, was, glaube ich, viele Red-

Filiz Polat 
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ner hier denken: Warum diskutieren wir über etwas, bei 
dem wir noch mitten im Prozess sind und das aus zwei 
Teilen besteht: dem Global Compact for Migration und 
dem Global Compact on Refugees? Frau Jelpke hat dies 
schon ausgeführt. Es wird nur ein Teil als Thema ange-
meldet – der für Arbeitszuwanderung –,

(Zuruf von der AfD: Es geht um Arbeits-
migranten!)

aber es wird mehr über den der Fluchtzuwanderung dis-
kutiert. 

Daher wollen wir das jetzt einmal zusammenfassen 
und deutlich machen: Es gibt die starke Willensbekun-
dung fast aller Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, 
endlich ein umfassendes Konzept zum weltweiten Um-
gang mit Migration  – also Einwanderung, Auswande-
rung – und Flucht auf die Beine zu stellen. Diese beiden 
Pakte sollen am Ende der Verhandlungen so etwas wie 
Grundsätze – ich würde es eher Mindeststandards nen-
nen – aufstellen, und sie zielen darauf ab, Völker- und 
Menschenrechtsverstöße zu unterbinden. Es sind ja nicht 
nur Staaten daran beteiligt. Auch die Zivilgesellschaft, 
der Privatsektor, die Gewerkschaften, internationale Or-
ganisationen – vorhin wurde zu Recht der Heilige Stuhl 
genannt – sind an diesem Prozess beteiligt

(Zuruf von der AfD: Nicht der Bundestag!)

und wollen am Ende einiges auf den Weg bringen. 

Ich frage mich schon: Wie kann man gerade in einer 
Zeit so starker Migrationsbewegungen, aber auch vieler 
Fluchtbewegungen etwas dagegen haben,

(Zuruf von der AfD: Genau deswegen! Es 
geht um die Einbeziehung des Bundestages!)

dass sich möglichst viele Akteure zusammensetzen und 
den Versuch unternehmen, zum einen gemeinsame Re-
geln aufzustellen und zum anderen zu verstehen: Was 
passiert global wirklich? Wo sind unsere Standards in der 
Migration, und was kann eigentlich dagegen sprechen, 
dass Deutschland hier Standards setzt und sagt: „So stel-
len wir uns das Mindestmaß dessen vor, wie man mit den 
Menschen umgeht“? 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Filiz Polat 
[BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]  – Zuruf von 
der AfD: Die Selbstabschaffung!)

Es geht in diesen Papieren zum Beispiel darum – ich 
lasse einmal aus, was schon genannt wurde  –, Frauen- 
und Kinderrechte zu stärken. Was kann man dagegen 
haben? Die Pakte zielen darauf ab, Ausbeutung von Ar-
beitsmigranten zu verhindern. Ich erinnere mich, was wir 
auch in diesem Land schon diskutiert haben: Wie waren 
oder sind die Zustände beim Bau von WM-Stätten? Ich 
denke dabei an Katar. Was passiert da eigentlich? Wir 
sprechen von Sklaverei. Das muss endlich einmal auf den 
Tisch, und da müssen wir auch sagen, wie wir uns die 
Behandlung von Arbeitsmigranten vorstellen, und zwar 
in allen Ländern der Erde, nicht nur bei uns. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Hier versucht die AfD, die, wie ich finde, sehr sinn-
volle Initiative dafür zu nutzen, zu suggerieren, dass das 
alles eine Bedrohung für Deutschland wäre. Wir sind auf 
halber Strecke. Wir haben zwar noch mehrere Verhand-
lungsrunden vor uns, aber schon jetzt wird gesagt, dass 
der Pakt – es sind in Wahrheit ja mehrere – schlecht für 
unser Land sei. Das ist nicht glaubwürdig. 

Sie sprechen von einer Gefährdung der Hoheitsrechte. 
Da möchte ich noch einmal zwei Dinge herausheben: Ers-
tens. Ein beträchtlicher Teil der 258 Millionen Migranten 
und Vertriebenen weltweit ist Gefahren ausgesetzt, und 
darum muss man sich kümmern. Zweitens möchte ich 
ausdrücklich betonen: Die Erhaltung der nationalen Sou-
veränität bezüglich ihrer Zuwanderungspolitik  – auch 
das wurde hier schon genannt – ist im Entwurf festgehal-
ten. Jetzt zitiere ich einmal – ich habe es mir eben schnell 
noch rausgesucht –:

The Global Compact reaffirms the sovereign migra-
tion jurisdiction of each State … 

Das kann man nicht falsch verstehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP)

Die aktuell verhandelten Texte stellen einen starken 
Gegenpol zum migrationsfeindlichen Zeitgeist dieser 
Tage dar – auch das muss man einmal deutlich machen –, 
vor allem gegenüber Flüchtlingen und Asylbewerbern. 
Vielleicht ist genau das Ihr Problem mit dieser Initiati-
ve der UN-Mitglieder. Es ist nicht überraschend, dass 
Trump und Orban plötzlich sagen, sie wollen eigene 
Initiativen anstreben. Interessanterweise reden auch sie 
vor allem über Flüchtlinge im Zusammenhang mit dem 
Migration Compact, in dem es eigentlich um reguläre Ar-
beitsmigration geht. 

Und selbst im Flüchtlingspakt wollen wir doch gerade 
dafür sorgen, dass dieser Ideen enthält, wie Aufnahme-
länder entlastet werden können. Es geht auch um Maß-
nahmen der Rückkehrunterstützung. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, darüber haben wir hier in den letzten Jah-
ren viel gesprochen.

(Zuruf von der AfD: Ja, gehört!)

– Na ja, es ist sogar zigtausendfach angewandt worden, 
aber das wollen Sie natürlich nicht sehen; das ist mir 
schon klar. – Wir müssen uns darum kümmern, die Men-
schen zu unterstützen, die rückkehren können oder dies 
wollen, 

(Zuruf von der AfD: Immer mit Geld!)

aber ein Stück weit Unterstützung brauchen, weil sie 
möglicherweise vor dem Nichts stehen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich stelle fest, dass Sie über diese Themen nicht in 
dieser Art und Weise sprechen wollen. Sie wollen, dass 
die Vereinten Nationen diese Bestrebungen sofort wieder 
abbrechen. Sie wollen auf gar keinen Fall eine weltwei-
te Diskussion haben, weil die Menschen dann plötzlich 
merken könnten: Ja, es gibt tatsächlich Flucht von Men-
schen, die alles verloren haben, denen es ganz schlecht 
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geht. – Nicht für jeden haben wir hier in Deutschland ei-
nen Asylgrund, aber das ist überhaupt keine Begründung 
dafür, über Menschen so schlecht zu reden und über sie 
zu hetzen. 

(Zuruf von der AfD: Keine falschen Aussa-
gen!)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Kollegin Özoğuz, bitte achten Sie auf die Zeit.

Aydan Özoğuz (SPD): 
Ich komme natürlich zum Schluss. – Ich finde es sehr 

richtig, dass wir diesen Weg weitergehen, ordentlich ver-
handeln, uns einsetzen und uns weiter mit allen Mitglied-
staaten verständigen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU, des BÜNDNISSES  90/
DIE GRÜNEN und der Abg. Dr. Marie-Agnes 
Strack-Zimmermann [FDP])

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat der Abgeordnete Norbert Kleinwächter 

für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Norbert Kleinwächter (AfD): 
Werte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-

ren! Auch wenn es nicht so ganz in Ihr Weltbild passen 
mag: Migration ist kein Recht. Artikel 13 Absatz 2 der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte besagt – ich 
zitiere –:

Jeder hat das Recht, jedes Land, einschließlich sei-
nes eigenen, zu verlassen und in sein Land zurück-
zukehren.

Man darf also niemanden in seinem Land einsperren – 
so wie es die SED getan hat –, es gibt aber auch keine 
Pflicht, jemanden aufzunehmen. Jeder hat das Recht, in 
das Land seiner Staatsbürgerschaft zurückzukehren. In 
ein anderes Land aufgenommen zu werden, ist hingegen 
ein Privileg. Die Entscheidung über diese Aufnahme ist 
ein Grundpfeiler der Souveränität eines Landes.

(Beifall bei der AfD)

Für Deutschland heißt das: Wir als Deutsche dürfen 
und sollten entscheiden, wer zu uns kommen darf und 
wer nicht. Ausländern sollten wir vermitteln, dass es ein 
Privileg und kein Recht ist, hier zu sein.

(Beifall bei der AfD)

Es gibt kein Recht auf Aufnahme. Es gibt auch kein 
allgemeines Recht auf Nichtzurückweisung  – auch das 
wird relativ häufig eingefordert. 

(Widerspruch der Abg. Dr. Petra Sitte [DIE 
LINKE])

Es gibt das Non-Refoulement-Prinzip  – Artikel  33 der 
Genfer Flüchtlingskonvention –, aber dabei geht es nur 

um Zurückweisung in Staaten, wo Folter oder politische 
Verfolgung drohen. 

Es gibt kein Recht auf Einreise, auch nicht und ins-
besondere nicht, wenn jemand ohne Papiere einfach an-
kommt und „Asyl“ ruft; daran sollte man sich endlich 
einmal halten.

(Beifall bei der AfD)

Übrigens steht gerade das im Global Compact for Migra-
tion, Artikel 13. Ich erlaube mir, das englische Original 
ganz kurz zu zitieren:

National sovereignty: The Global Compact reaf-
firms the right of States to exert sovereign jurisdic-
tion with regard to national migration policy.

So weit, so richtig, Frau Özoğuz. Also die National-
staaten entscheiden, wer rein darf und wer nicht. Das ist 
ein souveränes Recht. Ich frage die Bundesregierung: 
Warum lagern Sie genau das an die Europäische Union 
aus? Das ist nämlich genau das, was passiert. Das Pro-
blem ist nicht der Global Compact; das Problem ist, was 
damit gemacht wird. Die EU ist kein Nationalstaat; und 
wir werden alles daransetzen, dass es auch nicht dazu 
kommt.

(Beifall bei der AfD)

Was machen Sie? Sie geben diese Kompetenzen an 
die EU ab: Da gibt es einen Migrationskodex; da gibt 
es einen Asylkodex; da gibt es den aktuellen Antrag von 
Federica Mogherini, über den gestern im EU-Parlament 
entschieden worden ist. Indem die EU sich hier Recht 
besorgt, verstoßen Sie gegen das souveräne Recht des 
Deutschen Bundestages

(Beifall bei der AfD)

und übrigens zugleich gegen den Global Compact.

Ich sage Ihnen mal, was die EU-Kommission so ma-
chen will  – dann kommen wir gleich dazu, wie unver-
bindlich das ist, Herr Matschie  –: Sie will aufzeigen, 
wie wichtig der Schutz der Rechte von Flüchtlingen und 
Migranten ist; der Schutz Europas findet keine Erwäh-
nung. Sie will die globalen Pakte für Migration aktiv ver-
teidigen und voranbringen. Sie will einen fundamentalen 
Grundsatz der Nichtzurückweisung durchsetzen. Sie will 
durch eine gut durchdachte Migrationspolitik die Un-
gleichheit zwischen Staaten mildern, also Deutschland 
herabwirtschaften. Sie will große Summen investieren. 
Sie will eine Neuansiedlungspolitik. Sie will einen welt-
weiten Mechanismus zur Aufteilung der Verantwortung.

(Christoph Matschie [SPD]: Glauben Sie das 
selber, was Sie da erzählen?)

Sie will andere Länder verurteilen, die aus den Verhand-
lungen ausscheiden oder erfolgreich darin sind, den In-
halt des endgültigen Paktes zu verbessern. Das steht alles 
hier drin, Herr Matschie. Und: Sie will die Pakte ver-
pflichtend machen, um zu verhindern, dass Staaten einen 
À-la-carte-Ansatz verfolgen, also vielleicht auf die Idee 
kommen, national ihre Einwanderungspolitik zu regeln. 
So unverbindlich ist das alles. Die EU hat nicht begriffen, 
dass wir nicht im Restaurant sitzen. Die Nationalstaaten 
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haben das Recht, zu entscheiden, und nicht die EU-Kom-
mission.

(Beifall bei der AfD)

Deswegen gehört dieses Thema in dieses Parlament 
und nicht auf irgendwelche anderen Ebenen, nicht auf die 
weltweite und auch nicht auf die europäische, sondern in 
dieses Haus. Das ist auch der Grund für diese Aktuelle 
Stunde. 

Lassen Sie mich noch anfügen: Migration ist nicht 
zwingend erfolgreich  – Sie tun immer so, als sei das 
super –, sie kann scheitern, und sie scheitert vor allem 
dann, wenn die Qualifikation der Einwanderer niedrig ist. 
2013, also vor der sogenannten Flüchtlingswelle, hatten 
40 Prozent der Zuwanderer aus dem Nicht-EU-Ausland 
keinen Abschluss. Seit der Flüchtlingswelle haben die 
Messerstechereien um 20 Prozent zugenommen, und wir 
haben importierten Antisemitismus im Land. Ist das eine 
hervorragend erfolgreiche Migration? Nein. 

Wir müssen Migration verantwortungsvoll gestalten. 
Das bedeutet auch: Wir brauchen ein Einwanderungsge-
setz. Nicht das, was Sie von der SPD planen, sondern wir 
brauchen eins nach kanadischem Vorbild. Das heißt auf 
gut Deutsch: Qualifizierte werden angeworben, Nicht-
qualifizierte kommen nicht rein. Und wer das zu ent-
scheiden hat, sind wir.

(Beifall bei der AfD)

Sie haben geschworen, liebe Minister, Schaden vom 
deutschen Volk abzuwenden. Halten Sie sich daran! Zu-
wanderungssteuerung gehört auf die nationale Ebene, 
nicht auf die europäische.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD – Ulla Jelpke [DIE 
LINKE]: Unerträglich!)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat der Kollege Alexander Throm für die 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Throm (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Wir haben eine typische Ausgangsposition in 
diesem 19. Deutschen Bundestag: Die AfD – auf der ei-
nen Seite – stürzt sich auf alles, was die Wörter Migra-
tion, Migranten, Flüchtlinge enthält, neigt zur Hysterie 
und zur Panikmache und ruft die größte Völkerwande-
rung aus, die es je gegeben hat. Auf der anderen Seite 
Linke, SPD und Grüne, die an dieses Thema ein bisschen 
blauäugig herangehen und die Augen hin und wieder vor 
der Realität verschließen. Beides ist fehl am Platz.

(Christoph Matschie [SPD]: Was soll denn 
das?)

– Ich sage es Ihnen, Herr Matschie. 

Am 27. Februar fand eine interparlamentarische Aus-
schusssitzung des Europäischen Parlamentes mit den 
Vertreterinnen und Vertretern der nationalen Parlamente 

statt. Ich war dort, als Vertreter der CDU/CSU-Fraktion, 
und Herr Hebner war dort, als Vertreter seiner Fraktion. 
Die Linke, die SPD, die Grünen und auch die FDP haben 
mit Abwesenheit geglänzt. Das wäre, wenn Ihnen dieser 
Pakt so wichtig ist – uns war er das –, die Gelegenheit 
gewesen, Ihre Positionen vor den Kolleginnen und Kol-
legen des Europäischen Parlaments und – noch wichti-
ger – vor denen der anderen nationalen Parlamente der 
Europäischen Union zu vertreten.

Es war gut, dass ein weiterer Vertreter aus diesem 
Haus – in diesem Fall ich – an dieser Sitzung teilgenom-
men hat;

(Helin Evrim Sommer [DIE LINKE]: Eigen-
lob stinkt!)

denn ansonsten hätten wir das Feld Herrn Hebner mit 
ähnlichen Äußerungen, wie er sie heute hier im Deut-
schen Bundestag von sich gegeben hat, überlassen.

(Christoph Matschie [SPD]: Es war nicht die 
einzige Sitzung, wo darüber geredet wurde!)

Ich habe darauf hingewiesen, dass Deutschland nach wie 
vor ein verlässlicher Partner bei der Regelung und Steu-
erung der internationalen Migration sein wird, dass wir 
aber auch von anderen Ländern eine größere Solidarität 
bei der Übernahme von Flüchtlingen einfordern, meine 
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Herr Hebner war also dort und behauptet nun heute, 
wir würden den Bundestag entmündigen, indem hier 
nicht darüber beschlossen wird. Er behauptet, es würden 
deutsche Souveränitätsrechte an die UN abgegeben. Herr 
Hebner, ich frage Sie, ob Sie nur körperlich dort anwe-
send waren. Haben Sie an diesem Nachmittag in Brüssel 
eigentlich zugehört? Dort wurde deutlich erklärt, dass es 
nicht um die Abgabe von Souveränitätsrechten geht, son-
dern dass im Gegenteil die nationalen Souveränitätsrech-
te gewahrt werden sollen.

(Zuruf von der AfD: Ach so, natürlich!)

Es wurde erklärt, dass es sich selbstverständlich um ei-
nen rechtlich nicht bindenden Pakt handelt und die Sou-
veränitätsrechte weiterhin gewahrt bleiben.

(Martin Hebner [AfD]: Lesen Sie den Ent-
schließungsantrag!)

Entweder haben Sie dort nicht zugehört, es nicht gelesen 
oder – und das vermute ich leider – Sie stellen Ihre Be-
hauptungen hier erneut wider besseres Wissen auf.

(Martin Hebner [AfD]: Entschließungsantrag 
von gestern! Nicht gelesen!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, es wurde schon viel darüber ge-
sagt, was im Pakt für Flüchtlinge geregelt werden soll. 
Das betrifft vor allem die Mindeststandards für Kinder-
rechte, die Einhaltung der Menschenrechte, den Zugang 
zu Gesundheitsversorgung, Bildung und Justiz sowie den 
Rechtsschutz. Das sind alles Rechte, die wir in Deutsch-
land und in der Europäischen Union wahren und einhal-
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ten und in Bezug auf den zukünftigen Pakt teilweise so-
gar übererfüllen.

Es muss niemand Angst haben vor diesem Pakt. Im 
Gegenteil: Er bietet für Deutschland und Europa die 
Chance, dass sich auch andere Länder dieser Welt, au-
ßerhalb der Europäischen Union, zukünftig an diesen 
Mindeststandards orientieren und dadurch der Druck auf 
die Europäische Union und auf Deutschland auch in der 
Sekundärmigration abnehmen wird.

Es soll aber auch bessere Möglichkeiten der Arbeits-
aufnahme zu fairen Bedingungen geben. Faire Bedin-
gungen bei Arbeitsschutz, Arbeitszeit und -lohn haben 
wir in Deutschland. Mit diesem Pakt darf aber keine 
Ausweitung der Zuwanderungsmöglichkeiten zur Ar-
beitsaufnahme einhergehen. Es kann nicht darum gehen, 
dass wir heute illegale Zuwanderung einfach per Gesetz, 
auch nicht durch das zukünftige Zuwanderungsgesetz, 
zur legalen Einwanderung machen. Deswegen müssen 
die Empfehlungen zur Regulierung und Legalisierung 
des Status von Migranten, die sich mit einem illegalen 
Aufenthaltsstatus im Zielland aufhalten, aus dem Ent-
wurf zu diesem Pakt herausgenommen werden. Diesen 
Schritt werden wir nicht im Pakt und auch nicht – das 
will ich ankündigen – im zukünftigen Zuwanderungsge-
setz mitgehen.

Ein letzter Punkt, der Ihnen eigentlich gefallen müss-
te. Sie sollten solche Schriftstücke auch zu Ende lesen. 
Damit meine ich beispielsweise die New Yorker Erklä-
rung, die ja der Startschuss für die Verhandlungen war. 
Ich will Sie auf die Ziffer 58 – man muss es bis zum Ende 
lesen – verweisen. Dort wird nämlich festgehalten:

Wir legen den Ländern der Herkunft, den … Ziel-
ländern … eindringlich nahe, zusammenzuarbei-
ten, um sicherzustellen, dass Migranten, die keine 
Aufenthaltsgenehmigung für das Zielland haben, … 
auf geordnete Weise, … vorzugsweise auf freiwilli-
ger Grundlage, … in das Land ihrer Herkunft oder 
Staatsangehörigkeit zurückkehren können.

Wir haben immer wieder Probleme im Bereich der Pass
ersatzpapiere. Genau darum geht es.

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Kollege Throm.

Alexander Throm (CDU/CSU): 
Letzter Satz.  – Im Rahmen dieser Zusammenarbeit 

wären auch eine ordnungsgemäße Identifizierung und 
die Ausstellung der entsprechenden Reisedokumente si-
cherzustellen.

(Martin Hebner [AfD]: Lesen Sie den Antrag! 
Versuchen Sie es mal mit Lesen!)

Davon würden wir in Deutschland ganz besonders pro-
fitieren. Insofern kann es nur sinnvoll sein, diesen Pakt 
weiterhin zu verhandeln und mit unseren Maßgaben, wie 
ich sie ausgeführt habe, abzuschließen. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat die Kollegin Ute Vogt für die SPD-Frak-

tion.

(Beifall bei der SPD)

Ute Vogt (SPD): 
Herzlichen Dank.  – Liebe Frau Präsidentin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Die Sozialdemokratische 
Partei geht nicht blauäugig in solche Debatten. Vielmehr 
gehen wir, Herr Kollege von der CDU/CSU, mit großem 
Realismus in solche Debatten. Der Kollege Matschie 
hat schon am Anfang der Debatte darauf hingewiesen: 
Wanderungsbewegungen sind so alt wie die Menschheit. 
Wenn Sie sich hier umschauen und sich einmal die Zu-
sammensetzung des Parlaments insgesamt vor Augen 
halten, dann können Sie feststellen, dass viele von uns 
heute überhaupt nicht hier wären, wenn Eltern, Groß-
eltern oder Urgroßeltern nicht gewandert wären. Wahr-
scheinlich würde höchstens jeder Dritte überhaupt noch 
hier im Deutschen Bundestag sitzen. Noch nicht einmal 
der heute schon zitierte Donald Trump wäre überhaupt 
nach Amerika gekommen, wenn es in seiner Familie 
damals nicht auch eine Auswanderung aus Deutschland 
nach Amerika gegeben hätte.

(Martin Erwin Renner [AfD]: Aber da gab es 
kein Sozialsystem!)

Es sind inzwischen rund 250 Millionen Menschen, die 
international als Migrantinnen und Migranten unterwegs 
sind. Die Zahl wurde schon genannt: 2016 sind allein cir-
ca 280 000 Deutsche aus Deutschland in andere Länder 
ausgewandert. Migration ist also etwas ganz Normales, 
und das schon seit vielen Jahrhunderten.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Filiz 
Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

In einer Zeit internationaler Waren- und Finanzströme 
muss man fragen: Wer sind wir denn eigentlich, wenn 
wir glauben, in solchen Zeiten Menschen in ihren Länder 
einsperren zu können?

(Beifall der Abg. Dr. Daniela De Ridder 
[SPD])

Damit wäre auch nichts für unseren Lebensstandard ge-
wonnen. 

Es gilt natürlich, dafür einzutreten, dass diese Migra-
tion geordnet, sicher und rechtssicher vonstattengeht. 
Genau das wollen dieser Global Compact for Migration 
und der Global Compact on Refugees, die nicht getrennt 
davon diskutiert werden können. Von den über 250 Mil-
lionen Migrantinnen und Migranten, die derzeit unter-
wegs sind, sind etwa 65 Millionen Menschen Vertriebe-
ne auf der Flucht. Auch in der AfD-Fraktion gibt es im 
Übrigen Menschen, die im „Kürschner“ angeben, dass 
sie als Flüchtlinge hierhergekommen seien. Sie können 
also dankbar sein, dass es auch ein Recht gibt, von einem 
Staat aufgenommen zu werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES  90/DIE GRÜNEN  – 
Hansjörg Müller [AfD]: Sind wir doch!)
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Wir müssten uns einmal vor Augen halten, wie viel 
humaner und sicherer unsere Welt sein könnte, wenn wir 
uns gemeinsam auf weltweit gültige Regelungen ver-
ständigen würden. Dieser Global Compact for Migrati-
on ist ein Baustein, mit dem wir unserer Verpflichtung 
nachkommen, die wir in Bezug auf die Nachhaltigkeits-
ziele eingegangen sind. Die Agenda  2030, der wir uns 
alle verpflichtet haben, legt fest, dass wir daran arbeiten, 
dass es den Ländern insgesamt gut geht und dass wir Un-
gleichheiten innerhalb der Länder, aber auch zwischen 
den Ländern verringern; denn keiner und keine kann auf 
Dauer gut leben, wenn es Nachbarn schlecht geht. Es 
hilft also auch, ein funktionierendes System der Migrati-
on gemeinsam einzuführen. 

Letztlich geht es eigentlich um Selbstverständlichkei-
ten.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja!)

In einer zivilisierten Welt gilt es, eine Migrationspolitik 
festzuschreiben, die auf der Achtung der Menschenrech-
te basiert, eine Arbeitsmigration zu ermöglichen, bei der 
Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmerrechte gesichert 
sind, und gefahrlose und reguläre Routen für Migration 
festzulegen. Das dient auch dem Kampf gegen die orga-
nisierte Kriminalität und entzieht Schlepperbanden den 
Nährboden. Ich kann nicht nachvollziehen, wie man ge-
gen solche Vereinbarungen sein kann.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Ulla 
Jelpke [DIE LINKE] und Filiz Polat [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Alles in allem handelt es sich also um einen wichti-
gen Pakt, der aus meiner Sicht verbindlicher werden 
kann und muss. So ein Pakt kann, wenn er funktioniert, 
am Ende ganz viel dazu beitragen, dass unsere Welt ein 
Stück besser und sicherer wird und dass vieles, was heute 
schon geltendes Recht ist, zum Beispiel die Europäische 
Menschenrechtskonvention oder auch die UN-Kinder-
rechtskonvention, die wir unterzeichnet haben, auch in-
ternational gelebt wird. Es lohnt sich, dafür einzutreten, 
und daran arbeiten wir mit.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Filiz 
Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat der Kollege Michael Kuffer für die 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Kuffer (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Ich bin 

sehr dafür, dass wir uns hier zu wichtigen Themen kon-
trovers auseinandersetzen. Ich bin, glaube ich, einem 
übertriebenen Hang zur Harmonie völlig unverdächtig. 
Aber dies heute ist schon ein Kunststück. Sie blasen ein 
Thema auf, bei dem es wirklich keine Kontroverse gibt, 
jedenfalls bei vernünftiger Betrachtung überhaupt keine 
Kontroverse geben kann, 

(Zuruf des Abg. Martin Hebner [AfD])

und haben die Situation einfach überbrückt, indem Sie 
mühelos zu anderen Themen sprechen als zu dem The-
ma, um das es eigentlich geht. So kann man das natürlich 
machen. Damit kaschieren Sie auch, dass Sie wieder ein-
mal überhaupt nicht vorbereitet sind.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das kann man auch nicht sein, wenn man wie Sie wieder 
einmal sechs Minuten vor Deadline das Thema einloggt. 

Wenn Sie vorbereitet gewesen wären, dann hätten Sie 
einige interessante Dinge festgestellt, nämlich dass es 
in dem Abkommen um eine Grundlage für die globale 
Steuerung von Migration gehen soll. Die zentralen Zie-
le dieses Vorhabens sind unter anderem, den politischen 
Willen anderer Länder zu erhöhen, selbst Flüchtlinge 
aufzunehmen und so die internationale Lastenverteilung 
zu stärken und eine Umverteilung zugunsten der Länder, 
die wie die Bundesrepublik Deutschland schwere Lasten 
zu tragen haben, zu fördern. Damit soll die Neuvertei-
lung bei der Aufnahme und der Versorgung von Flücht-
lingen in andere Länder zugunsten der Länder wie der 
Bundesrepublik Deutschland geregelt werden. Es geht 
um eine gerechtere Verteilung, es geht um die Erhöhung 
der Aufnahmebereitschaft. So wie Sie sich hier heute 
präsentieren, sagen Sie Nein zu einer gerechteren Ver-
teilung zugunsten der Bundesrepublik Deutschland. Sie 
sagen Nein zu einer Erhöhung der Aufnahmebereitschaft 
anderer Länder. Insofern können wir feststellen: Sie ha-
ben das Abkommen einfach nicht gelesen. Sie müssen 
das jetzt nicht bestätigen; aber anders kann ich mir das 
nicht erklären.

Selbstverständlich geht es hier um ein Abkommen, 
das rechtlich nicht bindend ist; aber so ist das nun ein-
mal in der internationalen Diplomatie. Sie haben einige 
Kollegen in Ihren Reihen, die sich neuerdings Außenpo-
litiker nennen. Wenn die sich in Zukunft auch mit ande-
ren Personen treffen als mit Vertretern verbrecherischer 
Regime, dann werden sie dies auch feststellen. Es lässt 
sich international nur schwer mit den Mitteln von Zwang 
und Regulierung Politik machen. Das ist auch nicht das 
Anliegen dieses Abkommens.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Man kann es nicht oft genug betonen: Dieses Abkom-
men ist im ureigenen Interesse Deutschlands; denn es 
mindert den Migrationsdruck auf Deutschland und Eu-
ropa.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Wie soll ein 
Abkommen den Migrationsdruck mindern?)

Es steht damit in einer Linie mit den Maßnahmen der 
Bundesregierung auf nationaler und europäischer Ebe-
ne. Wenn man sich wie Sie nur auf einzelne Maßnahmen 
stürzt, dann liefert man keinen praktisch wirksamen Bei-
trag. Sie liefern wieder einmal keinen Beitrag.

(Martin Hebner [AfD]: Dann behandeln wir 
es doch einmal hier im Bundestag!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir setzen im Ko-
alitionsvertrag auf ein Bündel von Maßnahmen. Der 
Bundesinnenminister hat die Agenda der nächsten Wo-

Ute Vogt
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chen und Monate erst gestern in aller Entschlossenheit 
im Innenausschuss vorgetragen. Ich darf noch einmal 
die wichtigsten Punkte daraus zitieren: Wir werden den 
Rechtsanspruch auf Familiennachzug für subsidiär Ge-
schützte abschaffen und durch ein freiwilliges Kontin-
gent für humanitäre Härtefälle von 1 000 Personen erset-
zen. Wir werden Algerien, Marokko und Tunesien sowie 
weitere Staaten mit Anerkennungsquoten unter fünf Pro-
zent zu sicheren Herkunftsstaaten erklären und damit die 
Verfahren signifikant beschleunigen. Wir werden mit den 
Rückführungszentren, den sogenannten AnKER-Zen
tren, ein neues und wirkungsvolles Instrument schaffen, 
um unsere Kapazitäten zu bündeln, die Asylverfahren zu 
beschleunigen und die Rückführung von Nichtschutzbe-
dürftigen effektiv und schnell zu gestalten.

(Martin Hebner [AfD]: Absichtserklärungen!)

Und wir werden auf europäischer Ebene an unserer Posi-
tion im laufenden Prozess festhalten,

(Martin Hebner [AfD]: Nein, tun Sie nicht!)

die da ist: Beibehaltung der grundsätzlichen Zuständig-
keiten des Ersteinreiselandes. 

(Martin Hebner [AfD]: Falsch!)

Wir treten ein für das Festhalten an einem engen Fa-
milienbegriff, und wir sind im Falle der Überforderung 
für wirkungsvolle Verteilmechanismen auf europäischer 
Ebene. Wir handeln, und Sie machen wieder einmal 
nichts anderes, als Situationen zu beschreiben.

(Martin Hebner [AfD]: Dann kann die Regie-
rung ja handeln!)

Sie leisten keinen Beitrag zum Handlungskonzept, und 
das ist unzureichend. Insofern auch heute wieder: same 
same.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Bevor wir in den Debatten und in der Tagesordnung 
fortfahren, gebe ich Ihnen die von den Schriftführerinnen 
und Schriftführern ermittelten Ergebnisse der Wahlen 
zu Gremien bekannt.

Zuerst kommen wir zur Wahl eines Mitglieds des Ver-
trauensgremiums gemäß §  10a der Bundeshaushaltsord-
nung: abgegebene Stimmen 650, ungültige Stimmen 3, 
gültige Stimmen 647. Mit Ja haben 327 Kolleginnen und 
Kollegen gestimmt, mit Nein haben 269 Kolleginnen und 
Kollegen gestimmt, es gab 51 Enthaltungen. Der Abge-
ordnete Marcus Bühl hat die erforderliche Mehrheit von 
mindestens 355 Jastimmen nicht erreicht und ist als Mit-
glied des Vertrauensgremiums gemäß § 10a der Bundes-
haushaltsordnung nicht gewählt.1)

(Zuruf von der AfD: Schämen Sie sich!)

1)   Ergebnis und Namensverzeichnis der Teilnehmer an der Wahl 
siehe Anlage 2

Wir kommen zur Wahl von zwei Mitgliedern des Gre-
miums gemäß §  3 des Bundesschuldenwesengesetzes, 
dem Bundesfinanzierungsgremium: abgegebene Stim-
men 649. Auf den Abgeordneten Albrecht Glaser entfie-
len 269 Jastimmen, 321 Neinstimmen, 51 Enthaltungen. 
8  Kolleginnen und Kollegen haben ungültige Stimmen 
abgegeben. Auf den Abgeordneten Volker Münz entfie-
len 336 Jastimmen, 250 Neinstimmen, 55 Enthaltungen. 
Auch hier gab es 8 ungültige Stimmen. Die Abgeordne-
ten Albrecht Glaser und Volker Münz haben die erforder-
liche Mehrheit nicht erreicht.2)

Wir kommen zum Ergebnis der Wahl eines Mitglieds 
des Sondergremiums gemäß § 3 Absatz 3 des Stabilisie-
rungsmechanismusgesetzes: abgegebene Stimmen 657, 
1 Stimme war ungültig, gültig waren 656 Stimmen. Mit 
Ja haben 329 Kolleginnen und Kollegen gestimmt, mit 
Nein 276, 51 Kolleginnen und Kollegen haben sich ent-
halten. Der Abgeordnete Peter Boehringer hat die erfor-
derliche Mehrheit von mindestens 355 Jastimmen nicht 
erreicht und ist als Mitglied des Sondergremiums gemäß 
§  3 Absatz  3 des Stabilisierungsmechanismusgesetzes 
nicht gewählt.

Wahl eines stellvertretenden Mitglieds des Sondergre-
miums gemäß §  3 Absatz  3 des Stabilisierungsmecha-
nismusgesetzes: Hier wurden 658 Stimmen abgegeben, 
1 Stimme war ungültig, gültig waren damit 657 Stimmen. 
Mit Ja haben 327 Kolleginnen und Kollegen gestimmt, 
mit Nein 263, es gab 67 Enthaltungen. Die Abgeordne-
te Dr. Birgit Malsack-Winkemann hat die erforderliche 
Mehrheit von mindestens 355  Jastimmen nicht erreicht 
und ist als stellvertretendes Mitglied des Sondergremi-
ums gemäß §  3 Absatz  3 des Stabilisierungsmechanis-
musgesetzes nicht gewählt.3)

So weit zu den Ergebnissen der Wahlgänge. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 5 a und 5 b auf:

a)	 Beratung der Unterrichtung durch den Wehrbe-
auftragten 

Jahresbericht 2017 (59. Bericht)

Drucksache 19/700
Überweisungsvorschlag: 
Verteidigungsausschuss (f)	  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz	  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie	  
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend	  
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgen
abschätzung 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung

b)	 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Verteidigungsausschusses (12.  Aus-
schuss) zu der Unterrichtung durch den Wehrbe-
auftragten

Jahresbericht 2016 (58. Bericht)

Drucksachen 18/10900, 19/847 

2)   Ergebnis und Namensverzeichnis der Teilnehmer an der Wahl 
siehe Anlage 3

3)   Ergebnisse und Namensverzeichnis der Teilnehmer an der Wahl 
siehe Anlage 4

Michael Kuffer 
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Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 60 Minuten vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Wehrbe-
auftragte des Deutschen Bundestages, Herr Dr. Hans-Pe-
ter Bartels.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Hans-Peter Bartels, Wehrbeauftragter des Deut-
schen Bundestages: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir beraten heute gleich über zwei Jahresberichte: ab-
schließend über den für das Jahr 2016 und neu über den 
für das Jahr 2017. Das ist dem Wahljahr und der diesmal 
etwas längeren Übergangszeit geschuldet. 

Nach der Wahl gibt es jetzt zusätzliche neue Fraktio-
nen und viele neue Abgeordnete. Lassen Sie mich des-
halb zunächst ein paar Worte zur Institution des Wehrbe-
auftragten sagen. Dieses Amt ist ein bisschen besonders, 
und es ist etwas ziemlich Deutsches. Als in den 50er-Jah-
ren die Wiederbewaffnung beschlossen wurde, war das 
hier im Bundestag wie in der westdeutschen Gesell-
schaft insgesamt hochumstritten. Es sollte auf jeden Fall 
eine Neugründung von Streitkräften in der Demokratie 
und für die Demokratie werden, keine Wiederbelebung 
von Wehrmacht oder Reichswehr, obwohl es natürlich 
Kriegsgediente waren, die diese neue Bundeswehr auf-
zubauen hatten. Deshalb die Prinzipien „Staatsbürger 
in Uniform“ und „Innere Führung“, deshalb das Prinzip 
„Parlamentsarmee“. 

Parlamentsarmee heißt unter anderem, dass verpflich-
tend nach Artikel  45a Grundgesetz ein Verteidigungs-
ausschuss einzurichten ist. Parlamentsarmee heißt, dass 
nach Artikel  45b des Grundgesetzes vom Deutschen 
Bundestag ein Wehrbeauftragter zu wählen ist. Unsere 
Verfassung will eine starke, permanente parlamenta-
rische Kontrolle im Interesse der Grundrechte aller Sol-
datinnen und Soldaten, im Interesse der Grundsätze der 
Inneren Führung.

Jeder Soldat hat das Recht, sich einzeln ohne Ein-
haltung des Dienstweges unmittelbar an den Wehr-
beauftragten zu wenden. 

So steht es in § 7 des Wehrbeauftragtengesetzes. Dabei 
unterliegt er oder sie keiner thematischen oder politi-
schen Einschränkung, wenn der Bezug zur Bundeswehr 
gegeben ist. Entsprechend vielfältig sind die Themen. 

Der Wehrbeauftragte hat über diese Eingaben und 
über seine sonstigen Erkenntnisse, etwa aus Truppen-
besuchen, dem Bundestag einmal jährlich zu berichten. 
Zwei dieser Berichte beraten wir heute. Das ist ein Aus-
druck unserer gemeinschaftlichen parlamentarischen 
Verantwortung. Wir sind auf diese Weise wirklich gut mit 
der Einbindung der Bundeswehr in unsere demokratische 
Gesellschaft gefahren. 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Sehr richtig!)

Und wir müssen das mitnehmen auf unserem Weg hin 
zur europäischen Verteidigungsunion. 

Nach all den Debatten des vergangenen Jahres, zuletzt 
über den Traditionserlass, möchte ich sagen: Es ist ein 
Glück, dass uns diese Bundeswehr in der Demokratie 
heute ganz normal erscheint, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zu dieser Normalität gehört, dass Fehlverhalten erkannt, 
geahndet und abgestellt wird. Davon handeln im Bericht 
die Kapitel über Führungsverhalten und Dienstaufsicht, 
Mobbing und sexuelle Belästigung sowie Extremisten 
in der Bundeswehr. Die Sensibilität ist hier insbesondere 
nach den Fällen von Pfullendorf und Illkirch noch einmal 
signifikant gestiegen. 

Manche meinen, der Fall Franco A. sei übertrieben 
ernst genommen worden. Ich meine das nicht. Gewiss, 
es gab Fehler bei der Fehlersuche. Aber bei Terrorver-
dacht kann man nicht vorsichtig genug sein. Deshalb ist 
es besser, dreimal hinzuschauen und am Ende festzustel-
len: „Es gab keine Terrorzelle in der Bundeswehr“, als 
einmal zu wenig aufzupassen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und im Übrigen gilt: Wer die Freiheit und den demokra-
tischen Rechtsstaat bekämpft, der hat in der Bundeswehr 
nichts verloren. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der FDP und der LINKEN)

Viel beschäftigt hat mich in der letzten Zeit das Thema 
Ausbildung. Hier ist der Übergang von der Wehrpflicht- 
zur reinen Freiwilligenarmee noch nicht ganz geschafft, 
organisatorisch nicht und mental manchmal auch noch 
nicht. Es ist jedenfalls nicht Aufgabe von Ausbildern, die 
tauglich Gemusterten, nach Eignung und Bedarf einge-
stellten Freiwilligen durch Überforderung oder Schikane 
zu vergrämen. Wo Ausbildung auf der Intensivstation en-
det, ist definitiv etwas aus dem Ruder gelaufen. Deshalb 
begrüße ich sehr, Frau Ministerin von der Leyen, dass 
Sie das ganze Thema jetzt einmal grundsätzlich angehen 
wollen: von der Allgemeinen Grundausbildung bis zum 
Offizierstudium.

Ich begrüße ebenso den geplanten Aufwuchs um 
12 000 militärische Dienstposten bis 2024. Das schließt 
viele der erkannten Lücken  – wenn es klappt. Es wird 
aber nicht leicht, so viel Personal zusätzlich zu gewin-
nen, zumal auch die Polizei gerade massiv um junge 
Leute wirbt. Die Aufgabe ist sogar noch größer, weil 
gegenwärtig 21 000 Dienstposten für Unteroffiziere und 
Offiziere nicht besetzt sind. Also muss die Bundeswehr 
noch attraktiver werden. Es hilft übrigens enorm, wenn 
bei Programmen zur Attraktivitätssteigerung nicht nur an 
neue Leute gedacht wird, sondern auch an das sogenann-
te Bestandspersonal. Wenn ich Rekruten frage, wie sie 
zur Bundeswehr gekommen sind, dann ist oft die Rede 

Vizepräsidentin Petra Pau
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von Soldaten in der Verwandtschaft oder im Freundes-
kreis; das sind die besten Multiplikatoren. Für sie muss 
es besser werden bei den Pendlerunterkünften und bei 
der Auszahlung von Überstunden. Schöne Betreuungs-
einrichtungen in der Kaserne und WLAN in der Kaser-
ne sind nötig. Die Familie muss in die PTBS-Betreuung 
einbezogen werden, wenn das nötig ist und wenn sie das 
wollen. Es muss besser werden mit den oft verspäteten 
In- und Out-Flügen nach Afghanistan und Mali. Unsere 
Hubschrauberbesatzungen brauchen einen Befreiungs-
schlag bei der Flugstundenproblematik. Und es muss 
Schluss sein mit den verunsichernden Gerüchten über die 
nächste Dienstzeitverlängerung für Berufssoldaten. Das 
sind nur einige Punkte, die ich immer wieder höre.

Zwei gute Beispiele in Sachen Unterkünfte – ich will 
auch loben – sind die Einsatzflottille 2 in Wilhelmshaven 
und die Heeresoffizierschule in Dresden. Hier wurden, 
der Not gehorchend, privat Unterkünfte gebaut und von 
der Bundeswehr angemietet. Das scheint mir eine schnel-
le und wirtschaftliche Lösung zu sein. Mehr davon!

All das ist wichtig. Aber das Megathema der Soldatin-
nen und Soldaten ist ein anderes. Es ist die Ausrüstung. 
Die Soldaten sagen: Trendwendepläne sind gut, Trend-
wendematerial wäre besser. Ausbildung am Originalgerät 
ist existenziell: mit dem Flugzeug, dem Hubschrauber, 
dem Panzer, dem Schiff. Als Wehrbeauftragter interes-
siert mich die Mangelwirtschaft nicht nur, weil sie die 
Soldaten extrem nervt, sondern vor allem, weil ein Man-
gel an Übung, wenn es hart auf hart kommt, gefährlich 
werden könnte. In seinem offiziellen Bericht zur mate-
riellen Einsatzbereitschaft stellt das Heer in diesem Jahr 
ausdrücklich fest: Ausbildung und Übungen unterliegen 
„teilweisen Einschränkungen“. Die Marine meldet, dass 
Ausbildung „in allen Bereichen“, wie es diplomatisch 
heißt, „nicht immer im erforderlichen Umfang sicherge-
stellt werden“ kann. Der Klartext der Luftwaffe lautet: Es 
gibt „bereits jetzt“ einen „gewissen Verlust fliegerischer 
Fähigkeiten“. 

Das sind alarmierende Meldungen. Hier geht es um 
Großgerät, Hauptwaffensysteme. Das ist alles schwierig: 
Obsoleszenzen, Altersschwäche, Kinderkrankheiten, Er-
satzteile, multinationale Verträge, Raketenwissenschaft. 
Schon klar, dass es dauert, das zu verbessern. Aber 
Winterjacken für unsere Truppe in Rukla und Kunduz? 
Bergausstattung für Lehrgangsteilnehmer in Österreich? 
Und warum um Himmels willen muss sich ein Drei-Ster-
ne-General um die richtigen Schlafsäcke für eine NATO-
Übung in Norwegen kümmern? Unsere Beschaffungsre-
geln passen nicht mehr. Wenn 100 zuständige Experten 
jeden Tag zu 100 Prozent das Richtige tun und das dann 
nur zu einem 30-Prozent-Ergebnis führt, dann sollten wir 
uns unsere alte Definition von „richtig“ noch mal an-
schauen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU und der AfD)

Gut, dass im Koalitionsvertrag Beschleunigung bei 
der Beschaffung ein Thema ist. Gut, dass Staatssekretärin 
Suder alle notwendigen Analysen hat vornehmen lassen. 

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Die ist nicht 
mehr da!)

Die sind jetzt da. Jetzt brauchen wir neue Regeln für 
mehr Tempo.

Lassen Sie mich bitte abschließend einen Vorschlag 
machen: Ich könnte mir vorstellen, dass man neben dem 
großen Plan A – materielle Vollausstattung bis 2030 – ei-
nen zusätzlichen, kleineren Plan B setzt: für die schnelle 
und spürbare Vollausstattung, zum Beispiel mit der neu-
en Kampfbekleidung, einschließlich Stiefel, Schutzwes-
ten und all dem an persönlicher Ausstattung, was die 
Soldaten sich sonst aus eigener Tasche kaufen. Das wäre 
ein Programm, das Vertrauen herstellt in die vielen not-
wendigen Verbesserungen, die später kommen.

Nicht vergessen will ich den Dank an meine hervorra-
genden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Amt und an 
unsere vielen engagierten Ansprechpartner in der Bun-
deswehr und im Ministerium. Wir haben unterschiedli-
che Aufgaben, aber dem Wohl des Landes und unserer 
Soldatinnen und Soldaten sind wir gleichermaßen ver-
pflichtet. Gestern wurde einer von ihnen – der Älteste, 
der Generalinspekteur –, General Volker Wieker, in den 
Ruhestand verabschiedet. Er hat sich wahrlich Verdienste 
um unsere Parlamentsarmee erworben. Er war acht Jah-
re lang unsere belastbare „bridge over troubled water“. 
Auch dafür sage ich vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der AfD, 
der FDP und dem BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Bevor ich der Bundesministerin das Wort erteile, 

möchte ich mich im Namen des Hauses beim Wehrbe-
auftragten und seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
für die Vorlage des Jahresberichts 2017 und natürlich für 
ihre Arbeit insgesamt bedanken.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der AfD, 
der FDP und dem BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Das Wort hat die Bundesministerin der Verteidigung, 
Dr. Ursula von der Leyen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Dr.  Ursula von der Leyen, Bundesministerin der 
Verteidigung: 

Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich möchte mich dem Dank, lieber Herr 
Bartels, anschließen, vor allen Dingen dem Dank an die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Ihrem Amt. Wir wol-
len über zwei Berichte zugleich diskutieren. Ich finde, 
die Zeit reicht nicht, um sie ausführlich und angemessen 
zu würdigen. Deshalb möchte ich mich auf einige wenige 
Punkte konzentrieren.

Lieber Herr Bartels, Sie haben kürzlich in einem Inter-
view gesagt – ich zitiere –: 

Seit 2014 gibt es ... beide Aufgaben parallel.

Gemeint sind die Landes- und Bündnisverteidigung und 
das Krisenmanagement. 

Dr. Hans-Peter Bartels
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Und das mit der kleinsten Bundeswehr aller Zeiten.

Das stimmt. Nie war das Aufgabenspektrum der Bundes-
wehr breiter und heterogener, und nie war die Bundes-
wehr so klein. 

Aber wir sollten auch nicht vergessen, woher wir ge-
kommen sind. Seit der Wiedervereinigung hat die Bun-
deswehr 25 Jahre lang Schrumpfung, Kürzung, Reduzie-
rung und Reformen erlebt. Sie alle haben es miterlebt: 
Personal wurde abgebaut, Material wurde aussortiert, 
Ersatzteillager wurden abgeschafft. Das heißt, man hat 
Gerät, das zu viel da war, kannibalisiert, also Ersatzteile 
entnommen, um sie in anderes Gerät, damit dieses noch 
funktioniert, einzubauen. Aber die Modernisierung ist 
damit natürlich vertagt worden; denn irgendwann hat 
man keine Geräte mehr, um diese zu kannibalisieren. 

Das war nach dem Ende des Kalten Krieges nachvoll-
ziehbar und sicherheitspolitisch absolut notwendig. Die 
Zusammenführung von zwei großen und unterschiedli-
chen Armeen brauchte das. Aber wir alle wissen, dass 
spätestens seit der Finanzkrise 2008 aus den Kürzungen 
bei der Bundeswehr ein Leben von der Substanz folgte. 
Der Tiefpunkt war in der Tat, dass es hohle Strukturen 
und eine Verwaltung des Mangels gab und dass an allen 
Ecken und Enden Personal fehlte. 

Dann kam es zu der dramatischen Veränderung der 
Sicherheitslage, die wir ab 2014 erlebt haben: zur An-
nexion der Krim, zum Beginn des hybriden Krieges in 
der Ostukraine, zum veränderten Verhalten Russlands. 
Ein Vierteljahr später folgten der Aufmarsch des IS über 
Mosul bis 10 Kilometer vor Bagdad, das Abschlachten 
der Jesiden bis hin zur Destabilisierung Afrikas durch 
Migrationsbewegungen, wie wir sie seit dem Zweiten 
Weltkrieg nicht mehr gesehen haben.

Wir haben gemeinsam umgesteuert und Trendwen-
den bei Personal, Material und Finanzen eingeleitet. Die 
Bundeswehr wächst wieder. Aber das Wachsen ist nicht 
einfach ein Umdrehen des Trends. Vielmehr macht es 
etwas mit einer Organisation, dass man neu, ins Offene 
und in die Modernisierung hinein planen und sich neu 
aufstellen muss. Wir stellen mehr Berufssoldatinnen und 
-soldaten und mehr Soldaten auf Zeit ein. Die Bewerber-
lage ist übrigens trotz aller Unkenrufe gut. 

Wir haben die starren Obergrenzen, die sich seit 2011 
nicht verändert hatten, abgeschafft. Da geht mein Dank 
für das Vertrauen, das Sie uns gegeben haben, an das 
Parlament. Jetzt müssen wir nicht mehr die Wirklichkeit 
an die Obergrenzen anpassen. Wir legen dem Parlament 
die Planungsprozesse jedes Jahr transparent vor, sodass 
wir mit Blick nach vorne darlegen können, was wir, um 
die Auftragserfüllung der Bundeswehr zu gewährleisten, 
tatsächlich brauchen. Wir haben Transparenz geschaffen, 
etwa durch Rüstungsberichte, wie es sie nie zuvor gege-
ben hat. Wir sind schneller und besser geworden.

Wir haben es geschafft, das Volumen der Beschaf-
fungsaufträge zu verfünffachen. Herr Wehrbeauftragter, 
ich nenne die Zahlen für die letzte Legislaturperiode: Uns 
sind 51 Boxer, 1 800 Geländewagen und Lkw, 181 Puma, 
28 NH90, 16 A400M, 15 Hubschrauber für die Spezial-

kräfte und 31 Tiger zugegangen. Das reicht noch nicht, 
aber das ist der Weg in die richtige Richtung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir dürfen jetzt aber nicht nachlassen. Die Trendwenden 
müssen verstetigt werden.

Wir haben im letzten Dezember in der Tat auch die 
Europäische Verteidigungsunion aus der Taufe gehoben. 

Herr Wehrbeauftragter, ich bin beim Thema Ausbil-
dung bei Ihnen. Deshalb haben wir die Agenda Ausbil-
dung ganz oben auf die Prioritätenlisten für diese Legis-
laturperiode gesetzt, und wir werden sie gemeinsam auch 
breit diskutieren.

Ja, das Bestandspersonal, wie Sie es nannten, Herr 
Wehrbeauftragter, muss sich gerade auch in der Gesetz-
gebung wiederfinden. Deshalb planen wir ein Artikelge-
setz, das genau darauf zielt. Ich will nur einige Punkte 
nennen: Der von Ihnen eben beschriebene notwendige 
Zugang der Familien von PTBS-Erkrankten zu therapeu-
tischen Angeboten steht in diesem Artikelgesetz.

(Henning Otte [CDU/CSU]: Sehr gut!)

Die Gehaltsstruktur wird überprüft und muss verbessert 
werden. Die soziale Absicherung unserer Soldatinnen 
und Soldaten nach der aktiven Zeit – insbesondere, wenn 
es um die Krankenversicherung der Rentner geht – muss 
ermöglicht werden.  – All das sind Bausteine, die wir 
dann in der Breite auch gemeinsam diskutieren werden. 
Herr Wehrbeauftragter, Sie laufen bei uns also gewisser-
maßen offene Türen ein.

Wir sind in der vergangenen Legislaturperiode ver-
bindliche europäische Verpflichtungen eingegangen, die 
wir umsetzen wollen. Ich nenne die Kooperation mit 
Frankreich beim Transportflugzeug C-130J und die Ent-
wicklung der nächsten europäischen Generation eines 
gemeinsamen Kampfpanzers sowie eines gemeinsamen 
Luftkampfsystems. Das haben wir im letzten Jahr in der 
Feuille de route festgelegt. Niederländische Einheiten 
von Heer und Marine sollen tief in unsere militärischen 
Strukturen integriert werden, und wir planen, den Digi-
talfunk – die sogenannte Mobile Taktische Kommunika-
tion – gemeinsam auf den Weg zu bringen. Mit Norwe-
gen haben wir eine U-Boot-Kooperation; mit Frankreich, 
Spanien und Italien entwickeln wir die Eurodrohne.

Jetzt müssen diese Vereinbarungen mit Leben gefüllt 
werden; denn darauf verlassen sich unsere Verbündeten 
und unsere Soldatinnen und Soldaten. Das ist kein Sprint. 
Jetzt zeigt sich, ob wir diesen Dauerlauf schaffen, den 
langen Atem haben und tatsächlich das umsetzen, was 
wir in der letzten Legislaturperiode auf den Weg gebracht 
haben.

Unsere Soldatinnen und Soldaten warten auch auf 
neue Nachtsichtgeräte, erstklassige Schutzkleidung, mo-
derne persönliche Ausrüstung und moderne mobile Kom-
munikationsmittel. Sie erwarten als Parlamentsarmee da-
für auch eine nachhaltige und verlässliche Finanzierung.

Man kann den Rückbau der letzten mehr als 20 Jah-
re nicht in 3 Jahren aufholen oder ungeschehen machen. 

Bundesministerin Dr. Ursula von der Leyen
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Deshalb sind uns die Beschlüsse im Koalitionsvertrag so 
wichtig: die überjährige Finanzierung, die Verbesserung 
im Vergaberecht, die deutsche Umsetzung des europäi-
schen Vergaberechts. 

Ja, wir brauchen neue Beschaffungsregeln, wie Sie, 
Herr Wehrbeauftragter, das nannten, und wir müssen 
gemeinsam mit allen Beteiligten die Organisation des 
BAAINBw betrachten. Vor allem ist für uns wichtig, dass 
im Koalitionsvertrag kein Absinken der NATO-Quote 
und auch kein Absinken der ODA-Quote, sondern eine 
Erhöhung dieser beiden Quoten eins zu eins festgehalten 
ist. Diese nachhaltige Finanzierung ist unverzichtbar für 
die Ressorts des äußeren Handelns, und unsere Soldatin-
nen und Soldaten verlassen sich darauf.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Nicht nur unsere Soldatinnen und Soldaten verlassen 
sich darauf. Auch unsere Verbündeten verlassen sich in 
diesem Punkt auf uns. Wir wissen, dass wir verlässlich 
sind. Diese Verantwortung wollen wir auf unsere Schul-
tern nehmen, und wir wollen ihr auch gerecht werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Frau Ministerin von der Leyen; ich woll-

te nicht in den Applaus hineinreden. – Ihnen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, einen schönen sonnigen Nachmit-
tag von meiner Seite aus!

Nächster Redner: Gerold Otten für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Gerold Otten (AfD): 
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Franz Josef Jung, Karl Theodor zu Guttenberg, Thomas 
de Maizière: Die Rückschau auf die Verteidigungsmi-
nister der Ära Merkel weckt Assoziationen von Inkom-
petenz, Verantwortungslosigkeit und Aktionismus. Die 
heutige Amtsinhaberin setzt diese Tradition konsequent 
fort; denn die gleichen Merkmale prägen auch heute den 
Führungsstil im Verteidigungsministerium.

Sogenannte Trendwenden in verschiedenen Bereichen 
sollen plötzlich dafür sorgen, dass die über die Jahre 
hinweg kaputtgesparte Bundeswehr ihrem grundgesetz-
lichen Auftrag der Landes- und Bündnisverteidigung 
wieder gerecht wird. Es muss endlich damit aufgehört 
werden, die Folgen der langjährigen Versäumnisse zu 
verharmlosen. 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Steht das im 
Jahresbericht des Wehrbeauftragten oder wo?)

Es gibt zu vieles, das dringend angesprochen werden 
muss.

Der Bericht des Wehrbeauftragten zeigt zwar einige 
Probleme auf, ist aber in derselben Praxisferne gefangen 
wie die Bundesregierung. 

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann 
[FDP]: Das ist doch Quatsch!)

In keinem anderen Bereich wird die jahrzehntelange Ver-
nachlässigung der Bundeswehr so deutlich wie bei der 
sogenannten Trendwende Material. Dies geht aus dem 
Bericht über die Hauptwaffensysteme nur allzu deutlich 
hervor, wie zum Beispiel der Zustand der U-Boote, von 
denen kein einziges einsatzbereit ist. 

(Dr. Marcus Faber [FDP]: Doch, jetzt wieder 
eines!)

Erschreckend ist dabei nicht nur der beklagenswer-
te Zustand des Materials an sich, sondern auch der von 
Schönfärberei geprägte Stil des Berichts. Dort heißt es 
zum Beispiel, die materielle Einsatzbereitschaft habe 
sich verstetigt. – Auf gut Deutsch: Gar nichts ist besser 
geworden. 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Aha!)

Vieles hat sich hingegen verschlechtert. Unzureichen-
de Instandhaltung, Materialmängel und Überbelastung 
durch verschiedene Auslandseinsätze haben zu Fähig-
keitsverlusten im Bereich der Landes- und Bündnisver-
teidigung geführt. „Train as you fight“ als Devise hat sich 
in diesem Zusammenhang als Wunschdenken erwiesen. 

Die sogenannte Trendwende Personal macht sich im 
Alltag der Soldaten kaum bemerkbar. Vor dem Hinter-
grund der steigenden Anzahl von Auslandseinsätzen und 
den daraus resultierenden Belastungen wird der drin-
gende Bedarf der Truppe zu wenig berücksichtigt. Eine 
Lösung scheint in der Ausbringung von neuen, oftmals 
hochrangigen Dienstposten zu liegen  – natürlich auch 
im Ministerium selbst –, führte aber bisher nicht zu ei-
ner nachhaltigen Verbesserung der Personalsituation. 
Strategisch betrachtet sollten die geplanten Trendwenden 
einander komplementieren. Ob allerdings mit dem admi-
nistrativen Wasserkopf, der aus der Trendwende Personal 
resultiert, die erhoffte Effizienzsteigerung im Bereich des 
Materials erreicht werden kann, dürfte mehr als fraglich 
sein. 

Die Agenda Attraktivität sollte den Soldatenberuf 
wettbewerbsfähig gegenüber zivilen Arbeitgebern ma-
chen. Kitas am Standort, eine am zivilen Bereich an-
gelehnte Soldatenarbeitszeitverordnung oder aktuell 
Schwangerschaftsbekleidung und Handtaschen sind Er-
rungenschaften der Ära von der Leyen, einer Ära, die der 
besonderen Natur des Soldatenberufs allerdings in keiner 
Weise Rechnung trägt, nämlich im Ernstfall als Soldat 
Leib und Leben zu riskieren. 

Wo soll das enden, meine Damen und Herren? Denkt 
man die Maßnahmen konsequent zu Ende, die vermeint-
lich die Attraktivität der Bundeswehr als Arbeitgeber er-
höhen sollen, wäre dies doch ein individuelles Recht auf 
Kündigung des Dienstverhältnisses im Verteidigungsfall. 
Wer aber glaubt, auf diese Weise die Bundeswehr leis-
tungsfähig machen zu können, der irrt sich. 

Bundesministerin Dr. Ursula von der Leyen
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Was sollte denn den Soldatenberuf attraktiv machen, 
wenn nicht der Respekt vor dem pflichtbewussten Bürger 
in Uniform, der für die Gewährleistung der Werte einer 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung bereit ist, 
sein Leben einzusetzen?

(Dr.  Anton Hofreiter [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Davon sind doch Sie und Ihre 
Fraktion Gegner! Sie wissen doch gar nicht, 
was das bedeutet! 

– Herr Hofreiter, Sie haben doch noch nicht einmal eine 
Kaserne von innen gesehen.

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD – Dr. Anton 
Hofreiter [BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: 
Hören Sie doch mal auf, dieses Wort in den 
Mund zu nehmen! Was fällt Ihnen ein? Frei-
heitlich-demokratische Grundordnung: Davon 
haben Sie keine Ahnung!)

Die AfD fordert deshalb eine weitere und neue Trend-
wende, nämlich die Trendwende Respekt, Herr Hofreiter. 
Dazu muss sich am Sozialprestige der Soldaten massiv 
etwas ändern. Das beginnt zum Beispiel im Sozialkun-
deunterricht an unseren Schulen, an denen übrigens Ju-
gendoffiziere permanent ausgegrenzt werden, 

(Lachen bei Abgeordneten der LINKEN)

und sollte mit einer objektiven Berichterstattung über 
die Bundeswehr einhergehen. Heute erzielt doch ein ver-
beulter Stahlhelm aus dem Zweiten Weltkrieg in irgend-
einer Kaserne der Bundeswehr mehr Aufmerksamkeit in 
den Medien als Einsätze zur Rettung und Evakuierung 
deutscher Staatsbürger aus Krisenregionen. 

(Beifall bei der AfD  – Dr.  Anton Hofreiter 
[BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: Damit be-
weisen Sie schon mal, dass Sie nicht wissen, 
was die freiheitlich-demokratische Grundord-
nung ist!)

In den letzten Jahren sind permanent Zeichen gesetzt 
worden. Die Außendarstellung der Bundeswehr ist kaum 
noch geeignet, diejenigen für den Dienst in den Streit-
kräften zu gewinnen, die unser Land braucht. Immer 
weniger Soldaten lassen sich nach ihrer Dienstzeit als 
Reservisten gewinnen. Der Dienst als Soldat ist eben 
kein Job wie jeder andere. Wer unsere Soldaten größten 
Risiken aussetzt, sollte letztendlich mehr zu bieten haben 
als Kinderbetreuung und Damenhandtaschen.

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Bei Ihrem 
Bundeswehrbashing applaudiert noch nicht 
mal Ihre eigene Fraktion! – Zuruf vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Das Niveau ist unter 
den Tisch gekrabbelt!)

Soldaten müssen sich mit scheinbar unzeitgemäßen Wer-
ten wie Treue, Tapferkeit und Ehre identifizieren können. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage oder 

-bemerkung von Herrn Lambsdorff?

Gerold Otten (AfD): 
Nein. – Wie gesagt, Treue, Tapferkeit und Ehre sind 

Werte, mit denen sich Soldaten identifizieren können. 
Diese Werte stehen im Mittelpunkt militärischer Tradi-
tion. Aber gemäß dem gerade durch die Ministerin in 
Kraft gesetzten Traditionserlass soll sich die Bundeswehr 
hauptsächlich auf ihre eigenen Traditionen seit 1956 stüt-
zen. 

(Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Gut so! Ja!)

Angeblich soll aber trotzdem die gesamte deutsche 
Geschichte im Blick behalten werden. Damit wird die 
Traditionspflege in ein enges politisches Korsett ge-
zwängt. Durch Einzelfallentscheidungen soll Traditions-
würdiges kenntlich gemacht werden, um für Handlungs-
sicherheit zu sorgen: ein Widerspruch in sich. 

Letztendlich war es doch das mangelnde Vertrauen 
in die Truppe, welches zu diesem Neuerlass geführt hat. 
Einzelfälle wie der des Franco A. wurden als typisch für 
die Bundeswehr dargestellt. Frau von der Leyen stellte 
sich aber nicht vor ihre Soldaten, sondern bezichtigte die-
se pauschal eines Haltungsproblems und allgegenwärti-
ger Führungsschwäche.

Mangelndes Vertrauen führt aber zu einer Einschrän-
kung des Handlungsspielraums der Truppe. Verrechtli-
chung hat die gerade im militärischen Kontext so wich-
tige Entscheidungsfreude verdrängt. Administration 
ersetzt Führung. In der Truppe herrschen zunehmend 
Verunsicherung und Vertrauensverlust. 

Unsere Soldaten durch alle Ränge verdienen unseren 
Respekt, unsere Achtung und vor allem auch unser Ver-
trauen. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Trotz widrigster Bedingungen und nicht selten ohne poli-
tische Rückendeckung leisten sie engagiert ihren Dienst. 
Elan und guter Wille überbrücken dabei häufig Mängel in 
Ausrüstung und Organisation. Für junge Soldaten ist das 
ein Ärgernis; Altgediente resignieren. 

Das sind die Folgen der Politik einer Ministerin, die 
überall Flagge zeigen will, demnächst auch noch im Irak, 
obwohl sie weder die Materiallage noch die Personalla-
ge in den Griff bekommt, aber ständig von Trendwenden 
fabuliert. Trotz des Scheiterns verbohrt auf angebliche 
Erfolge zu verweisen, widerspricht allerdings fundamen-
talen militärischen Führungsprinzipien. 

Eigensinn

– so der große preußische Militärreformer Carl von Clau-
sewitz –

ist kein Fehler des Verstandes, er ist ein Fehler des 
Gemüts. Diese Unbeugsamkeit des Willens, die-
se Reizbarkeit gegen fremde Einrede haben ihren 
Grund nur in einer besonderen Art von Selbstsucht.

Meine Damen und Herren, er hätte die heutige Verteidi-
gungsministerin nicht besser beschreiben können. 

Gerold Otten 
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Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD – Florian Hahn [CDU/
CSU]: Was war denn das?)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Das Wort zu einer Kurzintervention hat der Kollege 

Graf Lambsdorff.

Alexander Graf Lambsdorff (FDP): 
Herr Otten, eine Zwischenfrage wollten Sie nicht zu-

lassen. Deshalb mache ich es im Wege der Kurzinterven-
tion.

Sie haben einige Dinge gesagt, bei denen meine Frak-
tion sofort mitgehen würde. Dass in der Truppe Werte 
wie Treue, Tapferkeit und Ehre natürlich eine besonde-
re Rolle spielen, ist völlig unbestritten. Das gilt auch für 
Kameradschaft und Verlässlichkeit. Auch dass das alles 
Vertrauen braucht, ist überhaupt kein Problem. Aber die 
Art und Weise, wie Sie hier argumentieren, indem Sie 
absurde Behauptungen aufstellen, um die Verteidigungs-
politik der Bundesrepublik insgesamt zu diskreditieren, 
halte ich für unseriös. Das ist nicht vertrauenswürdig. 
Daraus spricht auch keine politische Verlässlichkeit.

Ich gebe Ihnen ein ganz konkretes Beispiel. Sie ha-
ben eben gesagt, dass die Konsequenz der aktuellen 
Versuche, den Dienst in der Bundeswehr attraktiver zu 
machen, das Kündigungsrecht im Verteidigungsfall sei. 
Das ist ein Zitat aus Ihrer Rede. Das können Sie nur sa-
gen, wenn Sie das Grundgesetz vollkommen ignorieren. 
Artikel  12a unseres Grundgesetzes sagt eindeutig aus, 
dass im Verteidigungsfall selbstverständlich sämtliche 
Männer zum Dienst an der Waffe herangezogen werden 
können. Diejenigen, die aus Gewissensgründen verwei-
gern, können zum Erbringen ziviler Dienstleistungen 
verpflichtet werden. 

Mit anderen Worten – das ist die übliche Methodik der 
AfD –: Sie bauen mit viel Elan einen Strohmann auf und 
rennen ihn anschließend mit noch mehr Elan um. Das ist 
keine seriöse Art, die Probleme der Truppe zu diskutie-
ren. 

Ich fordere Sie auf, solche Debatten in Zukunft orien-
tiert am Grundgesetz und an den Werten, die Sie selber 
hier angeführt haben, zu führen.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Danke, Graf Lambsdorff. – Herr Otten, wenn Sie mö-

gen, haben Sie die Möglichkeit, zu antworten, nur wenn 
Sie wollen, kein Zwang. 

Gerold Otten (AfD): 
Herr Graf Lambsdorff, ich glaube, dass ich in meiner 

Rede deutlich gemacht habe, wo die Problemfelder der 
Armee sind. Der Versuch, die Bundeswehr mehr oder 
weniger in Konkurrenz zum zivilen Arbeitsmarkt darzu-
stellen, führt letztendlich zur Konsequenz, dass Personen 
zur Bundeswehr kommen, die den Beruf des Soldaten als 

Job sehen und den militärischen Aspekt, was es bedeutet, 
Soldat zu sein, völlig außer Acht lassen. Aber Letzteres 
muss wieder in den Vordergrund rücken. Ich hatte auch 
gesagt, dass wir der Bundeswehr wieder Respekt entge-
genbringen und dem Dienst der Soldaten in unserer Ge-
sellschaft einen höheren Stellenwert beimessen sollten. 
Das ist das Entscheidende, worum es geht.

(Dr.  Marie-Agnes Strack-Zimmermann 
[FDP]: Jetzt beleidigen Sie auch noch die Sol-
daten!)

–  Frau Strack-Zimmermann, ich hatte Sie nicht ange-
sprochen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Danke schön. – Nächster Redner in der Debatte für die 

SPD-Fraktion: Martin Gerster.

(Beifall bei der SPD)

Martin Gerster (SPD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter lieber 

Herr Wehrbeauftragter Hans-Peter Bartels! Werte Kol-
leginnen und Kollegen! Über 2 500 persönliche Einga-
ben im vergangenen Jahr zeigen: Die Soldatinnen und 
Soldaten vertrauen dem Wehrbeauftragten und seinen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Über 2 500 Eingaben 
verdeutlichen, welch hohes Ansehen sich der Wehrbe-
auftragte mit seinem Team erarbeitet hat, aber auch, wie 
notwendig, wie wichtig seine Arbeit ist. Ich möchte mich 
im Namen der Soldatinnen und Soldaten, aber auch im 
Namen der SPD-Fraktion und persönlich ganz herzlich 
bei Hans-Peter Bartels und seinen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern für die geleistete Arbeit bedanken.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der Bericht des Wehrbeauftragten – eigentlich stehen 
zwei Berichte zur Diskussion, aber ich will mich vor 
allem auf den Bericht mit Bezug zum letzten Jahr kon-
zentrieren  – spricht viele Punkte an. Ich will zwei be-
sonders herausstellen. Da ist zum einen die Außenwahr-
nehmung der Truppe in den Medien. Diese prägt auch 
das Meinungsbild in der Bevölkerung. Die Darstellung 
in den Medien ist leider oft – ich finde, viel zu oft – von 
Skandalen geprägt. Schlagzeilen macht die Bundeswehr 
vor allem mit Verfehlungen. Da sind die Misshandlungs-
vorwürfe in Pfullendorf und Sondershausen, der tödli-
che Marsch von Munster, das bizarre Doppelleben eines 
Franco A. und die Kaserne in Illkirch, eine deutlich ge-
stiegene Zahl an rechtsextremistischen Verdachtsfällen, 
unangemessenes Führungsverhalten und sexuelle Beläs-
tigungen. Über all das hat der Wehrbeauftragte berichtet. 
Über all das haben auch die Medien berichtet. Nun kann 
man die Vorfälle, die es bei der Bundeswehr unstrittig 
gibt, kleinreden und verharmlosen und sagen, dass es 
sich um Leute handelt, die verweichlicht sind. Man kann 
diese Vorfälle auch skandalisieren, alles pauschalisieren 

Gerold Otten 
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und alle Soldaten über einen Kamm scheren. Ich kann 
verstehen, dass sich unsere Soldaten darüber sehr auf-
regen; denn weder sind alle unsere Soldaten strukturell 
rechtsextrem, noch sind sie allesamt verweichlicht. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Eine differenzierte Herangehensweise ist angebracht. 
Hier hilft der Wehrbeauftragte auch uns Abgeordneten 
ungemein. Er nimmt auf, sammelt, hakt nach, bewertet 
und hilft uns bei der Einordnung von Vorfällen und Miss-
ständen. Natürlich dürfen diese Vorfälle nicht unter den 
Tisch gekehrt, vertuscht, verharmlost oder verschwiegen 
werden. Das wäre den einzelnen Vorfällen und insbeson-
dere den Geschädigten gegenüber weder angemessen 
noch fair. Wie der Wehrbeauftragte selbst gesagt hat, ist 
jeder dieser Vorfälle einer zu viel. Ich nehme aber wahr, 
dass die Bundeswehr diese Vorfälle in einem sehr trans-
parenten, offenen und rechtsstaatlichen Verfahren behan-
delt. Wir im Bundestag werden – so ist mein Eindruck – 
gut und zeitnah unterrichtet. Das haben auch die letzten 
Sitzungen des Verteidigungsausschusses gezeigt. Dieses 
offene Vorgehen begrüßen wir ausdrücklich. Vorfälle 
werden disziplinarrechtlich geahndet und, wo nötig, auch 
strafrechtlich aufgearbeitet. Das ist gut so und wichtig.

Es wäre weltfremd, von einer Organisation mit 
175 000 Angehörigen zu erwarten, dass sie ohne Fehl und 
Tadel ist. Richtig ist aber, dass gerade vom bewaffneten 
Staatsbürger in Uniform ein erhöhtes Maß an Verantwor-
tungsbewusstsein verlangt werden kann. Die Bundes-
wehr ist eben nicht ein Arbeitgeber wie jeder andere. Wie 
auch der Wehrbeauftragte kommen wir zu dem Schluss, 
dass die Soldatinnen und Soldaten unserer Bundeswehr 
mitten in unserer pluralen Gesellschaft und unserem de-
mokratischen Rechtsstaat stehen.

Der zweite wichtige Themenblock, den der Wehr-
beauftragte anspricht, ist die Mangelwirtschaft bei der 
Bundeswehr. Ich kann sehr gut nachvollziehen, dass 
dies, wie der Wehrbeauftrage berichtet, ein Megathema 
bei den Soldatinnen und Soldaten ist. Einige Beispiele: 
Bis zum Jahresende waren sechs von sechs deutschen 
U-Booten außer Betrieb. Zeitweise flog von mittlerweile 
14 in Dienst gestellten Airbus A400M-Maschinen keine 
einzige. Die Ausmusterung von Schiffen klappt prima; 
doch es dauert Jahre, bis neue Schiffe in Dienst gestellt 
werden. Das nervt Soldaten, und das nervt auch uns Ab-
geordnete; um es einmal deutlich zu sagen.

(Beifall bei der SPD)

Der Ärger bei den Soldatinnen und Soldaten ist sehr 
nachvollziehbar; denn unter dieser Mangelwirtschaft lei-
det auch die Ausbildung. Das kann sich im Ernstfall auch 
bitter rächen. Deswegen ist Mangelwirtschaft beim Ma-
terial ein großes Problem für das Personal. Da herrscht in 
der Tat großer Handlungsbedarf.

Wir als Parlament, die Koalition aus Union und SPD 
haben mit dem Haushalt  2017 zusätzlich 2  Milliarden 
Euro bewilligt. Im Finanzplan ist der erhöhte Ansatz für 
die kommenden Jahre verstetigt. Im Koalitionsvertrag 
gewährleisten wir auch für die kommenden Jahre Pla-
nungs- und Finanzierungssicherheit für Investitionen.

Die Trendwende sei eingeleitet, sagten Sie heute, Frau 
Ministerin von der Leyen. Ja, aber diese Trendwende 
muss natürlich auch bei den Soldatinnen und Soldaten 
ankommen. Die Verbesserungen müssen spürbar sein. 
Unterhält man sich mit Bundeswehrangehörigen, dann 
erfährt man, ganz vorsichtig formuliert, dass das bei 
weitem noch nicht überall so ist. Das muss sich ändern. 
Es ist klar, dass die Ministerin die Probleme bei unseren 
U-Booten, beim A400M oder bei anderen Sorgenkindern 
nicht von heute auf morgen lösen kann. Im Koalitions-
vertrag haben wir uns daher zu Recht auf eine Beschleu-
nigung der Prozesse verständigt. Mehr Tempo, das ist in 
der Tat vor allem auch beim Beschaffungswesen notwen-
dig. 

Wir wollen – das ist auch der Appell des Wehrbeauf-
tragten –, dass die vorhandenen und zusätzlichen Gelder, 
die der Koalitionsvertrag in Aussicht stellt, vernünftig 
und zielgerichtet eingesetzt werden. Unsere Beschlüsse 
im Parlament müssen bei den Soldatinnen und Soldaten 
ganz konkret und zeitnah ankommen. Das ist vornehm-
lich die Aufgabe der Exekutive, zuvorderst die Aufgabe 
der zuständigen Ministerin. Wir wissen, Sie sind dran. 
Das Problem heißt nicht mangelndes Geld, sondern vor 
allem mangelnde Effizienz bei der Beschaffung. Des-
wegen sind wir natürlich sehr gespannt auf den Haus-
haltsentwurf, der ja in wenigen Tagen vorliegen wird. 
Wir können dann sehen, wie sich das im Haushalt ent-
sprechend darstellt. 

Ich hoffe sehr, dass der Wehrbeauftragte in seinem 
nächsten Bericht, lieber Hans-Peter Bartels, sehr viele 
Punkte aufzählen kann, bei denen unsere Beschlüsse hier 
im Parlament zu deutlichen Verbesserungen für unsere 
Soldatinnen und Soldaten geführt haben. Dafür zu sor-
gen, das ist unsere dringende Bitte, unser Appell an Sie, 
Frau Ministerin von der Leyen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Kollege Gerster.  – Nächste Rednerin: 

Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann für die FDP-Frak-
tion.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann (FDP): 
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Meine Damen und Herren! Die beiden 
Berichte des Wehrbeauftragten sind eine wirklich emp-
fehlenswerte Lektüre, natürlich sowohl für uns als Ab-
geordnete, die umfassend und authentisch aus der Sicht 
der Soldatinnen und Soldaten erfahren, unter welchen 
Bedingungen diese arbeiten, als auch für die interessierte 
Öffentlichkeit. Ihnen, Herr Dr. Bartels, und Ihrem Team 
an dieser Stelle im Namen meiner Fraktion noch einmal 
ein ganz herzliches Dankeschön dafür!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)

Martin Gerster
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Wenn man die beiden Berichte nebeneinanderlegt und 
auch das eine oder andere Exemplar aus den Vorjahren 
hinzuzieht, stellt man fest, dass es leider Defizite gibt, 
die seit vielen Jahren ohne Veränderungen konstant blei-
ben. Man kann leider ebenfalls lesen, dass es auch Ver-
schlechterungen gibt.

Wir erfahren etwas über die täglichen Sorgen der 
Soldatinnen und Soldaten. Das fängt bei der Soldatenar-
beitszeitverordnung an, die oft für mehr Verwirrung als 
Entlastung sorgt, und hört bei der persönlichen Ausrüs-
tung auf. Losgelöst von der Debatte über nicht funktio-
nierendes Großgerät fehlt es im Soldatenalltag an Waffen 
für die Ausbildung, an – nicht unerheblich – Bekleidung 
mit Vektorenschutz in Zeckengebieten oder an den viel-
diskutierten Schutzwesten, deren Beschaffung wohl noch 
mindestens sage und schreibe acht Jahre dauern wird. 
Meine Damen und Herren, Attraktivität sieht anders aus.

Ein weiteres wichtiges Thema ist die Unterbringung. 
Wer nämlich älter als 25 Jahre ist, hat keinen Anspruch 
mehr auf eine Einzelstube in der Kaserne und muss ent-
weder pendeln oder sich in eine Vierbettstube einmie-
ten, sofern dort überhaupt Platz ist. Die Große Koalition 
hat versprochen, dass Unterkünfte auch für nicht unter-
kunftspflichtige Soldatinnen und Soldaten – ich zitiere – 
bedarfsgerecht zur Verfügung gestellt werden. Das wäre 
für viele sicher eine große Entlastung. Aber die Regie-
rung muss dann bitte auch sagen, was das konkret be-
deutet; denn es ist schlichtweg so, dass sich angesichts 
wachsender Personenzahl natürlich auch die Frage der 
Liegenschaften stellt. Wir sind mal gespannt, was für 
eine Antwort uns die GroKo da gibt.

Bei der Fragestellung „Wo bringe ich denn in Zukunft 
das Mehr an Soldatinnen und Soldaten unter?“ muss das 
Verteidigungsministerium natürlich auch die Kommunen 
mitnehmen, in denen sich die Kasernen befinden. Dass 
das Ministerium erst einmal alle Pläne gestoppt hat, Ka-
sernen nebst Grundstücken zu verkaufen, macht natür-
lich Sinn. Dummerweise hat man es aber einmal mehr 
versäumt, die betroffenen Kommunen darüber zu infor-
mieren. Wollen Sie also nun die Kasernen behalten, oder 
machen Sie sie schlichtweg zu?

Schon vor zehn Jahren habe ich mich als Bürgermeis-
terin in meinem Wahlkreis Düsseldorf mit der Frage 
beschäftigen dürfen, wann  – nicht: ob  – die Bergische 
Kaserne geschlossen wird. Noch vor einem halben Jahr 
hieß es, Ende 2018 sei es so weit. Die Planungen für bis 
zu 3 000 neue Wohnungen auf diesem Gelände hat die 
Stadt schon seit langem im Fokus, und sie hat bereits ein 
Gutachten zur Verkehrsanbindung in Auftrag gegeben. 
Meine Damen und Herren, für eine wachsende Stadt ist 
das nicht unerheblich; das wissen Sie. Dass diese Kaser-
ne vermutlich gar nicht geschlossen, sondern in Zukunft 
wiederbelebt wird, hat der Düsseldorfer Oberbürgermeis-
ter aus der Zeitung erfahren. Meine Damen und Herren, 
so sieht Transparenz mit Sicherheit nicht aus.

(Beifall bei der FDP)

Frau Ministerin, bitte legen Sie zügig und transparent 
Ihre Pläne auf den Tisch. Die Bundeswehr ist mit ihren 
Standorten ein wichtiger Bestandteil der Städte und Ge-
meinden, vor allen Dingen ihrer Infrastruktur; für kleine 

Kommunen sogar ein wesentlicher Bestandteil. Diese 
müssen umgehend und zuverlässig wissen, ob sie in Zu-
kunft mit oder ohne Bundeswehrstandort leben und pla-
nen müssen. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Frau Kollegin Strack-Zimmermann.  – 

Nächste Rednerin: Christine Buchholz für die Fraktion 
Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Christine Buchholz (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sehr 

geehrter Wehrbeauftragter! Liebe Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des Wehrbeauftragten! Ich begrüße auch 
ganz herzlich die Gäste auf der Tribüne. Ganz besonders 
begrüße ich den ehemaligen Soldaten Obermaat Florian 
Crosbie.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir beraten hier das erste Mal seit der letzten Bun-
destagswahl die Berichte des Wehrbeauftragten. Seine 
Aufgabe ist es – so die Website des Bundestages –, als 
Anwalt der Soldaten zu dienen. Leider mussten wir fest-
stellen, dass Herr Bartels in der Öffentlichkeit vor allem 
als Anwalt einer schnelleren Aufrüstung auftritt. 

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: So ist es!)

In seinem Bericht fordert er mehr Anstrengungen bei der 
Erhöhung des Militärhaushalts und bei den Rüstungsin-
vestitionen.

(Florian Hahn [CDU/CSU]: Guter Mann!)

Herr Bartels, so nutzen Sie Ihren Jahresbericht, um für 
die Aufrüstungsagenda der Ministerin von der Leyen zu 
werben, und deswegen wird unsere Fraktion der Ent-
schließung zum Bericht des Wehrbeauftragten nicht zu-
stimmen.

(Beifall bei der LINKEN  – Ingo Gädechens 
[CDU/CSU]: So eine Überraschung!  – 
Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: So eine 
Überraschung! Das haut uns echt um!)

Die Große Koalition setzt auf immer mehr Auslands-
einsätze. Das führt zu immer mehr Aufrüstung, hinterlässt 
seine Spuren aber auch in der Bundeswehr. Das bekom-
men dann oft die Soldatinnen und Soldaten zu spüren. 
Das verdeutlichen einige wirklich bemerkenswerte Fak-
ten aus dem Bericht. Ich gebe Ihnen mal zwei Beispiele: 
2017 stieg die Zahl der Selbsttötungen von Soldatinnen 
und Soldaten ebenso wie die Zahl der Suizidversuche. 
Mehr Soldaten wurden wegen einer einsatzbedingten 
psychischen Erkrankung in einer Einrichtung der Bun-
deswehr behandelt. Doch es gibt zu wenig Möglichkei-
ten, Wehrdienstbeschädigte zu behandeln, und auch zu 
oft werden Soldatinnen und Soldaten noch nicht einmal 
ausreichend auf die bestehenden Behandlungsmöglich-
keiten hingewiesen.

Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann 
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Ein weiteres großes Problem in der Bundeswehr ist die 
Rücksichtslosigkeit, mit der Soldatinnen und Soldaten 
immer wieder behandelt werden. 2017 gab es einen Mel-
deboom bei auf dem Dienstweg angezeigten Vorfällen. 
Dabei ging es um rechtsextremistische Verdachtsfälle, 
um sexuelle Übergriffe und um brutale Ausbildungsme-
thoden. Allein infolge eines Gewaltmarsches bei Muns-
ter brachen sechs Soldaten zusammen, einer von ihnen 
starb. Ein halbes Jahr nach Munster bricht bei einem Ge-
waltmarsch in Pfullendorf erneut ein Soldat bewusstlos 
zusammen. 

Wir sagen ganz deutlich: Das sind keine Einzelfälle. 
Es ist das System Bundeswehr, das keine Rücksicht auf 
den einzelnen Menschen nimmt.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Marie-Agnes 
Strack-Zimmermann [FDP]: Das ist unglaub-
lich!)

Ich gebe Ihnen ein Beispiel. Hier im Bundestag sitzt 
heute Obermaat Florian Crosbie. Herr Crosbie hat mir 
seine Geschichte erzählt, und was er erzählt hat, macht 
einen sprachlos. Er hat sich ab 2010 bei der Bundeswehr 
für 15 Jahre verpflichtet. Zwei Jahre später bekam er aus 
heiterem Himmel Besuch von zwei Mitarbeitern des Mi-
litärischen Abschirmdienstes. Diese verhörten ihn auf 
seiner Dienststelle über viele Stunden, ohne dass Herr 
Crosbie erfahren hätte, warum. Kein Wort dazu, dass ge-
gen ihn ermittelt wurde! Seine Dienstvorgesetzten wur-
den hingegen vor dem Gespräch informiert und mit fal-
schen Tatsachenbehauptungen konfrontiert. Ihnen wurde 
erzählt, Soldat Crosbie sei in islamischer Kleidung in ei-
ner Moschee gewesen, sein Auto sei vor einem – Zitat – 
„Islamistentreff“ gesehen worden und seine Handydaten 
wiesen Verbindungen nach Nordafrika auf. Das alles be-
ruhe auf – Zitat – „einer bestätigten Information“. 

Tatsächlich waren die Vorwürfe völlig haltlos, aber 
die Ermittlungen gingen über Monate weiter. Kamera-
den wandten sich von Herrn Crosbie ab und beäugten 
ihn misstrauisch. Ein halbes Jahr nach dem Verhör wurde 
Herr Crosbie lapidar informiert, es habe sich um eine – 
Zitat – „Verwechslung“ gehandelt. Da waren die Ermitt-
lungen bereits mehr als drei Monate eingestellt worden. 
Für Florian Crosbie war das deutlich zu spät. Er erkrankte 
psychisch und ist heute dienstunfähig. Das Bundeswehr-
krankenhaus in Ulm bestätigte, dass es  – Zitat  – „sehr 
wahrscheinlich“ ist, dass Verhör und Ermittlung durch 
den MAD es waren, die die Erkrankung ausgelöst haben. 
Es ist das Mindeste, was man erwarten könnte, dass die 
Bundeswehr dafür geradesteht. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Doch der Antrag von Herrn Crosbie auf Anerkennung ei-
ner Wehrdienstbeschädigung wurde abgewiesen. 

Meine Damen und Herren, dieser Fall muss aufgeklärt 
werden, und der Betroffene muss angemessen entschä-
digt werden.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

In seiner Not hat sich Herr Crosbie übrigens auch an den 
damaligen Wehrbeauftragten Hellmut Königshaus ge-
wandt. Er hat Herrn Crosbie leider ebenfalls alleingelas-
sen. In einem Schreiben heißt es, er könne – Zitat – „in 
dem Verhalten der Mitarbeiter des MAD und der Vorge-
setzten keine Verletzung seiner Grundrechte als Soldat 
oder der Grundsätze der Inneren Führung sehen“. 

(Kerstin Kassner [DIE LINKE]: Unglaub-
lich!)

Ich würde mich freuen, wenn sich Herr Bartels dieses 
Falles annähme;

(Beifall bei der LINKEN)

denn er zeigt ein grundsätzliches Problem: Wenn es hart 
auf hart kommt, ist ein Soldat oder eine Soldatin in der 
Bundeswehr allein auf sich gestellt. 

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann 
[FDP]: Sie helfen bestimmt nicht!)

Für Die Linke ist es selbstverständlich: Menschenrechte 
und rechtsstaatliche Prinzipien haben auch in der Bun-
deswehr Anwendung zu finden. 

(Beifall bei der LINKEN)

Aus aktuellem Anlass noch eine kurze Anmerkung. 
Wenn der Komplize des rechtsextremen und mutmaßli-
chen Terrorverdächtigen Franco A. im Büro des AfD-Ab-
geordneten Jan Nolte arbeitet und wenn derselbe Kom-
plize, der übrigens im Vorfeld rechtsextrem auffällig 
geworden ist, immer noch bei der Bundeswehr beschäf-
tigt ist und auch dieses Beschäftigungsverhältnis von der 
Bundeswehr, wie ich heute in der Presse lesen konnte, 
genehmigt worden ist, dann ist eines klar: Der Kampf 
gegen die extreme Rechte ist aktueller denn je – in der 
Bundeswehr, im Bundestag und in der Gesellschaft über-
haupt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Kollegin Buchholz. – Nächster Redner: 

Dr. Tobias Lindner für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Tobias Lindner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank, Frau Präsidentin.  – Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Die Debatten über die jährlichen Berichte 
des Wehrbeauftragten sind zuallererst einmal die Gele-
genheit, dankzusagen, auch im Namen meiner Fraktion. 
Ihre Arbeit, Herr Bartels, macht das, was eine Parla-
mentsarmee ist, überhaupt erst möglich. Sie sind quasi 
unser Gehör über den Zustand der Truppe und über das, 
was sie beschäftigt. Ich glaube, das ist in diesen Tagen 
wichtiger denn je.

Ich will aber auch einer zweiten Gruppe von Men-
schen danksagen, nämlich all den Soldatinnen und Sol-
daten und den zivilen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 
die eine Eingabe gemacht und damit den Mund aufge-

Christine Buchholz
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macht haben. Wer hinsieht und nicht schweigt, wer den 
Mund aufmacht und nicht wegsieht, meine Damen und 
Herren, der macht unsere Bundeswehr nicht schlechter – 
nein, er trägt dazu bei, dass Probleme bei der Bundes-
wehr abgestellt werden können. Dafür herzlichen Dank!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Ingo Gädechens [CDU/CSU])

Der Jahresbericht, meine Damen und Herren, enthält 
wieder zahlreiche Ansatzpunkte, über die man diskutie-
ren kann. Ich will ganz offen zugeben: Natürlich ist die 
Versuchung in so einer Debatte groß – da nehme ich mich 
gar nicht aus –, wenn man in der Opposition ist, vor al-
lem das Wort „Skandal“ zu rufen, mit Empörung darauf 
hinzuweisen, was alles falsch läuft, oder die Gelegenheit 
für Debatten zu nutzen. Wenn über mehr Mittel und die 
Ausstattung geredet wird, könnte ich auf die Seite 8 im 
Jahresbericht verweisen, wo es heißt – ich zitiere –: „An 
finanziellen Mitteln fehlte es 2017 nicht.“ 

Ich will ganz klarstellen: Wo in der Truppe Fehler 
gemacht wurden, wo es zu Verfehlungen gekommen 
ist, muss das geahndet werden. Wir müssen dann natür-
lich fragen: Waren die Meldeketten richtig? Waren die 
Ermittlungswege richtig? Angesichts von Fällen wie in 
Pfullendorf, wo Ermittlungen erst ausgelöst worden sind, 
nachdem anonyme E-Mails das Verteidigungsministeri-
um erreicht haben, habe ich daran meinen großen Zwei-
fel, um das ganz deutlich zu sagen.

Bei so einer Debatte geht es darum, über das konkrete 
Beispiel hinauszugehen – ich will es nicht „Einzelfall“ 
nennen  – und sich im politischen Raum die Fragen zu 
stellen: Wo müssen wir politisch gegensteuern? Wo müs-
sen wir Dinge ändern? In diesem Zusammenhang will 
ich in der Kürze der Zeit über zwei Themenkomplexe 
sprechen.

Als Erstes geht es um das Thema „Tradition und Um-
gang mit Extremismus in der Truppe“. Es ist unstrittig – 
das kann man der Truppe nicht zum Vorwurf machen –, 
dass Menschen in Uniform, die Waffen tragen, ein gewis-
ses Faszinosum für Rechtsextremisten sind. 

(Zuruf von der AfD: Das ist unglaublich!)

Das mache ich der Bundeswehr nicht zum Vorwurf. 
Aber: Es erlegt uns die Pflicht auf, dafür ein feines Ge-
spür zu haben. Deswegen ist es zum Beispiel richtig, dass 
bei Neueinstellungen in der Truppe eine Sicherheitsüber-
prüfung stattfindet. Deswegen ist es auch richtig  – das 
will ich hier noch einmal bekräftigen –, dass man an den 
Traditionserlass herangegangen ist. 

Der letzte Traditionserlass ist von 1982. Nachdem es 
die Bundeswehr als Parlamentsarmee 60 Jahre gibt, ist es 
gut und richtig, zu sagen: Diese Truppe kann stolz genug 
auf sich selbst sein; das ist schon traditionsstiftend, mehr 
brauchen wir nicht mehr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es geht auch darum, Tradition von Geschichte zu tren-
nen, etwas, was Sie, Herr Otten, in Ihrer Rede vorhin, 
wie ich finde, nicht hinbekommen haben. Um das klar-
zumachen: Durch eine Erlassänderung an sich hat man 
natürlich noch nichts in den Köpfen geändert. Die Än-

derung des Traditionserlasses kann nur ein erster Schritt 
sein. 

Frau Ministerin, es geht jetzt darum, dass das Ganze 
mit Leben gefüllt wird: dass wir in der täglichen Arbeit 
der Soldatinnen und Soldaten, bei der Ausbildung Zeit 
und Gelegenheit schaffen, um über politische Bildung 
zu diskutieren; dass es die richtigen Vorbilder gibt; dass 
Ausbilder und Vorgesetzte genug Zeit haben, sich zu 
kümmern, hinzusehen, Missstände abzustellen und darü-
ber zu diskutieren, was in unserer Truppe traditionswür-
dig ist und was eben auch nicht.

Damit bin ich beim zweiten Thema, nämlich beim 
Thema Ausbildung; auch das ist heute schon angespro-
chen worden. Ja, es gab im letzten Jahr ernsthafte, gra-
vierende Verfehlungen. Die Stichworte „Sondershau-
sen“, „Pfullendorf“ und „Munster“ sind gefallen. Jenseits 
der konkreten Vorfälle müssen wir uns doch die Frage 
stellen: Was muss an der Art und Weise der Ausbildung 
in der Bundeswehr anders werden? 

Ich muss erst einmal feststellen: Mit der Aussetzung 
der Wehrpflicht  – ich halte diese nach wie vor für ab-
solut richtig – haben wir es mit einem Bewerberpool zu 
tun, der körperlich heterogener geworden ist. Es kom-
men Menschen zur Bundeswehr, die eine körperlich un-
terschiedliche Leistungsfähigkeit haben. Ich finde das 
überhaupt nichts Schlimmes; auch das ist ein Spiegel-
bild unserer Gesellschaft. Dann müssen wir gerade die 
Frauen und Männer, die als Ausbilderinnen und Ausbil-
der tätig sind, fit machen, mit dieser unterschiedlichen 
körperlichen Leistungsfähigkeit angemessen umzugehen 
und nicht so auszubilden, dass es zu körperlichen Schä-
den kommt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir müssen beim Thema Personalgewinnung natür-
lich auch berücksichtigen, dass in der heutigen Zeit die 
Anforderungen an die Truppe spezieller geworden sind. 
Wir brauchen für einzelne Bereiche hochspezialisier-
te Menschen mit ganz speziellen Fähigkeiten. Auf dem 
Arbeitsmarkt ist es schwer genug, Personen mit entspre-
chenden Voraussetzungen zu finden. Körperliche Fitness 
ist nur ein Teil davon. Darauf müssen wir uns einstellen.

Herr Otten, als ich Ihnen vorhin zugehört habe, hatte 
ich manchmal den Eindruck, Sie wollen den Soldaten auf 
die Rolle des Kämpfers reduzieren und vergessen dabei, 
dass es Menschen wie wir alle sind, mit Familie, mit 
Söhnen, mit Töchtern, mit Frauen, mit Männern. Darauf 
müssen wir Rücksicht nehmen. Da geht es um Fürsorge 
und um das Thema PTBS und um ganz andere Themen. 

Ein letzter Punkt. Ich glaube, es schlägt dem Fass 
den Boden aus, Herr Otten, sich an einem Tag wie heu-
te hierhinzustellen und über Dinge wie Tapferkeit und 
Treue zu schwadronieren, wenn Herr Nolte, ein Mitglied 
Ihrer Fraktion, einen mutmaßlichen Komplizen eines 
Rechtsextremisten, gegen den immer noch ein Ermitt-
lungsverfahren läuft, als Mitarbeiter einstellt. Wer das 
als Abgeordneter, der im Verteidigungsausschuss mit 
vertraulichen Informationen befasst ist, tut, wer die Nähe 
zu Extremisten sucht, der ist ein laufendes Sicherheitsri-
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siko, und der kümmert sich um alles andere als um diese 
Truppe.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Tobias Lindner.  – Nächster Redner: 

Mario Mieruch, fraktionsloser Kollege.

Mario Mieruch (fraktionslos): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr 

Dr. Bartels! Liebe Gäste auf den Tribünen! Der vorlie-
gende Bericht des Wehrbeauftragten zeichnet eine Ana-
logie zur Entwicklung unserer Gesellschaft. Stichworte 
wie „Zentralisierung“ und „persönliche Verantwortung“ 
seien hier einmal exemplarisch herausgehoben. Es lässt 
sich nach meiner Auffassung zweifelsohne feststellen, 
dass wir weniger Zentralisierung benötigen und viel 
mehr vom Zweiten, nämlich von der persönlichen Ver-
antwortung, und das Ganze verbunden mit einer geleb-
ten Fehlerkultur, welche ermöglicht, aus seinem Handeln 
zu lernen, es zu optimieren, ohne dass einem gleich der 
Kopf runtergeschlagen wird. 

Gleiches gilt für das Thema Generalverdacht. Statt 
konkreter Sachverhaltsaufklärung und gegebenenfalls 
notwendiger Debatten wird mit Hysterie und Aktionis-
mus immer viel zu viel viel zu schnell kaputtgemacht. 
Das führt unter Umständen dazu, dass fahnentragende 
und singende Kameraden, die für einen multinationalen 
Marsch üben, von der Polizei angehalten werden, weil 
sich die Bevölkerung völlig verunsichert fühlt. Das ist 
sicherlich auch eine Folge der Berichterstattung und des 
Bildes, das sich mittlerweile in der Bevölkerung abzeich-
net.

Wir sollten also grundsätzlich – das gilt für alle Berei-
che – keine Annahmen treffen, sondern viel mehr fragen 
und miteinander reden. In Bezug auf die „Trendwende 
Material“ ist festgehalten, dass zwar alle irgendwie wol-
len; aber so richtig passiert ist nichts. Auch jetzt wird 
wieder angekündigt, was alles gemacht werden soll. Ich 
war selber Zeitsoldat Mitte der 90er. Damals haben wir 
auch schon Mangelverwaltung vom Allerfeinsten be-
trieben. Offensichtlich ist das immer noch so. Es wäre 
also dringend angebracht, auch für das jetzige Verteidi-
gungsministerium, hier für mehr Transparenz bei der Zu-
sammenarbeit mit der Industrie zu sorgen und klar und 
deutlich aufzuzeigen, warum neues Material nicht funk-
tioniert, warum es nicht einsatzbereit ist.

Beim Cyber- und Informationsraum, CIR, wird zum 
Beispiel deutlich, dass wir auch hier der Digitalisierung 
wieder hinterherlaufen. Welche Zusammenarbeit wird 
es mit dem BND, dem Verfassungsschutz und der Po-
lizei geben? Hier fehlen schlüssige Konzepte und klare 
Aussagen. Bitte liefern Sie die nach. Eine kleine Rand-
bemerkung: Es bleibt zu hoffen, dass die Anwender dann 
auch Admin-Rechte haben und nicht so enden wie wir 
hier und für alles ein Formular per Fax schicken müssen. 

Der Teil über den baulichen Zustand der Infrastruktur 
ist schlicht beschämend. Unsere Soldaten in schimmeln-
den Unterkünften mit XXL-Ungezieferdosen auszustat-
ten, ist in Zeiten von Rekordsteuereinnahmen und immer 
mehr Geld für alles Mögliche in der Welt ein gravieren-
der Pflichtverstoß des Dienstherrn. In jedem Zivilbetrieb 
hätte man schon die Gewerkschaft oder eine ganze Reihe 
von Klagen am Hals. Hier muss mehr als dringend nach-
gebessert werden. Es stellt sich auch die Frage, inwie-
weit in den vergangenen Jahren die Schließung von Lie-
genschaften wirklich aus wirtschaftlichen Gründen oder 
eher aus politischen erfolgte. Da lohnt sich an der einen 
oder anderen Stelle mal ein Blick auf die gewonnenen 
Wahlkreise. Da würde es sicherlich die eine oder andere 
Überraschung geben.

Der Kreis schließt sich dann beim Thema Vertrauen 
und mit dem Spannungsverhältnis zwischen den Einsät-
zen im Rahmen der NATO und von Auslandsverpflich-
tungen; denn auch hier braucht man eine Langfristpla-
nung, insbesondere dann, wenn einmal kein Geld mehr 
da ist.

Vielen Dank.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Danke schön, Herr Kollege. – Das Wort zu einer Kurz-

intervention hat der Kollege Jan Nolte.

Jan Ralf Nolte (AfD): 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich wurde hier gera-

de mehrfach genannt; deswegen will ich doch einmal da-
rauf eingehen. Es ist natürlich klar, dass das allermeiste, 
das in diesem Parlament gesagt wird, leider dazu dient, 
einfach ein paar Tore zu schießen.

(Martin Schulz [SPD]: Manche schießen Ei-
gentore!)

Man muss aber fairerweise auch sagen, dass sich jeder 
Abgeordnete selbstverständlich immer vor die Demokra-
tie stellen und sich für diese einsetzen muss. 

(Marianne Schieder [SPD]: Mancher tut es 
aber nicht, scheinbar!)

Ich habe auch volles Verständnis dafür, dass man, wenn 
man so etwas in der Zeitung liest, nachfragt. Das will ich 
gar keinem zur Last legen.

Ich kann Ihnen jetzt sagen  – und daran können Sie 
mich gerne in der Zukunft messen  –: Wenn bei einem 
meiner Mitarbeiter irgendwelche kriminellen oder ver-
fassungsfeindlichen Bestrebungen bekannt werden wür-
den, dann wäre das ein sofortiger Kündigungsgrund. Das 
ist ein Bekenntnis, das ich gerne einmal von den Linken 
oder von den Grünen hören würde.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Ich habe den Sachverhalt eingehend prüfen können – 
ich glaube, genauer als Sie, die hier sitzen – und kann 
Ihnen sagen, dass ich nach gewissenhafter Prüfung zu 
dem Schluss gekommen bin, dass es ziemlich stark da-
nach aussieht, als sei hier aus politischen Gründen Recht 
gebeugt worden. Wenn ich als Bundestagsabgeordneter 
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so etwas feststelle, dann habe ich tätig zu werden, auch 
wenn es unbequem ist.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Christine 
Buchholz [DIE LINKE]: Das ist ja unglaub-
lich! – Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Das ist 
ja wirklich heftig!  – Steffi Lemke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Erst dann hätten Sie 
Anzeige erstattet! – Christine Buchholz [DIE 
LINKE]: Wir wissen mehr, als Sie glauben!)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Jetzt ist Herr Nolte dran. Es gibt dann die Möglichkeit, 

zu reagieren.

Jan Ralf Nolte (AfD): 
Genau. – Ihr Shitstorm hier wird niemals ein Grund 

sein, um einem Mitarbeiter zu kündigen. Wenn ich ir-
gendetwas von Kriminalität oder Ähnlichem hören wür-
de: Sofort. Das ist etwas, was Grüne und Linke so nicht 
von sich behaupten können. Wir werden in diesem Par-
lament noch einmal über dieses Thema sprechen. Dann 
reden wir über Beugung des Rechts durch die Politik.

Eines noch: Stellen Sie sich einmal einen Moment lang 
vor: Das, was ich in meiner Stellungnahme auf Facebook 
geschrieben habe, ist nicht ausgedacht und stimmt. Wenn 
das so ist, dann wird hier gerade ein völlig Unschuldiger 
für den Rest seines Lebens stigmatisiert.

(Christine Buchholz [DIE LINKE]: Das ist 
doch ein Nazi!)

Da wünsche ich mir von Ihnen ein bisschen mehr Verant-
wortungsgefühl.

Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Würden Sie bitte, wenn es geht, stehen bleiben? – Ei-

gentlich müsste die Antwort darauf jetzt Kollege Mieruch 
geben. Da er es aber nicht angesprochen hat, machen wir 
es jetzt anders; das ist eine freie Interpretation. Ich lasse 
diejenigen zur Antwort zu, die es konkret angesprochen 
haben. Das ist zum einen der Kollege Lindner und zum 
anderen die Kollegin Buchholz. – Herr Lindner, bitte.

Dr. Tobias Lindner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank, Frau Präsidentin.  – Vielen Dank, Herr 

Kollege Nolte, für Ihre Einlassungen. Gestatten Sie mir 
drei Bemerkungen. 

Erstens. Meine Mitarbeiter, die in meinem Büro be-
schäftigt und mit Angelegenheiten des Verteidigungs-
ausschusses betraut sind, haben eine Sicherheitsüberprü-
fung. Ich weiß nicht, wie das mit Ihren Mitarbeitern ist. 
Vielleicht hätten Sie dazu etwas sagen sollen.

Zweitens. Wenn Sie hier in diesem Saal über Beugung 
des Rechts sprechen: Ihnen sollte vielleicht so etwas wie 
Gewaltenteilung bekannt sein. Das Ermittlungsverfahren 
gegen Ihren Mitarbeiter wird durch den Generalbundes-
anwalt bzw. durch die Justizbehörden und nicht durch 

das Bundesministerium der Verteidigung geführt. Ich 
sehe dem Ausgang mit Spannung entgegen.

Drittens und letztens. Mein Vertrauen in die Verwal-
tung des Deutschen Bundestages ist so groß, dass ich da-
von überzeugt bin, dass diesem Mitarbeiter nicht ohne 
Grund der Zutritt zu diesen Gebäuden und ein Hausaus-
weis verwehrt worden sind. Ich sage Ihnen eines in aller 
Deutlichkeit: Wenn ich jemanden einstellen wollte, bei 
dem mir die Verwaltung mitteilt, man könne ihm aus 
Sicherheitsgründen keinen Zutritt zu diesen Gebäuden 
gewähren, dann würde ich eine solche Person nicht ein-
stellen, erst recht nicht, wenn ich als Abgeordneter per-
sönlich mit Angelegenheiten des Verteidigungsausschus-
ses, die unsere Sicherheit und die Sicherheit unserer 
Soldatinnen und Soldaten betreffen, befasst bin.

Danke.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP so-
wie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank. – Frau Kollegin Buchholz, bitte auch in 

entsprechender Kürze.

Christine Buchholz (DIE LINKE): 
Herr Nolte, zum einen ermittelt die Bundesanwalt-

schaft. Das ist der erste Punkt. 

Der zweite Punkt ist, dass die Bundestagsverwaltung 
deutlich gemacht hat: Sie gibt diesem Mitarbeiter keinen 
Hausausweis. Das wird seine Gründe haben.

Drittens will ich nur eins sagen: In dem ganzen Kon-
text der Umtriebe um Franco A. und Maximilian T. ist 
deutlich geworden, dass es sich um ein rechtsextremes, 
rassistisches Netzwerk handelt, auch wenn die bisherige 
Klage keinen Erfolg hatte. Das ist ganz klar. Schauen Sie 
in die Arbeit von Franco A., schauen Sie sich die Lis-
te von möglichen Opfern eines Terroranschlags an, die 
erstellt wurde. Was Sie hier machen, ist, sich wegzudu-
cken. Sehen Sie der Realität ins Auge! Die AfD ist in-
zwischen eng verwoben mit der extremen Rechten. Das 
ist die Wahrheit. Sie müssen dazu stehen. Sie haben das 
letztendlich zu verantworten. Darum geht es.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Wir gehen weiter in der Debatte. Nächster Redner: 

Florian Hahn für die CSU/CDU-FC-Bayern-Mün-
chen-Fraktion.

(Zuruf: Buh!)

– Ich kann nichts dafür, ich bin Augsburg.

Florian Hahn (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin, das hätte ich selbst nie gewagt an-

zusprechen. Aber Sie haben schon recht.  – Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zurück zur 
Debatte und zu der Diskussion, die wir hier führen. Sehr 

Jan Ralf Nolte 
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geehrter Herr Wehrbeauftragter Dr.  Bartels, zu Beginn 
darf ich Ihnen und Ihren Mitarbeitern für Ihre beiden 
Jahresberichte und für Ihr Engagement für unsere Sol-
datinnen und Soldaten danken. Ihre Arbeit ist nicht nur 
für uns Parlamentarier wertvoll, um in die Truppe besser 
hineinhören zu können, sondern Sie sind vor allem auch 
als Anlaufstelle für unsere Bundeswehr sehr, sehr wich-
tig. In Ihren beiden Berichten verweisen Sie zu Recht 
auf zahlreiche eklatante Lücken und Mängel, vor allem 
bei Personal und bei Material. Die Mängel und die damit 
einhergehenden Beeinträchtigungen, vor allem im Hei-
matbetrieb und bei den Übungen, möchte niemand hier 
in unseren Reihen bestreiten. Der Rüstungsbericht sowie 
der Bericht zur Einsatzbereitschaft der Hauptwaffensys-
teme, die die Ministerin vorgelegt hat, stellen ebenfalls 
sehr transparent dar, wo dringend nachgesteuert werden 
muss. Lassen Sie mich dazu zwei Dinge sagen. Erstens 
geht es mir um die Verhältnismäßigkeit in der Diskussi-
on um Ausstattungsmängel und zweitens um die Konse-
quenzen, die wir nun dringend ziehen müssen.

Zum ersten Punkt. Ich möchte nichts an der ange-
spannten Lage bei der Bundeswehr schönreden. Die 
Bundeswehr war 25  Jahre lang das Sparschwein der 
Nation. Die Ausgaben für unsere Verteidigung lagen 
1990 noch bei 2,4  Prozent des BIP. Heute sind es nur 
noch 1,2 Prozent. Wir bewegten uns sehr lange in einer 
friedlichen europäischen Nachbarschaft und haben dabei 
die Bündnis- und Landesverteidigung vernachlässigt und 
uns auf Auslandseinsätze konzentriert. Die dramatische 
politische Weltlage hat die Phase der Stabilität spätestens 
seit 2014 beendet; dazu kommt noch die gewachsene 
Verantwortung Deutschlands in der Welt. Wir haben be-
reits reagiert. Die Trendwenden sind eingeleitet. Trotz-
dem ist es mir sehr wichtig, an dieser Stelle zu betonen, 
dass die Bundeswehr keineswegs eine Schrotttruppe ist, 
wie es vor allem die AfD ganz gerne darstellt. Unsere 
Streitkräfte sind für ihre qualifizierte Arbeit bei unseren 
Partnern weltweit hoch angesehen, und man schadet dem 
Ansehen und dem Selbstbewusstsein der Truppe enorm, 
wenn man bestehende Mängel, die vor allem im Übungs-
betrieb zu Hause in Deutschland existieren, dermaßen 
überzeichnet, dass die Menschen, vor allem die Famili-
en der Soldaten, das Gefühl haben: Bei der Bundeswehr 
funktioniert nichts. – Das ist mitnichten der Fall, und es 
muss immer wieder deutlich gesagt werden: Unsere Sol-
datinnen und Soldaten sind für ihre zahlreichen laufen-
den Einsätze sehr gut ausgerüstet, können ihren Auftrag 
allumfassend erfüllen und leisten dabei glänzende Arbeit.

Ich komme zum zweiten Punkt, zu den Konsequen-
zen, die wir aus den Berichten des Wehrbeauftragten zie-
hen müssen. Es ist gut, dass wir gerade jetzt, kurz vor 
den Haushaltsberatungen, über die Ausstattung sprechen. 
Denn eines ist klar: Wenn die Trendwenden nicht finan-
ziell gestützt werden, sind sie das Papier nicht wert, auf 
dem sie geschrieben sind. Wir müssen deshalb endlich 
Konsequenzen ziehen. Bei der Beschreibung der Lage 
und der Forderungen sind wir uns in der Koalition alle 
ja weitgehend einig: Die Welt ist aus den Fugen gera-
ten. Deutschland muss und möchte mehr Verantwortung 
übernehmen und bemüht sich um einen Sitz im UN-Si-
cherheitsrat. Man plant eine Europäische Sicherheits- 
und Verteidigungsunion. Die Bundeswehr soll laut ge-

meinsamem Koalitionsvertrag ein zuverlässiger Partner 
bei der weltweiten Krisenbewältigung sein. Das ist alles 
schön und gut. Dafür müssen wir aber auch bereit sein, 
Geld in die Hand zu nehmen, und zwar mehr Geld als 
bisher geplant.

Ich möchte mich deshalb an unseren Koalitionspart-
ner SPD wenden: Nehmen Sie den Appell des Wehrbe-
auftragten ernst! Er kommt aus Ihren Reihen, und er hat 
recht: Es geht bei der Bundeswehr mitnichten um eine 
gefährliche Rüstungsspirale, wie es in Ihren sicherheits-
politischen Leitgedanken im Wahlkampf formuliert wur-
de, sondern es geht um unsere Bündnis- und unsere Ver-
teidigungsfähigkeit.

Ich sage hier und jetzt: Wenn wir es nicht schaffen, 
überschüssige Finanzmittel im Haushalt für die Vertei-
digung und für die Entwicklungszusammenarbeit be-
reitzustellen, wie wir es gemeinsam festgelegt haben, 
platzt nicht nur ein Versprechen des Koalitionsvertrages, 
sondern es platzt auch die europäische Zusammenarbeit 
im militärischen Bereich. Das deutsch-französische Ab-
kommen des letzten Jahres könnte dann nicht eingehal-
ten werden. Außerdem müssten die deutsch-norwegische 
U‑Boot-Kooperation sowie die enge Zusammenarbeit 
mit den Niederlanden im Bereich der mobilen taktischen 
Kommunikation gekündigt werden. 

Meine Damen und Herren, das wäre ein fatales Signal 
für Europa und würde unserer Glaubwürdigkeit enorm 
schaden. Die nächsten Wochen sind deshalb existenziell, 
nicht nur für unsere Bundeswehr, sondern auch für die 
Verteidigungsfähigkeit Deutschlands und Europas. Las-
sen Sie uns unsere Bundeswehr, unsere Streitkräfte bes-
ser ausstatten! 

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Florian Hahn.  – Nächster Redner: 

Dr. Marcus Faber für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Marcus Faber (FDP): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Meine Damen und Herren! Meine Zeit 
bei der Bundeswehr liegt nun schon 15 Jahre zurück. Ich 
erinnere mich an eine spannende Zeit bei den Panzerpi-
onieren. Um ehrlich zu sein: Es war auch damals schon 
nicht alles Gold, was glänzt. Ich erinnere mich an einen 
Nässeschutz, also die Regenjacke, die auch damals schon 
wenig Nässe draußen, dafür aber viel Hitze drinnen ge-
halten hat.

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Die kenne ich 
auch noch!)

–  Sie kennen sie auch noch, sehr gut.  – Dem Bericht 
des Wehrbeauftragten können Sie ebenfalls Mängel bei 
Material und Ausrüstung entnehmen. Wir müssen fest-
stellen: Es gibt einige davon. Die Ministerin will denen 
mit dem Thema „Trendwenden“ begegnen. Allerdings ist 

Florian Hahn
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von einer Wende bisher herzlich wenig zu spüren. Dazu 
möchte ich Ihnen drei Punkte nennen.

Erstens. Material und Ausrüstung sind häufig eine Ka-
tastrophe. Vieles, was Soldaten zur Verfügung gestellt 
wird, ist einfach nicht zweckmäßig. Es beginnt bei den 
Socken, es geht weiter bei den Stiefeln, und es endet 
leider nicht bei den Schießhandschuhen. Bei Letzteren 
sind die bereitgestellten Stücke schlicht nicht brauchbar. 
Wenn wir die Jahresberichte 2016 und 2017 vergleichen, 
stellen wir daher fest: Das Material ist zwar ein Jahr älter 
geworden, besser ist es leider nicht.

Deswegen komme ich zu: Zweitens. Eine weitere 
wünschenswerte Trendwende wäre der Bürokratieabbau. 
Wenn Dienstort und Wohnort 30  Kilometer oder mehr 
auseinanderliegen, bekommen Soldatinnen und Soldaten 
Trennungsgeld, wie es im öffentlichen Dienst üblich ist. 
Letzte Woche war ich in der Kaserne in Havelberg und 
habe mich mit Soldatinnen und Soldaten unterhalten, die 
einen solchen Anspruch hätten. Derzeit müssen sie, um 
an ihr Trennungsgeld zu kommen, jeden Monat ein For-
mular ausfüllen. Das Einzige, was sich dort jeden Monat 
ändert, ist das Datum. Das ist Irrsinn. Das muss auch ein-
facher gehen.

(Beifall bei der FDP)

Dann wäre drittens noch das liebe Geld an sich. Hier 
erwarten wir einen Trend, und zwar einen Aufwärtstrend.

All die hübschen Ziele, die sich die Ministerin und 
das Verteidigungsministerium gesetzt haben, sind ohne 
die Grundlagen im Haushalt nicht umsetzbar. Das gilt 
insbesondere für die Trendwende Personal. Ein entspre-
chender Mittelaufwuchs ist bisher nicht hinterlegt. Au-
ßerdem gibt es jetzt schon viele offene Stellen bei der 
Bundeswehr. 

Ein Lob zum Ende doch noch, wenn auch nicht an die 
Ministerin. Dafür, dass trotz der genannten Mängel die 
Soldatinnen und Soldaten eine so grandiose Arbeit leis-
ten, gilt ihnen unser größter Respekt und unsere Aner-
kennung, gerade auch aus diesem Haus.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Dr. Thomas de Maizière 
[CDU/CSU])

Meine Damen und Herren, „Trendwende“ klingt 
schick, aber wer sich wenden will, muss sich auch bewe-
gen. Wir Freien Demokraten wollen hier etwas bewegen, 
gerade bei der Bundeswehr. Deswegen sagen wir: Mehr 
Mittel für unsere Bundeswehr, mehr Mittel für funktio-
nierende Streitkräfte, gerade in stürmischen Zeiten. Nur 
das kann das Fazit dieses Berichts sein. Dieses Fazit gilt 
es nun anzugehen. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Dr. Faber. – Nächster Redner: Dr. Karl-

Heinz Brunner für die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD)

Dr. Karl-Heinz Brunner (SPD): 
Liebe Frau Präsidentin! Sehr verehrter, lieber Herr 

Wehrbeauftragter Hans-Peter Bartels! Frau Ministerin 
von der Leyen, als wir vor etwas mehr als vier Jahren, 
2013, das erste Mal aufeinandertrafen, ging es auch um 
den Bericht des Wehrbeauftragten. Manchmal hat man 
das Gefühl eines Déjà-vu, weil es in vielen Bereichen 
nicht so schnell, nicht mit der Geschwindigkeit und In-
tensität vorangeht, wie man es gerne haben würde. Auch 
die heute zu diskutierenden Jahresberichte  2016 und 
2017 des Wehrbeauftragten haben gezeigt, dass es immer 
noch im Bereich der Bewirtschaftung der Bundeswehr 
Mängel gibt; es fehlt an Ecken, es fehlt an Enden, es fehlt 
an Kleidung und vielem anderen mehr.

Wenn man als elfter Redner in diesem Hohen Hause 
zu den beiden Berichten sprechen darf, dann gehört es 
natürlich dazu, sich beim Wehrbeauftragten und seinen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern herzlich zu bedanken, 
nicht nur für das sehr gute Werk, sondern auch dafür, 
dass der Wehrbeauftragte bei der Bearbeitung von über 
2 500 Eingaben, die bei seiner Aufgabe als Ombudsmann 
der Soldatinnen und Soldaten im Mittelpunkt steht, im-
mer ein Auge auf die Gesamttruppe, die Lage der Bun-
deswehr und die Sicherheitsarchitektur unseres Landes 
wirft. Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir sind 
stolz auf unsere Bundeswehr, unsere Parlamentsarmee. 
Die Soldatinnen und Soldaten in unserem Land  – das 
möchte ich sagen – leisten eine tolle Arbeit. Wenn es in 
Einzelfällen einmal nicht funktioniert, dann ist das nur 
menschlich; es sind Einzelfälle. Die Mehrheit unserer 
Soldatinnen und Soldaten macht einen tollen Job, eine 
gute Arbeit. Dafür muss man ihnen auch in diesem Ho-
hen Hause Danke sagen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP)

Liebe Mitglieder des Gremiums, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, die Soldatinnen und Soldaten, 
die Reservistinnen und Reservisten in diesem Land, die 
eine tolle Arbeit leisten, wollen aber oft mehr als nur eine 
gute Ausrüstung, mehr als gutes Material, mehr als po-
litische Anerkennung. Sie wollen auch wissen, welchen 
Auftrag sie haben. Sie, Frau Ministerin, haben in Ihren 
Ausführungen von der Auftragserfüllung gesprochen. 
Richtig, die Auftragserfüllung steht im Mittelpunkt; alle 
Soldatinnen und Soldaten folgen dem Gedanken, ihren 
Auftrag für unser Land, für Deutschland, zu erfüllen. In-
sofern bin ich etwas enttäuscht – aber als Politiker darf 
man nicht enttäuscht sein, sondern muss sich freuen, 
wenn es vorangeht –, dass wir im Weißbuchprozess, der 
sich sehr gut angelassen hat, aber ein interner Prozess der 
Bundesregierung geblieben ist, ein Stück weit bei etwas 
zurückgeblieben sind, was dieses Land, die Bundesrepu-
blik Deutschland, nach nunmehr fast 70 Jahren benötigt. 
Wir bekommen in den nächsten Tagen den Entwurf der 
Konzeption der Bundeswehr. Ich denke und erwarte, dass 
das ebenfalls ein gutes Papier ist, das die Bundeswehr 
von innen und außen beleuchtet. Was wir in diesem Land 
aber nicht haben, ist die Verknüpfung des Weißbuchs mit 
der Konzeption der Bundeswehr, den Vorgaben des Ko-
alitionsvertrages und der Debatte in unserer Gesellschaft 
im Sinne einer nationalen Sicherheitsstrategie. 

Dr. Marcus Faber 
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Folgende Fragen stellen sich in unserem Land: Wel-
chen Auftrag stellen wir unserer Bundeswehr, unserer 
Parlamentsarmee? Was erwarten wir von dieser Par-
lamentsarmee? Erwarten wir eine gute Landesvertei-
digung? Selbstverständlich tun wir das. Erwarten wir 
Bündnisverteidigung und Bündniseinbringung? Jawohl. 
Erwarten wir eine gute Kriseneinsatzarmee? Ebenfalls. 
Wollen wir eine gute Einbindung in die Europäische Uni-
on? Welche Gefährdungslage in Europa und für unser 
Land steht für uns im Mittelpunkt? Ist es allein die kine-
tische Gefährdung, oder sind es auch die Bedrohungen 
im Cyberbereich, im Bereich des Weltraums, im Bereich 
unserer Energieversorgung, der Wasserversorgung und 
der Infrastruktur? Ich halte das für viel bedeutender.

All diese Fragen ganzheitlich zu betrachten, sie in den 
Referaten und vor allem in den Ministerien übergreifend 
zu beraten und eine Konzeption, eine Sicherheitsstrategie 
dieses Parlaments zu erarbeiten, wäre ein guter Ansatz, 
der jetzt  – nach dem Weißbuch, dem Koalitionsvertrag 
und der Konzeption der Bundeswehr  – fortentwickelt 
werden sollte, damit wir, das Parlament, der Vertreter 
des Souveräns, unseren Soldatinnen und Soldaten einen 
Auftrag geben können, ihnen sagen können, was wir von 
ihnen erwarten, und dafür sorgen können, dass sie diesen 
Auftrag erfüllen können. Ich bin mir darüber im Klaren: 
Das können die Soldatinnen und Soldaten, das können 
die Reservistinnen und Reservisten, das können unsere 
Frauen und Männer; da bin ich zuversichtlich.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Karl-Heinz Brunner.  – Das Wort zu 

seiner ersten Rede im Deutschen Bundestag hat Jens 
Lehmann.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Da fällt mir wieder Fußball ein. Aber es ist Jens Lehmann 
von der CDU/CSU-Fraktion.

Jens Lehmann (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Da mein Fraktionskollege Hahn mit seinem Bundesliga-
verein begrüßt worden ist, möchte ich darauf hinweisen, 
dass auch wir in Leipzig einen Bundesligaverein haben. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Ja.

Jens Lehmann (CDU/CSU): 
Jetzt zur Sache.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Der Jahresbericht des Wehrbeauftragten des Bundesta-
ges – das hört sich für viele Menschen nach einer tro-
ckenen Materie an. Dahinter verbergen sich jedoch nicht 
weniger als der Zustand der Bundeswehr und die persön-

lichen Anliegen der deutschen Soldatinnen und Soldaten. 
Sie leisten ihren Dienst für die Sicherheit Deutschlands 
sowie für Frieden und Freiheit weltweit unter Einsatz 
von Leib und Leben. Dies ist eben kein Beruf wie jeder 
andere. 

Der Bericht des Wehrbeauftragten ist Gradmesser 
für zweierlei Dinge: erstens, ob es uns gelungen ist, für 
zeitgemäße Rahmenbedingungen und bestmögliche Aus-
stattung beim Dienst in der Bundeswehr zu sorgen, und 
zweitens, ob sich unsere Soldaten mit ihren Sorgen ernst 
genommen fühlen; eine Kombination also aus Erfolgs-
kontrolle und Stimmungsbarometer. 

Bei allen Problemen hinsichtlich Personal und Ma-
terial: Die überwiegend negative öffentliche Bewertung 
der Berichtsergebnisse übersieht erstens grundlegende 
Zusammenhänge und zweitens längst ergriffene Maß-
nahmen der Bundesministerin der Verteidigung, um Ab-
hilfe zu schaffen. Jahrzehntelang wurden Ausrüstung und 
Material auf 70  Prozent Einsatzbereitschaft reduziert. 
Die Trendwenden Material, Personal und Budget sind 
nun eingeleitet, können aber selbstverständlich nicht von 
heute auf morgen wirksam werden. Es gibt also beileibe 
keinen Grund, den beschrittenen Weg in Bausch und Bo-
gen zu verdammen. 

Die vom Wehrbeauftragten geforderte „Trendwende 
Tempo“ halte ich bei den gegebenen Rahmenbedingun-
gen für Augenwischerei. 

(Zuruf von der SPD: Was?)

Die Forderung des Wehrbeauftragten nach einer „Trend-
wende Mentalität“ teile ich dagegen, wenn auch diffe-
renziert; denn auch hier gibt es bereits nennenswerte 
Fortschritte. Wieso sage ich das? – Die Zahl der auf dem 
Dienstweg gemeldeten „meldepflichtigen Ereignisse“ ist 
erheblich gestiegen. Vorrangig geht es um Rechtsextre-
mismus, sexuelle Belästigung und unangemessenes Füh-
rungsverhalten. Grund hierfür ist eine fortschreitende 
Sensibilisierung für das, was sein darf und was nicht sein 
darf. Diese Entwicklung ist mehr als zu begrüßen. Sie 
ist ein Beleg dafür, dass die Bundeswehr „im Heute“, in 
unserer freiheitlichen Gesellschaft fest verankert ist. Ich 
sage: Das ist maßgeblich auf die Initiative der Ministerin 
zurückzuführen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Bei der Vielzahl von Herausforderungen, denen sich die 
Bundeswehr gerade bei den Hauptwaffensystemen stel-
len muss, wird dies oft in der öffentlichen Debatte über-
sehen. 

Generell halte ich es für geboten, die politische Bil-
dung in den Streitkräften weiter zu stärken. Die Bundes-
wehr vertritt unseren Staat und steht für dessen Werte ein. 
Dies müssen Zeit- und Berufssoldaten verinnerlichen. 
Rechts- und Linksextremismus, Frauen- und Judenfeind-
lichkeit oder Homophobie haben in einer demokratischen 
Armee keinen Platz. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ich würde mir wünschen, 
dass die oft zu Unrecht kritisch dargestellten Fakten zum 

Dr. Karl-Heinz Brunner
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Zustand der Bundeswehr endlich ausgewogen dargestellt 
werden. Unsere Soldaten arbeiten sehr hart. Sie setzen 
ihr Leben für unser Land ein. Sie verdienen Respekt und 
Anerkennung. Deshalb dürfen wir nicht hinnehmen, dass 
sich in der Öffentlichkeit ein negatives Bild der Truppe 
verfestigt. Zugleich ist die vom Wehrbeauftragten ange-
stoßene Debatte sehr wichtig. Genau betrachtet, bestätigt 
sein Bericht die Bedeutung der Trendwenden und damit 
die Politik der Union. Ich stimme Ihnen zu, dass diese 
konsequent und zügig umgesetzt werden müssen, gerade 
mit Blick auf die Bündnisverpflichtungen. 

(Marianne Schieder [SPD]: „Koalition“ woll-
ten Sie sagen, oder?)

– Ja. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU – Beifall bei der 
SPD – Florian Hahn [CDU/CSU], an die SPD 
gewandt: Wird schon!)

Auch.

Der Wehrbeauftragte rügt, dass bei der „Trendwende 
Personal“ und der „Trendwende Material“ noch keine 
ausreichenden Fortschritte erzielt worden sind. Dass Per-
sonalaufbau und Rekrutierung Zeit benötigen und dass 
die Bundeswehr sich im Wettbewerb um Fachkräfte be-
findet, sollte jedoch auch jedem klar sein. Für moderne 
Technologien brauchen wir gut ausgebildetes Personal. 
Das fällt nicht vom Himmel. Gleiches gilt für den Be-
reich Material. Jahre des Abbaus und Sparens können 
nicht über Nacht wiedergutgemacht werden.

Auch an einem anderen Punkt bestätigt der Bericht die 
Politik der – Koalition.

(Beifall bei der SPD – Marianne Schieder 
[SPD]: Sehr gut!)

Zu Recht mahnt dieser stärkere Investitionen in die Bun-
deswehr an. Gesellschaft und Politik müssen erkennen, 
dass sie mehr Geld für die Verteidigung bereitstellen 
müssen. Um die Einsatzfähigkeit der Bundeswehr auf-
rechtzuerhalten, müssen wir deutlich mehr investieren. 
Das gilt auch für die Gewinnung und Ausbildung von 
Personal. Ganz und gar kein Verständnis habe ich für 
jene, die sich Zeit ihres Lebens gegen höhere Ausgaben 
für Verteidigung gesträubt haben und nun mit Häme der 
Bundeswehr Mängel bescheinigen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, lassen Sie es mich so for-
mulieren: Vor uns liegt kein Sprint, sondern die Fortset-
zung eines Marathons. Es gilt, den stetig wachsenden 
Anforderungen der Truppe gerecht zu werden – natürlich 
mit höchstmöglichem Tempo. Heute sind wir dank der 
Initiative der Ministerin auf einem sehr guten Weg. Das 
muss deutlich gesagt werden.

Schließen möchte ich mit einem Dank an den Wehr-
beauftragten und seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
für die geleistete Arbeit. Herzlichen Dank auch an die 
Soldaten, die Eingaben geschrieben haben. Zögern Sie 
auch weiterhin nicht, Ihre Anliegen zu formulieren. Da-
mit helfen Sie uns, unsere Arbeit zu tun – für das Wohl 

aller Soldatinnen und Soldaten und für die Sicherheit un-
seres Landes.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Jens Lehmann. – Damit schließe ich die-

se Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache  19/700 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Jetzt kommt die rhe-
torische Frage: Sie sind damit einverstanden? – Das war 
ja eine rhetorische Frage, dann brauche ich auch nicht auf 
eine Antwort zu warten. Das ist klar: Sie sind einverstan-
den. Dann ist die Überweisung so beschlossen.

Wir kommen zu der Beschlussempfehlung des Vertei-
digungsausschusses zum Jahresbericht  2016 des Wehr-
beauftragten. Der Ausschuss empfiehlt, in Kenntnis der 
Unterrichtung eine Entschließung anzunehmen. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung?  – Wer stimmt 
dagegen?  – Wer enthält sich?  – Die Beschlussempfeh-
lung ist angenommen. Zugestimmt haben CDU/CSU, 
SPD, FDP, AfD und Bündnis 90/Die Grünen. Enthalten 
hat sich die Fraktion der Linken. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8 auf:
	 Beratung des Antrags der Bundesregierung 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkräfte an der durch die Europäi-
sche Union geführten EU NAVFOR Somalia 
Operation Atalanta zur Bekämpfung der Pi-
raterie vor der Küste Somalias
Drucksache 19/1596 	
Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38  Minuten vorgesehen.  – Auch dazu 
höre und sehe ich keinen Widerspruch.

Ich warte, bis Ruhe eingekehrt ist und die Kolleginnen 
und Kollegen Platz genommen haben.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Staats-
minister Michael Roth für die Bundesregierung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Guten Tag, Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir beraten heute eine Mission, die bereits seit 
November 2008 den Seeverkehr am Horn von Afrika si-
chert. Die Europäische Union engagiert sich hier außen- 
und sicherheitspolitisch. Hauptaufgabe der Operation 
Atalanta ist der Schutz der Nahrungsmitteltransporte des 
Welternährungsprogramms der Vereinten Nationen. Die-

Jens Lehmann 



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 26 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 19 . April 20182378

(A) (C)

(B) (D)

se Hilfe, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist nach wie 
vor überlebenswichtig für viele Menschen.

Genau diesen Auftrag, an dem auch deutsche Solda-
tinnen und Soldaten beteiligt sind, erfüllt die Mission zu 
100 Prozent. Seit Bestehen von Atalanta ist kein einziger 
Transport des Welternährungsprogramms in die Hände 
von Piraten gefallen. Diese Bilanz kann sich wirklich se-
hen lassen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP)

Ganz konkret haben wir seit Beginn der Operation 
vor fast zehn Jahren 1 000 Schiffsladungen des Welter-
nährungsprogramms unter den wachsamen Augen von 
Atalanta sicher in ihren Bestimmungshäfen ankommen 
lassen. Dabei wurden insgesamt 1,7  Millionen Tonnen 
Nahrungsmittel ans Ziel gebracht, um notleidenden Men-
schen in Somalia zu helfen, aber eben auch in Äthiopien, 
in Dschibuti, im Südsudan und im Jemen. Diese Zahlen 
sprechen aus Sicht der Bundesregierung für sich. Atalan-
ta ist eine Erfolgsgeschichte.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Die Piraterie, eines der schlimmsten Übel in dieser Re-
gion, konnte weitestgehend zurückgedrängt werden. Für 
ein paar Jahre, von 2014 bis 2017, sah es sogar so aus, als 
sei sie vollständig besiegt. Ich erinnere mich noch gut: 
Im vergangenen Jahr haben wir hier im Bundestag da-
rüber diskutiert, ob wir die Operation Atalanta nicht als-
bald beenden könnten. Leider ist es für eine endgültige 
Entwarnung aber noch zu früh. Seit Frühjahr 2017 hat es 
wieder vereinzelte Angriffe von Piraten auf kommerziel-
le Schiffe gegeben. Glücklicherweise konnten diese An-
griffe allesamt erfolgreich abgewehrt werden und, was 
mindestens genauso wichtig ist, die Piraten vor Gericht 
gestellt werden. Aber es bleibt gefährlich. Am 18. No-
vember letzten Jahres wurden vor der Küste Somalias 
gleich zwei Schiffe an einem einzigen Tag nacheinander 
angegriffen. Der Operation Atalanta gelang es, die Pira-
ten festzunehmen. Ihnen wird nun auf den Seychellen der 
Prozess gemacht.

Dieses eine Beispiel unterstreicht die Bedeutung von 
Atalanta gleich doppelt.

Erstens. Nur der gemeinsame Einsatz von europä-
ischen Fähigkeiten führt zum Erfolg. An dieser Opera-
tion sind 18  Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
beteiligt, darüber hinaus Serbien und Montenegro als 
Beitrittskandidaten. Die Leitstelle in Großbritannien, ein 
spanisches Aufklärungsflugzeug und eine italienische 
Fregatte arbeiten hier Hand in Hand. Saisonal hilft auch 
ein deutscher Seefernaufklärer, der zum Einsatz kommt. 
Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist echtes europä-
isches Teamspiel. Das zeigt, dass wir gemeinsam in der 
Europäischen Union viel mehr erreichen, als wenn wir 
uns rein nationalstaatlich engagieren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Zweitens möchte ich die Frage der Rechtsstaatlichkeit 
hervorheben: Was wird eigentlich aus den Piraten? Nur 
dadurch, dass Atalanta im Namen der Europäischen Uni-
on mit den Anrainerstaaten rechtliche Übereinkommen 

abgeschlossen hat, kann den Piraten ein rechtsstaatlicher 
Prozess gemacht werden. Seit Bestehen der Operation 
wurden 166 Verdächtige von EU NAVFOR Atalanta an 
die Justizbehörden überstellt.

Diese Erfolge müssen wir bewahren.

(Beifall bei der SPD)

Der Golf von Aden ist die Haupthandelsroute zwischen 
Europa, der europäischen Halbinsel und Asien. Stabilität 
am Horn von Afrika und freie Seewege sind also auch für 
uns hier in Deutschland von großer Bedeutung. Das ha-
ben auch andere Staaten, die sich unter ganz anderen Vo-
raussetzungen ebenso engagieren, inzwischen erkannt. 
Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate 
haben ihre militärische Präsenz am Roten Meer und am 
Horn von Afrika ausgeweitet, die Türkei ebenfalls. China 
hat vergangenes Jahr seinen ersten ausländischen Mili-
tärstützpunkt in Dschibuti eröffnet. Der Unterschied ist 
aber ein ganz entscheidender: Die Europäische Union 
übernimmt auf Grundlage gemeinsamer demokratischer 
Werte außenpolitische Verantwortung. Das kann man 
von den anderen Staaten, die sich dort engagieren, nicht 
unbedingt und automatisch sagen. Deshalb spielen wir 
vor Ort eine stabilisierende Rolle, und wir engagieren 
uns umfassend.

Wir beraten heute hier im Bundestag zwar nur die 
militärische, sicherheitspolitische Komponente, aber 
selbstverständlich engagieren wir uns vor Ort auch di-
plomatisch, entwicklungspolitisch und vor allem auch 
humanitär. Das machen wir auch ganz konkret, und wir 
werden sicherlich auch in den Haushaltsberatungen noch 
einmal darüber streiten und diskutieren.

Wie Sie wissen, haben wir die deutsche Beteiligung 
an der Ausbildungsmission EUTM Somalia Ende März 
dieses Jahres nach acht Jahren im Einsatz beendet. Im 
Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik beteiligt sich die EU neben der Operation 
Atalanta weiter an der zivilen Mission EUCAP Somalia, 
die mit rein zivilen Mitteln helfen soll, die maritime Si-
cherheit zu stärken.

Gerade diese zivile Mission, an der sich Deutschland 
ebenso personell beteiligt, macht große Fortschritte. Die 
Neuausrichtung, auf die wir sehr stark gedrängt haben, 
zeigt erste Erfolge. Die Ausbildung der Hafenpolizei in 
Mogadischu schreitet voran. Das zeigt sich unter ande-
rem an den regelmäßigen Patrouillen, die zwischenzeit-
lich durchgeführt werden. 

Das sind zugegebenermaßen kleine Schritte, aber wir 
reden und streiten hier ja auch über viele Einsätze, und 
ich finde, das sind zumindest Schritte, die in die richti-
ge Richtung weisen. Ich will das durchaus selbstbewusst 
formulieren: Die EU macht das Leben vieler Menschen 
in Somalia sicherer, und darauf kommt es angesichts der 
Tragödien, die sich dort in dieser Region abspielen, vor 
allem an.

Hier liegt in Somalia die größte Bewährungspro-
be: Wir haben es dort mit völlig instabilen staatlichen 
Strukturen zu tun. Diese Fragilität befördert kriminelle 
Netzwerke, die nicht nur für die Piraterie verantwortlich 
sind, sondern auch für andere schlimmste Formen orga-

Staatsminister Michael Roth (Heringen)
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nisierter Kriminalität, wie Menschenhandel und Waffen-
schmuggel.

Die Kritikerinnen und Kritiker – auch hier im Haus – 
haben sicherlich in einem Punkt recht: Die Gesamtlage 
am Horn von Afrika bleibt schwierig. Gerade weil sie 
so schwierig ist, bleibt die Mission Atalanta so wichtig 
für unser Engagement für Frieden und Sicherheit in der 
Region, und deshalb bitte ich Sie, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, namens der Bundesregierung um Verlänge-
rung der Mission Atalanta. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Michael Roth. – Nächster Redner: Jan 

Nolte für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Jan Ralf Nolte (AfD): 
Frau Präsidentin! Die Beweglichkeit humanitärer Hil-

fe ist natürlich ein wichtiger Aspekt der Atalanta-Mis-
sion. Deutschland ist aber auch Exportnation, und der 
Umfang des Staatshaushaltes, mit dem wir hier arbeiten, 
hängt natürlich ganz wesentlich von unseren Exporten 
ab. Deswegen ist es unsere Pflicht, hier die Vorausset-
zungen für eine ungefährliche und reibungslose Export-
wirtschaft zu schaffen.

Fast jeder vierte Arbeitsplatz hängt von der Export-
wirtschaft ab. Diese Exporte finden, ausgehend von dem 
Gewicht, zu 90  Prozent auf dem Wasser statt. Sichere 
Handelswege zur See liegen also klar in unserem Inte-
resse.

(Martin Schulz [SPD]: Na bitte!)

Der Suezkanal, dessen Zugang zeitweise von Piraten 
heimgesucht wurde, verkürzt den Seeweg von Euro-
pa nach Asien um 7  000  Kilometer. 2016 gingen rund 
18 Prozent unserer Exporte nach Asien. Im vergangenen 
Jahr betrug das Handelsvolumen mit der Asien-Pazi-
fik-Region rund 356 Milliarden Euro.

Atalanta ist aber nicht nur der Wirtschaft wegen sinn-
voll, sondern vor allem auch, um zu verhindern, dass 
deutsche Staatsbürger in die Hände von Piraten fallen. Es 
sind Einsätze wie dieser, zu deren Gunsten wir uns von 
außenpolitischen Abenteuern mit diffusen Missionszie-
len zurückziehen müssen. Ein begrenzender Faktor für 
unsere Einsätze ist die prekäre Material- und Personalla-
ge der Bundeswehr; denn selbst wenn wir endlich einen 
Maßstab der Vernunft anlegen und unsinnige Einsätze 
streichen würden, zeichnet sich für die Zukunft doch ein 
gewaltiges Aufgabenspektrum – gerade für die Marine – 
ab. 

Bis 2050 rechnet man mit bis zu 800 Millionen Afrika-
nern mit dem Migrationsziel Europa. Die Zerschlagung 
von Schleppernetzwerken wird also noch lange Auftrag 
der Marine sein müssen. Während wir die Piraterie vor 
Somalia in den Griff bekommen haben, ist sie doch ins-

gesamt gestiegen: in den ersten drei Monaten dieses Jah-
res um 50 Prozent im Vergleich zum Vorjahr, jetzt mit 
dem Schwerpunkt Westafrika.

Was sollten wir eigentlich tun, wenn auch hier in 
Zukunft militärischer Schutz erforderlich sein sollte? 
Die Abschaffung der Wehrpflicht und fahrlässig massi-
ve Sparmaßnahmen haben der gesamten Bundeswehr 
schwer zugesetzt.

(Beifall bei der AfD)

Wenn die Bundesregierung nicht bald etwas tut, werden 
wir erleben, dass wir Gefahren nicht mehr begegnen kön-
nen. Die Soldaten, die Sie in jeder Plenarrede artig loben, 

(Thomas Hitschler [SPD]: Und Sie beschüt-
zen, Herr Nolte!)

müssen mit dem leben, was hier beschlossen wird. De-
nen, die heute zuschauen, rate ich daher: Schauen Sie 
sich die Haushaltsdebatte an! Da werden Sie sehen, was 
Sie der Regierung wert sind. 

Was die Personalsituation angeht, so freue ich mich 
natürlich darüber, dass Teile der CDU die Wiedereinfüh-
rung der Wehrpflicht fordern. Da zur selben Zeit andere 
Teile der CDU aber über eine Koalition mit der Linken 
nachdenken, mache ich mir erst einmal wenig Hoffnung.

(Beifall bei der AfD – Marianne Schieder 
[SPD]: Solange sie nicht die AfD anstreben!)

Das Konzept des Atalanta-Einsatzes war eindeutig 
erfolgreich. Die Zahl der Piraterievorfälle ist massiv 
gesunken. Da sich die Umstände in Somalia nicht we-
sentlich geändert haben, muss dies auch auf den Einsatz 
unserer Streitkräfte zurückgeführt werden. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Oh Mann!)

Dass fünf Piraten, die ein deutsches Schiff mit Panzer-
fäusten und Sturmgewehren angriffen, auf Steuerzahler-
kosten nun frei in Hamburg leben und nicht abgeschoben 
werden können, verdeutlicht übrigens ein weiteres Mal, 
wie hilflos unser Staat dem Migrationsgeschehen gegen-
übersteht.

(Beifall bei der AfD)

Die Seehandelswege und die Unversehrtheit deut-
scher Staatsbürger gegen Kriminelle zu verteidigen, ist 
ein Ziel, das den Einsatz der Bundeswehr rechtfertigt. 
Wir stimmen daher der Überweisung und auch in der Sa-
che zu.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank.  – Nächster Redner in der Debatte: 

Dr.  Peter Tauber, Parlamentarischer Staatssekretär, für 
die Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Staatsminister Michael Roth (Heringen)
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Dr. Peter Tauber, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin der Verteidigung: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen! Meine 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will doch 
versuchen, etwas stärker auf den Einsatz und die Mission 
selbst einzugehen. Denn ich glaube, es gibt viele Punkte, 
die einer näheren Betrachtung in der Debatte lohnen; der 
Staatsminister Roth hat ja auf einige schon hingewiesen. 

Unsere Bundeswehr ist inzwischen zehn Jahre erfolg-
reich an der von der Europäischen Union geführten Ope-
ration Atalanta beteiligt. Mit unserem Engagement tra-
gen wir zu sicheren Seeverbindungen rund ums Horn von 
Afrika bei. Durch unseren Einsatz ist es in der Tat – das 
wird ja von niemandem bestritten – in den letzten Jahren 
gelungen, die Piraterie erfolgreich zu bekämpfen. 

Wir gewähren damit den Schiffen des Welternährungs-
programms und auch der Mission der Afrikanischen 
Union in Somalia Schutz. Diesen Schutz brauchen diese 
Schiffe nach wie vor dringend. 6 Millionen Menschen in 
Somalia sind von diesen Lebensmittellieferungen unmit-
telbar abhängig. Allein das begründet schon die Fortfüh-
rung dieser Mission, wie ich persönlich finde; denn sie ist 
im wahrsten Sinne des Wortes überlebenswichtig.

Die Operation ist darüber hinaus Teil des vernetzten 
Ansatzes. Ressortübergreifend und im Zusammenspiel 
mit anderen europäischen und internationalen Partnern 
trägt unsere Bundeswehr maßgeblich zu Stabilität und 
Frieden in der Region bei. Unsere Soldatinnen und Sol-
daten der Operation Atalanta beteiligen sich vor allem 
durch Seefernaufklärung, logistische und sanitätsdienst-
liche Unterstützung und Unterstützung des Führungsper-
sonals.

Für ihren unermüdlichen Einsatz, für ihr Engagement 
an der Operation möchte ich unseren Soldatinnen und 
Soldaten hier und jetzt ein herzliches Dankeschön sagen. 
Vielen Dank! Ich finde, das kann man nicht oft genug 
tun.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Herr Dr. Tauber, erlauben Sie eine Zwischenfrage oder 

-bemerkung von Frau Hänsel?

Dr. Peter Tauber, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin der Verteidigung: 

Nein, jetzt nicht. 

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Das ist 
aber schwach! Text auswendig gelernt?)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Nein, das ist sein Recht. Er kann Ja oder Nein sagen. 

Vorsicht!

Dr. Peter Tauber, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin der Verteidigung: 

Herr Neu, ich bin heute aufgrund des schönen Wet-
ters so milde gestimmt, dass selbst Sie es nicht schaffen, 
mich zu provozieren. Da müssen Sie noch eine Schippe 
drauflegen.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der SPD)

Trotz aller Erfolge dürfen wir aber nicht übersehen – 
ich sagte es bereits –: Die Lage am Horn von Afrika ist 
weiterhin instabil. Die Entführung eines Öltankers im 
vergangenen Jahr und der Angriff am 8. April auf einen 
für eine deutsche Reederei fahrenden Öltanker zeigen 
das deutlich. Das zeigt auch: Unser Engagement wird 
weiterhin gebraucht.

Die sicheren Seeverbindungen sind unerlässlich, und 
zwar nicht nur für das Welternährungsprogramm, son-
dern auch generell zur Sicherung von freien Seewegen, 
von Handelswegen weltweit. Daran haben wir Deutsche 
bzw. wir in Europa ein gemeinsames Interesse.

Unser militärisches Engagement im Rahmen der Ope-
ration Atalanta ist also Teil des vernetzten Ansatzes und 
eine Rückversicherung zur See. Sie ergänzt unsere um-
fassenden Stabilisierungsmaßnahmen an Land sowie im 
angrenzenden Küstenmeer. Auch darauf ist der Staatsmi-
nister schon eingegangen. Gemeinsam mit unseren eu-
ropäischen Partnern setzen wir uns für die Stärkung der 
zivilgesellschaftlichen staatlichen Strukturen in Somalia 
ein, um auch dort eine wirtschaftliche Entwicklung zu 
ermöglichen. Denn ganz klar ist: Mit der Bekämpfung 
der Piraterie beseitigen wir nicht zwingend die Ursachen 
der Piraterie. Das darf man nicht aus dem Blick verlieren, 
wenngleich wir hier über einen Einsatz der Bundeswehr 
reden.

In den letzten zehn Jahren hat die Europäische Union 
allein über 1 Milliarde Euro in den Wiederaufbau und die 
Stabilisierung Somalias investiert. Dieses Engagement 
bleibt wichtig.

Darüber hinaus arbeiten wir in der Europäischen Uni-
on gemeinsam an einer neuen Strategie für unsere zu-
künftige Unterstützung am Horn von Afrika, die bis Ende 
des Jahres 2020 umgesetzt werden soll. Dabei ist wich-
tig, das Erreichte zu konsolidieren und eine Entscheidung 
über die zukünftige maritime Präsenz der Europäischen 
Union in diesem Raum zu treffen.

Mit einer inhaltlich unveränderten Fortsetzung unse-
rer Beteiligung an Atalanta um ein Jahr können wir wei-
terhin einen wertvollen Beitrag am Horn von Afrika leis-
ten. Noch braucht Somalia unsere Unterstützung auf dem 
Weg zu Frieden und Stabilität. Atalanta ist und bleibt 
hierfür ein richtiger und wichtiger Baustein. Deswegen 
bitte ich Sie um Ihre Unterstützung für die Fortführung 
des Mandats.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Dr. Tauber. – Nächster Redner: Christian 

Sauter für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Christian Sauter (FDP): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Seit 2012 gelingt es Piraten vor Somalia 
kaum noch, Schiffe aufzubringen, Lösegeld zu erpressen, 
von einigen wenigen gescheiterten Versuchen abgesehen. 
Das ist ein eindeutiger Erfolg der Operation Atalanta. Es 
ist auch ein Erfolg der Reeder. Sie haben investiert und 
ihre Verfahren verbessert. 

Die vor diesem Hintergrund 2016 auf europäischer 
Ebene erfolgte strategische Überprüfung der Operation 
ergab, dass die beteiligten Länder ihre Einsatzbeteiligung 
reduzieren können. Insbesondere die Ausrichtung auf 
einsatzintensivere Zeiten zwischen den Monsunperioden 
hat sich als sinnvoll erwiesen. Die Absenkung der Man-
datsobergrenze von 1 400 auf 950 und dann 600 Soldaten 
ist folgerichtig und der richtige Schritt gewesen.

Das Einsatzumfeld hat sich – neben der Abnahme der 
Piraterie – in einem weiteren Aspekt geändert: Der Krieg 
im Jemen schafft zusätzliche Unsicherheit in den Ge-
wässern am Horn von Afrika. Anschläge bzw. Angriffe 
lokaler Milizen auf Schiffe der saudi-arabischgeführten 
Koalition schaffen eine zusätzliche Bedrohung für die 
internationale Seeschifffahrt. Dies sind zwei Begeben-
heiten, die die Einsatzgrundlage ändern. Wie sich dies 
künftig auf die Einsatzplanung auswirkt, wird in dem 
Antrag der Bundesregierung noch nicht ganz klar aus-
gesprochen.

Die Änderungen in der Einsatzumgebung  – erfolg-
reiche Bekämpfung der Piraterie und auf der anderen 
Seite mehr Krieg und Bürgerkrieg im direkten Umfeld – 
verlangen eigentlich eine Neuausrichtung des Man-
dats – hier sehe ich noch Klärungsbedarf –, an dem sich 
Deutschland seit zwei Jahren nur noch mit relativ gerin-
gem Einsatz beteiligt: mit einigen Soldaten in Dschibu-
ti zusätzlich zu den Besatzungen der P‑3C „Orion“, die 
aber einen hervorragenden Dienst leisten, wofür ihnen 
unser aller Dank gilt. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die bisherigen Mandatsbegründungen beschreiben 
außerdem regelmäßig, dass, solange keine stabilen staat-
lichen Strukturen in Somalia bestünden, ein weiterer Ein-
satz nötig wäre. Wann dieses Ziel erreicht werden soll, 
ist bisher nicht absehbar. Ich hoffe, dass im Rahmen der 
Ausschussberatungen noch näher auf diese Punkte ein-
gegangen wird.

Der Einsatz steht wie alle Aktivitäten der Bundeswehr 
vor dem Hintergrund der weiterhin schlechten Lage 
der Ausrüstung und Ausstattung. Man wird fast müde, 
es stets zu wiederholen. Denn es war  – Stand Dezem-
ber letzten Jahres – genau eine von fünf P‑3C „Orion“ 
einsatzbereit. Deutschland hat acht Systeme. Fünf da-
von stehen zur Verfügung. Ein System ist einsatzfähig. 
Es wird aktuell im Rahmen von Atalanta eingesetzt. Die 

Frage lautet also: Wie soll sich Deutschland an Einsätzen 
wie Atalanta beteiligen, wenn das letzte einsatzbereite 
Flugzeug nicht mehr fliegen sollte? Wie soll so dauerhaft 
internationale Verantwortung übernommen werden, die 
in Zukunft auch von Deutschland getragen werden muss? 
Das sind offene Fragen, die einer dem Mandat überge-
ordneten Ebene zuzuordnen sind. 

Der langfristige Rückgang der Zahl der Pirateriefälle 
am Horn von Afrika ist ein großer Erfolg der Operation 
Atalanta. Die Seeraumüberwachung und die internatio-
nale Kooperation schützen wirksam die Seewege und da-
mit auch Deutschlands Interessen, aller Kritik zum Trotz.

Der Überweisung des Antrags der Bundesregierung 
stimmt meine Fraktion zu. Ich freue mich auf die Dis-
kussion.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Christian Sauter.  – Nächste Rednerin: 

Kathrin Vogler für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Kathrin Vogler (DIE LINKE): 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Damen und 

Herren! Kolleginnen und Kollegen! Vor 25  Jahren, am 
21. April 1993, beschloss das Bundeskabinett zum ers-
ten Mal, Soldaten nach Somalia zu entsenden. Am 2. Juli 
1993 stimmte eine Mehrheit aus Union und FDP im Bun-
destag diesem Auslandseinsatz zu. Ich finde, das ist ein 
Anlass, sich einmal anzusehen, wie uns damals diese 
Ausweitung des Auftrags der Bundeswehr schmackhaft 
gemacht werden sollte und was heute aus diesem einen 
ersten Einsatz geworden ist. Apropos „schmackhaft“: Ich 
stand damals gemeinsam mit anderen Friedensaktivisten 
in Bonn vor dem Bundeskanzleramt. Neben Schildern 
und Transparenten hatten wir eine symbolische Salami 
dabei, um darauf hinzuweisen, dass die Bevölkerung 
scheibchenweise an eine massive Militarisierung der Au-
ßenpolitik gewöhnt werden sollte. Genauso wie wir Frie-
densbewegte es befürchtet haben, kam es. Es blieb nicht 
bei diesem einen Einsatz. Heutzutage berät der Bundes-
tag beinahe jede Sitzungswoche über Auslandseinsätze.

Es gibt aber auch eine gute Nachricht. Auch nach 
25  Jahren ist die Bevölkerung keineswegs mit diesen 
Auslandseinsätzen einverstanden.

(Beifall bei der LINKEN)

Ihre Salamitaktik hat zwar vielleicht eine gewisse Ge-
wöhnung, aber keinesfalls Zustimmung erzeugen kön-
nen. Das ist ein Erfolg der Friedensbewegung und vieler 
kritischer Geister in diesem Land, die sich kein X für ein 
U vormachen lassen und die sich auch nicht einschüch-
tern lassen.

(Beifall bei der LINKEN)

Mit Einschüchterung und Diffamierung haben Sie es 
schon damals versucht, zum Beispiel Herr Schäuble, den 
ich aus der Bundestagsdebatte von 1993 zitieren möchte:
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Wenn ich mir die Erbärmlichkeit der diesjährigen 
sogenannten Ostermarschierer noch einmal vor Au-
gen führe, muß ich sagen: Etwas Schäbigeres hat es 
in diesem Lande schon lange nicht mehr gegeben.

(Marianne Schieder [SPD]: Was haben wir 
denn für ein Thema heute, Frau Kollegin?)

So Herr Schäuble! Wissen Sie, was ich schäbig finde: 
Wenn eine herrschende Elite versucht, den Menschen 
ihren Friedenswillen auszutreiben, um die Profite der 
Rüstungsindustrie zu sichern, und das auch noch als hu-
manitäre Maßnahme verkauft, ist das schäbig.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Fritz 
Felgentreu [SPD]: Zu Somalia, bitte!)

Damals sollten die Soldaten in Somalia englische 
Blauhelme unterstützen. Diese kamen allerdings nie an. 
So verwandelte man den Einsatz rasch in einen Werbe-
feldzug. Wir bekamen gezeigt, wie die Soldaten Brun-
nen, Krankenhäuser und Schulen bauten. Der „Spiegel“ 
schrieb dazu treffend: 

Soldaten, die Hungernde fütterten, Kranke ver-
sorgten, Schwache beschützten  – konnte es eine 
verlockendere Vorstellung geben als die von einem 
gutmütigen Weltgendarmen, der den Bedrängten zu 
Hilfe eilt?

Nicht gezeigt wurde aber, was nach dem Einsatz mit den 
Brunnen, den Schulen und den Krankenhäusern passier-
te.

(Marianne Schieder [SPD]: Sind Sie sicher, 
dass Sie die richtige Rede haben?)

Sie versandeten, sie wurden zerstört oder vermint. Die 
Bundeswehr ist nun einmal keine Entwicklungsorgani-
sation.

(Beifall bei der LINKEN)

Niemals wird von der Regierungsseite ernsthaft darü-
ber diskutiert, was man hätte vielleicht anders machen 
können. Selbst dann, wenn man mit dem militärischen 
Einsatz ganz und gar nicht weiterkommt, wie es in So-
malia der Fall ist, ziehen Sie niemals in Erwägung, dass 
vielleicht der ganze Ansatz falsch sein könnte. Das ist 
der Fehler.

(Beifall bei der LINKEN)

Der siebenmonatige Propagandafeldzug vor 25  Jah-
ren kostete ganze 164 Millionen Euro. Über 17 Milliar-
den Euro haben die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler 
seither für die Auslandseinsätze der Bundeswehr ausge-
geben. Da frage ich Sie: Ist die Welt dadurch sicherer, 
friedlicher, gerechter geworden? Ist wenigstens Somalia, 
wo immer noch jedes achte Kind vor dem fünften Le-
bensjahr stirbt, heute ein besserer Ort zum Leben? Das 
können Sie doch nicht ernsthaft behaupten.

(Beifall bei der LINKEN)

Solange die reichen Staaten wie Deutschland sich 
immer wieder dazu entscheiden, mehr in Rüstung und 
Militär als in Bildung, Gesundheit und wirtschaftliche 
Entwicklung zu investieren, solange Heckler & Koch, 
Rheinmetall, Krauss-Maffei Wegmann, Lürssen Werft 

und wie sie alle heißen weiter mit Rüstungsexporten in 
Kriegsgebiete blutige Euros scheffeln können, so lange 
wird Die Linke gegen diesen Irrsinn Widerstand leisten.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Kathrin Vogler.  – Nächster Redner: 

Ottmar von Holtz für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ottmar von Holtz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Die Operation Atalanta hat tatsächlich zwei Seiten: 
Kurzfristig sichert sie die Hilfslieferungen, auf die die 
Menschen in Somalia, aber auch in Äthiopien, im Jemen 
und im Südsudan angewiesen sind;

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Seit zehn Jah-
ren!)

aber mittelfristig hat sie keinen Effekt auf die Ursachen 
der Pirateriekriminalität. Nachdem die Anzahl der Vor-
fälle vor der Küste Somalias in den letzten Jahren sehr 
niedrig war, ist sie im vergangenen Jahr wieder deutlich 
gestiegen. Bislang sind diese Anschläge zwar glimpflich 
verlaufen, aber sie lassen doch schon befürchten, dass es 
schlimmer kommen könnte.

Die Gründe für den erneuten Anstieg der Piraterie 
sind klar: fortdauernde Korruption, schwache staatliche 
Strukturen in Somalia, Einfluss von islamistischen Grup-
pierungen, die Schwemme an Waffen in der Region. Die 
Hungerkrise am Horn von Afrika treibt zusätzlich Men-
schen in die Kriminalität. Vor diesem Hintergrund ist der 
Einsatz der Bundeswehr vor der Küste Somalias genau 
genommen lediglich eine Symptombekämpfung. Es ist 
kein Beitrag für eine nachhaltige Lösung. Man kann jetzt 
zwar sagen: „Ja gut, das ist besser als nichts“, aber dann 
muss es von anderen Maßnahmen flankiert werden und 
Teil einer umfassenden, ganzheitlichen Strategie werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Tauber, Sie haben eine Strategie angesprochen. Sie 
soll bis Ende 2020 stehen; aber bis Ende 2020 ist es tat-
sächlich noch sehr weit hin.

Und dann die Sache mit dem Einsatz an Land. Das 
Mandat sieht Einsätze an Land vor. Die Bundeswehr 
dürfte bis zu 2 Kilometer weit im Inland gelegene logis-
tische Einrichtungen der Piraten angreifen. Das ist doch 
keine rein maritime Mission mehr.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES  90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. 
Kathrin Vogler [DIE LINKE])

Das hat auch Eskalationspotenzial. Das ist auch einer 
der Gründe, warum viele meiner Fraktionskolleginnen 
und -kollegen dem Mandat in der Vergangenheit nicht 
zustimmen konnten. Wäre ich Pirat, würde ich meine lo-
gistische Einrichtung 3 Kilometer weit ins Landesinnere 

Kathrin Vogler
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legen. Herr Roth, streichen Sie endlich diesen sinnlosen 
Landeinsatz aus dem Mandatstext.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Thomas Hitschler [SPD]: Gott sei Dank sind 
Sie kein Pirat!)

Fatal für die Gesamtstrategie ist die somalische Auf-
rüstung mit deutschen Waffen. Die Waffen gelangen un-
ter anderem über Lizenzfabriken in Saudi-Arabien und 
im Iran dorthin. Hinzu kommen unendlich viele alte 
Waffen in die Region, zum Beispiel aus den libyschen 
Armeebeständen. Wir müssen endlich mehr dafür tun, 
diese Waffen aus dem Verkehr zu ziehen. Das wäre eine 
nachhaltige und wirksame Maßnahme.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Gegen die Piraterie vor der Küste Somalias braucht 
es eine Strategie zur Bekämpfung der Ursachen, bei-
spielsweise gegen die Raubfischerei in den somalischen 
Gewässern, gegen die illegale Müllverklappung in den 
Fischereigebieten. Vor allem muss der Friedensprozess 
in Somalia vorangetrieben werden. Die Menschen dort 
brauchen eine Lebensperspektive. Das ist das Einzige, 
was wirklich hilft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Die Piraterie kann nicht nur mit militärischen In-
strumenten bekämpft werden. Etwa 7  Millionen Men-
schen – Herr Tauber, Sie sprachen von 6 Millionen; die 
tatsächliche Zahl ist eigentlich unerheblich, es sind sehr 
viele  – leiden an Hunger, die Hälfte der Bevölkerung. 
Wir müssen die Entwicklungszusammenarbeit ausbauen. 
Die bisherigen Projekte sind zwar gut, erreichen aber bei 
weitem nicht genug Leute und werden zusätzlich durch 
Dürre und Hungersnot oftmals zunichtegemacht. Im 
Flüchtlingslager Dadaab im Nachbarland Kenia leben 
250 000 Somalier unter schweren Bedingungen. Dieje-
nigen, die zurückkehren, weil sie es dort nicht aushalten, 
erwartet eine unsichere Zukunft. Wir können doch nicht 
einfach dabei zusehen, wie sich die Rückkehrerinnen und 
Rückkehrer völlig desillusioniert bald nach anderen Ein-
kommensquellen umsehen werden.

Meine Damen und Herren, der Mandatsverlängerung 
sollte man zustimmen, wenn man der Sache mit den unsi-
cheren Wegen für die Hilfsgüter ein besonderes Gewicht 
beimisst. Ich habe aber auch großes Verständnis für alle 
diejenigen, die der Verlängerung nicht zustimmen kön-
nen, weil es an der Gesamtstrategie fehlt und das Mandat 
nicht zur Bekämpfung der Ursachen der Piraterie bei-
trägt.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Ottmar von Holtz. – Nächster Redner: 

Ingo Gädechens für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ingo Gädechens (CDU/CSU): 
Meine sehr verehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ja, das, was der Staatsminister Roth und 
der Parlamentarische Staatssekretär Tauber hier gesagt 
haben – Atalanta wirkt –, stimmt. Zehn Jahre sind wir im 
Einsatz dort, und es war ein langer Weg. Die Praxis war 
unterschiedlich. Es gab die Entwicklung von Safe Rooms 
auf Handelsschiffen, von sogenannten Schutzräumen. 
Wir mussten mit unseren Boarding-Teams neue Metho-
den entwickeln, die piraterischen Skiffs aufzubringen. 
Wir haben mit der Bundespolizei und der Bundeswehr 
Best Practice zu der Frage entwickelt, wie unsere Han-
delsschiffe, aber auch die internationalen Handelsschiffe 
sich auf dieser Route schützen können.

Es war ein langer Weg, zehn Jahre. Ich habe die Dis-
kussion über das Atalanta-Mandat nahezu von Anbeginn 
begleitet, nicht nur im politischen Raum, sondern mehr-
fach auch vor Ort: in Dschibuti bei den schwimmenden 
und fliegenden Einsatzkräften unserer Bundeswehr.

Wir haben hier leidenschaftlich debattiert. Eigentlich 
vermisse ich in dieser Debatte die Wortmeldung vom 
Kollegen Ströbele aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen – die wird es heute nicht geben –, 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schade!)

in der er mir sagt, wie er es immer getan hat, wir mö-
gen doch die Ursachen der Piraterie bekämpfen, wir 
mögen doch endlich aufpassen, dass nicht irgendwelche 
Fischtrawler die Küste vor Somalia leerfischen und der 
arme somalische Fischer seinen Lebensunterhalt nicht 
bestreiten kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Ich freue mich, dass Sie applaudieren; das ist nämlich 
Bestandteil dieses Mandats. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war aber nicht seine Intention! Da 
sollten Sie nicht Ströbele zitieren!)

Wir observieren das Gebiet mit unserem Seefernaufklä
rer, um genau diese Piraterie, die dort auch von interna-
tionalen Fischtrawlern betrieben wird, zu melden und zu 
bekämpfen, damit der somalische Fischer seine Lebens-
grundlage hat. Bitte teilen Sie das Herrn Ströbele mit, 
falls er jetzt nicht am Fernseher sitzt und meinen Wort-
beitrag genießt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Abschre-
ckung durch militärische Präsenz ist ein Grund dafür, 
dass die Schiffe des Welternährungsprogramms  – auch 
das wurde erwähnt – den Hafen von Mogadischu sicher 
erreichen können. Auch die Zahl ist schon genannt wor-
den: Über 6 Millionen Menschen in Somalia sind auf die-
se humanitäre Hilfe zwingend angewiesen.

Wir sind nicht allein in diesem Einsatz. Nicht nur EU- 
und NATO-Einheiten, sondern auch Einheiten anderer 

Ottmar von Holtz
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Nationen beteiligen sich in diesem Atalanta-Verband, um 
Piraterie einzudämmen.

Meine Damen und Herren, ich sage das jetzt nicht, 
weil das gern mal Applaus einbringt; ich sage das in 
Richtung der Soldaten. Wenn es irgendwo auf der Welt 
knallt oder kriselt, richtet sich der Fokus sehr schnell auf 
diese Region, richtet sich der Fokus darauf: Was macht 
unsere Bundeswehr dort eigentlich? Wenn die sogenann-
te Einsatzrealität, die Einsatzroutine greift, dann ist dieser 
Fokus sehr schnell wieder weg; dann reden wir im politi-
schen Raum manchmal von einem vergessenen Mandat. 
Das Atalanta-Mandat ist im Deutschen Bundestag nicht 
vergessen. Ich sage es nicht, weil es Applaus bringt, son-
dern ich sage es aus vollem Herzen: Ich danke all denen, 
die dort am Horn von Afrika ihren Dienst schon geleistet 
haben, heute leisten und zukünftig leisten werden.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, weil die 
Regierungsvertreter gute Gründe genannt haben und in 
der Debatte diese Gründe auch wiederholt worden sind, 
empfehle ich Ihnen allen, diesem Mandat zuzustimmen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Fritz Felgentreu [SPD])

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Ingo Gädechens.  – Christian Ströbele 

hat sich jetzt sicher gefreut, Ihnen zu lauschen. Ich bin 
mir fast sicher, dass er das wirklich tut. 

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt kommt nicht Ströbele, sondern 
Brandl!)

– Ja, aber er hat ja Christian Ströbele genannt. 

Letzter Redner in der Debatte: Dr.  Reinhard Brandl 
für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Am Ostersamstag, dem 31. März, ist es zum letzten 
Mal passiert: Vor dem Horn von Afrika haben Piraten 
ein Schiff attackiert. Es war ein Rohöltanker aus Libe-
ria. Zwei Skiffs mit hoher Geschwindigkeit versuchten, 
das Schiff zu kapern. Die Mannschaft des Schiffs hat sich 
erfolgreich gewehrt und konnte die Piraten in die Flucht 
schlagen. 

Am 22. Februar lief es ähnlich ab: Ungefähr 1 500 Ki-
lometer südlich  – an der Küste vor Mogadischu  – er-
wischte es einen Tanker aus Singapur, und im November 
war gleich in der Nähe ein Containerschiff aus Panama 
an der Reihe. Auch da hat die Mission Atalanta mit ein-
gegriffen. 

Meine Damen und Herren, solche Vorfälle sind bei 
weitem nicht mehr so zahlreich wie 2011. Es gab damals 
176  Angriffe auf Schiffe und 25  Schiffsentführungen. 

Dagegen sind das, was wir im Moment erleben, nur noch 
Einzelfälle. Trotzdem: Die Gefahr der Piraterie ist immer 
noch da. Dass es weniger geworden ist, hat zwei wesent-
liche Gründe. Erstens  – der Kollege Gädechens hat es 
bereits sehr fachkundig angesprochen – haben die Ree-
dereien mehr in die Sicherheit investiert, auch mit staat-
licher Hilfe. Die Best Management Practices sind schon 
thematisiert worden. 

Der zweite Grund ist die Mission Atalanta. Seit 2011 
sind wir mit dabei; seit 2008 besteht eine ständige militä-
rische Präsenz im Indischen Ozean. Das Seegebiet wird 
auch von uns überwacht, und es kann im Ernstfall einge-
griffen werden. 

Natürlich konnten wir, nachdem die Piraterie zurück-
gegangen war, auch unsere Präsenz vor Ort reduzieren. 
Wir sind zwar seit 2016 nicht mehr mit einem Schiff dort, 
es macht aber noch Sinn, dort präsent zu sein: erstens, um 
das, was wir an Sicherheit auf den Seewegen erreicht ha-
ben, nachhaltig zu sichern, zweitens, um auch gegen den 
Terrorismus, gegen Menschenschmuggel oder illegalen 
Waffenhandel vorzugehen. Es ist eine der gefährlichsten 
Regionen der Welt: das instabile Somalia auf der einen 
Seite der Küste und auf der anderen Seite der Jemen mit 
den Kriegshandlungen. Drittens – das ist hier auch schon 
angesprochen worden – macht es auch aus wirtschaftli-
chem Interesse Sinn. Durch den Golf von Aden fahren 
jedes Jahr 20 000 Schiffe. 90 Prozent des Handels zwi-
schen Europa, Afrika und Asien werden darüber abgewi-
ckelt. Und ja, wir als Exportnation haben ein Interesse an 
sicheren Seewegen, und mit unserem Beitrag zu Atalanta 
leisten wir einen Beitrag zur Sicherheit auf den internati-
onalen Seewegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir tun es im Moment vorrangig mit unserem See-
fernaufklärer, einem Flugzeug, das drei- bis viermal 
die Woche abhebt, in der Region unterwegs ist und im 
Auftrag von Atalanta verdächtige Bewegungen auf See 
aufklärt. Aber Deutschland leistet noch andere Beiträge, 
die vielleicht nicht so im Licht der Öffentlichkeit stehen. 
Einen will ich beispielhaft dafür, was die Marine leistet, 
nennen. 

Wir betreiben in Dschibuti eine hochmoderne Tau-
cherkammer. Wenn ein Tauchunfall passiert  – das ge-
schieht meist dann, wenn ein Taucher zu schnell auf-
taucht und es dadurch zur Dekompressionskrankheit 
kommt –, kann man in solchen Taucherkammern die ent-
sprechende Behandlung durchführen. Es ist die einzige 
Kammer im Umkreis von mehreren Hundert Kilometern, 
und immer wenn Partnernationen in Einsätze gehen, ver-
sichern sie sich, dass diese Kammer zur Verfügung steht, 
damit einem Taucher im Notfall geholfen werden kann. 
Das kommt nur drei- bis viermal im Jahr vor, aber un-
ser Einsatz – die Bereitstellung der Kammer – wird hoch 
geschätzt, und wenn ein Notfall eintritt, ist sie wirklich 
lebensnotwendig.

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen: 
Atalanta ist ein erfolgreicher Einsatz. Der Einsatz liegt 

Ingo Gädechens
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im deutschen Interesse. Wir leisten einen wichtigen Bei-
trag und wollen ihn auch weiterhin leisten. 

(Michaela Noll [CDU/CSU]: Das ist schön!)

Ich bitte um Zustimmung und bedanke mich für Ihre 
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Dr. Brandl. – Damit schließe ich diese 

Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/1596 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sie sind sicher damit 
einverstanden? – Dann ist die Überweisung so beschlos-
sen.

Ich bitte, sehr zügig die Plätze zu tauschen oder ein-
zunehmen, damit ich den nächsten Tagesordnungspunkt 
aufrufen kann.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 9:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Susanne 
Ferschl, Sabine Zimmermann (Zwickau), Katja 
Kipping, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
DIE LINKE

Armut in Deutschland den Kampf ansagen 

Drucksache 19/1687 
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Arbeit und Soziales

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
38  Minuten für die Aussprache vorgesehen.  – Sie sind 
damit einverstanden. Ich rufe die erste Rednerin erst auf, 
wenn es hier ruhig ist. – Erste Rednerin in der Debatte für 
die Fraktion Die Linke ist Katja Kipping.

(Beifall bei der LINKEN)

Katja Kipping (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die erste 

Tafel wurde 1993 gegründet. Inzwischen gibt es 934 Ta-
feln. Dass es die Tafeln gibt, ist das Verdienst vieler Eh-
renamtlicher. Dass es die Tafeln in diesem Land braucht, 
ist das Versagen aller bisherigen Bundesregierungen.

(Beifall bei der LINKEN – Marianne Schieder 
[SPD]: Uijuijui!  – Stefan Müller [Erlangen] 
[CDU/CSU]: Diese Rede haben Sie mindes-
tens schon zehnmal gehalten!)

Ja, auch diese Bundesregierung aus Union und SPD 
betreibt beim Kampf gegen Armut Arbeitsverweigerung. 
Ich sage es einmal so: Wenn ein Hartz‑IV-Betroffener bei 
der Suche nach Arbeit so wenig Einsatz zeigen würde 
wie diese Regierung beim Kampf gegen Armut, er wäre 
schon längst mit einigen Sanktionen belegt und sein Ar-
beitslosengeld  II wäre wahrscheinlich um mindestens 
60 Prozent gekürzt, wenn nicht gar gestrichen worden.

(Beifall bei der LINKEN – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Traurig, aber wahr!)

Halten wir fest: 16 Prozent, also 13 Millionen Men-
schen, sind hierzulande von Armut bedroht. Die Politik 
reagiert auf diesen Missstand sehr unterschiedlich. Es 
gibt einzelne Minister wie Jens Spahn, die Arme beleh-
ren, dass man mit dem Geld doch gut über die Runden 
kommt – als ob er eine Ahnung davon hätte, wie man mit 
416 Euro im Monat über die Runden kommt, und wehe, 
die Waschmaschine geht kaputt.

Die Neoliberalen spielen Arme ohne Arbeit und Arme 
mit Arbeit gegeneinander aus, als ob ein Niedriglohnbe-
troffener auch nur einen Cent mehr in der Tasche hät-
te, wenn der Hartz‑IV-Regelsatz gezielt kleingerechnet 
wird. Das Gegenteil ist doch der Fall.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die ganz Rechten reden den Armen ein, man müsse 
nur alle Ausländer abschieben, dann würde wieder Wohl-
stand für alle herrschen. Als ob die arme Rentnerin nur 
einen Cent mehr in der Tasche hätte, wenn Geflüchtete 
in Kriegsgebiete abgeschoben werden. Tatsache ist doch: 
Wir hatten schon viel zu niedrige Renten und viel zu 
niedrige Löhne, bevor die Geflüchteten gekommen sind.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir Linke sagen hingegen klar: Eine Gesellschaft, in 
der alle Menschen garantiert vor Armut geschützt sind, 
ist machbar. Dieses Parlament müsste nur die richtigen 
sozialen Alternativen umsetzen. Damit meine ich nicht 
die Maßnahmen, die Ihnen Ihre Freunde von Goldman 
Sachs, also die Lobby der Finanzspekulation, einreden 
möchten. 

Sicherheit vor Kinderarmut ist möglich, zum Beispiel 
durch eine Kindergrundsicherung, die alle Kinder garan-
tiert vor Armut schützt. Mit einem breiten Bündnis strei-
ten wir dafür; denn jedes Kind hat das Recht auf einen 
guten Start ins Leben.

(Beifall bei der LINKEN)

Sicherheit vor Armut ist möglich, wenn wir das 
Hartz‑IV-Sanktionssystem abschaffen und durch gute 
Arbeit und eine sanktionsfreie Mindestsicherung in Höhe 
von 1 050 Euro ersetzen. 

Sicherheit vor Altersarmut ist möglich, wenn wir das 
Rentenniveau erhöhen und eine solidarische Mindestren-
te in Höhe von 1  050  Euro als unteres Sicherheitsnetz 
einführen.

(Beifall bei der LINKEN)

Diese Sicherheit vor Armut ist finanzierbar. Wir müss-
ten nur den Mumm haben, Millionenerbschaften und Ge-
winne aus Finanzspekulationen stärker zu besteuern. Die 
Frage ist doch: Will man weiter Millionärserben beschüt-
zen, oder will man endlich Millionen in diesem Lande 
vor Armut schützen? Wir Linke haben uns entschieden: 
Wir sagen der Armut den Kampf an. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Reinhard Brandl
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Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Katja Kipping.  – Nächster Redner: 

Stephan Stracke für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Stracke (CDU/CSU): 
Grüß Gott, Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Wir als Union sind beim Kampf 
gegen Armut sehr erfolgreich; denn unsere Antwort auf 
Armut ist Arbeit – Arbeit, durch die man in der Lage ist, 
sein Leben selbst zu bestreiten. Deswegen haben wir 
uns als Koalition das Ziel gesetzt, Vollbeschäftigung in 
Deutschland zu schaffen. Die Vergangenheit gibt uns 
hierbei recht: Seit 2005 sind Tag für Tag über 500 Men-
schen weniger arbeitslos und über 1 350 Menschen mehr 
sozialversicherungspflichtig tätig. Das ist ein großer Er-
folg, den wir uns in keinster Weise von den Sozialpopu-
listen schlechtreden lassen, die diese Fakten letztendlich 
einfach nur negieren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP  – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Direkt am Thema vorbei!)

Unser Anspruch ist, alle Menschen mitzunehmen. 
Jeder und jede ist wichtig, keiner darf zurückbleiben. 
Das gilt insbesondere für die Langzeitarbeitslosen. Wir 
wollen Menschen, die sehr lange arbeitslos sind, Tritt-
festigkeit im Leben wiedergeben und Perspektiven auf 
dem Arbeitsmarkt eröffnen. Die Linke – Frau Kollegin 
Kipping hat es wiederholt – schlägt eine sanktionsfreie 
Mindestsicherung in Höhe von ungefähr 1 500 Euro brut-
to vor.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nein, 
1 050, Herr Kollege! 1 050 sind keine 1 500!)

– Ja, 1 500 Euro brutto, aber netto stehen 1 150 Euro bei 
euch im Antrag. 

(Katja Kipping [DIE LINKE]: Nein!)

– Steht halt so drin. – Aber letztendlich ist es wurscht.

Es klingt zunächst einmal sympathisch, wenn man sa-
gen kann: Na ja, wir werden beschützt. Es sorgt jemand 
für uns, und wir haben den Übergang geschafft von der 
Notwendigkeit, einer Arbeit nachzugehen, zu der Mög-
lichkeit, in das Reich der Freiheit in diesem Bereich zu 
kommen; denn es kommt nicht mehr darauf an, ob ich 
arbeiten gehe oder nicht. – Was dahintersteckt, ist eine 
Entkopplung der Existenzsicherung vom Arbeitsmarkt. 
Letztendlich bedarf es überhaupt keiner Bereitschaft 
mehr, einer zumutbaren Arbeit nachzugehen. Hier ma-
chen Sie im Hinblick auf die Betroffenen auch sozialpsy-
chologisch einen Riesenfehler. Hilfe zur Selbsthilfe wird 
verkehrt in eine Verfestigung von Abhängigkeit. Das ist 
die Folge der Ideen, die Sie in diesem Bereich haben. 

Wir tun uns insgesamt nichts Gutes, wenn wir nichts 
mehr voneinander fordern und erwarten. Herr über das 
eigene Leben zu sein, selbstbestimmt zu sein und selbst-
bestimmt einer Arbeit nachzugehen, das für jeden zu er-
reichen, sollte unser gemeinsames Ziel sein wie auch, die 
Potenziale des Einzelnen anzuschauen, zu wecken und 
zu heben. Das ist das Programm von Union und SPD. 

Daran arbeiten wir, wie ich meine, sehr erfolgreich; denn 
nach den Zahlen der Bundesagentur für Arbeit beispiels-
weise haben Menschen, die bis zu drei Jahre ohne Job 
sind, tatsächlich gute Chancen auf dem Arbeitsmarkt. 

Wir kümmern uns mit dem Bundesprogramm „Sozi-
ale Teilhabe am Arbeitsmarkt“ auch um diejenigen – es 
sind um die 150 000 –, die sehr arbeitsfern sind. Auch 
für die übrigen 700 000 Menschen bedarf es noch mehr 
Betreuung und Unterstützung nach dem Grundsatz des 
Forderns und Förderns. Ziel muss immer die Integration 
in den Arbeitsmarkt sein und keine Daueralimentierung, 
so wie es Die Linke will, und auch kein dauerhaftes Ab-
schieben in einen Scheinarbeitsmarkt ohne Perspektive. 
Deswegen halten wir am System der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende fest.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Fast auf den Tag genau vor einem Jahr, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, wurde der Armuts- und 
Reichtumsbericht der Bundesregierung vorgelegt. Zen-
trales Ergebnis ist: Deutschland geht es gut wie nie. So-
zialtransferleistungen senken deutlich das Armutsrisiko 
für die Menschen. Der Sozialstaat in Deutschland wirkt. 
Das ist Unionspolitik.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage von der Fraktion der 

Linken?

Stephan Stracke (CDU/CSU): 
Herzlich gerne. Meine Redezeit wäre jetzt nämlich ab-

gelaufen; insofern kann ich noch wunderbar verlängern. 
Vielen Dank, Herr Birkwald.

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE): 
Vielen Dank, Herr Präsident.  – Vielen Dank, Herr 

Kollege, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. Sie haben 
eben insinuiert, Deutschland ginge es gut und das wür-
de sich auf alle beziehen. Niemand stellt in Abrede, dass 
es vielen Menschen glücklicherweise gutgeht; das soll 
auch so bleiben. Aber immer mehr Menschen geraten in 
Armut. Ich will Ihnen das am Beispiel der Altersarmut 
gerne einmal aufzeigen.

Die Zahlen, die ich nenne, sind nicht etwa ein Jahr 
alt, sondern sie stammen aus einer aktuellen Antwort der 
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Linken. Es 
sind also Zahlen der Bundesregierung. Wenn man sich 
diese Zahlen anschaut, dann stellt man fest, dass sowohl 
nach dem Messinstrument Mikrozensus – das ist die of-
fizielle Grundlage Ihrer Armutsrisikoberechnung  – wie 
auch nach der europäischen Berechnungsgrundlage, EU-
SILC, wie auch nach dem Sozio-oekonomischen Panel 
festzuhalten ist, dass Menschen, die älter als 65  Jahre 
sind, vom Jahr 2007 bis zum Jahr 2014 deutlich ärmer 
geworden sind. Für sie sind die Armutsrisikoquoten deut-
lich gestiegen.

Jetzt will ich Ihnen die Zahlen dazu, wer in diesem 
Land arm ist, einmal vortragen. Arm ist ein alleinleben-
der Mensch in einem Haushalt nach Mikrozensus, wenn 
er oder sie weniger als 969 Euro im Monat zur Verfügung 
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hat, nach dem Sozio-oekonomischen Panel, wenn er oder 
sie weniger als 1056 Euro zur Verfügung hat, und nach 
EU-SILC, wenn er oder sie weniger als 1064 Euro zur 
Verfügung hat. Nach der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe liegt die Grenze bei 1189  Euro. Wenn wir 
diese Zahlen einmal arithmetisch mitteln, dann kommt 
heraus: Wer alleine in diesem Land lebt und weniger als 
1069  Euro und 50  Cent zur Verfügung hat, ist als arm 
oder von Armut bedroht zu bezeichnen.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
So, jetzt müsste der Kollege bald antworten.

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE): 

Ich komme zum Schluss, Herr Präsident. – Nach die-
sen Daten, die mir die Bundesregierung geliefert hat, 
steigt die Armutsgefährdung der älteren Menschen und 
auch vieler anderer – aber ich habe jetzt einmal ein Bei-
spiel gebracht – von Jahr zu Jahr. Was sagen Sie denn 
dazu? Und sagen Sie mir bitte: Wie wollen Sie diese Ar-
mutsgefährdung mit Ihrer Politik denn überhaupt bewäl-
tigen können? Ich sehe da keinen Ansatz.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Stephan Stracke (CDU/CSU): 

Sehr geehrter Herr Kollege Birkwald, das ist ja wieder 
ein Beispiel dafür, dass im Zuge der Frage nach der Ar-
mutsquote die Frage nach der Gefährdung durch Armut 
sofort mit Armut gleichsetzt wird. Das ist ja nicht einmal 
wissenschaftlich korrekt, was Sie vortragen. Man darf 
das nämlich nicht gleichsetzen. Es handelt sich bei dem, 
was Sie vorgetragen haben, um die Gefährdung durch 
Armut. Und ich finde, dass es nicht skandalisierungsfä-
hig ist, wenn jemand so viel Geld durch Arbeit verdient, 
wie Sie das beispielsweise tun.

Der Einzelne, der von Armut betroffen ist, ist darauf 
angewiesen, dass er Unterstützung bekommt, etwa durch 
aufstockende Leistungen oder anderes mehr. Genau da 
hilft der Sozialstaat. Unser Ziel muss es doch sein, gera-
de den Risikogruppen, die wir in diesem Bereich schon 
so oft beschrieben haben, also gerade Alleinerziehenden, 
Migranten, Langzeitarbeitslosen, weiterhin gute und 
noch bessere Perspektiven zu eröffnen. Und genau das 
tun wir.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ich 
habe gerade über Rentner geredet!)

Wir sehen, dass es oftmals an mangelnder Qualifikation 
liegt. Mangelnde Qualifikation und Armutsrisiko sind 
Zwillingsbrüder. Genau dort setzt diese Bundesregie-
rung, diese Koalition an. Wir wollen das über präventi-
ve Maßnahmen verhindern, indem wir alles Menschen-
mögliche dafür tun, dass es nicht zu Armut kommt, und 
setzen nach dem Motto des Förderns und Forderns an. 
Deswegen sind die Instrumente, die wir haben, sehr gut.

Herzliches Dankeschön, Herr Birkwald.

(Beifall bei der CDU/CSU  – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Keine Antwort!  – 
Weitere Zurufe von der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der nächste Redner ist der Kollege Martin Sichert für 

die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Martin Sichert (AfD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Was wir 

hier vorgelegt bekommen, ist fast alles alter Käse, den 
wir in diesem Jahr schon in einem anderen Antrag der 
Linken gelesen haben. Das Schlimmste an dem Antrag 
ist aber: Sie wollen lauter Wohltaten verteilen, ohne zu 
erklären, wie das finanziert werden soll. 

Stellen Sie sich einmal vor, Ihr Partner kommt zu Ih-
nen und sagt: Schatz, ich habe so ein tolles Haus gese-
hen. – Dann sagen Sie doch nicht einfach: „Super, kauf 
das einfach“,

(Zurufe von der LINKEN)

sondern klären erst einmal die Finanzierung. Hier wol-
len Sie aber Massen an Geld, das Ihnen nicht gehört, mit 
beiden Händen ausgeben. Das ist schlicht unanständig.

(Beifall bei der AfD)

Ich weiß nicht, wie viele Märchen Sie gelesen haben; 
aber Geld wächst in Deutschland weder auf Bäumen, 
noch gibt es Esel, die Goldtaler fallen lassen. Vielmehr 
muss das Geld hart von der arbeitenden Bevölkerung 
verdient werden, bevor es ausgeben werden kann.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Genau! 
Sie reden wie die FDP!)

Auch Sie von der Linken, sollten sich bewusst machen, 
dass Sie hier auf diesen bequemen Stühlen nur deshalb 
hin- und herschaukeln und sich aufregen können, weil 
die Bürger das mit ihren Steuern und Abgaben bezahlen.

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der LIN-
KEN)

Wenn Sie hier Geld so freizügig verteilen, dann spie-
len Sie damit die Bedürftigen gegen die hart arbeitenden 
Menschen aus, dann spalten Sie diese Gesellschaft.

(Beifall bei der AfD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Das ist völliger Unsinn!)

Das ist armselig, und das ist einer Debatte über das wirk-
lich drängende Thema Armut nicht würdig. Das einzig 
Brauchbare an Ihrem Antrag ist leider nur der Titel „Ar-
mut in Deutschland den Kampf ansagen“. 

Die Armut wächst auch deswegen, weil Leute wie 
Sie der Meinung sind, man müsse angeblichen deut-
schen Reichtum umverteilen. Wenn Sie vom Reichtum 
sprechen, der verteilt werden soll, dann führen Sie eine 
Scheindebatte; denn der Medianwert des Vermögens ist 

Matthias W. Birkwald
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in keinem anderen Land des Euro-Raums geringer als in 
Deutschland. 

(Zurufe von der LINKEN)

Das durchschnittliche Vermögen ist in Zypern beispiels-
weise dreimal so hoch; selbst in Spanien ist es noch 
eineinhalbmal so hoch. Das liegt auch daran, dass die 
Steuer- und Abgabenlast, die Sie immer weiter erhöhen 
wollen, in Deutschland inzwischen schon eine der höchs-
ten weltweit ist. Wenn man den Menschen während ihres 
Arbeitslebens so viel Geld abknöpft und sogar noch die 
Rente besteuert, dann bleibt vielen keine Möglichkeit, 
für Notfälle selbst vorzusorgen. Wenn viele nicht mehr 
selbst vorsorgen können und staatliche Hilfe erst dann 
bekommen, wenn ihr eigenes Vermögen aufgebraucht 
ist, dann verarmen folglich immer mehr Menschen. 

Reden wir mal Klartext in diesem Hohen Haus: Der 
Hauptgrund für die zunehmende Armut in Deutschland 
ist die EU.

(Lachen bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN  – Marianne 
Schieder [SPD]: Als Nächstes dann die 
Flüchtlinge!)

Für viele von Ihnen – das zeigt auch dieses Gelächter – ist 
dieses Hohe Haus nur ein verlängerter Arm von Brüssel.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Was haben Sie 
für verschrobene Ideen?)

Aber ich möchte Sie daran erinnern: Dies ist der Deut-
sche Bundestag, und unsere Aufgabe ist es zunächst ein-
mal, die Armut im eigenen Land zu bekämpfen, anstatt 
Menschen aus der ganzen Welt unsere Sozialleistungen 
zu gewähren.

(Beifall bei der AfD  – Widerspruch bei der 
LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Deutschland braucht ein Ende der Nullzinspolitik, da-
mit die Menschen wieder für ihr Alter vorsorgen können. 
Deutschland braucht ein Ende des Euro, der jedes Jahr 
Abermilliarden an Wohlstand vernichtet. Deutschland 
braucht ein Ende der angeblichen Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit, dank der jeder Scheinarbeitnehmer aus Osteu-
ropa ins deutsche Sozialsystem einwandern kann. Und 
Deutschland braucht einen Ausstieg aus internationalen 
Zuwanderungsregelungen, die unserem Land ebenfalls 
nur massenhafte Einwanderung ins Sozialsystem besche-
ren.

(Marianne Schieder [SPD]: Jessas na!)

Wir könnten locker die Abgaben und Steuern deutlich 
senken und zeitgleich das Rentenniveau auf 60 Prozent 
anheben. Wir müssten nur Europa und der Welt klarma-
chen, dass wir nicht weiter bereit sind, in diesem Hohen 
Hause Regelungen umzusetzen, die unseren Wohlstand 
vernichten.

(Beifall bei der AfD)

Sie fragen sich doch so oft, wieso Menschen die AfD 
wählen.

(Marianne Schieder [SPD]: Die haben Sie 
noch nicht gehört!)

Ich will es Ihnen gerne mal erklären: weil die arme Rent-
nerin aus dem Bayerischen Wald zu Recht sauer ist, wenn 
sie auf den Bus warten muss, der dreimal am Tag kommt, 
während die Asylbewerber nebenan auf Staatskosten mit 
dem Taxi abgeholt werden,

(Widerspruch bei der SPD, der LINKEN und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

und weil einfache Arbeitnehmer oftmals schauen müs-
sen, wie sie am Ende des Monats noch ihre Familie er-
nähren, während Clans wie die Goman Sozialleistungen 
in so großem Stil abzocken, dass sie sich sogar einen gan-
zen Fuhrpark von Luxusautos leisten können, und weil 
es Menschen wie in Duisburg-Marxloh unfassbar finden, 
dass der Staat es zulässt, dass der Wert ihrer Immobili-
en ins Bodenlose sinkt, weil die im Rahmen der euro-
päischen Arbeitnehmerfreizügigkeit neu zugewanderten 
Nachbarn nicht arbeiten, sondern ihren Müll auf die Stra-
ße werfen und der ganze Stadtteil zur No-go-Area wird.

(Beifall bei der AfD – Zurufe der Abg. 
Kathrin Vogler [DIE LINKE])

Wir haben, um das mal klar zu sagen, mit unseren So-
zialleistungen Menschen nach Marxloh gelockt, die mit 
ihrem Verhalten dafür gesorgt haben, dass es dort nun 
Kakerlaken- und Rattenplagen gibt. Das ist nicht nur un-
sozial, sondern auch mit dem im Grundgesetz veranker-
ten Recht auf Eigentum unvereinbar.

(Marianne Schieder [SPD]: Haben Sie schon 
einmal etwas von geistiger Armut gehört?  – 
Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist widerlich, was Sie da sagen!)

Die Menschen fühlen sich zu Recht von Ihnen allen im 
Stich gelassen; denn anstatt ihre berechtigten Klagen an-
zuhören – das sieht man auch heute hier wieder –, ver-
suchen Sie, jede Diskussion mit der Rassismuskeule tot-
zuschlagen.

(Beifall bei der AfD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Sie sind das beste Beispiel! – 
Dr. Daniela De Ridder [SPD]: Das ist einfach 
widerlich!)

Ja, es ist unsere Pflicht, der Armut in Deutschland den 
Kampf anzusagen. Das beste Rezept, um die Armut zu 
bekämpfen, ist, dass der Bundestag endlich nicht mehr 
wie ein willfähriger Erfüllungsgehilfe Brüssels agiert, 
sondern wie ein souveränes Parlament für die Interessen 
des deutschen Volkes. Daher fordern wir Sie auf: Kehren 
Sie von Ihrem Irrweg der Vergangenheit um! Handeln 
Sie endlich in diesem Sinne!

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Sven Lehmann [BÜND-
NIS  90/DIE GRÜNEN]: Peinliche Rede!  – 
Uwe Schummer [CDU/CSU]: Wie peinlich!)

Martin Sichert 
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Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Für die SPD-Fraktion spricht nun die Kollegin Daniela 

Kolbe.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Daniela Kolbe (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! Ich finde es sehr wichtig, über Armut zu 
reden. Aber Sie gestatten mir, dass ich es etwas anders 
angehe, als gerade gehört.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Marianne 
Schieder [SPD]: Ein bisschen seriöser!)

Ich habe mich gefreut, dass das Thema auf der Tages-
ordnung steht. Ich war allerdings enttäuscht beim Lesen 
des Antrages; denn ich finde, dass er leider sehr viele Kli-
schees erfüllt, die man von einem Antrag der Linken er-
warten würde. Es ist eine sehr holzschnittartige Analyse, 
die Sie hier vorbringen. Kurz gefasst: Alles ist schlecht. 
Man muss nur ganz viel Geld in die Hand nehmen, und 
dann ist das Problem gelöst. – Das passt dann zwar auf 
knapp zwei Seiten, aber das wird dem Problem kaum ge-
recht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Noch einmal: Wir haben ein Problem mit Armut in 
unserem Land, einem Land, dem es im Durchschnitt ex-
zellent und sehr gut geht.

(Martin Sichert [AfD]: Im Durchschnitt!)

Aber im Durchschnitt war der Teich einen halben Meter 
tief, und der Gaul ist trotzdem ersoffen. Wer mit offenen 
Augen und mit offenem Herzen durch dieses Land geht, 
sieht die Probleme, und er sieht sie auch so stark, dass 
man sie eigentlich nicht ignorieren kann.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ja, wir haben einen sehr leistungsstarken Sozialstaat, 
der versucht, Armut abzufedern, Armut zu verhindern. 
Ihn müssen wir uns aber immer wieder anschauen, und 
an ihn müssen wir immer wieder mit kleinen und großen 
Reformen herangehen. Ich will Ihnen einige Beispiele 
nennen – sie sind längst nicht abschließend –, bei denen 
wir als SPD Nachbesserungsbedarf sehen. 

Wir haben ein Bildungs- und Teilhabepaket, damit 
Kinder, deren Eltern es sich nicht leisten können, teil-
haben können, etwa dass sie mit zur Klassenfahrt fahren 
können, dass sie Nachhilfe oder eben auch ein Mittages-
sen bekommen können. Wenn man sich die Zahlen an-
schaut – sie sind sehr schwer zu fassen –, dann sieht man, 
dass längst nicht jedes Kind, das berechtigt wäre, von 
diesen Leistungen profitiert. Das hat extrem viel damit 
zu tun, wo das Kind lebt und einen wie großen Zettelsta-
pel man ausfüllen muss. Es scheint also damit zu tun zu 
haben, wie die Verwaltung das handhabt, also dass es viel 
zu oft sehr kompliziert ist, an diese Leistungen zu kom-
men. Ich finde es gut, dass wir als SPD ein Maßnahmen-

paket gegen Kinderarmut auf den Weg bringen werden, 
das auch umfasst, dass wir das Bildungs- und Teilhabe-
paket vereinfachen, zum Beispiel beim Anspruch auf 
Mittagessen. Das tun wir dank der SPD.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben einen leistungsfähigen Sozialstaat. Wir 
zahlen Menschen Grundsicherung im Alter, wenn deren 
Rente nicht ausreicht. Aber ich zumindest kenne viele 
Menschen, die beantragen sie gar nicht, weil sie sich 
schämen oder weil sie Angst haben, 

(Katja Kipping [DIE LINKE]: Genau! Ver-
deckte Armut! – Weiterer Zuruf von der LIN-
KEN: Darüber sollten wir auch einmal reden!)

dass sie dann Versicherungen wie ihre Sterbeversiche-
rung auflösen müssen, sie aber ihren Kindern nicht zur 
Last fallen wollen, wenn sie versterben. Diese verdeck-
te Armut ist beschämend, ebenso wie der Fakt, dass es 
vielfach Menschen betrifft, die ihr Leben lang, die jahr-
zehntelang gearbeitet haben. Für uns muss doch gelten: 
Wer sein Leben lang gearbeitet hat, muss mehr haben als 
derjenige, der nie gearbeitet hat, und er muss in Würde 
leben können.

(Beifall bei der AfD – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Das AfD-Wahlprogramm!)

Wir werden eine Grundrente einführen  – dank der 
SPD –, 

(Dr.  Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist keine Grund-
rente!)

auch wenn wir uns über die Ausgestaltung hier im Ho-
hen Haus mit Sicherheit streiten werden und womöglich 
auch innerhalb der Koalition. Aber noch einmal: Dank 
der SPD werden wir eine solche Grundrente einführen.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben einen leistungsfähigen Sozialstaat. Jeder 
Mensch hat einen Anspruch auf Existenzsicherung. Wir 
versuchen, die Menschen zu fördern, sie in Arbeit zu 
bringen. Aber wir sehen: Ganz viele bleiben in der Lang-
zeiterwerbslosigkeit. Wir bekommen sie einfach nicht 
heraus. – Ich verwende das Wort „stolz“ selten, aber ich 
bin stolz darauf, dass wir als SPD 4 Milliarden Euro zur 
Verfügung stellen 

(Uwe Schummer [CDU/CSU]: Der Bund 
finanziert!)

und endlich den Passiv-Aktiv-Tausch ermöglichen wer-
den, um diese Menschen zukünftig in Arbeit zu bringen 
und nicht in Maßnahmen.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben einen leistungsfähigen Sozialstaat mit ganz 
tollen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Jobcen-
tern, die aber manchmal zu Hause oder im Bekannten-
kreis gar nicht verraten, wo sie arbeiten. Wir verschicken 
mittlerweile Bescheide teilweise als Päckchen, weil sie 
so dick und so kompliziert sind, dass sie wirklich keiner 
mehr versteht. 
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Das sind Debatten, die über die dreieinhalb Jahre hi-
nausgehen, die vor uns liegen; diese wird die SPD aber 
führen, weil wir glauben, dass wir uns den Sozialstaat ge-
nau ansehen müssen und in Teilen mit den Prinzipien von 
Hartz IV brechen müssen. Wir werden diese Debatte als 
SPD führen. Dabei werden Konzepte herauskommen, die 
sicher länger als zwei Seiten sind, aber sie werden viel 
mehr Gutes tun als der Zwei-Seiten-Antrag der Linken, 
über den wir heute hier diskutieren. 

Danke fürs Zuhören.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der nächste Redner für die FDP-Fraktion: Kollege 

Pascal Kober. 

(Beifall bei der FDP)

Pascal Kober (FDP): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 
ist ja nicht so, dass es in Deutschland keine sozialen He-
rausforderungen gäbe. Aber Sie, liebe Kolleginnen und 
Kollegen der Linken, reden in Ihrem Antrag die Situa-
tion, die soziale Wirklichkeit in unserem Land, deutlich 
schlechter, als sie ist. Wenn Sie die Wirklichkeit so ver-
zerrt darstellen, dann helfen Sie niemandem und verhin-
dern, dass Sie auf kluge Lösungen kommen.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Frank 
Heinrich [Chemnitz] [CDU/CSU])

Noch weniger helfen allerdings Ihre politischen For-
derungen. Wenn Sie einen politisch bestimmten Min-
destlohn von 12 Euro fordern, ohne zugleich die Frage 
zu beantworten, ob dann auch die dadurch teurer wer-
denden Produkte und Dienstleistungen noch nachgefragt 
werden, spielen Sie Roulette mit den Arbeitsplätzen der 
Menschen

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das ha-
ben wir schon bei der Mindestlohneinführung 
gehört, und es war nicht so!)

und verdrängen am Ende mehr Menschen von ihrem Ar-
beitsplatz, anstatt ihnen zu helfen.

(Beifall bei der FDP)

Das darf nicht geschehen, und deshalb bitten wir Sie, in 
Zukunft von solchen blumigen und fantasievollen Vor-
schlägen Abstand zu nehmen. Stellen Sie sich der sozi-
alen Realität, stellen Sie sich aber auch der volkswirt-
schaftlichen Klugheit. 

Wir wollen Menschen in Arbeit bringen, statt sie mit 
einem bedingungslosen Grundeinkommen einfach nur 
ruhigzustellen; denn ein Arbeitsplatz bedeutet immer 
auch soziale Teilhabe. Ein Arbeitsplatz ist mehr als nur 
Einkommen, und deshalb ist ein bedingungsloses Grund-

einkommen, wie Sie es fordern, letztlich nichts anderes, 
als die Menschen abzuschreiben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU  – Dr.  Wolfgang Streng-
mann-Kuhn [BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: 
Die fordern das gar nicht!  – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: In welchem Antrag 
steht das denn?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, selbstverständlich 
gibt es einen sozialpolitischen Handlungsbedarf. Da rich-
tet sich mein Blick allerdings auf die Große Koalition. 
Was Sie im Moment diskutieren, geht auch aus meiner 
Sicht leider meilenweit an der Problemstellung vorbei. 
Im Moment sprechen Sie über ein neues Regelinstru-
ment: 150 000 Personen wollen Sie in einem Sonderar-
beitsmarkt fördern. Ich fürchte, Sie wollen die Menschen 
ausgliedern und sie letztendlich dort abstellen. Mit einem 
solchen Sonderarbeitsmarkt, der von der realen Arbeits-
erfahrung weit weg ist, verhindern Sie, dass die Men-
schen durch Qualifizierung im Arbeitsmarkt ihre Fähig-
keiten erweitern können. Sie verhindern damit, dass die 
Menschen mit zunehmender Erfahrung und Bewährung 
in der Arbeitswelt in neue Jobs aufsteigen können und 
sich wirklich am Markt entfalten und Chancen nutzen 
können. Der Aufbau einer Sonderwelt, eines Sonderar-
beitsmarktes, beruhigt vielleicht Ihre innerparteilichen 
Konflikte, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD; 
den Menschen, die Arbeit und Chancen suchen, hilft die-
se Form der Vergangenheitsbewältigung aber nicht.

(Beifall bei der FDP)

Besser wäre es, liebe Kolleginnen und Kollegen der 
Großen Koalition, wenn Sie beispielsweise gegen die 
immer mehr zunehmende Bürokratie in den Jobcentern 
vorgehen würden.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sanktionen abschaffen!)

Mittlerweile werden knapp 1  Milliarde Euro von den 
Fördermaßnahmen abgezogen, um ausreichend Geld für 
die Verwaltung der Arbeitsuchenden zu haben. Das ist zu 
viel Geld; da ist etwas falsch am System. Es wäre richtig, 
da anzusetzen und nach Lösungen zu suchen.

(Beifall bei der FDP)

Besser wäre es beispielsweise auch, die Zuverdienst-
grenzen zu erhöhen, damit den Menschen in Hartz  IV, 
wenn sie arbeiten, von dem Geld mehr bleibt als nur 
20 Cent pro verdientem Euro.

Besser wäre es auch, wenn man die Kommunen beim 
Ausbau der Kinderbetreuung noch besser unterstützen 
würde, damit sie noch flexiblere Betreuungszeiten an-
bieten können, damit weniger Menschen, die alleinerzie-
hend sind, auf Hartz‑IV-Leistungen angewiesen sind.

Besser wäre es schließlich auch, wenn Sie durch kon-
sequente Einführung des Passiv-Aktiv-Tauschs mehr 
Menschen als bisher eine Chance auf Qualifizierung im 
ersten Arbeitsmarkt ermöglichen würden. Wir lesen zwar 
in Ihrem Koalitionsvertrag, dass das ein Thema ist; aber 
anstatt die Länder an einen Tisch zu holen, um dieses In-
strument wirklich durchzusetzen, kündigen Sie nur an, es 

Daniela Kolbe
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zur Verfügung zu stellen. Umsetzen wollen Sie es letzt-
lich nicht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Diskussionen 
der letzten Wochen innerhalb der Großen Koalition 
über einen sozialen Arbeitsmarkt und die Erhöhung von 
Hartz IV lassen leider befürchten, dass die kommenden 
vier Jahre verlorene Jahre im Kampf gegen Armut und 
für mehr Aufstiegsmöglichkeiten sein werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der nächste Redner ist der Kollege Dr.  Streng-

mann-Kuhn für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr.  Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Hartz IV schützt nicht vor Armut. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: So ist 
das!)

Wir haben in Deutschland 8  Millionen Menschen, die 
Grundsicherungsleistungen beziehen  – das ist jeder 
Zehnte –; hinzu kommen mindestens 4 bis 5 Millionen 
Menschen, die einen Anspruch haben, sie aber nicht be-
ziehen, die sogenannten verdeckt Armen. Das heißt, wir 
haben in Deutschland 12 bis 13 Millionen Menschen, die 
auf Hartz‑IV-Niveau oder darunter leben.

(Katja Kipping [DIE LINKE]: Hört! Hört!)

Armut ist ein Problem in Deutschland, und dagegen müs-
sen wir was tun.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Wir Grünen wollen selbstbestimmte Teilhabe für alle. 
Das heißt, wir wollen ein Deutschland ohne Armut.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

Armut vermeiden bedeutet übrigens mehr als Geld. 
Das ist ein Aspekt, der im Antrag der Linken völlig fehlt.

(Katja Kipping [DIE LINKE]: Kommt noch!)

Wir brauchen Zugang zu Arbeit. Wir brauchen einen 
sozialen Arbeitsmarkt als Teil eines inklusiven Arbeits-
marktes.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir brauchen inklusive Bildung. Wir brauchen gute Ge-
sundheitsversorgung für alle. Zunehmend gibt es Men-
schen in Deutschland, die keine Wohnung haben. Ich fin-

de es unerträglich, dass in Deutschland 50 000 Menschen 
auf der Straße leben müssen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ein reiches Land wie Deutschland sollte es möglich ma-
chen, dass niemand auf der Straße leben muss.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Aber zur gesellschaftlichen Teilhabe gehört in einer 
Marktwirtschaft auch Geld. Deswegen müssen wir zuse-
hen, dass das soziokulturelle Existenzminimum für alle 
staatlich garantiert wird; denn das ist ein Grundrecht und 
ein Menschenrecht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das fängt bei der Grundsicherung an. Die Linke tönt im-
mer: Hartz IV muss weg! Aber im Antrag steht nur: mehr 
Geld und Abschaffung der Sanktionen. – Das reicht nicht. 
Um nicht missverstanden zu werden: Der Regelsatz muss 
erhöht werden, und auch wir wollen die Sanktionen ab-
schaffen. Wir haben just heute einen Antrag dazu ein-
gebracht, in dem wir fordern, die Hartz-IV-Sanktionen 
abzuschaffen. Aber es braucht noch mehr. Die Grundsi-
cherung muss vereinfacht und barrierefreier werden, wir 
brauchen mehr Rechte für die Arbeitslosen, damit es eine 
Vermittlung auf Augenhöhe gibt, wir brauchen einen so-
zialen Arbeitsmarkt und vieles mehr.

Trotzdem: Die Grundsicherung zu reformieren, reicht 
nicht; denn bedürftigkeitsgeprüfte Systeme sind aus meh-
reren Gründen immer problematisch. Wir haben immer 
verdeckte Armut, weil es Menschen gibt, die sie nicht in 
Anspruch nehmen, es ist fast immer mit Stigmatisierung 
verbunden, und – Herr Kollege Kober hat es eben schon 
angesprochen – durch die Anrechnung von Einkommen 
lohnt sich mehr Arbeit häufig nicht. Das liegt aber im 
System begründet, und das kann man in ihm kaum ver-
ändern. Eine Verbesserung der Grundsicherung ist zwar 
notwendig, aber das führt zu dem Dilemma, dass dann 
noch mehr Menschen Grundsicherung beziehen. Deswe-
gen kann das alleine nicht die Lösung sein.

Für viele von uns ist eine Alternative das bedingungs-
lose Grundeinkommen. Es ist eine Möglichkeit, eine 
finanzielle Grundlage für alle zu schaffen. Das Grund-
einkommen ist übrigens keine bedarfsorientierte bedin-
gungslose Grundsicherung. Dazwischen ist ein großer 
Unterschied. Das sind zwei unterschiedliche Dinge. 

(Zurufe des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

Es gibt bei uns aber auch viele, die der Einführung eines 
Grundeinkommens skeptisch gegenüberstehen, die dage-
gen sind. Wir werden diese Diskussion offen, kontrovers 
und konstruktiv führen. Es ist wichtig, dass wir eine ge-
sellschaftliche Debatte über die Alternativen führen, und 
wir Grüne werden diese Debatte führen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir sind aber dafür, Leistungen zumindest für einzel-
ne Gruppen zu schaffen, die das Existenzminimum ohne 
Bedürftigkeitsprüfung garantieren: Ich denke an die 

Pascal Kober 
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Garantierente, eine echte, nicht bedürftigkeitsgeprüfte 
Rente, nicht so eine verkappte Sozialhilfe wie bei den 
Linken,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Aber 
bei uns ist die entsprechend hoch, bei euch nur 
30 Euro mehr als Grundsicherung!)

oder die Kindergrundsicherung, die das Existenzmini-
mum für alle Kinder sicherstellt. Solche Maßnahmen 
braucht es, um zu verhindern, dass die Menschen in 
Hartz IV abrutschen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Eine weitere Gruppe, die wir in den Blick nehmen 
sollten, sind die Erwerbstätigen. Über 1  Million Men-
schen beziehen Arbeitslosengeld II, obwohl sie erwerbs-
tätig sind. Wir sollten uns die Frage stellen: Wie krie-
gen wir die aus dem Hartz-IV-Bezug? Der Mindestlohn 
sollte so hoch sein, dass keine Aufstockung notwendig 
ist. Das ist derzeit nicht überall der Fall. Deswegen muss 
der Mindestlohn steigen. Wir brauchen aber auch für 
Selbstständige oder teilzeiterwerbstätige Alleinerziehen-
de Maßnahmen, damit die nicht in Hartz IV abrutschen; 
denn sie gehören eigentlich da nicht rein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir brauchen insgesamt ein System von Garantieleis-
tungen als Alternative zu Hartz  IV: von einer besseren 
Grundsicherung über die Kindergrundsicherung bis zur 
Garantierente – das ist unsere Alternative. 

Deutschland ist ein reiches Land, aber der Reichtum 
kommt nicht bei allen an. Wir sollten endlich mit dem 
Ausstieg aus der Armut beginnen. Armut? – Nein danke!

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Ich erteile das Wort dem Kollegen Frank Heinrich von 

der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Frank Heinrich (Chemnitz) (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Mein Vorredner Herr Stracke von der CSU hat 
es zu Beginn der Debatte gesagt: Uns geht es in erster Li-
nie um die Frage, wie man aus der Armut herauskommen 
kann. Für uns heißt das: Perspektiven schaffen. Der Weg 
geht über den Arbeitsmarkt. Es ist wichtig, Arbeit zu 
schaffen. In dieser Hinsicht ist tatsächlich viel gelungen. 
Das heißt aber nicht, dass wir prinzipiell leugnen, dass es 
an der einen oder anderen Stelle Armut in Deutschland 
gibt.

Ich möchte an dieser Stelle einige sehr persönliche 
Gedanken formulieren; denn meine Prägung steht mit 
Armut  – zumindest mit der, über die wir hier reden  –, 
den entsprechenden Instrumenten und Begriffen wie „re-
lative Armut“ und „Armutsgefährdung“ in Verbindung. 
Ich selber hätte nach dieser Statistik mit meiner Familie 
zu 50 Prozent meiner Lebenszeit unter dieser Grenze ge-

legen. Das war mir in diesem Zeitraum nie bewusst. Ich 
würde mich auch nachträglich nicht als arm bezeichnen. 
Damit leugne ich nicht, dass das statistisch so war; aber 
es geht dabei um mehr Elemente als die finanzielle Aus-
stattung. Es ist nicht leicht, davon zu leben, aber möglich.

Später wurde ich – das hat vielleicht auch mit dieser 
Erfahrung zu tun – Heilsarmeeoffizier. Erst habe ich in 
der Heilsarmee als Sozialarbeiter gearbeitet und später 
bei der Heilsarmee die Ausbildung zum Theologen ge-
macht. In diesem Umfeld habe ich mich natürlich in ers-
ter Linie um diese Menschen in unserer Gesellschaft ge-
kümmert. Ich habe in diesem Umfeld unter anderem zwei 
Tafeln gegründet. An dieser Stelle muss ich zu der ganzen 
Debatte über die Tafeln sagen: Den Zulauf bei den Tafeln 
und das Manko der Tafeln, nicht genug zum Verteilen zu 
haben, als Messinstrument für Armut in Deutschland zu 
nehmen, halte ich für ziemlich hanebüchen;

(Beifall bei der CDU/CSU)

denn die Tafeln sind im Angesicht des Überflusses ge-
gründet worden. Dieser Überfluss sollte denjenigen in 
unserer Gesellschaft zugutekommen, die weniger haben. 
Die Situation der Tafeln kann nur ein Indiz dafür sein, 
wie es um die Armut in Deutschland bestellt ist; aber ei-
nen Antrag darauf aufzubauen – Sie beziehen sich ja an 
mehreren Stellen auf die Tafeln –, halte ich für äußerst 
schwierig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Wir sollten tatsächlich über die statistischen Instru-
mente diskutieren, wie Herr Strengmann-Kuhn es gesagt 
hat. Welche nehmen wir? Wir, die wir in diesem Bereich 
arbeiten, wissen alle: Wenn wir jedem in Deutschland 
100 Euro mehr geben, haben wir danach gleich viel Arme 
in Deutschland.

(Dr.  Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS  90/DIE GRÜNEN]: Das ist falsch!  – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das ist 
falsch! Das ist arithmetisches Mittel! Beim 
Median ist das nicht so!)

Nach dieser mathematischen Berechnung, die von 
60  Prozent bzw. 50  Prozent ausgeht, haben wir relativ 
gesehen gleich viel Armut in Deutschland.

Ein letzter Gedanke zu dem Ziel Ihres Antrags – ich 
habe mich mit dem Antrag beschäftigt; das war ja auch 
meine Aufgabe –: Unterstellen wir einmal, dass es Ihnen 
wirklich um die Kinder, die Alleinerziehenden, die älte-
ren Menschen, die Menschen mit Behinderungen und die 
Langzeitarbeitslosen geht, die tatsächlich und nicht nur 
laut dieser Statistik in Armut sind. Das sind möglicher-
weise 20 Prozent – das ist jetzt eine aus der Luft gegrif-
fene Zahl – von denen, die generell nach dieser Statistik 
arm sind. Das Ziel, die Menschen generell aus Armut zu 
befreien, teilen wir; aber wir kommen zu anderen Schlüs-
sen. Wir wollen auf andere Weise Perspektiven schaffen, 
zum Beispiel, indem wir § 16h SGB II so formulieren, 
dass junge Leute aus dem ALG‑II-Bezug herausgeführt 
werden. Das wollen wir ganz konkret für eine Personen-
gruppe formulieren.

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn
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Rechnen wir Ihre Forderungen einmal durch: Wenn 
wir tatsächlich Ihre Forderungen umsetzen, dann werden 
wir – jemand sprach vorhin von dem Preis, den man da-
für zahlen muss – für die 20 Prozent, die wirklich Hilfe 
brauchen, die auf gut Deutsch tatsächlich in der Scheiße 
sitzen, 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Kön-
nen Sie die mal definieren?)

kein Geld übrig haben. Das ist nicht unser Weg. Damit 
würden Sie Ihrem eigenen Ziel, das Sie in Ihrem Antrag 
formuliert haben, nicht gerecht. Dann sind Sie blind für 
die wirklich Armen.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP  – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Wer ist denn wirklich arm? 
Dazu haben Sie kein Wort gesagt!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Die nächste Rednerin ist die Kollegin Dagmar Schmidt 

von der SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dagmar Schmidt (Wetzlar) (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von der Partei Die Linke, Sie haben 
uns mal wieder einen Bauchladenantrag vorgelegt. Der 
Nachteil eines solchen Antrags ist, dass er einen Bauch-
laden an Forderungen und Themen enthält – alle nur an-
gerissen –, die einzeln schon diskutiert wurden 

(Sabine Zimmermann [Zwickau] [DIE 
LINKE]: Aber noch nicht umgesetzt sind!)

oder noch diskutiert werden, zusammengenommen al-
lerdings noch lange kein Gesamtkonzept darstellen. Der 
Vorteil eines solchen Antrags ist, dass man sich gut ein 
Thema herausgreifen kann. Das möchte ich tun.

Das Thema heißt „Kinderarmut bekämpfen“, weil ich 
es beschämend finde, dass immer noch jedes siebte Kind 
in Deutschland in Armut groß wird.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen haben wir schon in der letzten Legislatur 
zahlreiche Maßnahmen beschlossen: Investitionen in 
die Kitas, in die Kommunen insgesamt, Erhöhung von 
Kindergeld und Kinderzuschlag, Arbeitsmarktprogramm 
für Alleinerziehende, Reform des Unterhaltsvorschusses. 
All das reicht aber definitiv noch nicht. Deswegen ha-
ben wir für diese Legislatur erneut ein Maßnahmenpaket 
zur Bekämpfung der Kinderarmut im Koalitionsvertrag 
beschlossen. Wir wollen den Kinderzuschlag zusammen 
mit dem Kindergeld auf 399 Euro, das sogenannte säch-
liche Existenzminimum, erhöhen. Wichtig ist  – das ist 
schon gesagt worden –, dass wir dabei auch an den Büro-
kratieabbau denken; denn bisher nehmen nur 30 Prozent 

der Eltern ihr Recht auf Kinderzuschlag wahr, und das ist 
eines sozialen Rechtsstaates unwürdig.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen wäre es klug, den Kinderzuschlag gemeinsam 
mit dem Kindergeld auszuzahlen. Dann kann das nicht 
mehr passieren. Insgesamt wollen wir uns darum bemü-
hen, die Beantragung sozialer Leistungen zu vereinfa-
chen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ein weiterer Baustein, um den Menschen das Leben 
leichter zu machen, ist es, den Eigenanteil beim Mittag-
essen in Kitas und Schulen für einkommensschwache 
Kinder abzuschaffen und die Schülerbeförderung kosten-
los zu gestalten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Allein für das Mittagessen fallen 20 Euro im Monat an, 
und für die Schülerbeförderung kommen 5 Euro oben-
drauf. 25 Euro sind für diese Familien nicht wenig Geld.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE]: Macht die CDU 
da mit?)

Wir werden die Mittel für das Schulstarterpaket für 
arme Kinder, das für Ranzen und Material zu Schul-
jahresbeginn gedacht ist, aufstocken. Bisher erhält man 
100  Euro. Der Kinderschutzbund erwartet 214  Euro. 
Über die Höhe werden wir noch diskutieren. Ich hoffe, 
dass wir zu einem guten Ergebnis kommen.

Ganz besonders wichtig am Koalitionsvertrag ist mir 
der Punkt, in dem es um die Nachhilfe für arme Kinder 
geht. Gerade arme Kinder haben es schwerer, aufzustei-
gen und ihr Potenzial zu entfalten. Bisher war es so, dass 
sie nur dann ein Recht auf Nachhilfe hatten, wenn sie da-
von bedroht waren, sitzen zu bleiben. Jetzt haben sie die 
Möglichkeit, auch dann unterstützt zu werden, wenn sie 
von der Haupt- auf die Realschule oder auf das Gymnasi-
um wechseln wollen. Das ist ein kleiner, aber ganz wich-
tiger Punkt, der uns im Koalitionsvertrag gelungen ist.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Uwe 
Schummer [CDU/CSU])

Hinzu kommen: Ausbau und Qualitätsverbesserungen 
im Bereich der Kinderbetreuung, Abbau der Kitagebüh-
ren bis zur Gebührenfreiheit, Rechtsanspruch auf Ganz-
tagsbetreuung in der Grundschule und viele Maßnahmen 
wie der hier schon vielzitierte soziale Arbeitsmarkt zur 
Bekämpfung der Elternarmut. Aber das reicht immer 
noch nicht. Deswegen werde ich mich weiter dafür ein-
setzen, perspektivisch zu einer Kindergrundsicherung zu 
kommen, die ein einheitliches kindliches Existenzmini-
mum, und zwar für alle Kinder, garantiert.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Niemand darf wegen seiner Kinder arm werden. Jedes 
Kind muss uns gleich viel wert sein. Jedes Kind muss 
in einem der reichsten Länder der Welt gute und gleiche 
Startchancen in sein Leben haben. Kein Kind ist für seine 
soziale Lage selbst verantwortlich. Kein Kind kann sich 

Frank Heinrich (Chemnitz)
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allein aus seiner Armut befreien. Die meisten von Ihnen 
wissen aus vielen Debatten, Anhörungen und Studien, 
was Armut mit Kindern macht: Sie haben schlechtere 
Entwicklungschancen und öfter gesundheitliche Proble-
me, und sie werden mit der Erfahrung sozialer Ausgren-
zung groß. Deshalb haben wir hier eine ganz besonders 
große öffentliche Verantwortung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Winston Churchill hat gesagt: 

Eine Gemeinde kann ihr Geld nicht besser anlegen, 
als indem sie Geld in Babys steckt. 

Lassen Sie uns aus der Gemeinde Deutschland und aus 
den Babys Kinder und Jugendliche machen, und wir wis-
sen: Eine bessere Geldanlage gibt es nicht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Das Wort hat die Kollegin Sabine Zimmermann für 

die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Sabine Zimmermann (Zwickau) (DIE LINKE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Herr Kober, es geht hier nicht um das bedingungslo-
se Grundeinkommen – überhaupt nicht.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Dr.  Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Es geht darum, dass Kinder, Erwerbstätige, Rentnerin-
nen und Rentner ein Leben in Würde und ohne Armut 
führen können. Das ist das, was wir wollen. Sie wollen 
das überhaupt nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Stracke, ich muss Ihnen sagen: Für den Boom 
am Arbeitsmarkt, den Sie immer so schön hier anführen, 
zahlen die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit 
niedrigen Löhnen.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Ach was! Das 
stimmt doch nicht!)

Sie haben eine Spirale nach unten in Gang gesetzt, wo-
durch die Löhne immer niedriger geworden sind.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Es gibt Lohn-
steigerungen!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 

Kollegen Kober?

Sabine Zimmermann (Zwickau) (DIE LINKE): 
Ich war zwar gerade bei Herrn Stracke, aber gerne.

Pascal Kober (FDP): 
Frau Kollegin Zimmermann, habe ich in Ihrem An-

trag richtig gelesen, dass Sie eine Mindestsicherung von 
1 050 Euro fordern, dass Sie darunter also ein Leben in 
Würde und außerhalb von Armut verstehen, und wissen 
Sie, dass der Kollege Birkwald gerade vorgerechnet hat, 
dass die Armutsquote für einen Alleinstehenden, statis-
tisch betrachtet, bei 1 064 Euro liegt, dass also die von 
Ihnen geforderte Mindestsicherung 14  Euro unterhalb 
der offiziellen Armutsquote liegt?

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Katja Kipping [DIE LINKE]: Nein, das haben 
Sie nicht verstanden!)

Sabine Zimmermann (Zwickau) (DIE LINKE): 
Vielen Dank, Herr Kober, für Ihre Frage. Aber ich 

glaube, Sie kennen den Unterschied zwischen bedin-
gungslosem Grundeinkommen und Mindestsicherung 
nicht. Ein bedingungsloses Grundeinkommen ist  – das 
sagt schon der Name – nicht vermögensgeprüft. Ein be-
dingungsloses Grundeinkommen bekommt sozusagen 
jeder.

Hier geht es darum, dass wir Armut bekämpfen. Ich 
muss Ihnen ehrlich sagen: Wenn Sie mit dieser Frage for-
dern, dass wir mehr als 1 050 Euro brauchen, dann gehen 
wir doch mit Ihnen mit, dann sagen wir: Natürlich!

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Kober, wenn die FDP 2 000 Euro fordert, dann be-
kommen Sie von uns die volle Unterstützung. Das will 
ich Ihnen an dieser Stelle sagen. – Vielen Dank.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Das ist Sozi-
alpopulismus pur! – Dr. Frank Steffel [CDU/
CSU]: Ist das platt! Ist das schlicht!)

Herr Stracke, um noch einmal bei Ihnen anzusetzen: 
Ihren Boom am Arbeitsmarkt – das sage ich ganz deut-
lich  – bezahlen die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer mit Niedriglöhnen. Wir haben den größten Niedrig-
lohnsektor in ganz Europa.

(Dr. Frank Steffel [CDU/CSU]: Kennen Sie 
die Tarifsteigerungen?)

Das muss Ihnen doch zu denken geben. Ich muss Ihnen 
ehrlich sagen: Der Niedriglohnbereich stürzt viele Men-
schen in Armut.

Jetzt sind wir beim Thema – das sollten Sie sich wirk-
lich auf der Zunge zergehen lassen –;

(Beifall bei der LINKEN)

denn die Armut in Deutschland – Kinderarmut, Alters-
armut, Armut von Erwerbstätigen – nimmt zu. Ich weiß, 
dass Sie das nicht hören wollen, weil das gar nicht in Ihr 
Bild passt,

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Weil es nicht 
stimmt! Das ist das Problem!)

aber nehmen Sie doch endlich die Realität zur Kenntnis, 
dass es diese Armut bei uns in Deutschland gibt, und re-
den Sie das nicht immer weg.

Dagmar Schmidt (Wetzlar)
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Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Frau Kollegin, der Kollege Sichert von der AfD hätte 

noch eine Frage an Sie. Akzeptieren Sie das?

Sabine Zimmermann (Zwickau) (DIE LINKE): 
Ach – nein.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
LINKEN und der SPD – Lachen bei der AfD)

– Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Das Thema ist eigentlich 
nicht lächerlich. Ich finde es nicht in Ordnung, dass Sie 
sich hier so lustig machen.

(Karsten Hilse [AfD]: Ihre Leute machen sich 
lustig!)

Herr Stracke, ich will Ihnen einmal Ihre Bilanz aufzei-
gen: Bei uns in Deutschland leben 2 Millionen Kinder in 
Armut. Wir haben 2,9 Millionen Rentnerinnen und Rent-
ner, die armutsbedroht sind, die armutsgefährdet sind, 
und das gilt auch für jeden zehnten Erwerbstätigen. Es ist 
doch eine Schande, dass es so etwas in einem so reichen 
Land wie Deutschland gibt. Da müssen Sie doch endlich 
aufwachen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

In der Armutsbekämpfung haben Sie in den letzten 
Jahren völlig versagt.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Das Gegenteil 
ist richtig!)

Daran müssen Sie sich mal machen. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Armut kann nämlich jeden treffen, zumindest jeden, der 
von seiner Arbeitskraft leben muss. Jeder kann in einem 
mies bezahlten Job landen. 3,2 Millionen Menschen bei 
uns arbeiten in einem Zweit- bzw. Drittjob. Das machen 
sie doch nicht, weil sie nicht wissen, wohin mit ihrer 
Zeit. Sie machen es, weil sie das Geld brauchen, und das 
ist eine Schande.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist auch ein Skandal, dass es in einem so reichen Land 
wie unserem Kinderarmut gibt.

Egal ob Rot-Grün, Schwarz-Rot oder Schwarz-Gelb, 
sie alle haben den Sozialstaat systematisch kaputtge-
macht. Regeln für gute Arbeit wurden abgeschafft, und 
seitdem hat sich nichts verbessert. Deshalb breitet sich 
die Armut aus; das sollten Sie endlich zur Kenntnis neh-
men.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir brauchen einen Mindestlohn, von dem man or-
dentlich leben kann. Wir sagen: Schluss mit Ausbeutung 
und Schinderei, weg mit Minijobs und Leiharbeit. Sie 
müssen sich das mal vorstellen: Es gibt 1 Million Leihar-
beiter. Sie bekommen 50 Prozent weniger als die Stamm-
belegschaften. Das ist doch ungerecht. 

(Beifall bei der LINKEN)

Und die sachgrundlosen Befristungen brauchen wir auch 
nicht.

Wir fordern: Niemand soll im Alter von weniger als 
1 050 Euro netto im Monat leben müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Wir brauchen eine solidarische Mindestrente und auch 
wieder eine Rentenversicherung, auf die man sich ver-
lassen kann.

(Beifall bei der LINKEN)

Zu dem Märchen, dass das alles nicht bezahlbar ist: 
Meine Damen und Herren, wer Milliarden für Rüstung 
übrig hat und Steuergeschenke an Unternehmen und 
Wohlhabende verteilt, der weiß auch, wie man Armut 
bekämpfen kann.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Denken Sie an Ihre Redezeit.

Sabine Zimmermann (Zwickau) (DIE LINKE): 
Ich komme gleich zum Schluss. – Die hohen Einkom-

men und Vermögen wachsen, und die Unternehmensge-
winne sprudeln.

Frau Merkel sagt: Deutschland geht es gut. – Sorgen 
Sie endlich dafür, dass es allen Leuten in Deutschland 
gut geht und sich die hohe Armut nicht weiter ausbreitet! 
Ich denke, das ist ganz wichtig. Armut ist das wichtigste 
Thema für die Zukunft.

Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Ich erteile das Wort zu einer Kurzintervention dem 

Kollegen Martin Sichert von der AfD-Fraktion.

Martin Sichert (AfD): 
Frau Kollegin, Sie haben gerade gesagt, Sie würden 

eine Mindestsicherung von 2 000 Euro gerne mittragen. 
Das durchschnittliche Nettoeinkommen aller Arbeitneh-
mer in Deutschland liegt bei 1 893 Euro. Sie wollen jetzt 
eine Mindestsicherung von 2 000 Euro. Wie wollen Sie 
das all den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern erklä-
ren, und wo wollen Sie das Geld hernehmen, um eine 
Mindestsicherung von 2 000 Euro zu finanzieren?

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Oh!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Wollen Sie antworten, Frau Kollegin?

(Frank Heinrich [Chemnitz] [CDU/CSU]: 
Wortlos!)

Dann erteile ich dem Kollegen Professor Dr. Matthias 
Zimmer von der CDU/CSU-Fraktion als letztem Redner 
zu diesem Tagesordnungspunkt das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Dr. Matthias Zimmer (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Kol-
legin Dagmar Schmidt hat Churchill zitiert. Ich darf mit 
einem Zitat von Abraham Lincoln anfangen, das besagt: 
„Jedes Haus, das in sich uneins ist, wird nicht bestehen.“ 
Es ist richtig, dass dies auch für die Frage von Einkom-
mens- und Vermögensverteilungen gilt, wenngleich ich 
hier für Alarmismus wenig Anlass sehe; einige Vorredner 
sind darauf bereits eingegangen.

Lincoln macht aber auf den großen Wert gesellschaft-
lichen Zusammenhalts aufmerksam. Ja, dieser ist auch 
eine Quelle des Reichtums einer Gesellschaft. Aber hier 
sind wir in der Tat verarmt. Wir haben eine Partei in un-
serer Mitte, genauer gesagt am rechten Rand, die nicht 
das Gemeinsame, den Reichtum beschwört, sondern das 
Trennende. Sie pflegen ein Denken in Freund-Feind-Ka-
tegorien. Ihr Populismus lebt davon, sich selbst in einer 
Geste gegen den Pluralismus als das Allgemeine zu ver-
kaufen.

Sie grenzen aus: Ausländer, Deutsche falschen Glau-
bens, den Feminismus, die Gutmenschen, Gewerkschaf-
ter, LGBTI, ja alles irgendwie Undeutsche. Richtig an 
dieser Ausgrenzung, meine Damen und Herren, ist nur 
eines: dass jeder anständige Demokrat in Deutschland 
diesen Kündern des inneren Bürgerkriegs den Kampf an-
sagen muss. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der LIN-
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP  – Karsten 
Hilse [AfD]: 6 Millionen Wähler!)

Arm ist Ihr Verständnis von Kultur. Spricht man über 
Bachmann, denken Sie nicht an die Dichterin der leisen 
Worte, sondern an den Lautsprecher aus der Unterwelt 
des Ostens,

(Karsten Hilse [AfD]: „Unterwelt des Os-
tens“! Das kann ja wohl nicht wahr sein! Was 
soll das denn?)

dessen Rücksichtslosigkeit und Brutalität Sie bewun-
dern. Sie wollen sein wie er. So stellen Sie sich die kon-
servative Revolution vor: kalt, radikal, ohne Mitleid.

(Karsten Hilse [AfD]: „Unterwelt des Os-
tens“!)

Derjenige, der es besser wissen müsste, der eigent-
lich Maß und Mitte als konservative Grundwahrheiten 
verteidigen müsste, der auch weiß, wie Stil und Haltung 
als kultureller Reichtum eines Landes den wahren Kon-
servativen immer geprägt und vom Barbaren abgegrenzt 
haben, lässt sie gewähren. Er stilisiert sich dabei als den 
leisen Melancholiker, als gealterten Jüngling der nationa-
len Erneuerung. 

(Karsten Hilse [AfD]: Was hat das mit Armut 
in Deutschland zu tun?)

Und doch denkt man hier weniger an Karl Gutzkow und 
Heinrich Heine, sondern eher an Wolf Biermanns Balla-
de von den verdorbenen Greisen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der LIN-
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Die moralische Armut, der Sie uns aussetzen, wird 
deutlich, wenn Sie Ihren Fantasien freien Lauf lassen, 
wenn Sie sogenannte „linksextreme Lumpen“ von der 
Universität in die Produktion stecken wollen, wenn Sie 
eine Staatsministerin für Integration in Anatolien entsor-
gen wollen, wenn Sie von „Schmarotzern“ und „Parasi-
ten“ faseln, die das deutsche Volk verseuchen, 

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das haben wir 
nie gemacht! Wovon reden Sie? Verleumder!)

wenn Sie für die „grünen Bolschewisten“ eine „Grube 
ausheben“ und darauf Löschkalk kippen wollen. Nein, 
diesen Hass kann man nicht erfinden. Man kann ihn nicht 
ignorieren. Sie fluten uns tagtäglich mithilfe Ihrer digita-
len Schwadronen damit. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der 
LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN sowie bei Abgeordneten der FDP  – 
Dr. Alexander Gauland [AfD]: Sie sollten Er-
schwerniszulage kriegen!)

Mit einem Mal, meine Damen und Herren, wird klar, 
was Karl Kraus meinte: „Das Wort entschlief, als jene 
Welt erwachte.“ Jedes Tabu wird gebrochen, bis man 
glaubt, Sie könnten es nicht ernst meinen. Und doch ist es 
Ihnen todernst mit dem, was Sie wollen. Todernst ist kei-
ne Phrase. Man ahnt, was wird, wenn es zu einem Wett-
lauf von Wort und Tat kommt. Hinter Ihrer Rede steckt 
der Wille zur Tat; der Wille, das Denken in Lagern zur 
blutigen Wirklichkeit werden zu lassen.

(Karsten Hilse [AfD]: Um Gottes willen!  – 
Joana Cotar [AfD]: Was hat das mit dem An-
trag zu tun?)

Ja, lassen Sie uns im Deutschen Bundestag über Arm 
und Reich diskutieren – über die, die lediglich reich an 
Hass und Häme sind, arm aber an bürgerlichen Tugen-
den. Lassen Sie uns über die reden, die den Deutschen 
gegen den Ausländer, den Christen gegen den Moslem, 
den Armen gegen den Reichen, die Jungen gegen die Al-
ten und alle gegen unseren Staat und unsere Grundwerte 
aufzuhetzen versuchen. Lassen Sie uns darüber reden, 
was eine offene Gesellschaft auszeichnet, welche Formen 
der affektiven Selbstkontrolle, Haltung und Werteorien-
tierung mit dem Begriff des Konservativen einhergehen. 
Lassen Sie uns die gute Ordnung, für die zumindest ich 
kämpfe, mit der Zumutung vergleichen, die von der rech-
ten Seite des Hauses ausgeht.

Lassen wir nicht zu, dass das Deutsche auf Missgunst, 
Ausgrenzung und Menschenfeindlichkeit reduziert wird. 
Lassen Sie uns stattdessen über ein Deutschland reden, 
wie ich es sehe: weltoffen, europäisch, ein Ort der Chan-
cen, ein Ort der Kultur und des Miteinanders, ein Land, 
dessen Reichtum genau darin liegt und dessen Armut in 
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einer Geisteshaltung gründet, wie sie von der rechten 
Seite mit geradezu völkischer Inbrunst vertreten wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der LIN-
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP  – Martin 
Sichert [AfD]: Meine Güte!)

Schon einmal hat uns diese Denkweise ins Verderben 
gestürzt. Schon einmal ist aus Hass Ausgrenzung und 
Hetze,

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Ach nee!)

aus der Armut des Geistes 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Wirklich 
nicht!)

bittere materielle Armut für das deutsche Volk geworden. 
Nie wieder! Nie wieder!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN – Dr. Bernd Baumann [AfD]: Die 
elendste Rede dieses Tages! – Dr. Alexander 
Gauland [AfD]: Ein elender Hetzer!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Ich schließe die Aussprache zu diesem Tagesord-

nungspunkt. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache  19/1687 an den Ausschuss für Arbeit und 
Soziales vorgeschlagen. Sind Sie damit einverstanden? – 
Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung so beschlos-
sen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 auf:

Beratung des Antrags der Bundesregierung 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkräfte an der Militärmission der 
Europäischen Union als Beitrag zur Ausbil-
dung der malischen Streitkräfte (EUTM Mali)

Drucksache 19/1597 
Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuss (f)	  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz	  
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe	  
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO

Dazu ist zwischen den Fraktionen eine Aussprache 
von 38 Minuten vereinbart. – Ich höre dazu keinen Wi-
derspruch. Dann ist das so beschlossen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn Sie dem fol-
genden Tagesordnungspunkt beiwohnen wollen, bitte ich 
Sie, sich zu setzen; ansonsten bitte ich Sie, den Plenar-
saal zu verlassen.  – Liebe Kollegen, wir wollen in der 
Tagesordnung fortfahren. Bitte nehmen Sie jetzt Platz.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Kann man die 
Glückwünsche für die Hetzrede nicht draußen 
machen, Herr Präsident?)

Ich erteile dann das Wort als erstem Redner dem Bun-
desaußenminister Heiko Maas. – Herr Minister.

(Beifall bei der SPD)

Heiko Maas, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Heu-

te geht es um die Ausbildungsmission der Europäischen 
Union in Mali, mit der die Grundlagen dafür geschaffen 
werden sollen, dass die malischen Sicherheitskräfte in 
Zukunft weniger auf Hilfe von außen angewiesen sind 
und MINUSMA ihre militärische Verantwortung nach 
und nach an die malischen Streitkräfte abgeben kann.

Drei Dinge zeichnen die Ausbildungsmission der 
Europäischen Union in Mali in besonderer Weise aus. 
Erstens leistet die Mission einen ganz zentralen Beitrag 
zur Stabilisierung der südlichen Nachbarschaft Europas. 
Zweitens zielt sie konsequent darauf, den Zusammenhalt 
und die Eigenverantwortung im Sahel zu stärken. Und 
drittens ist unser Engagement in Mali ein gelungenes 
Beispiel für einen integrierten und umfassenden Gesamt-
ansatz, der zivile Elemente auf der einen Seite mit mili-
tärischen Komponenten auf der anderen Seite verbindet. 

Mali ist aufgrund seiner Lage und aufgrund seiner 
Verbindungen zu den Nachbarstaaten zentral für die 
Stabilität der gesamten Sahelregion. Kommt es dort zu 
Fehlentwicklungen wie der Ausbreitung von Islamismus, 
organisierter Kriminalität oder zur Schleusung von Men-
schen, betrifft uns das in Europa schnell und spürbar. Das 
haben wir in den letzten Jahren angesichts der Migrati-
onsbewegungen dann auch erfahren können. 

Ich erinnere daran, dass Mali 2012 kurz davor stand, 
von radikalen Islamisten überrannt zu werden. Nur das 
schnelle Eingreifen zunächst Frankreichs, dann der inter-
nationalen Gemeinschaft auf Bitten der malischen Über-
gangsregierung konnte dies verhindern. Seither wurden 
bei der Stabilisierung Malis einige Fortschritte erzielt. 

Dennoch bleibt unser Einsatz für die Stabilität Malis 
und der Sahelregion notwendig, gerade jetzt vor den dor-
tigen Wahlen und angesichts einer nach wie vor prekären 
Sicherheitssituation. 

(Dr.  Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Das 
werden Sie in fünf Jahren immer noch erzäh-
len!)

Die fünf Sahelstaaten Mauretanien, Mali, Burkina Faso, 
Niger und Tschad haben sich nun zu den sogenannten 
G  5 Sahel zusammengeschlossen. Die Einrichtung ei-
ner gemeinsamen Einsatzgruppe der G  5 ist eine sehr 
positive und auch von uns und der Europäischen Union 
geförderte Entwicklung. Die Einsatzgruppe ist vor al-
lem gerichtet auf die Bekämpfung von Terrorismus und 
organisierter Kriminalität im Sahelraum. Bislang waren 
in diesem Bereich vor allem die Vereinten Nationen, 
die Europäische Union und Frankreich aktiv. Es ist von 
elementarer Wichtigkeit, dass sich künftig auch eine in 
der Region entstandene Struktur den Herausforderungen 
stellen wird.

Seit 2016 gibt es nun eine erste beratende Begleitung 
der G-5-Einsatztruppe durch EUTM Mali. Jetzt gilt es, 

Dr. Matthias Zimmer
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die nächsten Schritte auf diesem Weg zu gehen. EUTM 
Mali wird den Aufbau von Fähigkeiten der G-5-Ein-
satztruppe verstärkt unterstützen, indem Berater der 
Mission künftig in die Hauptquartiere der gemeinsamen 
Einsatzgruppe der G 5 in Mali, Niger, Mauretanien und 
Tschad entsandt werden. 

Meine Damen und Herren, EUTM Mali komplemen-
tiert damit, was wir mit den Partnern im Rahmen von 
MINUSMA bereits leisten. Mit maßgeschneiderten Sta-
bilisierungs- und Entwicklungsmaßnahmen tragen wir 
außerdem dazu bei, dass staatliche Strukturen im Zen-
trum des Landes und damit die Daseinsvorsorge gestärkt 
werden. Wir investieren darüber hinaus gezielt in Ver-
söhnungsprojekte und Krisenprävention, um überwun-
dene Konflikte aufzuarbeiten und erreichte Fortschritte 
zu konsolidieren, und tun alles dafür, dass die Menschen 
dort auf Sicht ihre Angelegenheiten selber in die Hand 
nehmen können. Für die Sicherheit der Bürgerinnen und 
Bürger Malis sind außerdem Fortschritte beim Aufbau 
einer bürgernahen Polizei essenziell. Wir fördern deshalb 
die Ausbildung der Polizei in Mali durch die europäische 
zivile Polizeimission EUCAP Sahel Mali. Damit folgen 
wir der Grundüberzeugung, dass organisierte Kriminali-
tät nicht ausschließlich militärisch bekämpft werden soll 
und militärisch bekämpft werden kann.

(Beifall bei der SPD)

Deutschland wird ab November die Führung der 
EU-Ausbildungsmission und damit weitere Verantwor-
tung übernehmen. Die deutsche Unterstützung für Mali 
wird an diesem Beispiel noch einmal ganz besonders 
deutlich werden. Wir finden, Mali hat Fortschritte ge-
macht. Aber Mali braucht auf dem Weg der Stabilisie-
rung weitere Unterstützung. Dazu leistet EUTM Mali ei-
nen ganz besonders wichtigen Beitrag. Deshalb bitte ich 
Sie erneut um Ihre Zustimmung zur Fortsetzung unserer 
Beteiligung. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU so-
wie des Abg. Pascal Kober [FDP])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Für die AfD-Fraktion hat das Wort der Kollege 

Rüdiger Lucassen.

(Beifall bei der AfD)

Rüdiger Lucassen (AfD): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeordnete! EUTM 

Mali ist in den Augen der Bundesregierung für die soge-
nannte Nachhaltigkeit zuständig, in einem Land, das fast 
viermal so groß ist wie Deutschland. MINUSMA soll sta-
bilisieren. EUTM Mali soll örtliche Kräfte ausbilden, die 
dann irgendwann einmal selbst stabilisieren. Ein solcher 
komplementärer Ansatz kann theoretisch funktionieren, 
aber sicherlich nicht so, wie es sich die Bundesregierung 
vorstellt.

Seit fünf Jahren bemühen sich deutsche Soldaten red-
lich, die Streitkräfte Malis einigermaßen auf Stand zu 
bringen. Herr Außenminister, Sie haben eine ganze Reihe 

von Erfolgen aufgelistet. Das Verteidigungsministerium 
behauptet, dass 10  300 malische Soldaten ausgebildet 
wurden. Das wären 60 Prozent des gesamten Heeres die-
ses Landes. Wenn dem so ist: Müssten dann nicht bereits 
deutliche Verbesserungen in der Sicherheitslage erkenn-
bar sein? In Ihrem Antrag geben Sie die Antwort. Sie lau-
tet: Nein. – Ich zitiere: 

Die Sicherheitslage hat sich … insgesamt ver-
schlechtert. 

Und: 

Die malischen Streitkräfte sind aufgrund ausgeb-
liebener struktureller Reformen … nur sehr einge-
schränkt in der Lage, diesen Herausforderungen zu 
begegnen.

Die Bundesregierung bescheinigt sich in diesem An-
trag also ihr eigenes Versagen in Mali, will aber genauso 
weitermachen wie bisher. Jetzt wäre die Stunde für die-
ses Parlament gekommen, sich auf seine eigene Rolle zu 
besinnen und der Regierung zu sagen: Stopp, so nicht!

(Beifall bei der AfD)

Der Auftrag der deutschen Soldaten in Mali ist unter 
anderem die Beratung des malischen Verteidigungsmi-
nisteriums und der operativen Führungsstäbe. Genau 
dort müssten also strukturelle Reformen greifen – tun sie 
aber nicht. Warum nicht? Sind die Beratung und die Aus-
bildung falsch? Ist der gesamte Ansatz der Bundesregie-
rung bei diesem Einsatz falsch? Oder liegt es etwa an den 
afrikanischen Partnern, die mit dem, was dort vermittelt 
werden soll, einfach nichts anfangen können?

Ich stelle fest: Der Einsatz funktioniert nicht. Das liegt 
nicht an den Männern und Frauen in unseren Streitkräf-
ten, sondern an dem falschen konzeptionellen Ansatz der 
Bundesregierung.

(Beifall bei der AfD)

Wie bei jedem anderen Einsatz der Bundeswehr legt die 
Regierung auch bei EUTM Mali größten Wert auf den 
sogenannten vernetzten Ansatz. Die Grünen sind von 
dieser Worthülse ja schon fast abhängig. Sie ist so et-
was wie das Propofol für die eigene Basis. So kann man 
den altersschwachen Ostermarschierern sagen: Nein, um 
Gottes willen. Wir schicken nicht nur Militär, wir leisten 
auch unheimlich viel zivile Aufbauhilfe.

Doch stimmt das? Heute debattieren wir nur über die 
Aufgaben der Bundeswehr vor Ort. Doch was macht ei-
gentlich das Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung in Mali? Das wäre ja 
das entscheidende Ressort, wenn es um die oft zitierte 
Bekämpfung von Fluchtursachen geht. Wo sind die Er-
folge? Antwort: Nicht existent.  – Eine Art hauseigene 
Geldverteilungsmaschine des BMZ, die GIZ, ist mit über 
260 Mitarbeitern in Mali vor Ort. Was haben diese Leute 
bisher erreicht? Die Antwort gibt es wieder im Antrag der 
Bundesregierung. Ich zitiere – hören Sie einfach zu –:

Zudem mangelt es an grundlegenden sozioökono-
mischen Perspektiven für weite Teile der Bevölke-
rung.

Bundesminister Heiko Maas
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Also auch hier Schulnote „ungenügend“; Versetzung 
in die nächste Mandatsverlängerung nicht möglich.

(Beifall bei der AfD)

Die Bundeswehr ist seit fünf Jahren in Mali statio-
niert, die deutsche Entwicklungshilfe bereits seit 58 Jah-
ren. Nach über einem halben Jahrhundert technischer und 
finanzieller Hilfe lautet das Ergebnis: Mangel an grund-
legenden Perspektiven für weite Teile der Bevölkerung. 
Ich sage Ihnen: Die gesamte deutsche Entwicklungshilfe 
gehört auf den Prüfstand.

(Beifall bei der AfD)

Bei EUTM Mali bleibt die Regierung ihrer Linie treu. 
Es gibt keine tragfähige Strategie, keine definierten poli-
tischen Ziele und deshalb auch keine Erfolgsaussichten. 
Der Aufwand, den die Bundeswehr betreiben muss, steht 
in keinem angemessenen Verhältnis zum Ergebnis. Sie 
wollen keinen robusten Einsatz gegen Terror, gegen Kri-
minalität und gegen irreguläre Migration, weil Sie die 
Risiken scheuen. Stattdessen wurschteln Sie seit Jahren 
herum und binden dadurch Kräfte, die vor allem in der 
Landes- und Bündnisverteidigung fehlen. Das muss auf-
hören. Deswegen wird die AfD dem Antrag auf Mandats-
verlängerung nicht zustimmen, der Überweisung schon.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Ich erteile das Wort dem Parlamentarischen Staatsse-

kretär Dr. Peter Tauber.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dr. Peter Tauber, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin der Verteidigung: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen! Meine 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Was expor-
tiert Deutschland? Maschinen? Autos? Nein, das wäre zu 
wenig. Ich sage Ihnen am Beispiel unseres Ausbildungs-
einsatzes in Mali, was wir exportieren: Wir exportieren 
Vertrauen.

(Lachen bei der AfD  – Zuruf von der LIN-
KEN: Waffen! – Weitere Zurufe von Abgeord-
neten der LINKEN)

Denn Deutschland ist ein verlässlicher Partner der Ver-
einten Nationen und ein verlässlicher Partner Malis und 
der afrikanischen Länder, mit denen wir zusammenarbei-
ten.

Ich höre die Zurufe von links  – man ruft unter an-
derem „Waffen“  –, und ich höre das Lachen von ganz 
rechts. An einer Stelle werden Sie sich irgendwann ent-
scheiden müssen und nicht nur – und das meistens laut – 
reden können.

Man kann die Haltung vertreten, wie Sie es tun, und 
sagen: Wir gehen und überlassen Mali und die Menschen 
dort ihrem Schicksal. – Dann negiert man aber, dass die 

meisten Menschen in diesem Land sich diese Situation 
nicht gewünscht und nicht ausgesucht haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Es ist in Ländern mit einer instabilen politischen Ord-
nung meist so, dass Despotismus auf dem Rücken der 
Menschen ausgetragen wird; es ist nicht so, weil sie es 
sich wünschen. Wenn man zu diesem Entschluss kommt, 
darf man aber nicht im nächsten Atemzug in lautes Weh-
klagen darüber ausbrechen, dass man nicht genug tut, um 
Fluchtursachen zu bekämpfen, und dass Millionen Men-
schen ihre Hoffnung woanders als in ihrem Land suchen. 

Die Antwort auf diese Frage können Sie bei der Hal-
tung, die Sie hier vertreten haben, nicht geben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD sowie der Abg. Agnieszka Brugger 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Deswegen bleibt es dabei – das ist richtig; das hat auch 
der Außenminister gesagt  –: Die Situation in Mali ist 
extrem schwierig. Sie ist leider nicht besser geworden, 
sondern in manchen Bereichen schlimmer. Das erken-
nen wir, wenn wir uns die Strukturen im Land anschau-
en, wenn wir uns fragen: Was geschieht dort demnächst, 
wenn Wahlen sind? Aber gerade weil das so ist, muss 
man sich die Frage stellen, ob das, was auf den Weg ge-
bracht worden ist, fortgesetzt werden muss. 

Wir haben inzwischen insgesamt circa 11  600 ma-
lische Soldaten mithilfe der Bundeswehr ausgebildet. 
Gerade weil die Sicherheitslage weiter instabil ist, weil 
dieses Land weiter vom Terrorismus und von Konflikten 
der verschiedenen Volksstämme bedroht ist, muss dieses 
Engagement fortgesetzt werden. Wir tragen damit auch 
zur Stabilität der Sahelzone insgesamt bei; denn Mali ist 
ein Schlüsselstaat und entfaltet Wirkung über die Lan-
desgrenzen hinweg.

Natürlich: Nur der Einsatz des Militärs wird es nicht 
richten. Es braucht diplomatische Bemühungen. Es 
braucht Entwicklungszusammenarbeit. Man kann sich 
hinstellen und den vernetzten Ansatz – das ist ein Wort, 
das die meisten Menschen zum ersten Mal hören, wenn 
sie sich mit dem Thema beschäftigen – ins Lächerliche 
ziehen. Aber ich persönlich glaube: Dazu gibt es keine 
Alternative. Jeder Soldat, der als Staatsbürger in Uniform 
in diesen Einsatz geht, wird erwarten, dass die Politik 
etwas tut, damit danach eine friedliche, eine politische, 
eine diplomatische Lösung seinen Einsatz rechtfertigt. 
Deswegen führt am vernetzten Ansatz  – ein abstraktes 
Wort – kein Weg vorbei. Es ist wichtig, dass wir das ge-
meinsam mit unseren europäischen Partnern tun, dass 
wir einen Beitrag leisten.

Was geschieht aktuell? Die Bundeswehr trägt zur 
Ausbildung und Beratung der malischen Streitkräfte bei, 
und dies mit einer hohen Zahl. Aktuell sind wir mit circa 
170  Soldatinnen und Soldaten vor Ort. Anfangs haben 
wir die malischen Soldaten selbst ausgebildet. Jetzt fun-
gieren Soldaten der Bundeswehr als Ausbilder der Aus-
bilder. 

Rüdiger Lucassen 
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Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Herr Staatssekretär, gestatten Sie eine Zwischenfrage 

aus der AfD-Fraktion?

Dr. Peter Tauber, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin der Verteidigung: 

Nein. 

(Dr. Roland Hartwig [AfD]: Och!)

– Sie werden es verschmerzen. Wir haben es schon im 
Ausschuss diskutiert.  – Diese wiederum trainieren ihre 
Soldaten unter unserer Anleitung und Hilfe. Die Rück-
meldung, die unsere Soldaten bekommen, sind Dankbar-
keit der malischen Kräfte, die wir ausbilden, und Wert-
schätzung.

Natürlich ist Ausbildung nicht mit Ausbildung ver-
gleichbar. Auch Sie werden wissen, dass wir dort über 
andere Fragen und Herausforderungen reden, als wenn 
wir über die Ausbildungsstruktur für unsere eigenen Sol-
daten sprechen.

Man kann sagen: In Mali ist nicht alles gut, und durch 
unseren Einsatz wird auch nicht automatisch alles gut, 
aber ohne uns wäre vieles schlechter. Wir haben die Auf-
gabe, Hoffnung nicht zu zerstören, sondern zu geben. 
Unser Einsatz, gemeinsam mit vielen anderen, leistet 
dazu einen kleinen Beitrag. Deswegen bitte ich Sie um 
Zustimmung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Für die FDP-Fraktion spricht der Kollege Ulrich 

Lechte.

(Beifall bei der FDP)

Ulrich Lechte (FDP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Werte Gäste! In der letzten Sitzungswoche hat-
ten wir hier im Plenum bereits über die UNO-Mission in 
Mali gesprochen. Heute geht es um die kleinere Schwes-
termission der Europäischen Union. Die Beratungen 
sind zwar getrennt, aber es macht Sinn, beide Missionen 
zusammen zu betrachten. Addiert man die Obergrenzen 
beider Mandatstexte – 1 100 plus 350 –, so beantragt die 
Bundesregierung die Entsendung von bis zu 1 450 Solda-
ten und Ausbildern nach Mali. Das ist die größte Präsenz 
von Bundeswehrsoldaten im Ausland – noch vor Afgha-
nistan –, und das unterstreicht, wie wichtig uns allen die 
Stabilisierung Malis ist. Wir von den Freien Demokraten 
begrüßen es ausdrücklich, dass Deutschland hier seiner 
Verantwortung als wichtiges Mitglied der internationalen 
Gemeinschaft nachkommt.

(Beifall bei der FDP)

Bei der EU Training Mission Mali hatte Deutschland 
bereits 2015 und 2016 den Missionskommandeur ge-
stellt. Derzeit übernimmt Spanien diese Aufgabe, aber 
ab Ende November  2018 soll Deutschland erneut den 
Missionskommandeur stellen. Die Anhebung der Man-

datsobergrenze von 300 auf 350 macht in diesem Zusam-
menhang ebenfalls Sinn. Ebenso ist die Ausdehnung des 
Mandatsgebietes sinnvoll. Künftig soll die Bundeswehr 
zusätzlich außerhalb Malis in den Hauptquartieren der 
G-5-Saheltruppe in Niger, Mauretanien und Tschad aus-
bilden und beraten können  – also in allen G-5-Staaten 
außer Burkina Faso.

Dies ist auch sinnvoll, weil wir es nicht mit einer lo-
kal begrenzten Rebellion im Norden Malis zu tun haben, 
sondern mit grenzüberschreitendem islamistischem Ter-
rorismus, der den Frieden in der ganzen Region gefähr-
det. Vor gut einem Jahr erfolgte der Zusammenschluss 
mehrerer terroristisch-islamistischer Gruppen zur Terror
allianz JNIM. JNIM verübt seitdem vermehrt Anschläge. 
Daher ist die grenzüberschreitende Zusammenarbeit der 
G-5-Staaten der richtige Ansatz, um auf die Bedrohun-
gen zu reagieren. Im Rahmen von EUTM Mali trainieren 
wir die Streitkräfte dieser Länder. Nur darum geht es, 
nicht um die direkte Beteiligung an Kampfhandlungen.

Auch über die Sahelzone hinaus ist die regionale Zu-
sammenarbeit in Westafrika sehr beachtlich. Die west-
afrikanische Wirtschaftsgemeinschaft ECOWAS hat ein 
hohes Ausmaß an regionaler Integration, das es sonst so 
nirgendwo anders in Afrika gibt. Es ist ein Vorzeigepro-
jekt, dessen Erfolg umso wichtiger für ganz Afrika ist. 
Wir dürfen nicht erlauben, dass der internationale isla-
mistische Terrorismus in dieser Region weiter Fuß fasst, 
sie destabilisiert und damit auch uns hier in Europa be-
droht. 

(Beifall bei der FDP)

Wir müssen uns alle vergegenwärtigen, dass Mali im 
Norden an Algerien grenzt, und Algerien ist nun mal 
als Mittelmeeranrainer ein südliches Nachbarland der 
EU. Es geht hier also um die Befähigung zur Bekämp-
fung von islamistischem Terrorismus und organisierter 
Kriminalität, wie zum Beispiel Menschenhandel und 
Menschenschmuggel. Das ist nützliche Nachbarschafts-
hilfe, die wir gerne leisten. Hierzu bedarf es Hilfe zur 
Selbsthilfe, aber auch wirtschaftlicher Entwicklung und 
der Schaffung von Zukunftsperspektiven für das so von 
jungen Menschen geprägte Afrika. Wir müssen unseren 
Beitrag leisten, damit dieser Kontinent in die Lage ver-
setzt wird, an der Globalisierung und den Chancen des 
21. Jahrhunderts in vollem Umfang zu partizipieren. 

(Beifall bei der FDP)

Dem rasanten Bevölkerungszuwachs – plus 800 Mil-
lionen in der Prognose allein für das 21. Jahrhundert; das 
muss man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen, 
denn das sind mehr Menschen, als in Europa leben – zu 
begegnen, ist eine Herkulesaufgabe. Wir müssen dafür 
sorgen, dass sie von Afrika in irgendeiner Weise bewäl-
tigt werden kann. Wir haben da eine moralische und eine 
menschliche Verpflichtung. Nach Jahrhunderten der Aus-
beutung sind wir das diesem aufstrebenden Kontinent 
wohlgemerkt mehr als schuldig.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)
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Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Für die Fraktion Die Linke spricht die Kollegin 

Christine Buchholz. 

(Beifall bei der LINKEN)

Christine Buchholz (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Seit fünf 

Jahren ist die Bundeswehr nun in Mali. Anfangs hieß es, 
es gehe um die Unterstützung der französischen Armee, 
um den Vormarsch einiger Hundert Dschihadisten auf 
die Hauptstadt Bamako zu stoppen. Das ist geschehen, 
doch die deutschen Soldaten sind geblieben. Mehr noch: 
Die Große Koalition hat die Einsätze in Mali beständig 
ausgeweitet und zu einer zentralen Intervention in Afrika 
gemacht. 

Wir sagen: Bei den Einsätzen geht es nicht um Mali 
oder die malische Bevölkerung. Es geht im Wesentlichen 
um zweierlei: zum einen darum, die Interessen der deut-
schen Wirtschaft in der rohstoffreichen Region mit einer 
militärischen Dauerpräsenz zu sichern, und zum anderen 
um Flüchtlingsabwehr. Beides hat mit den edlen Moti-
ven, die hier von der Regierungsbank geäußert werden, 
nichts zu tun.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir diskutieren jetzt den Bundeswehreinsatz im Rah-
men der europäischen Ausbildungsmission EUTM Mali. 
Aber der Name täuscht. Längst werden nicht mehr nur 
malische Soldaten ausgebildet, sondern auch die Sol-
daten von vier anderen Sahelstaaten. Dafür will die 
Bundesregierung nun erneut das Einsatzgebiet der Bun-
deswehr ausweiten, und zwar auf die Sektorhauptquar-
tiere der neuen G-5-Saheltruppe in Niger, Mauretanien 
und Tschad – wohlgemerkt der Tschad, der seit nahezu 
30 Jahren von dem allmächtigen Generalleutnant Idriss 
Déby beherrscht wird. 

EUTM Mali erweist sich als eine Militärmission zur 
Stabilisierung von Regierungen, die häufig korrupt, 
manchmal direkt diktatorisch sind. Das ist eine Außen-
politik, gegen die sich Die Linke stellt.

(Beifall bei der LINKEN)

Es waren übrigens Frankreich und Deutschland, die 
auf die Bildung dieser sogenannten G-5-Truppe aus fünf 
Staaten gedrängt haben. Die EU wird einen Großteil des 
künftigen Jahresetats von bis zu 400 Millionen Euro be-
reitstellen. Doch: Mehr Militär ist wirklich das Letzte, 
was diese bitterarmen Menschen in der Sahelzone brau-
chen. 

(Beifall bei der LINKEN)

Dort operieren bereits  – ich zähle auf  – die franzö-
sische Kampfoperation Barkhane, amerikanische Spe-
zialkommandos, die UN-Truppe der MINUSMA und 
schließlich die europäischen Militärausbilder. Mit der 
G-5-Truppe kommt nun eine fünfte internationale Armee 
dazu. Und das bezeichnet die Bundesregierung in ihrem 
Antrag ernsthaft als – Zitat – „Schlüssel zur Stabilisie-
rung des Sahelraums“? Das ist doch blanker Unsinn. Die 

neue Saheltruppe stellt nichts anderes dar als die von Eu-
ropa vorangetriebene Militarisierung der Sahelzone.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von der 
CDU/CSU: Stabilisierung!)

Deswegen darf diese Truppe nicht durch uns finanziert 
und auch nicht durch EUTM Mali ausgebildet werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Zu mehr Sicherheit haben die internationalen Militär
interventionen übrigens auch nicht geführt. Herr Maas, 
wenn Sie hier sagen, dass das bisher ein gelungener Ein-
satz war, dann bitte ich um eine ehrliche Bilanz. Mittler-
weile hören wir wöchentlich von Anschlägen und Ent-
führungen. Die malische Armee, die von der Bundeswehr 
ausgebildet wird, ist ein Teil des Problems und nicht ein 
Teil der Lösung.

(Beifall bei der LINKEN)

Erst vor zwei Monaten wurden in der Region Mopti 
die Leichen von sechs Personen gefunden, die Tage zu-
vor von der Armee festgenommen worden sind. Amnesty 
International beklagt zahlreiche ähnliche Übergriffe 
durch malische Soldaten, die sich vornehmlich gegen die 
Ethnie der Peul richten. Wir sagen: Wer eine Armee wei-
ter ausrüstet, berät und militärisch ausbildet, die solche 
Übergriffe begeht, macht sich mitverantwortlich. 

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist gut, dass sich in Mali aktiver Widerstand gegen 
die eigene Regierung, aber auch gegen die internationale 
Militärpräsenz regt. Dieser Widerstand wird stärker. Im 
Januar kam es in der Hauptstadt Bamako zu einer De-
monstration, bei der der Abzug der französischen Armee 
gefordert wurde. Die Polizei löste die Demonstration ge-
waltsam auf. 

Es ist dieser Protest, der unsere Unterstützung ver-
dient – nicht die malische Regierung, nicht ihre Armee 
oder Polizei. Also, ziehen Sie endlich die Bundeswehr 
aus Mali ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Agnieszka Brugger, 

Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Agnieszka Brugger (BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Sicherheit, Stabilität und Frieden sind in Mali 
wahrlich keine Selbstläufer. Seit 2013 bildet die Euro-
päische Union im Rahmen einer Ausbildungsmission 
die malischen Streitkräfte aus. Ungefähr genauso lange 
begleiten die Vereinten Nationen im Rahmen der Frie-
densmission MINUSMA dort den politischen Prozess 
bei der Umsetzung des Friedensabkommens. Man muss 
trotzdem feststellen: Nach so vielen internationalen Be-
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mühungen bleibt die Sicherheitslage sehr ernst, teilweise 
hat sie sich sogar verschlechtert. 

Wenn wir heute zum sechsten Mal dieses Mandat für 
einen Einsatz in Mali beraten, dann müsste eigentlich die 
Frage nach der Wirksamkeit im Mittelpunkt stehen. Wir 
erwarten von der Bundesregierung endlich Antworten 
auf die vielen berechtigten kritischen Fragen nach der 
Rolle der Milizen, nach der Sicherheitslage und nach den 
Gründen für das Stocken des Friedensprozesses. 

Jetzt rächt sich, dass Sie jahrelang nicht auf uns Grüne 
gehört haben. Wir haben bei allen Militäreinsätzen ge-
fordert, dass eine unabhängige, eine kritische und eine 
ehrliche Evaluation durchgeführt wird;

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

denn nur so kann man Fehler erkennen und die richtigen 
Schlüsse für diese, aber auch für andere Missionen da-
raus ziehen. 

Meine Damen und Herren, was tut aber jetzt die Bun-
desregierung? Statt die notwendigen Verbesserungen auf 
den Weg zu bringen, ergänzen Sie ein im Kern durch-
aus sinnvolles Mandat um eine hochproblematische 
Komponente. Sie war bereits in den älteren Mandaten 
angelegt und in abgeschwächter Form enthalten, nun 
wird sie massiv ausgeweitet. Sie wollen die gemeinsa-
me Eingreiftruppe der Staaten Niger, Tschad, Burkina 
Faso, Mauretanien und Mali – das sind die sogenannten 
G-5-Sahelstaaten – nun ertüchtigen.

Aus der Vergangenheit wissen wir: Ja, auch die ma-
lischen Streitkräfte haben Fehler begangen. Da gab es 
Verfehlungen; aber dort begleitet die internationale Ge-
meinschaft diese Ausbildung mit einem intensiven poli-
tischen Prozess. Nun wollen Sie aber Sicherheitskräfte in 
Staaten wie dem Tschad ausbilden, wo es diesen Prozess 
in keiner Weise gibt, wo sich eine Regierung mit Gewalt 
und Korruption an der Macht hält und wo die Truppen 
immer wieder in den Schlagzeilen sind, weil Menschen-
rechtsverletzungen begangen werden. Dazu können wir 
nur sagen: Das, was Sie hier planen, ist kurzsichtig und 
riskant. Wir können Sie nur auffordern, von dieser Kom-
ponente dringend Abstand zu nehmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich finde, diese Komponente steht für etwas, was wir 
in den letzten Jahren bei dieser Bundesregierung als Stra-
tegiewechsel beobachten konnten: weg von einer nach-
haltigen Sicherheit, weg von Entwicklung und hin zu 
einer Schwerpunktsetzung auf Militär und Aufrüstung. 
Das ist insgesamt ein fahrlässiger und auch gefährlicher 
Kurswechsel.

Wer echte Sicherheit will, darf nicht nur auf Auf-
rüstung und einen vermeintlich schnellen sichtbaren 
Erfolg setzen. Wer echte Sicherheit will, braucht eine 
Ausbildung von Sicherheitskräften, die einen starken 
politischen Rahmen hat und einen umfassenden Ansatz 
verfolgt, zu dem auch Justiz, Polizei und Korruptionsbe-
kämpfung gehören. Es braucht nicht nur bloße Ertüchti-
gung; vielmehr bedarf es einer echten Sicherheitssektor-
reform. Diesen Teil des Mandates sollten Sie ausbauen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ohne Frage braucht auch die Sahelregion Unterstüt-
zung bei der Bekämpfung von Terrorismus und organi-
sierter Kriminalität. Wir Grüne haben in den vergange-
nen Jahren das Mandat mitgetragen. In vielen Regionen 
Malis ist die Ursache für die Probleme eine fehlende 
funktionierende und gerechte staatliche Ordnung. Dabei 
kann die Ausbildung lokaler Sicherheitskräfte durchaus 
ein wichtiger und sinnvoller Beitrag sein, wenn man 
langfristig selbsttragende Sicherheit erreichen will. Das 
Prinzip ist richtig, was aber fehlt, sind mehr Planung und 
mehr Nachhaltigkeit. Es ist auch eine zentrale Herausfor-
derung, das verlorene Vertrauen in der malischen Bevöl-
kerung an dieser Stelle zurückzugewinnen.

Eine zentrale Aufgabe der internationalen Gemein-
schaft, aber auch der Bundesregierung muss daher sein, 
Druck auf alle Beteiligten und insbesondere auf die ma-
lische Regierung auszuüben, dass die politischen Re-
formen, dass die Versöhnung, dass der Friedensprozess 
nicht weiter verschleppt werden, sondern wieder mit Tat-
kraft in Angriff genommen werden. Die Bundesregierung 
darf hier nicht jedes Jahr einfach nur schöne Reden hal-
ten, sondern Sie sollten aus den Fehlern lernen. Und vor 
allem sollten Sie eine echte Sicherheitssektorreform für 
Mali auf den Weg bringen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Für die CDU/CSU-Fraktion hat das Wort der Kollege 

Paul Ziemiak.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Paul Ziemiak (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Die Fortsetzung der deutschen Beteiligung an der Euro-
pean Union Training Mission hat ein sehr anspruchsvol-
les Ziel. Natürlich wollen wir erreichen, dass die mali-
schen Sicherheitskräfte durch die Ausbildung in der Lage 
sind, im ganzen Land für Sicherheit zu sorgen. Es ist 
schwierig. Es ist ein langer Weg. Niemand hat behauptet, 
dass es schnell gelingen kann. Es ist richtig, dass über 
10 000 Soldaten bereits ausgebildet wurden und von der 
EU-Mission profitiert haben. Das sind tatsächlich 60 Pro-
zent der Landstreitkräfte in Mali. 

Jetzt geht es darum, diesen Kurs weiterzuführen. Es 
geht jetzt um die Ausbildung der Ausbilder. Dass es ei-
nen vernetzten Ansatz gibt, ist genau der richtige Weg 
für die Sahelstaaten Mali, Burkina Faso, Mauretanien, 
Niger und den Tschad. Die Bundeswehr unterstützt die-
se Länder bei der Aufstellung und bei dem Aufbau einer 
gemeinsamen Einsatztruppe. Natürlich geht es darum, 
gemeinsam mit der Operation MINUSMA, die wir durch 
die Ausbildung der Streitkräfte ablösen wollen, wirksam 
Terrorismus zu bekämpfen. Mali war und ist weiterhin 
ein Rückzugsort für Terroristen. Darum geht es. 

Wenn Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
Linksfraktion, Menschenrechtsverletzungen und fehlen-
de Sicherheit beklagen und wenn Sie über Entwicklungs-
hilfe sprechen, dann müssen Sie doch zur Kenntnis neh-
men, dass Sie nachhaltige Entwicklungshilfe in einem 

Agnieszka Brugger
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Land nur leisten können, wenn Sie auch Sicherheit für 
die Menschen garantieren können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Alles andere zu behaupten, ist doch nicht redlich. Natür-
lich hört es sich besser an, wenn man nur über Entwick-
lungshilfe spricht. Sie sprechen darüber, dass es korrupte 
Regierungen gibt und dass wir einschreiten müssen, na-
türlich. Aber als Erstes müssen Sie Sicherheit schaffen. 
Sie sprechen von Opposition und vielen anderen Dingen. 
Aber schauen Sie sich die Situation von 2013 an: Hät-
ten Sie tatsächlich Mali den islamistischen Terroristen 
überlassen wollen? Hätten Sie zugelassen, dass wir von 
Deutschland aus zuschauen? Ich glaube, das kann nicht 
unser Weg sein.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE])

– Natürlich passt Ihnen das nicht, weil Sie genau wis-
sen, dass ich recht habe. Sie wissen, dass Entwicklungs-
hilfe eben ohne Sicherheit  – ich habe es gerade schon 
gesagt – nicht möglich ist.

Interessant finde ich in dieser Debatte, dass die Kol-
legen von der AfD-Fraktion ja im Prinzip die These auf-
stellen: Es sind noch nicht alle Ziele erreicht, also ma-
chen wir nichts mehr. – Das ist international natürlich ein 
besonders „vernünftiger Ansatz“. – Das ist er natürlich 
nicht.

Es geht am Ende darum, dass wir Terrorismus be-
kämpfen; das liegt im Interesse der Bundesrepublik 
Deutschland. Es liegt in unserem Sicherheitsinteresse, 
dass Mali und auch die Nachbarstaaten stabil werden.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage, Herr Kollege?

Paul Ziemiak (CDU/CSU): 
Natürlich.

Rüdiger Lucassen (AfD): 
Vielen Dank, dass Sie die Frage zulassen, Herr Kol-

lege Ziemiak. – Könnten Sie mit mir darin übereinstim-
men, dass Streitkräfte so heißen, weil sie ihrem Name 
entsprechend handeln sollen, und dass wir beim vernetz-
ten Ansatz andere Kräfte hinzuziehen sollten?

Können Sie aber bitte auch bestätigen, dass unse-
re Streitkräfte sowohl in Mali als auch in Afghanistan 
oder auch jetzt im neuen Einsatzgebiet Irak genau das, 
nämlich kämpfen und sichern, nicht machen? Vielmehr 
machen sie das, was im vernetzten Ansatz durchaus an-
dere Kräfte, Kräfte des BMZ oder aber auch Contractors, 
machen können. Dies ist nicht die originäre Aufgabe von 
Streitkräften. Können Sie das bitte bestätigen? Unsere 
Soldaten haben dort keinen Kampfauftrag.

Paul Ziemiak (CDU/CSU): 
Herr Kollege, ich will Ihnen gerne bestätigen, dass wir 

der festen Überzeugung sind, langfristig keine Probleme 

in Staaten lösen zu können, indem wir einfach nur darü-
ber sprechen, dass wir Soldaten irgendwo hinschicken, 
um zu kämpfen.

Sie haben doch selbst mit Ihrer Fraktion häufig genug 
das beklagt, was im Irak passiert ist, und gesagt, dass 
man am Ende einen Staat selbst fit machen muss. Diese 
Schlüsse, die wir aus all diesen Erfahrungen der letzten 
20  Jahre ziehen, setzen wir in Mali um. Wir glauben, 
dass am Ende nur malische Streitkräfte und nicht deut-
sche Soldaten für die Sicherheit in Mali verantwortlich 
sein müssen. Zusammen mit Entwicklungshilfe ist genau 
das der richtige Weg. Es wäre schön, wenn Sie das auch 
einmal zur Kenntnis nehmen würden. Punkt!

Jetzt mache ich mal weiter; denn die Uhr läuft. – Ich 
möchte noch auf einen Punkt eingehen: Sie versuchen 
alles, was in Deutschland passiert, zu missbrauchen – zu-
letzt haben Sie das im Fall der Amokfahrt von Münster 
getan –, um Hass zu schüren, Stimmung zu machen und 
am Ende immer wieder Ihre falsche These vorzutragen, 
dass nämlich die Bundesregierung und der Deutsche 
Bundestag nichts tun, um Terrorismus zu bekämpfen und 
diesem die Grundlagen zu nehmen.

Ich will Ihnen eines sagen: Wenn Sie so etwas behaup-
ten, dann seien Sie auch ehrlich zu den Leuten. Entweder 
stimmen Sie hier zu, oder Sie sagen den Leuten, dass Sie 
diejenigen im Deutschen Bundestag sind, die gegen Ter-
rorismusbekämpfung in dieser Welt sind.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Vielleicht zur Klarstellung, liebe Kolleginnen und 

Kollegen: Bei Zwischenfragen wird die Uhr selbstver-
ständlich angehalten. Sie können also die Zwischenfra-
gen ganz ausführlich beantworten, ohne dass Ihre Zeit 
abläuft.

Der letzte Redner zu Tagesordnungspunkt 10 ist der 
Kollege Dr.  Reinhard Brandl von der CDU/CSU-Frak-
tion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Die Lage in Mali ist wirklich beunruhigend. Wir erleben 
im Moment, dass die Instabilität, die vorher vor allem im 
Norden vorherrschend war, so langsam auch nach Zent-
ral-Mali überspringt. Der UNHCR hat letzten Dienstag 
einen Bericht veröffentlicht, in dem beschrieben wird, 
wie gerade in der Region Mopti in Zentral-Mali  – das 
ist ungefähr zwischen Gao und Bamako  – die Gewalt 
zwischen verschiedenen Volksgruppen weiter eskaliert. 
Es hat Dutzende Tote gegeben. 3 000 Menschen sind in 
Richtung Burkina Faso geflohen. In der Region sind im 
Moment dschihadistische Prediger unterwegs, die das 
Volk aufhetzen. Da steht zum Beispiel der Gruppe der 
Peul die Gruppe der Dogon gegenüber, also im Prinzip 
den Nomaden die eher sesshaften Bauern. Aber natürlich 

Paul Ziemiak 
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sind alle gegen die internationalen Gruppen. Es bilden 
sich immer neue Milizen, die zum Teil nur ihr Dorf ver-
teidigen, zum Teil nur um fruchtbares Ackerland kämp-
fen, aber sich zum Teil eben auch dschihadistischen 
Gruppen wie dem „Islamischen Staat“ oder al-Qaida im 
Maghreb anschließen.

Diese Entwicklung wird natürlich befördert durch die 
Armut und den Hunger, die in der Region herrschen. Die-
se Entwicklung wird befördert durch eine Regierung, die 
nicht in der Lage ist, für Recht und Ordnung zu sorgen, 
vor allem im Zentrum und im Norden Malis. Und die 
Entwicklung wird befördert durch malische Streitkräfte, 
die selbst auch nicht für Sicherheit sorgen können, weil 
sie schlecht ausgerüstet und schlecht ausgebildet sind 
und dementsprechend im Moment gerade in Zentral-Ma-
li an Rückhalt verlieren. Das können wir alles beklagen. 
So ist die Situation. Aber, liebe Frau Kollegin Buchholz, 
von alleine wird die Situation nicht besser werden. Wenn 
wir einen Beitrag leisten wollen, dann müssen wir dem 
Land helfen, damit zurechtzukommen.

Die internationale Hilfe und auch der deutsche Bei-
trag setzen genau an diesen Punkten an. Wir haben einen 
vernetzten Ansatz. Außerdem ist Mali auch ein Schwer-
punktland der Entwicklungshilfe. Es ist aber nun einmal 
so, dass wir heute speziell über EUTM Mali diskutieren. 
Das ist der Beitrag, den die Mission zur Ausbildung und 
zur Beratung der malischen Streitkräfte leistet. Diese 
Mission kommt immer besser ins Laufen. Es sind im Mo-
ment 26 europäische Länder, die sich daran beteiligen. 
11  000 malische Soldaten wurden bereits ausgebildet. 
Der Schwerpunkt der Ausbildung verschiebt sich jetzt 
immer mehr vom einzelnen Soldaten hin zur Ausbildung 
der Ausbilder und zur Ausbildung von Führungskräften, 
was auch dazu führt, dass der Multiplikatoreffekt, den die 
Mission erreichen kann, deutlich größer wird.

Die Mission wird auch mobiler. Wir haben 2016 zum 
ersten Mal das Einsatzgebiet auf weitere Teile Malis, 
also über Koulikoro hinaus, ausgeweitet. Das hat sich 
bewährt. Wir gehen jetzt den nächsten Schritt, indem wir 
die Ausbildung auf die Grenzen von Mali und dann auch 
auf Standorte im Niger, im Tschad und in Mauretanien 
ausweiten. Denn eines ist doch klar: Wenn Sie sich die 
Karte anschauen, dann springt sofort ins Auge, dass die 
Grenzen in der Region irgendwann einmal von irgend-
jemandem mit einem Lineal gezogen worden sind und 
dass sie in keiner Weise die Lebenswirklichkeit vor Ort 
widerspiegeln. Sicherheit ist keine Frage, die sich an die-
ser Grenze entscheidet. Sicherheit ist eine Frage, die sich 
daran entscheidet, ob die Region zusammenarbeitet, um 
gemeinsam gegen Terrorismus und Islamismus vorzuge-
hen.

Mit der Beteiligung an der Mission EUTM Mali unter-
stützen wir die Zusammenarbeit in der G-5-Sahelregion 
weiter aktiv. Man kann diese Region selber nicht anhand 
von einzelnen Grenzverläufen beurteilen, sondern nur 
im Gesamten. Deswegen begrüße ich diese Ausweitung 
ausdrücklich. Wir werden die Mission nächste Woche 
im Ausschuss intensiv beraten. Ich kann Ihnen aber jetzt 
schon in Aussicht stellen, dass unsere Fraktion auch der 
weiteren Beteiligung an dieser Mission zustimmen wird.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Sören Bartol [SPD])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Ich schließe die Aussprache zu diesem Tagesord-

nungspunkt.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/1597 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? – Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen.

Wir kommen zum Zusatzpunkt 5:

Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/
CSU und SPD eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Gesetzes, betreffend 
die Einführung der Zivilprozessordnung 

Drucksache 19/1686 
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

Hier sind nach interfraktioneller Vereinbarung 27 Mi-
nuten vorgesehen.  – Dazu gibt es keinen Widerspruch. 
Dann ist das so beschlossen.

Der erste Redner ist für die SPD-Fraktion der Kollege 
Dr. Johannes Fechner.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Johannes Fechner (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lie-

be Zuhörerinnen und Zuhörer! Wer recht hat, muss auch 
recht bekommen, und das schnell und kostengünstig. 
Mit diesem einfachen Satz wird auf den Punkt gebracht, 
was die Bürgerinnen und Bürger in unserem Land zu 
Recht von einem funktionierenden Rechtsstaat erwar-
ten. Zu diesem Zweck haben wir Regierungsfraktionen 
uns im Koalitionsvertrag vorgenommen, Zivilprozesse 
und Strafverfahren effektiver zu gestalten. Die Bürge-
rinnen und Bürger sollen verlässlich und zeitnah bei uns 
in Deutschland ihr Recht bekommen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dabei steht der Rechtsstaat vor großen Herausforde-
rungen. Die Verwaltungsgerichtsbarkeit ist überlastet, 
sodass dringend neue Stellen geschaffen und auch besetzt 
werden müssen. Auch müssen viele Staatsanwälte und 
Strafrichter eine große Anzahl an Strafverfahren bearbei-
ten. Deshalb ist es, wie ich finde, eine der wichtigsten 
Aufgaben der Großen Koalition, den vereinbarten Pakt 
für den Rechtsstaat zu schließen. Gemeinsam mit den 
Ländern wollen wir 2 000 zusätzliche Stellen für Richte-
rinnen und Richter, für Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälte und vor allem – das ist mir ganz wichtig – auch für 
das entsprechende Folgepersonal in den Geschäftsstellen 
einrichten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Reinhard Brandl
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Das ist dringend nötig, liebe Kolleginnen und Kollegen; 
denn die besten Gesetze bringen nichts, wenn kein Jus-
tizpersonal da ist, um sie umzusetzen. Dabei leistet die 
Justiz in Deutschland Hervorragendes. Wir haben eine 
Rechtsetzung von hoher Qualität. Damit das so bleibt, 
müssen die personellen Grundlagen geschaffen werden. 
Dort, wo wir als Bund aktiv werden können, nämlich 
bei den Bundesgerichten und auch beim Generalbundes-
anwalt, werden wir als Bund die notwendigen Stellen 
schaffen.

Damit bin ich bei der politischen Ebene, um die es uns 
bei diesem heute hier zu beratenden Gesetzentwurf geht. 
Es ist unsere Aufgabe als Bundesgesetzgeber, die Rah-
menbedingungen dafür zu schaffen, dass der Rechtsstaat 
handlungsfähig bleibt und unsere Gerichte Recht mit 
hoher Qualität sprechen. Als Bundesgesetzgeber haben 
wir Einfluss auf eine ausreichende personelle Ausstat-
tung, insbesondere beim Bundesgerichtshof. Wir können 
Verfahrensregelungen einführen, die dazu beitragen, die 
hohe Qualität der Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofs auf Dauer zu gewährleisten. 

Der Bundesgerichtshof trifft wichtige Grundsatzent-
scheidungen mit breiter Wirkung, oft für Millionen von 
Bürgerinnen und Bürger. Er sorgt damit für Rechtssicher-
heit. Diese Funktion darf nicht durch eine Überschwem-
mung und damit einhergehende Überlastung des BGH 
gefährdet werden. Die Richterinnen und Richter des 
BGH sollen sich um wichtige juristische Fragen küm-
mern können und sich nicht mit einem von einem Beru-
fungsgericht, unter Umständen sogar einstimmig, gefass-
ten Urteil und einem somit offensichtlich aussichtslosen 
Rechtsmittel beschäftigen müssen.

Ein Blick in die Prozessstatistik zeigt: Während die 
Anzahl der Zivilprozesse insgesamt zum Teil deutlich 
zurückgeht, ist dies bei den Zivilverfahren beim Bun-
desgerichtshof nicht der Fall. Durch die Neuregelung der 
Nichtzulassungsbeschwerde im Jahr 2011 ist ein dauer-
hafter zusätzlicher Anfall von 1 000 Verfahren pro Jahr 
festzustellen. Unsere ursprüngliche Vermutung, dass 
Nichtzulassungsbeschwerden langfristig rückläufig sein 
werden, hat sich also nicht erfüllt. Dabei ist festzuhalten, 
dass über 90  Prozent der Nichtzulassungsbeschwerden 
erfolglos sind. Dennoch bindet deren Bearbeitung ganz 
erhebliche Arbeitskapazitäten, wertvolle Kapazitäten, 
die für die eigentliche Aufgabe der Zivilsenate des BGH, 
nämlich die Entscheidung von Grundsatzfragen, wichtig 
wären und dadurch fehlen. Vom Bundesgerichtshof ist zu 
hören, dass die dortigen Zivilrichter mittlerweile den fast 
größten Teil ihrer Arbeitskraft damit verbringen müssen, 
Nichtzulassungsbeschwerden abzuarbeiten. Das wiede-
rum bedeutet, dass andere Verfahren, die grundsätzliche 
Bedeutung für die Bürgerinnen und Bürger haben, liegen 
bleiben und nicht entschieden werden können.

Um diese unhaltbare Situation zu entschärfen, gilt 
aktuell eine Wertgrenze für Nichtzulassungsbeschwer-
den. Sie sind nur zulässig, wenn der Beschwerdewert der 
Berufungsentscheidung 20  000 Euro übersteigt. Diese 
Regelung – deswegen jetzt die Eile – läuft zum 30. Juni 
2018 aus. Mit unserem Gesetzentwurf wollen wir diese 
Regelung bis zum 31. Dezember 2019 verlängern.

Das Argument, diese zeitlich befristete Streitwert-
grenze nehme den Bürgerinnen und Bürgern Rechts-
schutzmöglichkeiten, greift aus meiner Sicht so pauschal 
nicht. Zum einen wurden mit der Reform der Zivilpro-
zessordnung auch die Revisionsregelungen neu gefasst; 
die sogenannte Wertrevision würde durch die Zulas-
sungsrevision ersetzt. Seitdem können die Landgerichte 
die Revision beim Bundesgerichtshof zulassen. Das hat 
dazu geführt, dass die Zahl der Revisionen im Streitwert-
bereich bis zu 20 000 Euro um 60 Prozent gestiegen ist. 
Also gerade Verfahren mit kleineren Streitwerten sind 
deutlich häufiger bis zum BGH gelangt. Die Verfah-
ren des für Kauf- und Wohnungsmietrecht zuständigen 
BGH-Senats hatten zu 80 Prozent, also eine ganz große 
Mehrheit, Gegenstandswerte von unter 20 000 Euro, ein 
Drittel der Verfahren sogar von unter 1  000 Euro. Das 
zeigt, dass man nicht pauschal sagen kann, die Streit-
wertgrenze von 20 000 Euro bei der Berufungszulassung 
würde dem Bürger Rechtsschutzmöglichkeiten nehmen. 

Zum anderen wird mit der Eingrenzung der Zulässig-
keit von Beschwerden gegen die Nichtzulassung der Be-
rufung auch der Funktion der oberen Gerichte Rechnung 
getragen. Es soll um Grundsatzentscheidungen gehen, 
um Entscheidungen des Bundesgerichtshofs, die zur Si-
cherung einer einheitlichen Rechtsprechung erforderlich 
sind.

Eine Lösung wäre jetzt natürlich auch, zusätzliche 
Richterstellen beim BGH zu schaffen. Davon abgese-
hen, dass das so kurzfristig, bis zum 30. Juni 2018, nicht 
mehr zu machen ist, haben wir es hier auch mit der so-
genannten Rutschklausel zu tun, einer bemerkenswerten 
Regelung aus den 90er-Jahren. Ich glaube, es ist unsere 
Aufgabe, dieses Gesetz zu verabschieden. Wir sollten 
uns aber auf jeden Fall vornehmen, im kommenden Jahr 
nach alternativen Lösungsmöglichkeiten zu suchen, auch 
für die Frage, wie wir trotz Rutschklausel mehr Personal 
in Karlsruhe erreichen können.

(Marian Wendt [CDU/CSU]: Es geht auch in 
Leipzig!)

Ich finde, wir müssen die Arbeitsüberlastung beim BGH 
auf jeden Fall beenden. Die obersten Gerichte müssen 
in aller Ruhe über die für die Bürgerinnen und Bürger 
wichtigen Fragen entscheiden können. Ich stimme des-
halb diesem wichtigen Gesetz zu.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Zu seiner ersten Rede rufe ich den Kollegen Jens Mai-

er von der AfD-Fraktion auf.

(Beifall bei der AfD)

Jens Maier (AfD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und mei-

ne Herren! Nun soll § 26 Nummer 8 EGZPO wieder in 
die Verlängerung gehen, diesmal vom 1.  Juli 2018 bis 
zum 31. Dezember 2019. Das ist jetzt schon, wenn ich 

Dr. Johannes Fechner
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richtig gezählt habe, das siebte Mal. Ursprünglich war 
für die hier zu treffende Beschlussfassung keine Debat-
te vorgesehen. Warum auch? Aufgrund des Zeitdrucks 
kann ja nur noch schnell, schnell reagiert werden. Die 
Geltungsdauer der bisherigen Regelung läuft am 30. Juni 
ab. Und dann? Soll man die Gerichte im Regen stehen 
lassen? 

Als ich noch Richter am Landgericht war, haben wir 
vor jeder Verlängerung gebangt, ob das Parlament sie 
noch rechtzeitig hinbekommt. Da hieß es: Wenn die 
Nichtzulassungsbeschwerde plötzlich zulässig wäre, 
müsste man ja einen Tatbestand ins landgerichtliche Be-
rufungsurteil schreiben. Es wurde auch die zu erwarten-
de Mehrbelastung gesehen. Für den BGH wäre es noch 
schlimmer ausgegangen. Ich vermute, der Wegfall der 
Wertgrenze hätte in kurzer Zeit zu einem Verfahrens
tsunami geführt. Es ist aber ganz gut, dass wir heute eine 
Debatte führen.

In der Begründung des hier vorliegenden Gesetzent-
wurfs heißt es unter A I:

Durch die vorgesehene Verlängerung der Geltungs-
dauer der Regelung soll eine bei Auslaufen der 
Wertgrenze eintretende Überlastung des Bundes-
gerichtshofs aufgrund der Zunahme von Nichtzu-
lassungsbeschwerden verhindert werden. Auch soll 
eine ebenfalls zu erwartende Mehrbelastung der Be-
rufungsgerichte abgewendet werden.

Aha, möchte man sagen, darum geht es also! 

Richtig ist, dass eine Wertgrenze, die jetzt bei 
20  000  Euro liegt, die Anzahl der eingelegten Rechts-
mittel reduziert. Kein guter Anwalt legt ein Rechtsmittel 
ein, das offensichtlich unzulässig ist, weil die erforderli-
che Beschwer nicht erreicht wird. Es stellt sich aber die 
Frage, ob die Einschränkung der Rechtsmittelfähigkeit 
eines Rechtsstreits über den Weg von Wertgrenzen der 
vernünftige Weg ist. 

Auch erscheint die Wertgrenze von 20 000 Euro eher 
willkürlich gegriffen. Nach dem bis 2002 geltenden 
Recht lag die Revisionssumme bei 60 000 DM, also gut 
30 000 Euro. Die Revisionssumme war bis dahin peu à 
peu erhöht worden. Keiner konnte einem wirklich sagen, 
warum gerade diese Summe richtig ist. Seit 2002 gilt 
nun die Grenze von 20 000 Euro. Aber hier stellt sich die 
gleiche Frage: Warum ausgerechnet 20 000 Euro, warum 
nicht 25 000 Euro, warum nicht 15 000 Euro?

Es ist als problematisch zu bewerten, den verfassungs-
rechtlich garantierten Justizgewährungsanspruch des 
Bürgers an einer Wertgrenze scheitern zu lassen, weil es 
doch um das Recht geht, um das Recht des Bürgers geht. 
Es sollte nicht darum gehen, dem BGH bzw. der Justiz 
den Arbeitsalltag zu erleichtern.

(Beifall bei der AfD)

Wenn am Landgericht – was die Regel ist – der Ein-
zelrichter durch Urteil entschieden hat, muss am Ober-
landesgericht nicht der gesamte Senat, sondern wiede-
rum nur der Einzelrichter tätig werden und entscheiden. 
10  000  Euro sind für viele Bürger schon viel Geld, 
19 000 Euro für noch viel mehr. Es kann also bei Fällen 

knapp unterhalb der Grenze von 20 000 Euro passieren, 
dass zweimal ein Richter entscheidet und es dann aus ist. 
Halten Sie das für fair? Ist das der Rechtsstaat? Führt dies 
zur Akzeptanz von Entscheidungen?

Ich bin der Meinung, dass wir die Gelegenheit nut-
zen sollten, im Ausschuss in Ruhe darüber zu diskutie-
ren, welche Wertgrenze man zugrunde legen soll, ob die 
Wertgrenze nicht reduziert werden soll und ob es nicht 
andere Möglichkeiten gibt, der Verfahrensflut, insbeson-
dere dem Missbrauch von Rechtsmitteln, Herr zu wer-
den. Da bietet sich zum Beispiel die Einführung einer 
Missbrauchsgebühr im Zivilverfahren an, wie das bei 
Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht oder laut 
Sozialgesetzbuch möglich ist. 

(Beifall bei der AfD)

Die AfD wird der Überweisung des Gesetzentwurfs 
in den Rechtsausschuss zustimmen. Ich persönlich freue 
mich auf eine spannende Diskussion im Ausschuss.

Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Für die CDU/CSU-Fraktion hat das Wort der Kollege 

Dr. Volker Ullrich.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Im Zivilrecht ist die Revision beim Bundesge-
richtshof möglich, wenn das Berufungsgericht im Urteil 
die Revision ausdrücklich zulässt, übrigens unabhängig 
vom Beschwerdewert. Wird die Revision nicht zugelas-
sen, so kann gleichwohl eine Nichtzulassungsbeschwer-
de erhoben werden mit der Möglichkeit des Zugangs 
zum Bundesgerichtshof, wenn der Berufungsstreitwert 
20 000 Euro übersteigt. Heute geht es um die Frage, ob 
wir die Wertgrenze für die Nichtzulassungsbeschwerde 
von 20 000 Euro für die nächsten eineinhalb Jahre fort-
schreiben. Ich meine, es ist richtig und geboten, dass wir 
diese Entscheidung treffen.

Was würde passieren, wenn wir die Möglichkeit einer 
Nichtzulassungsbeschwerde ab einer Höhe des Streit-
werts von 20  000  Euro nicht verlängern würden? Die 
Belastung an den Zivilsenaten des Bundesgerichtshofs 
würde zunehmen. Bereits jetzt sind die Verfahren vor den 
Zivilsenaten des Bundesgerichtshofs in der Mehrzahl so-
genannte Nichtzulassungsbeschwerden. Und nein, mit 
der Beibehaltung dieser Wertgrenze schneiden wir nicht 
das Recht des Revisionsführers ab. Ganz im Gegenteil: 
Wenn ein Verfahren von rechtlich großer Bedeutung ist 
und wenn erkennbar ist, dass dieses Verfahren eine Re-
levanz hat, dann wird das erkennende Gericht, das Land-
gericht oder das Oberlandesgericht, ohnehin die Revision 
zulassen, übrigens unabhängig vom Streitwert. 

Aber man darf nicht vergessen: Wir haben in Deutsch-
land den vollumfänglichen Rechtsschutz nicht nur dann, 
wenn jedes Verfahren bis zum BGH geht. Man muss fak-
tisch nicht die drei Instanzen ausschöpfen, um zu seinem 

Jens Maier
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Recht zu kommen. Wir haben in Deutschland eine ex-
zellente Landschaft im Bereich der Oberlandesgerichte. 
Die Oberlandesgerichte haben Spezialkammern mit sehr 
spezialisierten, guten Richtern, die einen ordentlichen 
Job machen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Rechtsweggarantie des Grundgesetzes ist auf alle 
Fälle gegeben, wenn jemand seine Rechtsstreitigkeit 
beim Landesgericht und dann beim Oberlandesgericht 
vorbringen kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es ist richtig, dass der Bundesgerichtshof in wesentli-
chen Fragen des Versicherungsrechts, des Mietrechts und 
des Bankenrechts grundsätzliche Entscheidungen treffen 
muss. Darauf sollte sich der Bundesgerichtshof kon-
zentrieren können. Aber es wäre falsch und würde dem 
Charakter eines obersten Bundesgerichtes nicht gerecht 
werden, wenn wir den Bundesgerichtshof mit noch mehr 
Nichtzulassungsbeschwerden überlasten, obwohl es eine 
umfassende Rechtsschutzmöglichkeit bereits auf der 
Ebene des Landgerichts und des Oberlandesgerichts gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir müssen uns bei diesem Thema klug verhalten. Wir 
dürfen die Architektur der Zivilrechtspflege nicht gene-
rell infrage stellen. 

Ja, wir müssen uns überlegen, ob wir die permanente 
Fortschreibung der Wertgrenze von 20 000 Euro nicht ge-
nerell regeln. Wir können darüber diskutieren, ob wir den 
Wert von 20 000 Euro, der übrigens aus dem Jahr 2001 
stammt, nicht anheben oder indexieren; das gilt auch für 
andere Wertgrenzen. Aber insgesamt sollten wir durch 
eine Änderung des Systems nicht grundsätzlich das infra-
ge stellen, was in Deutschland gut funktioniert, nämlich 
die Zivilrechtspflege. 

Wir sind aufgerufen, alles zu tun, auf Ebene des Bun-
des, aber auch auf Ebene der Länder, um diese funkti-
onierende Zivilrechtspflege weiterhin zu unterstützen, 
durch mehr Stellen bei der Justiz, auch in den Geschäfts-
stellen, aber auch durch eine kluge Strategie zur weiteren 
Digitalisierung der Justiz. 

(Dr. Heribert Hirte [CDU/CSU]: Gut, ja!)

Die Digitalisierung von Akten, die E-Akte, betrifft üb-
rigens auch das Anwaltspostfach. Ich meine, das sollte 
bald geregelt sein, weil nur indem man schnell an Akten 
kommt, können die Verfahren beschleunigt werden. Das 
ist der wichtigste Punkt, um im Zivilrechtsbereich nach-
haltig eine gute Lösung für diejenigen hinzubekommen, 
die Recht suchen und bei uns auch ihr Recht bekommen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zu diesem Ge-
setzentwurf.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Die nächste Rednerin ist für die FDP-Fraktion die 

Kollegin Katrin Helling-Plahr.

(Beifall bei der FDP)

Katrin Helling-Plahr (FDP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Bei den Koalitionspartnern ist in den letzten Tagen 
ganz kurzfristig eine bemerkenswerte Erkenntnis heran-
gereift, die da lautet: Bis zum 30. Juni ist es nicht mehr 
lang hin. Also wurde die Verlängerung der Regelung, 
wonach der Streitwert einer Nichtzulassungsbeschwerde 
zum Bundesgerichtshof mindestens 20 000 Euro betra-
gen muss, spontan noch auf die Tagesordnung gesetzt. 
Sonst wäre die Wertgrenze Ende Juni ausgelaufen. 

In die entsprechende Drucksache schreibt die Große 
Koalition, man wolle mit der Verlängerung ermöglichen, 
die Entwicklung der Geschäftsbelastung des BGH für ei-
nen Zeitraum von anderthalb Jahren zu beobachten. Sehr 
geehrte Damen und Herren von CDU, CSU und SPD, 
die Regelung in § 26 Nr. 8 EGZPO wurde im Zuge der 
großen ZPO-Reform 2001 als Übergangsregelung be-
schlossen, im EGZPO versteckt und seitdem viermal ver-
längert, immer wieder mit der Begründung, man wolle 
beobachten. Sehr geehrte Damen und Herren von CDU, 
CSU und SPD, was Sie „beobachten“ nennen, nennen 
wir Freie Demokraten „schlafen“.

(Beifall bei der FDP  – Dr.  Patrick Sensburg 
[CDU/CSU]: Dann hätten wir es ja nicht ver-
längert!)

16  Jahre des Beobachtens sind genug. Entsprechend 
hatte der Kollege von der SPD bei der letzten Verlänge-
rung der Regelung im Jahr 2016 auch bereits angekün-
digt, die Wertgrenze werde ein letztes Mal verlängert. 
Redner von SPD und CDU/CSU waren sich einig, dass 
man grundsätzlich debattieren muss. Was ist seitdem pas-
siert? Offenbar ging es schlicht in GroKo-Manier weiter 
so, und heute stehen wir wieder hier.

(Dr. Patrick Sensburg [CDU/CSU]: Nur nicht 
darauf hinweisen, dass wir es auch mit der 
FDP verlängert haben!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, natürlich wäre es 
nicht verantwortlich, die Regelung jetzt auslaufen zu 
lassen und den BGH mit einer entsprechend befürchte-
ten Nichtzulassungsbeschwerdeflut lahmzulegen. Aber 
wir erwarten von den Koalitionsfraktionen, dass sie jetzt 
Wort halten. Die jetzige Situation ist für keine Seite be-
friedigend. Der BGH sieht sich mit einer trotz Wertgren-
ze steigenden Zahl von Nichtzulassungsbeschwerden 
überfordert. Auch unabhängig von der Wertgrenze frust-
riert die mangelnde Voraussehbarkeit der aus BGH-Sicht 
bestehenden oder fehlenden Revisionswürdigkeit bei ei-
ner Zulassungsquote von unter 10 Prozent nicht nur die 
Anwaltskollegen, sondern erst recht die Parteien, die das 
finanzielle Risiko tragen. Die Effektivierung ging zuwei-
len zulasten der Akzeptanz höchstrichterlicher Recht-
sprechung in der Bevölkerung. 

Schaffen wir nun eine transparente und zukunftswei-
sende Regelung. Hören wir auf, Rechtsuchende mit einer 

Dr. Volker Ullrich
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Dauerübergangsregelung in die Irre zu führen. Verste-
cken wir künftig die Regelungen nicht mehr im EGZ-
PO. Lassen Sie uns darüber nachdenken, ob die richtige 
Reaktion auf steigende Fallzahlen in höheren Instanzen 
aufgrund mangelnder Akzeptanz von Rechtsprechung 
immer Rechtswegverkürzung sein muss. Müssen wir 
den BGH stärker aufstellen? Brauchen wir eine Reform 
der Regelung der Statthaftigkeit von Revisionen, der 
Zulassungsgründe insgesamt? Nutzen wir die Zeit bis 
Ende 2019 jetzt wirklich für ein Update.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Fabian 
Jacobi [AfD])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der nächste Redner ist für die Fraktion Die Linke der 

Kollege Friedrich Straetmanns.

(Beifall bei der LINKEN)

Friedrich Straetmanns (DIE LINKE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Sehr geehrte Zuhörerinnen und Zuhö-
rer! Die Koalition wünscht sich, durch den vorliegenden 
Gesetzentwurf weitere eineinhalb Jahre Zeit zu erhalten, 
um die Geschäftsbelastung beim Bundesgerichtshof zu 
evaluieren.

Zunächst einmal weise ich darauf hin, dass diese be-
reits seit 2011 evaluiert wird. In Ihrer Vorlage gehen Sie 
überhaupt nicht auf den Grund ein, warum dieser Zeit-
raum nicht ausgereicht haben soll. 

Aber gehen wir zum Anfang zurück. Unter Rot-Grün 
wurde die Zivilprozessordnung dahin gehend reformiert, 
dass die Zurückweisung sogenannter offensichtlich un-
begründeter Anträge auf Berufung vereinfacht wurde. 
Als über die Jahre klar wurde, dass damit ein rechtlich 
unhaltbarer Zustand geschaffen worden war, wurde 2011 
die Nichtzulassungsbeschwerde beim Bundesgerichts-
hof eingeführt, die wir hier verhandeln. Damit sollte ein 
Rechtsmittel geschaffen werden, mit dem der uneinheit-
lichen Anwendung des § 522 ZPO ein Riegel vorgescho-
ben werden sollte. Hier ist als Untergrenze ein Beschwer-
dewert von 20 000 Euro festgelegt. Diese Regelung läuft 
Ende Juni dieses Jahres aus. 

Es war doch schon 2011 klar – darauf hat meine Frak-
tion, Die Linke, damals auch hingewiesen –, dass diese 
Reform ein Fehler war.

(Beifall bei der LINKEN)

Darüber hinaus hat sie weder das Ziel erreicht, die Ar-
beitsbelastung beim Bundesgerichtshof zu reduzieren, 
noch hat sie zu einer entsprechenden Vereinheitlichung 
der Rechtsprechung beigetragen. Meine Fraktion, Die 
Linke, würde es sehr begrüßen, wenn sich diese Erkennt-
nis nun, mehr als 15 Jahre später, auch in den Reihen der 
Koalition durchsetzen würde.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, auf den ersten Blick han-
delt es sich um eine formale Notwendigkeit. Aber ich 
sage Ihnen: Es geht auch um Gleichheit im Recht. Es 

gibt eine sehr unterschiedliche Praxis bei den Zurück-
weisungsbeschlüssen: im Oberlandesgerichtsbezirk 
Karlsruhe 6,2  Prozent, im Oberlandesgerichtsbezirk 
Koblenz 22,6  Prozent. Bei Verfahren mit einem Streit-
wert von unter 20 000 Euro ist kein Rechtsmittel in dem 
Sinne vorgesehen. Wie soll ich den Bürgerinnen und 
Bürgern in Bielefeld erklären, dass alle Beträge, die unter 
20 000 Euro liegen, Bagatellen sein sollen, die man gut 
verschmerzen kann?

Zum Schluss möchte ich noch eines zu bedenken 
geben: Über 100  Jahre kam unser Zivilrecht ohne die-
se Einschränkung der Rechtsmittel aus. Das sollte auch 
in Zukunft möglich sein. Sicherlich: Die Aufhebung des 
§ 522 Absatz 2 ZPO kann zu einer stärkeren personellen 
Belastung führen. Als Richter kann ich diese Sorgen zu 
einem gewissen Grad verstehen. Aber der gleiche Zu-
gang zum Recht und die Wahrung des Rechtsfriedens 
sind bedeutende Rechtsgrundsätze und hohe Güter, 

(Beifall bei der LINKEN)

die wir an dieser Stelle nicht mit Einsparungsargumenten 
stilllegen können oder opfern sollten. Wir werden diesen 
Gesetzentwurf daher ablehnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Liebe Kollegen, bevor ich zum nächsten Redner 

komme: Ich habe mir das Protokoll zu Tagesordnungs-
punkt 9 – Armut in Deutschland – geben lassen. Da gab 
es während der Rede von Professor Zimmer aus der 
CDU/CSU-Fraktion einen Zwischenruf des Kollegen 
Gauland: „Ein elender Hetzer!“

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Ja, das 
stimmt!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will nur darauf 
hinweisen, dass es bisher nicht Gepflogenheit des Hohen 
Hauses war, so zu formulieren.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN)

Ich wäre dankbar, wenn wir alle in uns gehen würden. 
Ich verstehe die Emotionalität, gerade auch bei diesem 
Punkt und bei den Reden, die gehalten wurden. Aber ich 
bitte darum, dass wir uns bei unseren Formulierungen 
wirklich zurückhalten. Es würde der Würde dieses Hau-
ses nicht entsprechen, wenn wir das so einreißen lassen.

Ich erteile das Wort der Kollegin Dr. Manuela Rott-
mann, Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Manuela Rottmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Dr. Fechner, Sie 
machen einen Fehler. Sie sagen, der BGH soll Zeit für 
grundsätzliche Rechtsfragen haben. Aber ob eine Rechts-

Katrin Helling-Plahr
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frage grundsätzlich ist, hat nichts damit zu tun, ob der 
Streitwert über oder unter 20 000 Euro liegt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Genau deswegen 
ist es ja auch möglich, dass bei Grundsatzfra-
gen auch Verfahren mit niedrigeren Streitwer-
ten zum BGH kommen!)

Darüber diskutieren wir gerade im Zusammenhang mit 
der Musterfeststellungsklage. Insofern ist dieses Kriteri-
um gaga.

Sehr geehrter Herr Dr. Ullrich, ich weiß nicht, wann 
Sie das letzte Mal vor Gericht waren. Bei Ihrer Argumen-
tation habe ich mich irgendwann gefragt: Warum haben 
wir überhaupt eine zweite und dritte Instanz, wenn al-
les so prima läuft? Am liebsten wäre Ihnen gewesen, Sie 
hätten diesen Gesetzentwurf hier und heute ohne Aus-
sprache durchhauen können. In ihm steht ja auch: Es gibt 
keine Alternative dazu. 

Ich will Ihnen ein paar Anregungen geben, welches 
die Alternativen sein könnten. Sie könnten nach den vie-
len Jahren endlich die lange geforderte Untersuchung in 
Auftrag geben, warum sich die Zahlen bei den Eingangs-
instanzen in der Zivilgerichtsbarkeit so sehr in den Keller 
bewegen, warum die Leute der Justiz offenkundig kein 
Vertrauen mehr schenken. 

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Was bringt das 
dem BGH?)

Sie könnten sich auch mit Vorschlägen darüber ausei-
nandersetzen, wie die Zivilsenate beim BGH anderweitig 
entlastet werden könnten. Ein Beispiel – ich habe Ihren 
Parlamentarischen Staatssekretär schon darauf hinge-
wiesen –: Im November hat der EuGH entschieden, dass 
die Zivilgerichte regulierte Trassenpreise nicht mehr pa-
rallel zur Bundesnetzagentur kontrollieren dürfen, weil 
das gegen das Europarecht verstößt. Wäre das nicht eine 
Gelegenheit, sich einmal die Grundsatzfrage zu stellen, 
ob die Kontrolle von Kartellrechtsentscheidungen und 
von Entscheidungen der Regulierungsbehörde beim Zi-
vilgericht überhaupt richtig aufgehoben ist oder ob wir 
da nicht langsam mal in Richtung Verwaltungsgerichts-
barkeit gehen sollten?

Sie könnten wenigstens die Rüge der Verletzung des 
Anspruchs auf rechtliches Gehör von der 20  000-Eu-
ro-Grenze ausnehmen. In der jetzigen Situation ist 
nämlich das Bundesverfassungsgericht Hilfsarbeiter 
der Zivilgerichtsbarkeit. Jeder, der die Verletzung sei-
nes Anspruchs auf rechtliches Gehör rügt, muss seinen 
Anspruch auf rechtliches Gehör über das Bundesverfas-
sungsgericht einklagen. Das ist alles andere als effizient.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Friedrich Straetmanns [DIE 
LINKE])

Sie könnten sich auch die Frage stellen, ob die Rück-
kehr zum Kammerverfahren an den Landgerichten das 
Vertrauen, die Verlässlichkeit und die Akzeptanz der 
erstgerichtlichen Entscheidungen erhöhen und damit die 
oberen Gerichte entlasten würde. Auch die Frage, ob der 
Rechtsstandort Deutschland nicht einfach noch einen 

weiteren Zivilsenat braucht, Herr Dr. Fechner, darf doch 
kein Tabu sein, nur weil dann ein Strafsenat nach Leipzig 
umziehen müsste. Das verstehe ich wirklich nicht.

Wir werden den Rechtsstaat handlungsfähig erhal-
ten. Dies stärkt auch das Vertrauen in die rechts-
staatliche Demokratie.

Das haben Sie in Ihren Koalitionsvertrag geschrieben. 
Einen guten Monat später ist das als folgenlose Lyrik 
enttarnt. Hier hat niemand – nicht im Justizministerium, 
das Ihnen die Hand geführt hat, und nicht in Ihren bei-
den großen Fraktionen – fünf Minuten über Alternativen 
zu diesem Verfahren nachgedacht. Mir wäre das an Ihrer 
Stelle zutiefst peinlich. Ihnen ist es das leider nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Fabian Jacobi [AfD])

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Manuela Rottmann. – Ihnen einen schö-

nen sonnigen Abend von mir!

Das Wort als letzter Redner in dieser Debatte hat 
Dr. Patrick Sensburg für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Patrick Sensburg (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir debattieren heute zum ersten Mal in dieser 
Legislaturperiode über die Fortschreibung der Streitwert-
grenze bei der Nichtzulassungsbeschwerde. Die Kollegin 
von der FDP hat eben aber zu Recht gesagt, dass wir das 
nicht zum ersten, sondern zum wiederholten Mal disku-
tieren; denn mit der Einführung der Nichtzulassungsbe-
schwerde im Jahre 2002 – zum 1. Januar 2002 ist sie ein-
geführt worden – haben wir auch eine Streitwertgrenze 
in Höhe von 20  000  Euro eingeführt. Diese Regelung 
ist über die Jahre von den unterschiedlichen Koalitionen 
regelmäßig verlängert worden. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen von der FDP, auch die christlich-liberale Ko-
alition ab 2009 hat die Streitwertgrenze bei 20 000 Euro 
beibehalten, weil wir es für richtig gehalten haben.

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört! Hört!)

Ich glaube, es ist richtig, zu sagen: Die Streitwert-
grenze hat sich über die Jahre bewährt. Sie deckt sich 
auch mit den Regelungen in § 522 ZPO, in denen es zum 
Beispiel um die Beschwerde gegen die nicht zugelassene 
Berufung geht. Auch hier gibt es eine Streitwertgrenze in 
Höhe von 20 000 Euro. Daneben müssen wir feststellen: 
Auch in der Praxis hat sie sich bewährt. Von daher ist es 
richtig, zu sagen: Wir halten an der Streitwertgrenze in 
Höhe von 20 000 Euro, wie sie in der EGZPO geregelt 
ist, fest.

Man wird in den Beratungen aber sicherlich über 
einige Punkte diskutieren können. Ich glaube, dass der 
vorgelegte Gesetzentwurf das eine oder andere noch of-
fenlässt. Vielleicht könnte man auch einmal nach hand-
werklichen Fehlern schauen. Wir sprechen zum Beispiel 

Dr. Manuela Rottmann
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nicht von zweieinhalb Jahren, sondern von eineinhalb 
Jahren, wenn ich den Entwurf richtig gelesen habe.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es geht nämlich um den Zeitraum vom 1. Juli 2018 bis 
zum 31. Dezember 2019. Diesen handwerklichen Fehler 
müsste man also noch beseitigen.

Wir könnten daneben auch darüber diskutieren, ob wir 
bei der Berechnung des Streitwertes nicht auch noch das 
eine oder andere Problem lösen müssen. Es ist nämlich 
sehr schwer zu berechnen, ob die Streitwertgrenze, wenn 
man in Gänze in die Revision geht, erreicht wird. Man 
kann sich die Frage stellen, ob es Möglichkeiten gibt, 
hier eine Vereinfachung der Berechnung des Streitwertes 
zu erreichen, sodass Klarheit für die Rechtsuchenden und 
die Anwälte geschaffen wird und sie bei der Streitwert-
berechnung nicht nach Gestaltungsmöglichkeiten suchen 
müssen, um über die 20 000 Euro zu kommen. Auch das 
Thema „Anspruch auf rechtliches Gehör“ sollten wir in 
den Beratungen diskutieren. Ich glaube, wir können auch 
beim Gesetz insgesamt darüber diskutieren: Wie sieht es 
denn mit den Verlängerungszeiträumen aus? 

Wir sollten jetzt schauen, dass wir die alte Regelung, 
deren Geltungsdauer mit Termin vom 30.  Juni dieses 
Jahres ausläuft, vernünftig in eine Nachfolgeregelung 
überführen. Aber dann werden wir sicherlich auch mit 
den Vertretern von Gerichten in eine Diskussion darü-
ber kommen, wie wir die Regelung, deren Gültigkeit wir 
jetzt seit dem Jahr 2002 fortschreiben, in Zukunft gestal-
ten wollen? Vielleicht gibt es da, wenn man mit dem ei-
nen oder anderen Richter in einen Dialog einsteigt, eine 
endgültige Regelung. Dazu müssen wir aber alle bereit 
sein.

Von daher glaube ich, dass im Gesetzgebungsverfah-
ren eine vernünftige Regelung gefunden werden kann. 
Ich wünsche mir, dass wir so ein Thema nicht zum Streit-
punkt werden lassen, sondern gemeinsam über alle Frak-
tionen hinweg eine kluge Regelung finden und hier eine 
ausgewogene Norm im Sinne der revisionsrechtlichen 
Überprüfung eines einheitlichen Revisionsrechts mit ei-
nem Streitwert ab 20 000 Euro, bei dem wir bleiben soll-
ten, in diesem Bundestag verabschieden, wenn es denn 
dazu kommt.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Dr. Sensburg. – Damit schließe ich die 

Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 
auf Drucksache 19/1686 an den Ausschuss für Recht und 
Verbraucherschutz vorgeschlagen. Ich gehe davon aus, 
dass es keine anderweitigen Vorschläge gibt. – Dann ist 
die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 11 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Konstantin von Notz, Tabea Rößner, Kerstin 

Andreae, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

IT-Sicherheit stärken, Freiheit erhalten, Frie-
den sichern

Drucksache 19/1328 
Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuss (f)	  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz	  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie	  
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur	  
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe	  
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenab-
schätzung	  
Ausschuss Digitale Agenda

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Es gibt keinen 
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Debatte. Das Wort hat Dr. Konstantin 
von Notz für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Stuxnet 2010, 
die Snowden-Veröffentlichungen 2013, WannaCry 2017, 
der Angriff auf den Deutschen Bundestag oder, ganz 
frisch, der Regierungshack: Seit vielen Jahren disku-
tieren wir hier über IT-Sicherheit und die Integrität von 
Netzwerken und Geräten in unserer durchdigitalisierten 
Welt. Die Vorfälle verdichten sich immer stärker. Man 
kann nur konstatieren: Im Bereich der IT-Sicherheit 
brennt die Hütte lichterloh.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deutschland ist nach 13 Regierungsjahren der Union, 
nach drei Innenministern von CDU und CSU, digital un-
sicherer als jemals zuvor. Es ist zwingend, dass dieses 
Thema ein ganz zentrales Thema dieser Legislatur wird. 
Wenn wir nicht alles unternehmen, um unsere digita-
len Infrastrukturen und unsere private Kommunikation 
bestmöglich zu schützen, dann sind die ganzen schönen 
IT-Gipfel, all die Sonntagsreden zur Digitalpolitik nicht 
das analoge Papier wert, auf dem sie stehen, meine Da-
men und Herren. Deswegen müssen wir etwas tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

– Vielen Dank. – Die Risiken sind groß. Deswegen brau-
chen wir so große Antworten. Diese vermisst man leider 
bei Ihnen, bei der GroKo, bis heute. Von dem neuen für 
die IT-Sicherheit und den Datenschutz zuständigen Mi-
nister gab es bisher kein öffentliches Wort zu den weit-
reichenden IT-Angriffen, zu möglichen Wahlmanipulati-
onen und zu den aktuell beispiellosen Datenskandalen. 
Das ist im Jahr 2018 einfach zu wenig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Eine große Antwort hat das Bundesverfassungsge-
richt schon vor Jahren gegeben: das Recht auf Integrität 

Dr. Patrick Sensburg
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und Vertraulichkeit informationstechnischer Systeme. 
Lange schon weisen führende Staatsrechtler darauf hin, 
dass dem Staat hier eine direkte Schutzverantwortung 
zukommt. Statt dieser Verantwortung nach zehn Jahren 
gerecht zu werden, ist die inkohärente Politik der Großen 
Koalition selbst zu einer Gefahr geworden: für die Si-
cherheit der Daten von Unternehmen und für die Vertrau-
lichkeit der Kommunikation. Sie ist aber auch Gift für 
die Digitalwirtschaft. Denn wo Vertrauen erodiert, kann 
keine Wirtschaft wachsen.

Nur drei Beispiele dafür: Es gibt erstens eine völlige 
Konfusion der Zuständigkeiten und Befugnisse der Si-
cherheitsbehörden in diesem Bereich – Beispiel ZITiS: 
eine Behörde ohne Rechtsgrundlage, mit der der Staat 
selbst zum Hacker verschlüsselter Kommunikation 
wird –, zweitens das bewusste Offenhalten und die Nut-
zung von IT-Sicherheitslücken, mit der eine massive Ge-
fährdung der IT-Sicherheit für alle einhergeht, und drit-
tens die anhaltende Zusammenarbeit deutscher Behörden 
mit obskuren IT-Sicherheitsfirmen, die ihre Software in 
alle Despotenhände dieser Welt liefern. – All das hat die 
Große Koalition direkt zu verantworten, und durch ihr 
Vorgehen entstehen gänzlich neue Gefährdungslagen, 
und die können wir uns schlicht nicht leisten, meine Da-
men und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP)

Wir müssen endlich weg vom cyberpolitischen 
Bullshit-Bingo 

(Zurufe von der FDP: Oh!  – Marian Wendt 
[CDU/CSU]: Das ist das megakrasse Bei-
spiel!)

hin zu klaren Zuständigkeiten innerhalb der Bundesre-
gierung und der Behörden, weg vom starren Festhalten 
an der Vorratsdatenspeicherung und anderen Massen-
überwachungen und den damit verbundenen unkontrol-
lierbaren Datenanhäufungen, weg von der Missachtung 
klarer rechtlicher Vorgaben, zum Beispiel zur Überprü-
fung von Quellcodes durch die Datenschutzbeauftragten, 
und weg von der Politik des digitalen Wettrüstens, die 
auch über verfassungsrechtlich hochumstrittene Hack-
backs und einen neuen Cyberwar fantasiert. 

Stattdessen brauchen wir eine entschlossene wie be-
sonnene, an realen Bedrohungslagen orientierte Politik, 
die auf effektiv geschützte digitale Infrastrukturen, auf 
innovative und zivile IT-Sicherheitslösungen und auf 
starke Institutionen zum Schutz der Verbraucherinnen 
und Verbraucher setzt. Wie eine solche Politik konkret 
aussehen kann, legen wir Ihnen heute noch einmal dar.

Wir brauchen eine Offensive für eine durchgehende 
Ende-zu-Ende-Verschlüsselung bei allen IT-Großprojek-
ten. Wir brauchen klare Zuständigkeiten in der Bundes-
regierung und ein neues IT-Sicherheitsgesetz, das nicht 
nur auf KRITIS abzielt, sondern proaktive Anreize für 
Unternehmen setzt, die in gute und innovative IT-Sicher-
heitslösungen investieren wollen. 

Außerdem brauchen wir klare Rechtsgrundlagen, zum 
Beispiel für die Zusammenarbeit im Cyber-Abwehrzen
trum, und wir brauchen eine Meldepflicht für Sicher-

heitslücken, ein unabhängiges BSI, neue Haftungsrege-
lungen, mehr freie und offene Software und vieles, vieles 
mehr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, eine gute IT-Sicherheit ist 
die zentrale Bedingung für das Gelingen der Digitalisie-
rung, die Schaffung von Vertrauen in die digitalen Ange-
bote und den Erhalt von Freiheit und Frieden. Deswegen 
sage ich: Bedienen Sie sich bei unseren Vorschlägen! 
Machen Sie eine gute IT-Sicherheitspolitik!

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Konstantin von Notz. – Nächster Red-

ner: Armin Schuster für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Ich darf zunächst einmal in von Notz’scher Spra-
che sagen: Teile Ihrer Rede waren echt voll krass. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU)

Das hat mit dem Inhalt Ihres Antrags gar nicht viel zu tun 
gehabt. Den finde ich nämlich sehr umfangreich – sehr 
fleißig –, und es stört mich, dass ich nur fünf Minuten da-
rüber reden darf; denn er verdient eigentlich mehr.

Sieben Seiten in Schriftgröße 8: Ich habe mich im 
Gegensatz zu Ihnen wirklich durchgearbeitet. Sie haben 
wenig dazu gesagt. Deswegen, meine Damen und Herren 
von den Grünen, will ich Ihnen an fünf Punkten erklären, 
welches Schicksal diesen Antrag trotzdem ereilen wird. 

Ich habe dies in zwei Kategorien aufgeteilt. Katego-
rie 1: wirklich gute Ideen in die richtige Richtung, drei 
Jahre zu spät. 

Erster Punkt. Sie fordern eine neue IT-Sicherheitspo-
litik. Wir haben in der Großen Koalition – ich verstehe, 
dass Sie gerne mitgemacht hätten; aber das ging nun ein-
mal nicht – eine Digitalisierungsstrategie und einen Na-
tionalen Pakt Cybersicherheit gerade frisch vereinbart. 
Das ist ein ganz konkreter Vorschlag, aus dem hervor-
geht, wie wir uns in diesem Land auf die neuen Bedro-
hungen einstellen. Aber das sind keine Bedrohungen, die 
von der Regierung ausgehen. Jedenfalls müssen sie be-
herrscht werden; dazu komme ich gleich noch.

Zweiter Punkt, das IT-Sicherheitsgesetz. Sie fordern 
ein IT-Sicherheitsgesetz. Ein solches Gesetz haben wir 
bereits 2015 gemacht. Damit sind wir Trendsetter in Eu-
ropa, ich vermute: sogar im Rest der Welt. Wir werden 
überall gelobt. Ich gebe zu, dass der Fokus allein auf den 
kritischen Infrastrukturen liegt. Aber das war im ersten 
Schritt das Maximale, was wir im Einklang mit denje-
nigen, die davon betroffen sind, machen konnten. Nun 

Dr. Konstantin von Notz
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kommt GroKo III. Was haben wir vereinbart? Was steht 
im Koalitionsvertrag? Ein IT-Sicherheitsgesetz 2.0!

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Dann mal los!)

Auch wir wollen fortschreiben. Sorry, aber Ihr kommt ein 
bisschen spät. Wir wollen mehr Unternehmen, mehr Mit-
telstand und auch mehr Behörden in die Sicherheitsstruk-
turen einbeziehen. Ich sage ganz klar: Aus meiner Sicht 
wird die Sicherheit in der IT – das haben viele Unterneh-
men noch nicht verstanden – zu dem entscheidenden Qua-
litätsmerkmal in der deutschen Wirtschaft, aber auch in den 
Behörden werden. Deshalb lässt sich im Koalitionsvertrag 
die Formulierung „Security by Design“ finden. Aufgabe 
des Staates ist es, den Unternehmen klarzumachen, dass 
Design und Entwicklung künftig das Thema Sicherheit in 
der IT qualitativ berücksichtigen müssen. Das alles haben 
wir drauf; das müsst ihr noch lernen. Wir machen das viel-
leicht beim nächsten Mal zusammen.

Dritter Punkt. Sie fordern Standardisierung. Was 
macht das Bundesamt für Sicherheit in der Informati-
onstechnik? Es ist die deutsche Trendbehörde, die in 
engster Zusammenarbeit mit dem DIN, dem Deutschen 
Institut für Normung – seit Jahrzehnten ein Erfolgsinsti
tut  –, längst das Gütesiegel ISO  27001 entwickelt hat, 
um unter starker deutscher Beteiligung die Standardisie-
rung europaweit und international zu einem Markenzei-
chen zu machen. Die Kooperation von BSI und DIN ist 
hervorragend. Ich hoffe, dass wir das fortsetzen werden. 
Auch hier sind wir Ihnen weit voraus. Sie haben die Ide-
en, wir die Lösungen.

Zweite Kategorie. Wo sind wir nicht einig? Erstens. 
Das BSI wegen des Grundrechtsschutzes aus dem BMI 
herauszuoperieren, ist ungefähr so, als ob man Fastfood 
essen würde, um schlank zu werden. Entschuldigung, 
aber das Bundesinnenministerium ist unser Bürgermi-
nisterium, unser Gesellschaftsministerium, unser Si-
cherheitsministerium und vor allen Dingen unser Grund-
rechtsministerium. Es ist das Verfassungsressort. Das 
BSI dort herauszuholen, ist aberwitzig; denn nur dort 
lässt sich Grundrechtsschutz schaffen. Wir wollen das 
BSI zu einer nationalen Cybersicherheitsbehörde aus-
bauen, zu einer unabhängigen, neutralen IT-Beratungs-
stelle für Bürger, Wirtschaft und Verwaltung. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es war von Ihnen eine ganz schlechte Idee, uns in den 
Bereichen IT, Digitalisierung und Sicherheit anzugreifen. 
Da sind wir im Koalitionsvertrag wirklich super stark. 

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Davon kann sich niemand etwas 
kaufen, Herr Schuster!)

Zweitens. In Zeiten der Bedrohungen, die Sie hier 
skizziert haben  – bis hin zum Cyberkrieg  –, auf eine 
aktive Abwehr verzichten zu wollen, bedeutet, dass 
sich die angeblich modernen Grünen noch im Zeitalter 
des mittelalterlichen Festungsbaus befinden. Man kann 
doch solche Bedrohungen nicht allein durch das Bauen 
von Firewalls beherrschen. Unsere Auffassung ist ganz 
klar – dazu werden wir Ihnen Vorschläge machen, die Sie 
quälen werden –: Ja, wir brauchen eine aktive Cyberab-

wehr. Das heißt, ich will gestohlene Daten zurückholen 
können. Ich will sie beim Angreifer löschen können. Ich 
will seinen Server übernehmen und ihn als Ultima Ratio 
abschalten können.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wer das nicht will, kann nicht glauben, dass die Bedro-
hungen wirklich so groß sind. Aber das sind sie tatsäch-
lich. Es schreit einem aus allen Sicherheitsbehörden 
entgegen: Schutz der Bürger, der Wirtschaft und der 
Verwaltung in den Bereichen IT und Digitalisierung! Wir 
sind da absolut gesehen nicht spitze, aber relativ gesehen 
sind wir in Europa und der Welt nicht schlecht.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Herr Schuster, jetzt schreie ich Ihnen entgegen: Ihre 

Redezeit ist krass überzogen. 

(Heiterkeit)

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/CSU): 
Aber es ist noch kein Skandal.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Nein. Sie dürfen natürlich noch Ihre Rede zu Ende 

bringen.

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/CSU): 
Nein, jetzt haben Sie mich völlig – –

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Jetzt habe ich Sie rausgebracht.

(Heiterkeit)

So einfach geht es; gut. – Vielen Dank, Herr Schuster.

Nächste Rednerin in der Debatte: Kollegin Joana Co-
tar für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Joana Cotar (AfD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Die AfD begrüßt, dass das Thema IT-Sicherheit 
heute auf der Tagesordnung steht, sie begrüßt vor allem, 
dass diese für unsere Zukunft so wichtige Aufgabe auch 
und gerade mit dem Thema Freiheit verknüpft wird; denn 
diese wird in Deutschland in den letzten Jahren allzu oft 
mit Füßen getreten.

So enthält der vorliegende Antrag durchaus einige 
Punkte, mit denen wir von der AfD konform gehen kön-
nen. Die Bundesregierung hat in den letzten Legislatur-
perioden die Themen Digitalisierung, digitale Infrastruk-
tur und Informationssicherheit sträflichst vernachlässigt. 
Gleichzeitig startet diese Bundesregierung immer wieder 
Angriffe auf die Privatsphäre der Bürger, gefährdet selbst 
die IT-Sicherheit und kann von staatlicher Überwachung 
unbescholtener Bürger gar nicht genug bekommen.

(Beifall bei der AfD)

Diesem Treiben gilt es entschlossen entgegenzutreten.

Armin Schuster (Weil am Rhein)
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Um das Thema IT-Sicherheit ganzheitlich anzuge-
hen, braucht es jedoch gerade nicht die Herauslösung 
der Verantwortung aus dem Innenministerium und die 
Schaffung einer neuen Institution. Gerade in der gegen-
wärtigen angespannten Sicherheitslage wäre eine weitere 
Zerfaserung der Kompetenzen absolut kontraproduktiv. 
Was Sinn machen würde, wäre ein eigenständiges Di-
gitalministerium, das mit dem jetzt schon herrschenden 
Zuständigkeits- und Koordinierungswirrwarr Schluss 
macht.

Die Grünen fordern in ihrem Antrag noch mehr neue 
Organisationseinheiten, mehr Bürokratie, mehr Vor-
schriften. Es ist schon amüsant, auf der einen Seite mehr 
Freiheit zu wollen und das sogar in die Antragsüber-
schrift zu schreiben, im Antrag selbst dann aber auf im-
mer mehr Vorgaben und Auflagen zu bestehen. Das passt 
nicht zusammen.

(Beifall bei der AfD)

Das, was Sie in Ihrem Antrag so nett als Anreize be-
zeichnen, entpuppt sich bei näherem Hinsehen schlicht 
als Gängelung des Mittelstandes. Es ist wichtig, unsere 
Unternehmen beim Thema IT-Sicherheit aktiv zu unter-
stützen, sie aber nicht gleichzeitig mit neuen gesetzlichen 
Vorschriften zu überhäufen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Die Politik soll einen notwendigen rechtlichen Rah-
men schaffen und sich nicht im Klein-Klein verlieren; 
genau das passiert hier aber. Bestes Beispiel: das elek-
tronische Anwaltspostfach. Im Antrag wird ausgerech-
net dieses gescheiterte Projekt als unterstützenswert 
angesehen. Dabei hat uns doch gerade dieser Skandal 
verdeutlicht, dass eine Institutionalisierung von Sicher-
heitsvorgaben sehr kontraproduktiv sein kann. Das An-
waltspostfach sollte zu Jahresbeginn Pflicht werden. 
Ende letzten Jahres haben IT-Experten derart viele Män-
gel gefunden, dass die Bundesanwaltskammer die Platt-
form vom Netz genommen hat. Daraus sollten wir lernen. 
Statt branchenspezifische Vorgaben zu machen, sollte der 
Bundestag besser Rahmenbedingungen zur Etablierung 
von allgemeingültigen Standards, Best Practices und 
Ausbildungskonzepten vorantreiben. Davon ist im vor-
liegenden Antrag wenig zu lesen.

(Beifall bei der AfD  – Dr.  Konstantin von 
Notz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Schrei-
ben Sie mal einen Antrag!)

Es gibt aber durchaus Punkte, in denen wir mit Ihnen 
konform gehen. Dem Wunsch der Bundesregierung, im-
mer weiter in das Privatleben der Bürger einzudringen, 
sie immer besser überwachen zu können, müssen wir 
entgegentreten. Verpflichtungen von Unternehmen, Hin-
tertüren in Hardware und Software einzubauen, sodass 
uns demnächst auch vernetzte Küchenmaschinen über-
wachen können, klingen wie eine Textstelle aus dem Ro-
man „1984“. Das ist mit uns nicht zu machen.

(Beifall bei der AfD)

Gleiches gilt für den Ankauf von sogenannten Zero-
Day-Exploits, Sicherheitslücken im System, die noch 
nicht einmal den Herstellern bekannt sind und die un-

sere Behörden nutzen wollen. Fest steht: Wenn der Staat 
Computer hacken darf, dann macht das das Internet nicht 
sicherer, sondern unsicherer. Sicherheitslücken müssen 
sofort geschlossen werden. Es liegt auf der Hand, dass 
solche Informationen nicht nur von der Regierung ge-
kauft werden, sondern auch von Kriminellen, die damit 
unserer deutschen Wirtschaft enormen Schaden zufügen 
können. Wenn die Bundesregierung an einer Aufdeckung 
von Sicherheitslücken wirklich interessiert wäre, dann 
wäre das die Art und Weise, die Bürger zu schützen. 

Statt Hintertürchen, Sicherheitslücken und staatlichem 
Hacking, Staatstrojaner etc., ist Datenschutz gefragt. Wir 
von der AfD räumen diesem Thema einen hohen Stel-
lenwert ein. Die freie Meinungsäußerung und die freie 
Entfaltung der Persönlichkeit brauchen einen starken Da-
tenschutz.

Natürlich, mit der Angst vor Terror und dem Wunsch 
nach innerer Sicherheit kann man den Menschen immer 
mehr Überwachung verkaufen. Doch immer mehr Über-
wachung führt nicht automatisch zu mehr Sicherheit, erst 
recht nicht beim Thema Terror. Alle 24 islamistischen 
Attentäter, die in den letzten Jahren in der EU Anschlä-
ge verübt haben, waren den Behörden bekannt. Für mich 
stellt sich da nicht die Frage nach noch mehr Überwa-
chung; für mich stellt sich die Frage, wie viele Warn-
zeichen die Behörden noch brauchen, bevor sie endlich 
aktiv werden. Dieses Nichthandeln ist das eigentliche 
Problem, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Terror bekämpfen wir nicht dadurch, dass wir Handys 
in Wanzen verwandeln und das eigene Volk auf Schritt 
und Tritt überwachen; Terror bekämpfen wir vor allem 
durch eine konsequente Sicherheits- und Innenpolitik. 
Lassen Sie uns also gemeinsam an den Themen „mehr 
IT-Sicherheit“, „mehr Datenschutz“, aber vor allem auch 
„mehr Freiheit“ arbeiten!

Wir stimmen der Überweisung des Antrags an die 
Ausschüsse zu und freuen uns auf weitere Diskussionen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank.  – Nächster Redner in der Debatte: 

Sebastian Hartmann für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Sebastian Hartmann (SPD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Die Digitalisierung ist mehr als eine 
Frage der Technik. Es geht um die Frage, wie sich unsere 
Lebensbereiche in jeglicher Hinsicht verändern. Es wird 
Veränderungen geben, gewollt oder ungewollt: wie wir 
leben, wie wir arbeiten, wie wir streiten, was der Wahr-
heit entspricht und was nicht. Wir erleben damit neue 
Chancen und neue Möglichkeiten, noch ungeahnt. Plötz-
lich sind wir auch konfrontiert mit neuen Problemen und 
neuen Gefahren, die uns begegnen.

Joana Cotar
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Das ist nicht nur eine Frage der Sicherheit in der In-
formationstechnik; die Digitalisierung betrifft viel mehr: 
wie wir arbeiten und wie wir im Privaten geschützt wer-
den wollen. Damit ist die IT-Sicherheit automatisch das 
Rückgrat einer erfolgreichen Digitalisierung. Sie muss 
aber gleichzeitig ein harter Schild sein und ein flexibel 
atmender Schutzpanzer, der immer wieder aufs Neue 
verstärkt wird, um die Daten zu sichern, die Daten zu 
schützen und die Art und Weise, wie wir in unserem Land 
leben, abzusichern.

Die SPD betrachtet das als ein Thema der progressi-
ven Entwicklung unseres Staates. Damit ist das für uns 
eine Frage nicht nur der Digitalpolitik, sondern auch der 
Gesellschaftspolitik. Ich habe jetzt die Rede des Kolle-
gen von Notz gehört. Eigentlich hat uns vieles von dem, 
was Sie in Ihrem Antrag dargelegt haben, Herr von Notz, 
gefreut. Ich würde es nicht ganz so kritisch sagen, wie 
der Kollege Schuster es formuliert hat.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie regieren auch seit geraumer 
Zeit!)

Was schadet es denn, wenn man etwas aus unserem guten 
Koalitionsvertrag abschreibt und sagt: „Das wollen wir 
auch“? Das wäre doch eine Basis, um gemeinsam vorzu-
gehen. Wir werden, vielleicht mithilfe der Grünen, den 
Koalitionspartner etwas bremsen, wenn er deutlich über 
das hinausgeht, was wir im Koalitionsvertrag festgelegt 
haben,

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN], an die CDU/CSU gewandt: Hört! 
Hört!)

und hier schon den nächsten Cyberwar ankündigt – plus 
das Zurückverfolgen von Daten, die man nach Hause 
bringen möchte. Meine Damen und Herren, so wird es 
nicht funktionieren.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben uns im Koalitionsvertrag auf die Fort-
entwicklung dessen verständigt, was wir in der letzten 
Wahlperiode begonnen haben. Das IT-Sicherheitsge-
setz 2.0, das der Kollege von den Grünen angekündigt 
hat, werden wir verantwortlich umsetzen, und zwar so, 
dass es im Einklang mit unserem geltenden Datenschutz-
recht ist und nicht zu einem neuen Einfallstor oder gar 
zur Bedrohung unserer Bürgerinnen und Bürger wird. 

Umgekehrt: Wir haben die entsprechenden Infrastruk-
turen geschaffen, mit dem BSI im Mittelpunkt, um zum 
Beispiel Bürgerinnen und Bürgern oder auch kleineren 
Unternehmen zu helfen, um Dienstleister der Verwaltung 
zu sein und über den Schutz der kritischen Infrastruktu-
ren hinauszugehen. Genau da wollen wir ansetzen. Wir 
haben die Instrumente geschaffen und werden sie auf der 
Basis der Rechtsstaatlichkeit zu einem schlagkräftigen 
Instrument zum Zusammenhalt unserer Gesellschaft or-
ganisieren. 

Die Bundesländer haben sich auch auf den Weg ge-
macht. In unserem föderalen Staatsaufbau werden wir 
auf Bundesebene gar nicht alle Punkte allein regeln kön-
nen. Ich bin für die Punkte zur IT-Sicherheit dankbar, die 

die alte rot-grüne Landesregierung in Nordrhein-West-
falen aufgenommen und dort formuliert hat, allen voran 
die jetzige Bundesministerin Svenja Schulze. Die jetzige 
Landesregierung hat es unterlassen, das in ihrem Koa-
litionsvertrag auch nur ansatzweise darzulegen. Wenn 
das BSI jetzt sagt: „Wir helfen dem schönen Land Nord-
rhein-Westfalen; wir bringen es auf den Pfad der Tugend 
zurück, was die IT-Sicherheit angeht, und schreiben eine 
gemeinsame Allianz für die IT-Sicherheit“, dann meine 
ich: Genau da muss der Bund mit den Ländern kooperie-
ren und als Verbund auch mit den Kommunen arbeiten.

Meine Damen und Herren, das ist die Chance, gemein-
sam vorzugehen. Wir werden es uns nicht so einfach 
machen, den Koalitionsvertrag als Grundlage zu nehmen 
und alles andere in Bausch und Bogen zu verdammen. 
Wir haben uns darauf verständigt, jetzt Verantwortung 
zu übernehmen. Aber wir wollen auch darüber hinaus-
gehen. Es ist aber auch richtig, dass wir nicht über das 
hinausgehen werden, was wir vereinbart haben, wenn es 
mit dem Bruch von Grundrechten oder – die Ankündi-
gung, die unserem Koalitionspartner da herausgerutscht 
ist – einem unkontrollierten Cyberwar einherginge. Ich 
denke, Herr Schuster, wenn wir das noch einmal in Ruhe 
diskutieren, 

(Armin Schuster [Weil am Rhein] [CDU/
CSU]: Das macht keinen Spaß!)

dann werden wir einsehen: Das wollte man eigentlich 
nicht machen. Es war doch ein schöner sonniger Tag; da 
sollten Sie sich noch einmal besinnen, ob das hier wirk-
lich der richtige Ort ist, so etwas anzubringen. 

Umgekehrt lade ich die Grünen ein: Lassen Sie uns 
aus dem Schema „Opposition – Koalition“ heraustreten. 
Sie haben doch Ansätze aufgegriffen, die wir mit dem 
IT-Sicherheitsgesetz umgesetzt haben. Damit meine ich 
auch die Möglichkeiten, dass wir Herstellerinnen und 
Hersteller von Produkten in die Verantwortung nehmen, 
dass wir Dinge auch weiterentwickeln, um dadurch einen 
guten Standort in dieser Frage in Deutschland zu schaf-
fen. 

Herr Kollege von Notz, ich habe Sie angesprochen – 
auch wenn Sie jetzt schon wieder weiter sind. Das ist 
doch etwas, was man gemeinsam bewegen kann, ohne 
in dem alten Schema „Opposition gegen Koalition“ zu 
arbeiten. 

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Daran erinnere ich bei der nächs-
ten Berliner Stunde!)

Ich habe Sie als progressiven Teil begriffen. Das ist eine 
herzliche Einladung, und darüber dürften Sie sich doch 
freuen. Dann werden wir es gemeinsam schaffen, dass 
Deutschland ein guter Standort ist, und können die Di-
gitalisierung unter Beachtung unserer Grundrechte und 
mit der starken Infrastruktur, die wir auf Bundesebene 
organisiert haben, voranbringen. 

(Zuruf der Abg. Luise Amtsberg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Sebastian Hartmann
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Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Thomas 
Jarzombek [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Sebastian Hartmann. – Nächster Redner, 

der jetzt seine erste Rede im Deutschen Bundestag hält, 
ist Mario Brandenburg für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Mario Brandenburg (FDP): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 

Wir Freien Demokraten sehen den Antrag der Grünen 
durchaus als gute Diskussionsbasis an. Die FDP-Frakti-
on unterstützt einige Forderungen, die in diesem Antrag 
enthalten sind. Ein Beispiel ist die Korrektur der unüber-
sichtlichen Cybersicherheitslandschaft auf Bundes- und 
Landesebene, in der weder eindeutige Zuständigkeiten 
noch eine transparente Koordination und Kompetenz 
existieren – im Prinzip das gleiche Chaos wie bei der Di-
gitalisierung.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. 
Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Des Weiteren steht für uns Freie Demokraten fest, 
dass Bürgerrechte auch im Internet gewahrt werden müs-
sen. Gesetzliche Beschränkungen, Verbote oder kryp-
tografische Sicherheitsverfahren lehnen wir genauso ab 
wie den Einsatz von Backdoors in Software. Auch Hack-
back ist der falsche Weg, um zukünftige Cyberangriffe 
zu vermeiden. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Gerne diskutieren wir Freie Demokraten daher kon-
struktiv mit. 

Eher skeptisch bin ich persönlich jedoch, was den 
Adressaten dieses Antrags betrifft; denn jeder sollte erst 
einmal in seinem eigenen Hof kehren. Leider vermittelt 
unsere Bundesregierung, was den Umgang mit dem Da-
tenschutz bzw. der Datenverarbeitung überhaupt betrifft, 
nicht gerade den Eindruck, dass es ihre Spezialdisziplin 
wäre. 

(Beifall bei der FDP)

Ob es die fehlenden Kabel für die Datenleitungen, die 
Funkmaste zur Übertragung sind, die gescheiterte De-
Mail im Versand oder die nicht vorhandene E-Akte als 
Bestandteil des niemals realisierten E-Government ist: 
All dies hat das Vertrauen der deutschen Bevölkerung 
in die IT-Kompetenz ihrer Regierung auf ein Minimum 
reduziert. 

(Beifall bei der FDP – Zuruf von der FDP: So 
ist es! Richtig!)

Warum sonst geben Menschen ihre Daten freiwillig In-
ternetkonzernen? Und: Start-ups trauen ihrer eigenen 
Regierung keine sichere zentrale Datenhaltung, etwa bei 

den elektronischen Gesundheitskarten oder bei Personal-
ausweisen, zu. 

Ich kann Ihnen sagen, warum das so ist: Die Bürge-
rinnen und Bürger des Landes leben in der Gegenwart, 
während hier, in diesem Hohen Hause, noch gegen die 
Zukunft angefaxt wird:

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP)

Faxgeräte, vergilbte Siemens-Telefone, VGA-Anschlüs-
se, Videotext und Verwaltungsmitarbeiter, die im Jah-
re 2018 mit der Schreibmaschine – ich wiederhole: mit 
der Schreibmaschine – eine Schlüsselverwaltung organi-
sieren müssen:

(Beifall bei der FDP – Dr. Jens Zimmermann 
[SPD]: Sie hat den Vorteil, dass sie funktio-
niert, auch wenn das Internet ausfällt!)

All dies ist traurige Realität im Deutschen Bundestag. All 
dies führt dazu, dass ich mich als neuer Abgeordneter – 
sogenannter Digital Native – immer, wenn ich diese hei-
ligen Hallen betrete, eher fühle, als würde ich zu einem 
Exponat im Technikmuseum gehen als in die moderne 
Schaltzentrale eines innovativen Landes.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP)

Bei allem Optimismus, den ich als Freier Demokrat 
durchaus im Überfluss besitze: Die IT-Sicherheitsproble-
me unserer Regierung nur durch Gesetze beseitigen zu 
wollen, ohne den flächendeckenden Einsatz von und den 
Umgang mit zeitgemäßen Medien selbst zu praktizieren, 
ist ungefähr so, wie für die Tour de France durch das Le-
sen des Regelwerks zu trainieren, aber kein Fahrrad fah-
ren zu wollen, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP)

Abschließend bleibt zu erwähnen, dass auch wir Ab-
geordnete uns an die eigene Nase fassen müssen. Nur 
wenn alle Ebenen zusammenarbeiten, schaffen wir es, 
dass umfangreicher IT-Schutz bei uns selbst beginnt und 
vorgelebt wird. 

In diesem Sinne freue ich mich auf die Beratung im 
Ausschuss und bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, lieber Mario Brandenburg. – Ich bin ein 

bisschen irritiert; denn nicht nur im Hohen Haus stehen 
Faxgeräte, sondern auch in meinem Haus. Sie können 
mich ja mal aufklären. Ich schreibe nämlich immer noch 
Briefe mit der Hand. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

Nächster Redner in der sehr lebendigen Debatte: 
Dr. André Hahn für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Sebastian Hartmann
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Dr. André Hahn (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Bür-

gerinnen und Bürger, aber auch die Unternehmen in un-
serem Land haben Anspruch auf Schutz vor Cyberangrif-
fen jeglicher Art. Parlament wie Bundesregierung stehen 
in der Pflicht, die entsprechenden Voraussetzungen dafür 
zu schaffen. Zu diesem Zweck braucht es weit mehr als 
die 20 Punkte, die im Antrag der Grünen gefordert wer-
den. Aber dieser Antrag geht in die richtige Richtung. 
Deshalb wird Die Linke ihn unterstützen.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Nicht zuletzt die Enthüllungen von Edward Snowden, 
der NSA/BND-Untersuchungsausschuss, die Hackeran-
griffe auf den Bundestag, das Außenministerium und vie-
le andere Institutionen haben gezeigt, wie verletzlich wir 
im IT-Bereich sind. Aus Zeitgründen kann ich hier nur 
vier Punkte nennen, die für Die Linke in puncto IT-Si-
cherheit von zentraler Bedeutung sind.

Erstens. Das Bundesamt für Sicherheit in der Informa-
tionstechnik, BSI, muss eine eigenständige, tatsächlich 
unabhängige und neutrale Behörde werden, deren Kern
aufgabe die spürbare Erhöhung des digitalen Schutzes 
für alle Bürgerinnen und Bürger ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Dafür, meine Damen und Herren, muss das BSI zwin-
gend aus der Zuordnung zum Bundesinnenministerium 
herausgelöst werden. Vor allem aber muss sich das BSI 
aus dem Dunstkreis der deutschen Inlands- und Aus-
landsgeheimdienste befreien. 

(Beifall bei der LINKEN)

Das Amt muss endlich Servicedienstleister für Bürger, 
öffentliche Infrastruktur und Unternehmen und darf nicht 
länger auch Zulieferer für die Geheimdienste sein.

Zweitens fordert Die Linke den Verzicht auf den 
Ankauf und die Nutzung von Sicherheitslücken durch 
staatliche Einrichtungen. Es muss Schluss damit sein, 
dass deutsche Behörden und Geheimdienste technische 
und Softwareschwachstellen ausnutzen und Verschlüsse-
lungsstandards gezielt unterwandern, um Kommunikati-
on auszuspähen, und Staatstrojaner zur Strafverfolgung 
oder zur Informationsbeschaffung einsetzen. Damit tritt 
der Staat neben Kriminellen letztlich als ein Gefährder 
von IT-Sicherheit auf.

Drittens. Einige bei CDU und CSU – Herr Schuster 
war heute wieder bestes Beispiel – wollen den Geheim-
diensten und der Bundeswehr sogar sogenannte Hack-
backs erlauben, also Cybergegenangriffe auf fremde 
Server und Computer, um dort Daten oder gar die ganze 
Technik zu zerstören. Dadurch könnte die Sicherheits-
lage dramatisch eskalieren. Die allermeisten Cyberan-
griffe sind nicht eindeutig zuzuordnen und laufen häufig 
über Systeme von Dritten, ohne deren Wissen oder gar 
Einverständnis. Dadurch können bei Gegenangriffen so-
genannte Kollateralschäden nicht ausgeschlossen oder 
sogar provoziert werden. Was das im militärischen Be-
reich alles an Gefahren bedeuten kann, will ich hier gar 

nicht ausmalen. Deshalb lehnen wir als Linke die Hack-
back-Forderungen entschieden ab. 

(Beifall bei der LINKEN)

Viertens fordert Die Linke die Ausweitung der Pro-
dukthaftung für IT-Hersteller. Das ist vor allem für Nut-
zer von Smartphones von Bedeutung; denn diese können 
zu Cyberangriffen genutzt werden, ohne dass deren Nut-
zer es jemals bemerken. Das IT-Sicherheitsgesetz von 
2015 sieht dazu leider nichts vor. Das ist ein zentrales 
Defizit, das dringend behoben werden muss.

(Beifall bei der LINKEN)

Zwei weitere Themen kann ich hier nur anreißen. 
Das Betriebssystem Windows  10, das in Deutschland 
millionenfach genutzt wird, leitet selbst bei den besten 
Sicherheitsprogrammen Daten auf Serversysteme in den 
USA aus. Was genau, ist selbst dem BSI und der Bun-
desdatenschutzbeauftragten nicht bekannt, da die Daten 
verschlüsselt ausgeleitet werden. US-Router haben ein-
gebaute Sicherheitslücken, jene aus China vermutlich 
auch. Deshalb brauchen wir eine Rückgewinnung an 
technologischer Souveränität durch die Förderung der 
Entwicklung von eigener Hard- und Software.

(Beifall bei der LINKEN)

Letzter Punkt. Ein Journalist hat mich kürzlich ge-
fragt, ob es denn stimme, dass jede dritte oder vierte 
Planstelle im Bereich der Cyberabwehr in Deutschland 
unbesetzt sei. Wenn das so stimmt, dann wäre das ein un-
haltbarer Zustand. Ich erwarte vom Innenminister, dass 
er dazu baldmöglichst Stellung bezieht.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, wir müssen über die Chan-
cen von IT reden, aber eben auch über die Probleme und 
die damit einhergehenden Risiken, und wir müssen Maß-
nahmen zur Stärkung der IT-Sicherheit ergreifen. Die 
heutige Debatte kann dazu sicher nur ein Anfang sein.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Dr.  Hahn.  – Nächster Redner für die 

CDU/CSU-Fraktion: Christoph Bernstiel.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Christoph Bernstiel (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen 

und Kollegen! Liebe Gäste auf den Tribünen! Mehr als 
82 000 Cybercrime-Straftaten registrierte das BKA allein 
im Jahr 2016. Hinzu kommen 253 000 Fälle, bei denen 
das Internet als Tatmittel verwendet wurde. Im letz-
ten Jahr infizierte das Schadprogramm WannaCry circa 
230 000 PCs in über 150 Ländern, und erst kürzlich ha-
ben wir uns hier im Bundestag mit einem Hackerangriff 
auf das Regierungsnetz IVBB befasst, den unsere Behör-
den zum Glück erfolgreich eindämmen konnten. Es gibt 
demnach allen Anlass, um hier über das Thema IT-Si-
cherheit zu sprechen. Und überraschenderweise finden 
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sich in dem Antrag von Bündnis 90/Die Grünen – Kolle-
ge Schuster hat es bereits erwähnt – tatsächlich Punkte, 
denen auch wir zustimmen können. 

Sie sprechen sich zum Beispiel dafür aus, die For-
schungsförderung für die IT-Sicherheit zu stärken. Das 
ist zweifellos ein sehr wichtiges Thema. Und genau 
deshalb fördert das BMBF heute schon das Center for 
IT-Security, Privacy and Accountability in Saarbrücken 
mit über 16 Millionen Euro. Ziel des Zentrums ist es, bis 
2026 über 500  Forscher zu beschäftigen, die sich aus-
schließlich mit dem Thema Cybersecurity befassen.

In Ihrem Antrag sprechen Sie sich zudem für eine 
Stärkung des BSI aus, und Sie wünschen sich mehr Ko-
operation zwischen den Bundesländern. Bereits heute 
arbeiten GTAZ und das Internetzentrum im Bundesamt 
für Verfassungsschutz sehr eng mit den Landesbehörden 
zusammen. Einigkeit besteht auch bei dem Thema „Sen-
sibilisierung und Schulung von Mitarbeitern in Behörden 
und Unternehmen“. Speziell für diesen Zweck hat der 
Bund die Allianz für Cyber-Sicherheit ins Leben gerufen. 
Die Allianz leistet mit einer Vielzahl von Veranstaltungen 
wie zum Beispiel den Cyber-Informationstagen einen 
wichtigen Beitrag zur Beratungs- und Aufklärungsarbeit.

Absolut uneinig sind wir uns jedoch bei den übrigen 
Punkten Ihres Antrags. Sie reden von anlassloser Mas-
senüberwachung durch unsere Sicherheitsbehörden, die 
es in Deutschland gar nicht gibt. Wir hingegen wollen 
rechtsfreie Räume im Internet schließen. Sie reden von 
Cyberwar-Fantasien. Wir nennen es: die Realität. Sie 
wollen mehr Regulierung und Kontrollen. Wir wollen 
mehr Sicherheit für unsere Bürgerinnen und Bürger. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie wollen Eingriffsschwellen für Ermittler erhöhen. Wir 
wollen Täter schnappen und verurteilen. Sie reden von 
Spionagesoftware und unterstellen ausgerechnet den Be-
hörden, die zu unserem Schutz da sind, dass diese rechts-
widrig handeln. Wir dagegen stehen für Waffengleichheit 
im Cyberraum, und deshalb werden wir, wie im Koali-
tionsvertrag vereinbart, das IT-Sicherheitsgesetz weiter-
entwickeln. Sie sind strikt gegen jede Form der aktiven 
Verteidigung – auch das klang hier heute schon an –, wie 
zum Beispiel das Ausschalten von Botnetzen oder das 
Löschen von gestohlenen Daten auf fremden Rechnern 
durch einen gezielten Hackback.

Wenn man Ihre Logik in die reale Welt übertragen 
würde, dann dürfte man einem Einbrecher seine Beute 
nicht mehr abnehmen, nachdem man ihn geschnappt hat. 
Das kann doch nicht wirklich Ihr Standpunkt sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir wollen jedenfalls nicht tatenlos am Spielfeldrand 
stehen, wenn Kriminelle in unsere Netzwerke eindrin-
gen, sondern uns aktiv zur Wehr setzen. 

Sie wollen Whistleblower stärken und damit den Ver-
rat von sicherheitsrelevanten Informationen auch noch 
belohnen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Für uns gilt nach wie vor der alte Grundsatz: Der Zweck 
heiligt eben nicht alle Mittel.

(Dr. André Hahn [DIE LINKE]: Besser nicht! 
Besser nicht!)

Meine Damen und Herren, ich könnte jetzt noch eine 
ganze Reihe weiterer Punkte aufzählen, aber ich denke, 
es ist deutlich geworden, dass in dem Antrag von Bünd-
nis  90/Die Grünen eine gehörige Portion Misstrauen 
gegenüber unseren Sicherheitsbehörden mitschwingt. 
Ich halte das für absolut unberechtigt und im Übrigen 
auch für unangemessen. Wir als Union stehen für eine 
verantwortungsvolle und zukunftssichere Cybersicher-
heitspolitik, die es ermöglicht, die enormen Chancen und 
Potenziale der Digitalisierung zu nutzen, ohne dabei die 
Risiken zu vernachlässigen. Dazu müssen wir unsere Er-
mittlungsbehörden so ausstatten, dass sie technisch, per-
sonell und auch rechtlich in der Lage sind, Kriminellen 
im Internet die Stirn zu bieten.

Zum Schluss möchte ich die Gelegenheit nutzen, allen 
Partnern zu danken, die sich im täglichen Kampf für die 
Sicherheit unseres Landes –

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Herr Kollege. 

Christoph Bernstiel (CDU/CSU): 
– im digitalen Raum starkmachen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Herr Kollege, die Frage war, ob Sie eine Zwischenfra-

ge zulassen. 

Christoph Bernstiel (CDU/CSU): 
Gerne.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Jetzt ist es eigentlich fast zu spät.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Das ist wie 
beim Fußball! Das war der Abpfiff!)

Christoph Bernstiel (CDU/CSU): 
Das müssen Sie entscheiden.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Also gut. Aber schnell: eine kurze Frage und eine 

Ratzfatz-Antwort. 

Martin Hebner (AfD): 
Ich bin etwas überrascht. Ich habe jetzt eine Diskus-

sion zwischen Juristen und Politikwissenschaftlern etc. 
erlebt. Ich bin ganz einfach Diplom-Informatiker, und 
das, was ich hier in der Diskussion gehört habe, sind sehr 
viele Schlagworte.

Christoph Bernstiel
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Herr Bernstiel, Sie sagten, dass Sie alle Maßnahmen 
ergriffen haben. Nehmen Sie zum Beispiel einmal an, 
dass ein Netzknotenrechner der Deutschen Telekom, 
dem zentralen Provider, von Huawei kommt und dort 
Firmware des chinesischen Herstellers installiert ist, die 
Sie nicht kennen. Was machen Sie dann? Wie operieren 
Sie? Vorausgeschickt: Wissen Sie überhaupt, was Firm-
ware ist? Es wäre für mich interessant, zu erfahren, was 
Sie in dem Fall tun? Wie gehen Sie vor?

Die Gesamtdiskussion war für mich etwas losgelöst 
von der Realität. Deswegen bitte ich Sie: Geben Sie doch 
ein paar Fakten dazu.

Herzlichen Dank.

Christoph Bernstiel (CDU/CSU): 
Wir sollen schnell antworten. Diese schnelle Antwort 

kommt jetzt: Dafür haben wir das BSI. Und selbstver-
ständlich weiß ich, wovon Sie sprechen. Bitte unterstüt-
zen Sie uns doch bei dem Vorhaben, genau diese Offen-
sivfähigkeiten, von denen ich vorhin gesprochen habe, 
auszubilden, damit wir in Zukunft in der Lage sind, ge-
gen unsere Feinde im Internet vorzugehen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Danke, Herr Kollege Bernstiel.  – Nächster Redner: 

Dr. Jens Zimmermann für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Jens Zimmermann (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Eigent-

lich wollte ich ja mit dem Antrag der Grünen beginnen, 
aber zu dem Thema Hackback muss man, glaube ich, 
doch noch einmal etwas sagen; denn so, wie es eben 
dargestellt wurde, hätte das folgende Logik: Wir haben 
einen Einbrecher entdeckt, der ein Auto mit einem Num-
mernschild aus Hamburg hat, und jetzt schießen wir ein-
fach mal auf alle Autos, die ein Hamburger Kennzeichen 
haben.

(Marian Wendt [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch gar nicht!)

Das ist doch eines der großen Probleme, die wir beim 
Thema Hackback haben. Wen wollten Sie denn nach den 
bisherigen Attacken eigentlich angreifen?

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: England!)

Man weiß nicht genau, von welchem Server der Angriff 
kam, und am Ende schießt man dann mit den Offensiv-
kapazitäten vielleicht ein Krankenhaus in Frankfurt ab. 
Da bitte ich um ein bisschen mehr Zurückhaltung und 
weniger Kriegsgetöse, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, der FDP, der LINKEN 
und dem BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN  – 
Armin Schuster [Weil am Rhein] [CDU/
CSU]: Das würde ich aber auch empfehlen!)

Die Grünen haben diesen Antrag gestellt, und ich kann 
mich den Vorrednern anschließen: Auch ich finde, dass es 
eigentlich ein sehr guter Antrag ist. Er greift viele Maß-
nahmen aus dem Koalitionsvertrag auf.

Wenn ich aber zu den Kolleginnen und Kollegen der 
Grünen hinüberschaue, vor allem zu denjenigen aus Hes-
sen, dann muss ich sagen: Vorsicht an der Bahnsteig-
kante! – Denn hier wird gesagt, dass es ein Problem ist, 
dass sich der Verfassungsschutz zum Beispiel auch der 
Instrumente des Internets bedient und das zu Sicherheits-
lücken führen kann. Das Problem hat ja die schwarz-grü-
ne Landesregierung auch, sonst wären Ihre Mitglieder 
in Hessen nicht so auf der Palme und die schwarz-grüne 
Landesregierung in Hessen müsste nicht zum x-ten Male 
die Verfassungsschutzreform verschieben.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist Baden-Württemberg!)

Dort passiert genau das Gleiche wie hier im Bundestag: 
Wir führen eine kontroverse Diskussion über die Frage: 
Was müssen wir können, um Sicherheit zu gewährleis-
ten, und was müssen wir verhindern, um Freiheitsrechte 
nicht aufzugeben? Ich finde es gut, dass ihr in Hessen die 
gleichen Diskussionen wie wir hier im Bundestag durch-
machen müsst. Ich bitte aber darum, das bei der Rhetorik 
an der einen oder anderen Stelle zu bedenken.

Die Jamaika-Verhandlungen sind noch nicht so lange 
her. Wäre Jamaika zustande gekommen, würden wir das 
Ganze hier vielleicht mit anders verteilten Rollen disku-
tieren.

(Zuruf des Abg. Dr. Konstantin von Notz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das ist, glaube ich, ein ganz wichtiger Punkt, den ich 
den Kolleginnen und Kollegen der Grünen noch mit auf 
den Weg geben möchte. Die Diskussion über den Antrag 
ist wichtig, und die Notwendigkeit, das IT-Sicherheitsge-
setz weiterzuentwickeln, besteht. Wir haben Ideen, was 
beim BSI verbessert werden muss. Da sind wir, was die 
Zielrichtung angeht, glaube ich, einer Meinung.

Deswegen freue ich mich auf die weitere Debatte über 
dieses Thema, und freue mich natürlich auch, zu beob-
achten, wie man am Ende in Hessen zu einem Ergebnis 
kommen wird.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Dr. Zimmermann. – Letzter Redner in 

der Debatte: Hansjörg Durz für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Hansjörg Durz (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Wir wissen genau: Cyberangriffe finden ständig 
statt; sie sind eine ständige Bedrohung. Die Wenigsten 
von ihnen werden öffentlich diskutiert. Vor wenigen Ta-
gen haben die Cybersicherheitsbehörden der USA und 

Martin Hebner
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Großbritanniens vor Angriffen auf Internetnetzwerke 
und IT-Infrastrukturen gewarnt. Besonders wahrgenom-
men haben wir vor wenigen Wochen den Angriff auf die 
Netze der Bundesregierung, und natürlich ist uns auch 
der Angriff auf den Bundestag im Jahr  2015 in beson-
derer Erinnerung. Diese Angriffe zeigen beispielhaft und 
eindrucksvoll, welch zentrale Aufgabe IT-Sicherheit ist 
und welch zunehmende Bedeutung der Schutz unserer 
IT-Infrastrukturen und unserer IT-Systeme hat. Insofern 
kann man die IT-Sicherheitspolitik der Bundesregierung 
durchaus „kritisch“ hinterfragen, wie es im vorliegenden 
Antrag der Grünen heißt. Allerdings sollte dies – das lässt 
der Antrag vermissen – schon bei Betrachtung der objek-
tiven Tatsachen geschehen. Sie können doch nicht über-
sehen haben, dass die Koalitionsfraktionen in der letzten 
Legislaturperiode dieses Thema ganz entscheidend vo-
rangetrieben haben.

Zur Erinnerung möchte ich auch noch einmal, wie ein-
gangs bereits erwähnt, drei Beispiele herausgreifen.

Erstens. Wir waren das erste Land mit einem IT-Si-
cherheitsgesetz in Europa. Dadurch haben wir den Stan-
dard für die europäische Richtlinie gesetzt.

Zweitens. Die Cyber-Sicherheitsstrategie, die den res-
sortübergreifenden strategischen Rahmen für die Aktivi-
täten der Bundesregierung bildet, haben wir in der letzten 
Legislaturperiode neu gefasst.

Drittens. Wir haben eine deutliche Stärkung, auch 
personelle Stärkung, des Bundesamtes für Sicherheit in 
der Informationstechnik, unserer nationalen Cybersi-
cherheitsbehörde, vorgenommen, die übrigens bei allem 
ständigen Wandel und Anpassungsbedarf weltweit hoch 
geschätzt ist.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sind auch gute Leute!)

Sie sehen: Das Thema beschäftigt uns nicht erst seit 
Bekanntwerden der jüngsten Cyberattacken. Uns ist be-
wusst: Wir befinden uns in einem ständigen Wettlauf ge-
gen Cyberkriminelle. Wir beobachten auch eine zuneh-
mende Professionalisierung der Cyberangriffe. Deshalb 
muss natürlich eine stetige Anpassung an den Stand der 
Technik erfolgen. Die Cybersicherheit muss kontinuier-
lich verbessert werden. Das gilt für die öffentliche Hand, 
das gilt für Unternehmen, und das gilt natürlich auch für 
Privatpersonen. Aber genau das nimmt der Koalitions-
vertrag auf.

Beim Lesen des Antrages fällt auf, dass der Verfas-
ser den Koalitionsvertrag mindestens sehr genau gelesen 
haben muss. Eine Vielzahl von Ideen und von Vorschlä-
gen – auch das ist schon dargestellt worden – finden sich 
so oder so ähnlich bereits im Koalitionsvertrag. Verübeln 
können wir das nicht; denn die Vorschläge dort sind tat-
sächlich sehr gut. Ich möchte einmal fünf Beispiele her-
ausgreifen: erstens den Nationalen Pakt Cybersicherheit, 
also ein Cyberbündnis zwischen Staat und Wirtschaft; 
zweitens  – es ist heute mehrfach angeklungen  – die 
Fortschreibung des IT-Sicherheitsgesetzes; drittens den 
weiteren Ausbau des BSI als nationale Cybersicherheits-
behörde und die Stärkung seiner Rolle als unabhängiger 
neutraler Beratungsstelle; viertens – auch das ist schon 

angeklungen – die Förderung des Entwicklungsprinzips 
„Security by Design“; fünftens die Förderung kleiner und 
mittlerer Unternehmen im Bereich der IT-Sicherheit. Das 
sind nur fünf Beispiele, aber daran wird deutlich: Wir ar-
beiten stetig und zukunftsgerichtet an der Verbesserung 
der IT-Sicherheit. Letztendlich enthält der debattierte 
Antrag der Grünen zwar durchaus gute und sinnvolle 
Ansätze. Angereichert werden diese allerdings durch 
altbekannte Forderungen. Aus meiner Sicht helfen orga-
nisatorische Überlegungen in Bezug auf das BSI über-
haupt nicht bei der Stärkung der IT-Sicherheit. Unsere 
Sicherheitsbehörden müssen schon – das verweist noch 
einmal zurück auf die intensive Diskussion – die Mög-
lichkeit haben, den Angreifern annähernd auf Augenhöhe 
zu begegnen. Die engagierte Diskussion hat gezeigt: Wir 
werden auch in den Ausschüssen wieder intensiv darüber 
diskutieren.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Damit schließe ich die Aussprache.

Ich bedanke mich, wie Herr Durz es auch gesagt hat, 
für die lebendige Debatte. Es ist ja immer vom lebens-
langen Lernen die Rede. Mein FDP-Kollege hat meinen 
Wortschatz erweitert und mir versichert, dass das Wort 
„Bullshit Bingo“ bei den FDP-Parteitagen sozusagen zu 
Hause ist. Vielen herzlichen Dank! Es hat Spaß gemacht. 
Ich habe auch was gelernt. Und Sie kommen zu mir nach 
Hause und räumen mein Faxgerät weg. – Gut.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/1328 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. – Sie sind damit ein-
verstanden.

Dann darf ich bitten – Sie sind schon dabei –, die Plät-
ze zu wechseln, wenn Sie sich an der kommenden Debat-
te nicht mehr beteiligen wollen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt  12 sowie Zusatz-
punkt 6 auf:

12.	 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Marc Bernhard, Karsten Hilse, Udo Theodor 
Hemmelgarn, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 

Überprüfung der EU-NO2-Grenzwerte, die 
seit 2010 in deutschen Städten zur Anwen-
dung kommen

Drucksache 19/1213
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 

ZP 6	 Beratung des Antrags der Abgeordneten Frank 
Sitta, Judith Skudelny, Daniel Föst, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der FDP

Hansjörg Durz
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Luftreinhaltung im Straßenverkehr – Ökono-
misch, ökologisch und sozial

Drucksache 19/1693 
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur (f) 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit (f) 
Federführung strittig

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
diese Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Sie sind ein-
verstanden. 

Dann eröffne ich die Aussprache. Als erster Redner 
hat Marc Bernhard für die AfD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Marc Bernhard (AfD): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Kolleginnen 

und Kollegen! Wir haben in den letzten Wochen und Mo-
naten viel über Schadstoffe in der Luft, über Stickoxide, 
Fahrverbote, Grenzwerte und auch über eine sogenannte 
Studie mit hochgerechneten angeblichen Todesfällen ge-
sprochen. Aber ging es denn bei dieser ganzen Debatte 
wirklich um eine gesündere Umwelt und um eine bessere 
Volksgesundheit? Nein, es ging vor allem um die Ab-
schaffung des Individualverkehrs.

(Beifall bei der AfD)

Auch die derzeit in Deutschland gültigen Grenzwer-
te für Stickoxide dienen letztlich nur diesem einen Ziel: 
das Automobil zu verteufeln und damit Millionen von 
Arbeitsplätze in Deutschland zu gefährden.

(Beifall bei der AfD)

Ich darf in diesem Zusammenhang daran erinnern, 
dass es das klare Ergebnis des Diesel-Untersuchungsaus-
schusses hier im Deutschen Bundestag war, dass keine 
Gesundheitsbeeinträchtigungen durch Stickstoffdioxid in 
Konzentrationen unter 900 Mikrogramm pro Kubikmeter 
nachweisbar sind. 

(Beifall bei der AfD)

Der Stickoxidgrenzwert für Arbeitsplätze beträgt 
dementsprechend auch 950 Mikrogramm. Wo liegen die 
Grenzwerte für Stickstoffdioxid in der Außenluft? Bei 
gerade einmal 40 Mikrogramm. Dort also, wo sich die 
Menschen in diesem Land acht Stunden und mehr jeden 
Arbeitstag aufhalten, dürfen sie mehr als das 20-Fache 
dessen einatmen, das sie an einer Kreuzung, wo sie nur 
wenige Minuten am Tag sind, einatmen. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Das wird auch durch 
Wiederholung nicht wahrer!)

Daran sieht man: Hier geht es nicht um die Gesundheit 
der Menschen, sondern hier ist jedes Augenmaß, jede 
Abwägung, jede Verhältnismäßigkeit und Zweckmäßig-
keit auf dem Altar eine irrationalen Autoabschaffungsi-
deologie geopfert worden.

(Beifall bei der AfD)

Eurokratisch grüne Grenzwertfanatiker wollen nicht 
die Umwelt oder die Gesundheit schonen. Sie wollen 

gängeln, und sie wollen überwachen. Kein Fleisch in den 
Kantinen und kein Auto auf den Straßen  – das ist das 
grüne Leitmotiv, mit dem ganz offensichtlich auch die 
EU-Bürokraten gehirngewaschen wurden.

(Beifall bei der AfD  – Oliver Krischer 
[BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: Jetzt fehlen 
nur noch die Flüchtlinge!)

Selbst in Kalifornien, das mit die strengsten Umwelt-
vorschriften der Welt hat, gibt es wie im Rest der USA 
einen Grenzwert von 100 Mikrogramm pro Kubikmeter; 
das ist das Zweieinhalbfache des Wertes in Deutschland. 
Die US-Umweltbehörden haben diesen Grenzwert erst 
kürzlich noch einmal ausdrücklich bestätigt, und zwar 
mit der Begründung, dass dieser – so wörtlich – einen an-
gemessenen Schutz der öffentlichen Gesundheit gewähr-
leistet und insbesondere – hören Sie da mal gut zu! – eine 
ausreichende Sicherheitsmarge auch für ältere Menschen, 
Kinder und Menschen mit Asthma berücksichtigt. Dass 
Europa und Deutschland diesen Grenzwert noch einmal 
auf weniger als die Hälfte herabgesetzt haben, kann nicht 
ernsthaft mit Gesundheitsbedenken begründet werden, 
sondern zielt vielmehr auf eine weitere Drangsalierung 
der Automobilindustrie und der Dieselbesitzer ab.

(Beifall bei der AfD)

Und so werden dann auch statistische Hochrechnun-
gen, die Durchforstung ganzer Datenberge nach allen 
möglichen Korrelationen als wissenschaftlich seriös 
dargestellt und als epidemiologische Studien bezeich-
net, mit denen sich angeblich 6 000 vorzeitige Dieseltote 
nachweisen lassen, um dies dann medienwirksam auszu-
schlachten. Dass das Umweltministerium im Nachhinein 
jedoch kleinlaut einräumen musste, dass die ursächliche 
Wirkung von Stickoxiden hinsichtlich dieser angeblichen 
Todesfälle mit einer solchen Studie gar nicht belegt wer-
den kann, wird dagegen gerne verschwiegen.

(Beifall bei der AfD)

Selbst die sagenumwobene WHO-Empfehlung eines 
Grenzwertes von 40  Mikrogramm pro Kubikmeter aus 
dem Jahr 1997 basiert nur auf epidemiologischen Unter-
suchungen, also auf rein statistischen Hochrechnungen. 
Versuche der WHO in den Jahren 2000 und 2005, diesen 
Grenzwert mit klinischen Studien zu bestätigen, sind kra-
chend gescheitert.

(Beifall bei der AfD)

Der damalige Verhandlungsführer in Brüssel und Ab-
teilungsleiter im Bundeswirtschaftsministerium hat völ-
lig zu Recht in seiner Stellungnahme für das Bundesver-
waltungsgericht im Zusammenhang mit dem Dieselurteil 
klargestellt, dass der EU-Grenzwert willkürlich gewählt 
wurde. Wir schließen uns dieser Expertenmeinung an 
und fordern das Ende der Verteufelung des Individual-
verkehrs und die unverzügliche Überprüfung der Stick
oxidgrenzwerte.

(Beifall bei der AfD)

Denn diese Grenzwerte sind ungerechtfertigt, sagt der 
Diesel-Untersuchungsausschuss, diese Grenzwerte sind 
unsinnig, sagen die Fachmediziner, diese Grenzwerte sind 
willkürlich festgelegt, sagt der damals im Wirtschaftsmi-

Vizepräsidentin Claudia Roth
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nisterium Zuständige. Hören Sie deshalb endlich damit 
auf, ohne haltbare wissenschaftliche Basis in rein ideolo-
gischer Verblendung Millionen von Dieselbesitzern kalt 
zu enteignen, die Existenz vieler kleiner Handwerksbe-
triebe zu gefährden und Millionen von Arbeitsplätze in 
der deutschen Automobilindustrie zu vernichten.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Danke schön.  – Nächster Redner in der Debatte: 

Oliver Grundmann für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Oliver Grundmann (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Kollege Antrag-
steller von der AfD, ein Stück weit weniger Polemik und 
Übertreibung hätte bei der Vorstellung Ihres Antrages 
gutgetan. Dann hätten wir hier auch eine sachliche De-
batte führen können.

(Zuruf von der AfD: Bla, bla, bla!)

Wir wollen hier weiß Gott nicht alles schlechtmachen, 
was aus Ihrer Feder kommt und in Ihrem Antrag steht. 
Grundsätzlich schließe ich mich ausdrücklich den Aus-
führungen der Kollegin Skudelny von der FDP an: Es 
muss Schluss sein mit dieser ideologischen Hexenjagd 
auf unseren Dieselmotor. Es muss auch Schluss sein mit 
entsprechenden fragwürdigen Studien des UBA – das ha-
ben wir auch klar zum Ausdruck gebracht –, das damit 
renommierten Wissenschaftlern vor den Kopf stößt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
AfD und der FDP)

Denn das verunsichert die Menschen in diesem Land – da 
gebe ich Ihnen durchaus recht –, und das wollen wir aus-
drücklich nicht, das wollen wir entschieden verhindern. 

Kurz zu Ihnen, liebe Kollegen der FDP. Es stehen 
durchaus wertvolle Dinge in Ihrem Antrag, über die es 
sich zu sprechen lohnt, über die wir in den zuständigen 
Ausschüssen diskutieren werden: über Möglichkei-
ten zur Digitalisierung unserer Infrastruktur, über not-
wendige Umgehungsstraßen und auch über objektivere 
Schadstoffmessungen. Dazu werden wir entsprechende 
Ausführungen hören, und darüber werden wir auch dis-
kutieren. Wir als Union arbeiten mit Hochdruck an inno-
vativen Lösungen und lassen uns bestimmt nicht durch 
die Panikmache der Deutschen Umwelthilfe und anderer 
Interessenverbände hetzen, die als kraftvolles Orchester 
aufspielen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir verweh-
ren uns gegen eine solche Dieselpanikmache, aber wir 
verwehren uns gleichermaßen gegen die scheinbar einfa-
chen Antworten der AfD. Sie legen hier zwei Seiten vor, 
schrauben ein Stück weit an den Grenzwerten und geben 
jedenfalls vor, dann seien die Probleme vom Tisch. So 

läuft das aber nicht. Das ist einfacher Populismus, das 
sind ganz einfache Antworten. 

Ich will Ihnen auch sagen, warum solch ein Antrag in 
die falsche Richtung geht: weil die Grenzwertdiskussi-
on in unseren Augen überhaupt nicht nötig ist. Ganz im 
Gegenteil: Es wäre sogar höchst fahrlässig, jetzt an den 
Grenzwerten herumzuschrauben. Das ist eben der sprin-
gende Punkt in dieser Debatte, und da unterscheidet sich 
unsere Position fundamental von der Position der AfD, 
aber gleichermaßen von der Position der Grünen. Wir 
stehen nämlich zum Diesel. Wir vertrauen der Dieselan-
triebstechnologie.

(Dieter Janecek [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Diesel muss ins Grundgesetz!  – Hei-
terkeit bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir sehen unseren Diesel nicht lediglich als Verursacher 
von NO2-Überschreitungen an, sondern als Teil einer 
Lösungsstrategie. Das wird uns helfen, unsere ambitio-
nierten Ziele im Bereich des Klimaschutzes zu erreichen. 
Gleichermaßen werden wir mit den neuen Euro-6d-Die-
seln zukünftig die Grenzwerte einhalten. Ich weiß, ihr 
von den Grünen wollt das nicht. Ihr habt eine völlig an-
dere Ausrichtung. Ihr findet den Diesel per se schlecht. 

Zu den Kollegen von der AfD: Ich habe mir schon die 
Augen gerieben, als ich mir Ihren Antrag durchgelesen 
habe. Im Grunde wollen auch Sie den Diesel nicht zu-
kunftsfähig machen; jedenfalls erreichen Sie das nicht 
einem so formulierten Antrag. Sie gebärden sich als Die-
selretter, aber Sie bewirken im Grunde genau das Gegen-
teil von dem, was wir hier als richtig erachten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Herr Grundmann, erlauben Sie eine Zwischenfrage 

oder Zwischenbemerkung des Kollegen Spaniel von der 
AfD? 

Oliver Grundmann (CDU/CSU): 
Ja, gerne.

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt kommt der Mercedes-Experte!)

Dr. Dirk Spaniel (AfD): 
Vielen Dank, dass Sie die Zwischenfrage gestatten. – 

Sie haben gerade ausgeführt, dass Sie zum Diesel ste-
hen und dass Sie davon ausgehen, dass Sie durch eine 
Anpassung der Dieseltechnologie die vorgeschriebenen 
Luftgrenzwerte erreichen. Ich frage Sie: Kennen Sie die 
Studie, in der die Luftreinhaltepläne der Stadt Stuttgart 
untersucht wurden? Da steht nämlich drin, dass nur ein 
totales Fahrverbot für alle Fahrzeuge in der Stadt Stutt-
gart dazu führt, dass man die Grenzwerte erreicht. Das 
passt nicht zu Ihrer Aussage.

Mich würde gerne generell auch interessieren, welche 
Verbindung Sie zwischen Luftgrenzwerten und Fahr-
zeuggrenzwerten sehen. Sie ist bisher gar nicht beleuch-
tet worden. Deshalb finde ich Ihre Aussage sehr mutig. 

Marc Bernhard
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Aber ich würde gerne etwas dazulernen. Wie kann diese 
Verbindung in Bezug auf die Ergebnisse der vom Ver-
kehrsministerium Baden-Württemberg initiierten wis-
senschaftlichen Studie eingeordnet werden?

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was war jetzt die Frage?)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Es muss nicht eine Frage sein, es kann auch eine Be-

merkung sein.

Oliver Grundmann (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Kollege, ich werde darauf im Rah-

men meiner Rede noch eingehen. In der kurz bemessenen 
Redezeit werde ich auch noch auf die Möglichkeiten der 
Luftreinhaltung im Rahmen des Sofortprogramms einge-
hen. Über die Studie werden wir bei der Beratung der 
Anträge in den Ausschüssen ausführlich diskutieren.  – 
Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Sie schreiben in Ihrem Antrag fleißig, dass mit den 
neuen Dieselmotoren die NO2-Belastungen automatisch 
zurückgehen werden. Das ist richtig, dem stimme ich 
ausdrücklich zu. Wir werden, wenn das so weitergeht, 
an zahlreichen Messstellen bald keine Grenzwertüber-
schreitungen mehr zu verzeichnen haben; ich bin sehr 
zuversichtlich, dass das auch in anderen Städten mög-
lich sein wird. Gleichzeitig heißt es in Ihrem Antrag, 
die Grenzwerte seien viel zu streng und müssten auf den 
Prüfstand. Ich frage mich schon: Wie soll das zusammen-
gehen? Sollen wir der Automobilindustrie sagen – jeden-
falls denjenigen, die fleißig waren, die sich angestrengt 
haben  –: „Liebe Autobauer, wir haben uns geirrt. Die 
sauberen Diesel, die ihr entwickelt habt, könnt ihr be-
halten, die brauchen wir nicht mehr. Wir reduzieren die 
Grenzwerte, alles fein“? Was für ein fatales, was für ein 
falsches Signal wäre das für die deutsche Automobilin-
dustrie? Sie braucht Planungssicherheit. Das, was hier 
heraufbeschworen bzw. gefordert wird, ist im Grunde 
Industriepolitik aus Zeiten des Sozialismus: Was nicht 
passt, wird passend gemacht.

(Heiterkeit bei der AfD)

Genau dem widersetzen wir uns entschieden.

Warum sind die NO2-Belastungen in den letzten Jah-
ren so drastisch gesunken, um 60 Prozent allein in den 
letzten 25  Jahren? Warum haben wir diese hochentwi-
ckelten Dieselmotoren überhaupt am Markt? Wir haben 
sie am Markt, weil die Motoren fortwährend weiterent-
wickelt wurden und weil wir klare staatliche Vorgaben 
gemacht haben, um einen entsprechenden Innovations-
druck zu erzeugen. Diesen wollen Sie jetzt einfach ver-
puffen lassen?

Ich will nicht alles schlechtreden, aber man kann 
schon sagen: Das ist ein Stück weit pubertär. Da kommt 
ein Schüler nach Hause, er hat schlechte Noten und ver-
sucht deshalb, das gesamte Benotungssystem zu verän-
dern, anstatt sich um bessere Leistungen zu bemühen. 
Das ist ein Ansatz, der in die falsche Richtung geht. Mit 

diesem Ansatz verabschiedet sich Deutschland in die 
Mittelmäßigkeit. Das wäre ein Albtraum für unsere deut-
sche Wirtschaft und deren Ansehen in der Welt. 

Betrachten wir das Ganze aus einer anderen Perspek-
tive. Alle 28  EU-Staaten haben sich auf verbindliche 
EU-weite Grenzwerte verständigt. Und jetzt soll ausge-
rechnet das Land der Autobauer, der VW-Sünder, bei der 
EU-Kommission vorstellig werden? Wir würden erstens 
keinerlei Zustimmung bekommen, zu Recht. Wir würden 
uns lächerlich machen. Wir würden uns blamieren. Ich 
will Ihnen sagen: Wir stehen für Verlässlichkeit und Ver-
tragstreue gegenüber unseren europäischen Partnern – so 
wie wir es festgeschrieben haben. Sie hingegen wollen 
im Grunde einen irrlichternden Trump-Staat im Herzen 
Europas. Das lehnen wir entschieden ab.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Ulli Nissen [SPD])

Ein zweiter Punkt: Was wäre das für ein fatales Zei-
chen für unsere Bürger? Sagen wir denen dann: „Das 
mit den Grenzwerten haben wir nicht hingekriegt, macht 
nichts, Grenzwerte runter, ob Tausende Diesel unter Wert 
verkauft oder verschrottet werden, ist uns egal, das ist 
euer Problem“? Ist das AfD-Politik? Ist das eine bürger-
nahe Politik?

(Abg. Dr. Dirk Spaniel [AfD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Grenz-
werte, die wir haben, sind eine wichtige Arbeitsgrundla-
ge; wir halten daran fest. Wir haben das „Sofortprogramm 
Saubere Luft“ der Bundesregierung: Elektrifizierung von 
Fahrzeugflotten, Digitalisierung kommunaler Verkehrs-
leitsysteme. Ich komme von der Küste und weiß: Auch 
im maritimen Bereich haben wir noch große Chancen, 
große Potenziale: LNG, Windwasserstoff, Landstrom, 
Zero-Emission-Antriebe. All das sind gute Wege in die 
Zukunft. Damit können wir die Städte sauberer, moder-
ner und lebenswerter machen. Mit einem solchen Maß-
nahmenpaket bleibt Deutschland Mobilitätsland und In-
novationsführer. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Oliver Grundmann (CDU/CSU): 
Das sind die Chancen der Zukunft, die wir kraftvoll 

anpacken werden. Ihr Antrag  – das muss ich hier aus-
führen – ist leider rückwärtsgewandt. Wir schauen nach 
vorne. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP – Lachen bei Abgeord-
neten der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Ich habe gesehen, dass Sie eine Frage stellen wollten. 

Aber wir sind zeitlich schon extrem spät dran. Ich bitte 
Sie, da schon eine Frage aus Ihrer Fraktion gestellt wur-
de, dazu beizutragen, dass wir jetzt ein bisschen schnel-

Dr. Dirk Spaniel
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ler vorankommen. Sind Sie einverstanden? – Ja, Sie sind 
einverstanden.

Dann kommt jetzt als nächste Rednerin Judith 
Skudelny für die FDP.

(Beifall bei der FDP)

Judith Skudelny (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der Die-

selfahrer darf nicht zum Bauernopfer der Nation werden. 
Die EU-Grenzwerte wurden 2008 auf Basis von Korre-
lationsstudien festgelegt. Ich möchte Ihnen einmal zei-
gen, was Korrelationsstudien können: Wissenschaftler 
haben festgestellt, dass die Ehedauer korreliert, das heißt 
zusammenhängt, mit dem Umfang der Bäuche der Ehe-
männer. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das heißt, je länger eine Ehe dauert, desto größer wird 
der Bauch. Das heißt aber im Umkehrschluss nicht unbe-
dingt, dass der ausschlaggebende Punkt für den Bauch
umfang tatsächlich die Tatsache der Ehe ist. Vielmehr 
sind andere Tatsachen wie ein veränderter Stoffwechsel, 
das Alter, mangelnder Sport und eine andere Ernährung 
Grund dafür, dass der Bauch ein bisschen größer wird.

Genauso wie man bei Ehe und Bauchumfang nicht 
eins zu eins Rückschlüsse ziehen kann, ist auch das Stick-
oxid bei der Frage der Herz-Kreislauf-Erkrankungen das 
geringste der auftretenden Risiken. Nach wie vor sind 
die größten Risiken für Herz-Kreislauf-Erkrankungen in 
Deutschland Übergewicht, Rauchen, mangelnder Sport 
und falsche Ernährung. Das sollten wir den Menschen da 
draußen noch einmal sagen.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. 
Marie-Luise Dött [CDU/CSU])

Aber nicht nur das: Wir Deutschen sind auch so ein 
bisschen die Messidioten Europas. Während andere voll-
kommen im Rahmen der europäischen Gesetzgebung 
ihre Messstationen ein Stück weit weg von den Straßen, 
teilweise unter Palmen, aufstellen, hat man das Gefühl, 
dass die Länder und Städte in Deutschland bemüht sind, 
Höchstergebnisse zu messen. Ich sage es einmal mit 
Dieter Nuhr, der gesagt hat: Das ist so, wie wenn man 
versucht, den Körpergeruch eines Menschen an seinem 
Hintern zu messen.

(Lachen des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])

Das ist die Gemengelage von superstrengen Grenz-
werten der EU und radikalen Messmethoden in Deutsch-
land. Genau in dieser Gemengelage drohen die deutschen 
Dieselfahrer zum Opfer der Politik zu werden.

(Beifall bei der FDP)

Eines möchte ich sagen: Nachhaltig ist das nicht. Nach-
haltig ist ein ausgewogenes Maß von ökologisch, ökono-
misch und sozial. Schauen wir einmal, was ein Fahrver-
bot für Dieselfahrzeuge bewirken würde: Damit würden 
die wirtschaftlichen und sozialen Belange derer, die kalt 
enteignet werden, derer, die Familie und Beruf verein-
baren wollen, derer, die im Handwerk und Mittelstand 

wirtschaften möchten, dem geringen ökologischen Nut-
zen einer leichten Senkung geopfert werden.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Karsten 
Hilse [AfD] – Ulli Nissen [SPD]: Das ist aber 
recht kompliziert!)

In Deutschland müssen wir drei Dinge noch viel ent-
schlossener angehen.

Erstens. Die Messstellen müssen wir bundeseinheit-
lich – weil auch die Bundesbürger die Konsequenzen tra-
gen  – innerhalb des europäischen Rechtsrahmens, aber 
unter Ausnutzung der Toleranzen aufstellen.

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, ja! So lange tricksen, bis es passt!)

Wir müssen zweitens bezüglich des Vertragsverlet-
zungsverfahrens mit der EU im Gespräch bleiben. Wir 
müssen zeigen, dass wir durchaus noch nachhaltige Maß-
nahmen haben, die wir anwenden können und müssen, 
um die Grenzwerte einzuhalten. Wir müssen zeigen, dass 
wir nach den Erfolgen, die wir bereits erzielt haben – die 
Luft in Deutschland ist so gut wie seit 30 Jahren nicht –,

(Oliver Krischer [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Das sagt man uns schon seit zehn Jah-
ren!)

nur noch etwas mehr Zeit brauchen, um die Grenzwerte 
einzuhalten.

Drittens  – das unterscheidet uns  –: Auch bei der 
Luftreinhaltung ist Stillstand ein Rückschritt. Natürlich 
wollen wir besser werden. Es gibt eine Maßnahme, mit 
der wir ganz einfach den gesellschaftlichen Belangen 
und den ökologischen Belangen Rechnung tragen kön-
nen: Wir müssen unsere Fahrzeuge zum Fahren bringen, 
und wir müssen den Verkehr zum Fließen bringen. Dann 
sind die geringsten Schadstoffausstöße vorhanden.

(Beifall bei der FDP – Oliver Krischer [BÜND-
NIS  90/DIE GRÜNEN]: Das war schon in 
den 60er-Jahren falsch! – Weiterer Zuruf vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Mehr Straßen 
gleich mehr Staus!)

Umgehungsstraßen, bessere Infrastruktur, digitalisierte 
Verkehrslenkung und ein attraktiver ÖPNV: So betreibt 
man nachhaltigen Luftschutz.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Skudelny. – Nächste Red-
nerin: Ulli Nissen für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth
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Ulli Nissen (SPD): 
Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Mich erstaunt der Antrag der AfD nicht. Die AfD 
bestreitet bekanntlich auch den Klimawandel.

(Karsten Hilse [AfD]: Den menschengemach-
ten Klimawandel! Machen Sie doch mal die-
sen Unterschied! Der ist wichtig!)

Sie nimmt anscheinend auch den Gesundheitsschutz 
der Bevölkerung nicht besonders ernst. Da fällt mir ein 
Spruch von Otto Waalkes ein: Rauchen ist nicht gesund-
heitsschädlich, sagt Dr.  Marlboro.  – Dazu passt, dass 
es bei der AfD einen Kollegen gibt, der langjährig bei 
Daimler beschäftigt war und die Gesundheitsgefährdung 
durch Stickoxide kleinredet.

(Beifall des Abg. Ralph Lenkert [DIE 
LINKE] – Zurufe von der AfD: Nein, so ein 
Quatsch! – Das macht er nicht!)

Die 39.  Bundes-Immissionsschutzverordnung sieht 
aus Gründen des Gesundheitsschutzes vor, dass der 
Jahresmittelgrenzwert von 40  Mikrogramm für Stick-
stoffdioxid nicht überschritten werden darf. Auch in 
meinem Frankfurter Wahlkreis sind an diversen Mess-
stellen Überschreitungen aufgetreten. Hauptursächlich 
für die Überschreitung ist in Deutschland der Verkehr 
und hier insbesondere der Diesel. Schädlich im Diesel
abgas ist vor allem das Stickstoffdioxid. Der Mensch 
reagiert auf eine höhere Konzentration mit Husten und 
Halsschmerzen, später kommen Schwindel, Übelkeit und 
Kopfschmerzen hinzu. Im schlimmsten Fall führt das zu 
einem Lungenödem, zu Atem- oder Herz-Kreislauf-Ver-
sagen oder auch zu Asthma. 

Ich erinnere mich an unsere Debatte zu den Abgas-
tests an Affen. Nach Meinung der Experten standen diese 
angeblich im Zusammenhang mit einer Veröffentlichung 
der WHO, die Dieselabgase als krebserregend eingestuft 
hatte. Da wollte die Automobilindustrie wohl eine eigene 
Studie, die etwas anderes beweist. Aber dummerweise 
entsprachen die Ergebnisse nicht den Vorstellungen von 
VW. Denn auch bei den modernen Dieselfahrzeugen 
stellten die Forscher kritische Effekte fest, als sie den Af-
fen später Blut abnahmen und Lungenabstriche bei ihnen 
machten. Es kam zu erhöhten Entzündungswerten und 
Reizungen. Zufälligerweise wurden die Untersuchungs-
ergebnisse dann nicht veröffentlicht.

Bereits 2017 haben sich alle Beteiligten auf das „So-
fortprogramm Saubere Luft“ verständigt. Dafür stehen 
1  Milliarde Euro zur Verfügung. 750  Millionen Euro 
kommen allein vom Bund. Das Sofortprogramm umfasst 
folgende Maßnahmen: die Elektrifizierung des Wirt-
schaftsverkehrs, die Elektrifizierung von Taxis, Mietwa-
gen und Carsharingfahrzeugen, die Elektrifizierung von 
Busflotten im ÖPNV, die Förderung der Ladeinfrastruk-
tur, die Nachrüstung von Dieselbussen im ÖPNV mit Ab-
gasnachbehandlung und die Digitalisierung kommunaler 
Verkehrssysteme. 

Es gibt schon gute Umsetzungsüberlegungen. Mein 
heimischer Verkehrsverbund, der RMV, will zum Beispiel 
auf Strecken der Taunusbahn Brennstoffzellenfahrzeuge 
einsetzen. In meinem Frankfurter Wahlkreis wird darü-

ber nachgedacht, Abwrackprämien für alte Mopeds bei 
gleichzeitiger Neuanschaffung von Elektrozweirädern zu 
zahlen. Da tut man nicht nur etwas für bessere Luft, son-
dern auch für weniger Lärm. Diesen Unterschied merke 
ich, wenn ich mit meinem Elektroroller – mit ihm bin ich 
seit neun Jahren unterwegs – neben einem alten Moped-
stinker stehe. 

Der Lieferverkehr nimmt immer mehr zu. Eine gute 
Lösung wären Mikrodepots. Diese können drei Paket-
fahrzeuge ersetzen. Die Stadt Gent in Belgien hat für 
den Lieferverkehr tolle Konzepte entwickelt. Paketfahr-
zeuge, die unterwegs sind, sollen nur noch elektrische 
Transporter sein. DHL geht mit seinem Streetscooter po-
sitiv voran. Es gibt bei diesen Modellen sogar Tests, den 
Feinstaub von den Reifen direkt aufzufangen. Das finde 
ich wirklich hervorragend.

Auch die E-Mobilität im Güterverkehr muss angegan-
gen werden. Bei mir in Frankfurt wird jetzt auf der A 5 
eine Teststrecke für Lastwagen gebaut. Ab 2019 sollen 
dort Trucks an Oberleitungen fahren. Es gibt daneben 
Überlegungen, E-Lkws von der Maut zu befreien. Darü-
ber sollten wir diskutieren.

(Karsten Hilse [AfD]: Sie wiegen 9 Tonnen!)

Die Klimaziele müssen auch in der Seeschifffahrt 
engagierter angegangen werden. Die dringende Hard-
warenachrüstung für dreckige Dieselfahrzeuge ist heute 
Abend ja noch einmal ein Extrathema. 

Aus meiner Sicht ist es vollkommen klar, dass wir 
zum Schutz der Gesundheit unserer Bevölkerung weite-
re Aktivitäten ergreifen müssen, um die Luftreinhaltung 
in Deutschland zu verbessern. Lassen Sie uns daran ge-
meinsam arbeiten.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Kollegin Ulli Nissen. – Nächster Red-

ner: Ralph Lenkert für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Ralph Lenkert (DIE LINKE): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Alle diskutieren über den Dieselskandal, 
es drohen Fahrverbote, und da hört der Spaß auf.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN so-
wie der Abg. Ulli Nissen [SPD])

Die Debatte zu den Anträgen von AfD und FDP gibt 
mir die Chance, für etwas mehr Klarheit zu sorgen. Als 
Maschinenbautechniker eines Automobilzulieferers bin 
ich es gewohnt, Parameter und ihre Wirkung auf Prozes-
se im Einzelnen und in Zusammenhängen zu beleuchten 
und zu analysieren.

Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer, jetzt wird es leider 
technisch. In der Natur ist ein Stickoxidgehalt von bis 
zu 9 Mikrogramm je Kubikmeter üblich. In der EU gilt 
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ein Grenzwert von 40 Mikrogramm je Kubikmeter – er 
entspricht der Empfehlung der Weltgesundheitsorganisa-
tion –, und das Stundenmittel, also der durchschnittliche 
Wert in einer Stunde, soll 200 Mikrogramm nicht über-
schreiten.

Wieso ist bei Arbeitsplätzen ein Grenzwert von 
950  Mikrogramm zulässig? Ist das gute Lobbyarbeit, 
oder sind das andere Betrachtungsweisen? Es sind Zuge-
ständnisse an die Industrie, weil manche Prozesse anders 
einfach nicht finanzierbar oder durchführbar sind, und 
man handelt mit gesunden Beschäftigten. Diese haben 
zwei Möglichkeiten: Sie halten das entweder aus, oder 
sie wechseln den Job.

In Kammerversuchen mit Menschen hat man festge-
stellt, dass Stickoxidbelastungen von über 375  Mikro-
gramm je Kubikmeter schon nach 30  Minuten zu Re-
aktionen in der Lunge führten. Menschen mit Asthma, 
Kinder, Senioren und Kranke sind empfindlicher als 
ein junger kerngesunder Mann. Deswegen müssen die 
Grenzwerte deutlich niedriger sein. Grenzwerte sollen 
alle schützen.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Herr Kollege Lenkert.

Ralph Lenkert (DIE LINKE): 
In Tierversuchen wurde festgestellt, dass sich die 

NOx-Auswirkung, also die Stickoxidauswirkung, im 
Körper addiert, ähnlich wie bei Quecksilber. Wenn Sie 
jeden Tag eine winzige Quecksilbermenge zu sich neh-
men, passiert akut nichts. Irgendwann ist aber die Grenze 
in Ihrem Körper überschritten, und dann leiden Sie an 
einer Quecksilbervergiftung, die schleichend Ihre Ge-
sundheit vernichtet.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Herr Lenkert, erlauben Sie – damit das ganz klar ist: 

ich lasse nur eine zu – eine Zwischenfrage oder -bemer-
kung von einem CDU/CSU-Kollegen? – Das muss nicht 
sein.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Möring 
heißt er!  – Ulli Nissen [SPD]: Möring kann 
man gut zuhören!)

Ralph Lenkert (DIE LINKE): 
Kollege Möring.

Karsten Möring (CDU/CSU): 
Herr Kollege Lenkert, vielen Dank, dass Sie die Zwi-

schenfrage zulassen. Ich mache es auch ganz kurz.

Zu der Betrachtung der Grenzwerte bei der Industrie 
und ihrer Argumentation dazu: Würden Sie auch vor dem 
Hintergrund, dass im Bürobereich 60 Mikrogramm pro 
Kubikmeter als Grenzwert gelten, während es im Ver-
kehrsbereich 40  Mikrogramm pro Kubikmeter sind, so 
argumentieren?

Ralph Lenkert (DIE LINKE): 
Es gibt einen Unterschied zwischen der Büroarbeits-

zeit und der Gesamtzeit des täglichen Lebens. Wir reden 
hier über das Jahresmittel von 40 Mikrogramm pro Ku-
bikmeter. Selbst ich halte mich mit 70 Arbeitsstunden in 
der Woche nicht 8 700 Stunden im Jahr in meinem Büro 
auf. 

(Ulli Nissen [SPD]: Nicht?)

Das heißt also im Klartext: Es ist eine Summenwirkung, 
und es liegt durchaus im Interesse der Arbeitgeber, einen 
etwas höheren Grenzwert anzusetzen. 

Bei gesunden Menschen passiert zwar nicht sofort et-
was, aber das heißt doch nicht, dass ich im Jahresmittel 
auch in meiner Freizeit unbedingt denselben Belastungen 
ausgesetzt sein muss. Das ist ein Kompromiss, um das 
Mögliche mit dem Machbaren zu verbinden.

Ich zitiere an dieser Stelle den ersten und einzigen 
DDR-Umweltminister, der sagte: Grenzwerte sind der 
Kompromiss zwischen dem, was wir bereit sind an Ge-
sundheitsschäden in Kauf zu nehmen, und dem, was un-
sere Bequemlichkeit oder Wirtschaft erfordert.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Da kann ich Ihnen ein einfaches Beispiel nennen: Wie 
viele Menschen sind bereit, für die Einführung eines 
Tempolimits zu stimmen, obwohl sie wissen, dass mit ei-
nem Tempolimit viele Menschen Gesundheit und Leben 
behalten würden?

(Zuruf von der AfD: Grenzkontrollen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Weltgesund-
heitsorganisation berichtete von einem Unfall an einer 
Gasheizung. Kinder atmeten über zwei Wochen 30 Mi-
krogramm je Kubikmeter Stickoxide ein. Die Atem-
wegserkrankungen stiegen um 20  Prozent. Wenn man 
das weiß, sind selbst 40 Mikrogramm zu hoch. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Sich in Europa einfach auf amerikanische Grenzwer-
te zu berufen, zeugt davon, dass man den Unterschied 
zwischen den Schutzsystemen in Amerika und in Europa 
nicht kennt. In Amerika gibt es nur dann strenge Grenz-
werte, wenn eindeutig nachgewiesen ist: Es ist schädlich. 
Aber wenn VW oder jemand anderes Schäden verursacht 
und es wird nachgewiesen, dass sie Schuld haben, dann 
wird es richtig teuer.

In Europa ist das anders. In Europa herrscht das Vor-
sorgeprinzip. Das bedeutet: Wenn Schäden auftreten 
könnten, müssen Sie nachweisen, dass dies nicht passiert, 
ansonsten bekommen Sie keine Zulassung. Treten trotz-
dem Schäden auf, müssen Sie so gut wie gar nicht haften. 
Wenn hier also jemand fordert, amerikanische Grenzwer-
te und amerikanische Regelungen zur Zulassung ohne 
die amerikanischen Haftungsregeln einzuführen, handelt 
er grob verantwortungslos und gefährdet die Gesundheit 
unserer Bevölkerung, unserer Menschen. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ralph Lenkert
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Die Linke steht für das Vorsorgeprinzip. Das lassen wir 
nicht aufweichen.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich weiß 
nicht, wie vielen von Ihnen bewusst ist, dass Stickoxi-
de zu Ozon führen. Ozon entsteht aus Stickoxiden. Für 
den Herrn Techniker oder Ingenieur einmal die Formel 
zur Erinnerung: NO2 plus O2 plus UV-Licht ergibt Stick-
stoffmonoxid plus Ozon, so lange, wie Energie zugeführt 
wird. Bei Sonnenschein und Stickoxidkonzentration ent-
steht also Ozon. Wollen Sie jetzt wetterabhängige Grenz-
werte einführen, dass also der Daimler bei Sonnenschein 
nicht fahren darf? Oder muss VW eine Wetterprognose 
berücksichtigen, bevor Menschen mit ihren Autos losfah-
ren dürfen? Mal ehrlich: So etwas können wir uns sparen.

Es ist vielen kranken Menschen egal, ob ihr Asthma 
durch die Stickoxide oder durch das Ozon, das durch 
Stickoxide entsteht, ausgelöst wird. Demzufolge sind 
Grenzwerte zwingend einzuhalten. Technisch ist dies er-
reichbar. Unsere Kinder und unsere Gesundheit werden 
es uns danken. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES  90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Arno Klare [SPD])

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Ralph Lenkert.  – Nächste Rednerin: 

Dr. Bettina Hoffmann für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr.  Bettina Hoffmann (BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir unterhalten uns hier über die Frage: Wie 
gefährlich ist es, wenn wir langfristig Stickoxide einat-
men? Um es ganz klar zu sagen: Es ist gefährlich. Es ist 
auch vollkommen unstrittig, dass Stickoxide das Gewe-
be in den Lungen schädigen, dass sie Herz-Kreislauf-Be-
schwerden verstärken und dass sie Allergien hervorrufen.

Um die Gesundheit von uns allen zu schützen, gibt 
es ebendiesen Jahresgrenzwert von 40  Mikrogramm 
pro Kubikmeter Luft. Er gilt für alle Menschen an allen 
Orten und zu jeder Zeit. Damit ist dieser Grenzwert da-
rauf ausgelegt, dass auch empfindliche Menschen keine 
Probleme bekommen. Dieser Grenzwert ist nicht aus der 
Luft gegriffen.

(Lachen des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])

– Darüber können Sie ruhig lachen. – Epidemiologische 
Studien sind wissenschaftlich anerkannte Verfahren. Ich 
finde es nicht gut, Frau Skudelny, dass Sie diese mit ko-
mischen Vergleichen über dicke Bäuche von Ehemän-
nern in Misskredit bringen. 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN – Widerspruch der Abg. 
Judith Skudelny [FDP])

Experimentelle Versuche an Menschen und Tieren ver-
bieten sich. Deshalb muss man auf diese Studien zurück-
greifen. 

Der Unterschied zwischen Grenzwerten im Allge-
meinen und den Grenzwerten am Arbeitsplatz wurde 
gerade schon angedeutet. Ich will hier keinen belehren, 
aber vielleicht muss man es doch noch einmal sagen: 
Der entsprechende Grenzwert errechnet sich aus zwei Si-
cherheitsfaktoren, die miteinander multipliziert werden. 
Ein Arbeitsleben dauert bei uns typischerweise 40 Jahre 
à 220 Arbeitstage. Diese Zahl mal acht Stunden ergibt 
etwa 70  000  Stunden. Bei einer Lebenserwartung von 
80 Jahren atmet man aber in 700 000 Stunden insgesamt 
zehnmal so viel Luft ein und aus wie am Arbeitsplatz. 
Dazu kommt eine um den Faktor zwei bis fünf erhöh-
te Empfindlichkeit von 10 Prozent der Bevölkerung, die 
zwar überwiegend gesund, aber empfindlich sind. Das 
sind zum Beispiel Kinder; sie wurden schon erwähnt. 
Multipliziert man diese Faktoren, dann kommt man auf 
einen Wert von 20 bis 50 Mikrogramm pro Kubikmeter 
als einen vorsorgeorientierten Wert.

Aber seien Sie doch ehrlich: Worum geht es hier wirk-
lich? Was ist hier die Frage? Soll die Politik Vorsorge 
betreiben, und wie intensiv soll sie das machen? Wir 
Grüne finden, es ist richtig, das Vorsorgeprinzip streng 
anzuwenden, 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

damit Schwangere sich keine Sorgen um ihre Babys ma-
chen müssen, damit auch alte Menschen die Luft in ih-
rer Straße atmen können und damit auch Menschen mit 
Asthma sich noch nach draußen trauen können. Und ja, 
das Vorsorgeprinzip schließt auch ein, dass der Staat das 
freie Spiel des Marktes dort einengt, wo es nötig ist, und 
das gilt jetzt insbesondere auch für die Autoindustrie. 
Sie liegt nämlich keinesfalls am Boden, sondern macht 
Milliardengewinne, und zwar indem sie daran gespart 
hat, eine ordentliche Abgasreinigung in ihre Autos einzu-
bauen, obwohl sie es könnte. Das ist nämlich der wahre 
Skandal in dieser ganzen Diskussion, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Aber zurück zu den magischen 40  Mikrogramm 
Stickoxiden pro Kubikmeter Luft. Grenzwerte sind im-
mer relativ, aber man kann sie prüfen. Das wird gemacht, 
und dann stellt man fest: Der heutige Grenzwert ist sogar 
eher zu lasch als zu streng. Nur weil wir ihn nicht ein-
halten, ist er nicht falsch. Das Problem löst man nicht, 
indem man Grenzwerte verschiebt oder die Messstation 
ein bisschen weiter weg aufstellt. 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN  – 
Karsten Hilse [AfD]: Das steht aber in der 
EU-Verordnung! 25  Meter von der nächsten 
Kreuzung weg! Bis zu 10 Meter von der Stra-
ße!)

Ralph Lenkert
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2015 haben sich die Experten der Weltgesundheitsor-
ganisation alle Studien zur Langzeitwirkung von Sticko-
xiden noch einmal genau angeschaut. Sie kamen zu dem 
Schluss, dass mit gesundheitsrelevanten Wirkungen bei 
einer langfristigen durchschnittlichen Exposition von 
20 Mikrogramm kalkuliert werden müsse, und empfeh-
len sogar, den Grenzwert bei der nächsten Revision zu 
verschärfen. Dem schließen sich auch Experten aus dem 
Sachverständigenrat für Umweltfragen an. Sogar der 
VDI, der nun wirklich nicht grünennah ist, hat das bestä-
tigt, und zwar 2004 und 2017. 

Genau vor diesem Hintergrund empfehle ich Ihnen: 
Weg mit dem Schaum vorm Mund, wenn es um Grenz-
werte geht! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Machen Sie sich bitte einmal Gedanken darüber, ob es 
nicht besser ist, mit hohen Anforderungen die Wirtschaft 
gut für die Zukunft aufzustellen, ganz im Sinne von Le-
bensqualität und Gesundheit der Menschen, und zwar der 
Gesundheit von allen Menschen! 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN – Karsten Hilse [AfD]: 
Auf der ganzen Welt!)

– Auf der ganzen Welt. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Bettina Hoffmann. – Nächste Rednerin: 

Dr. Anja Weisgerber für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU): 
Werte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Menschen in unserem Land haben ein Anrecht auf 
saubere und gesunde Luft. Das wollen wir gewährleisten, 
und dafür arbeiten wir. 

Die Frage ist doch, ob die Überprüfung der europa-
weit geltenden NOx-Werte der richtige Weg ist und ob 
die Europäische Union mit 28 Mitgliedstaaten dies über-
haupt ändern wird bzw. ob dies überhaupt durchsetzbar 
ist. Lassen Sie uns lieber den Weg in eine Mobilität der 
Zukunft gehen, mit einem hohen Gesundheitsschutz für 
unsere Bürgerinnen und Bürger. Denn das ist das einzige 
richtige Signal, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wenn Sie sich in der Europapolitik auskennen wür-
den, dann wüssten Sie auch, dass für eine Änderung der 
Grenzwerte die EU-Kommission einen Vorschlag für die 
Änderung der Luftqualitätsrichtlinie vorlegen müsste. 
Zum einen wird die Kommission diesen Vorschlag zur 
Aufweichung der Grenzwerte sicher nie vorlegen, und 
zum anderen würde sich dann ein langwieriges Gesetzge-
bungsverfahren zwischen Europäischem Parlament und 
Rat anschließen. Das kann Jahre dauern.

Bis dahin ist Deutschland längst verklagt. Die deut-
sche Automobilindustrie wäre im internationalen Wett-
bewerb um Umwelttechnologien abgehängt. Das kann 

doch nicht ernsthaft Ihr Vorschlag für die Zukunft sein, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie des Abg. Klaus Mindrup [SPD])

Wir gehen einen anderen Weg, und zwar den Weg ei-
ner modernen, zukunftsgerichteten Mobilität. Dabei ist 
uns Folgendes besonders wichtig: Wir wollen generelle 
Fahrverbote vermeiden. Denn wir wollen all diejenigen, 
die aus wirtschaftlichen Gründen und in gutem Glauben 
einen Diesel gekauft haben, nicht mit generellen Fahr-
verboten bestrafen. 

(Abg. Dr. Dirk Spaniel [AfD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Frau Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfrage?

Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU): 
Ich würde das heute gerne ausnahmsweise zu Ende 

führen. Er kann sich ja später zu einer Kurzintervention 
melden. 

Eine blaue Plakette löst die Probleme nicht, sondern 
schafft durch die Verlagerung der Emissionen neue Pro-
bleme. Deswegen lehnen wir die blaue Plakette ganz klar 
ab, meine Damen und Herren. 

Die Mobilität wird sich in den nächsten Jahren grund-
legend verändern. Ich sage als Klimapolitikerin: Das ist 
auch aus klimapolitischen Gründen notwendig. Das in-
ternationale Klimaabkommen und unser eigener Klima-
schutzplan  2050 geben den Weg vor. So steht es auch 
im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD. Daran 
können Sie von der AfD-Fraktion, die Sie den menschen-
gemachten Klimawandel im 21. Jahrhundert noch immer 
leugnen, nichts ändern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Alle Sektoren werden einen Beitrag leisten müssen, 
auch der Verkehrssektor. Das birgt Chancen für die Wirt-
schaft. Durch die Entwicklung von Umweltinnovationen 
werden wir auf dem Markt punkten können. Damit wer-
den neue Arbeitsplätze geschaffen. Wenn wir es nicht 
tun, werden wir abgehängt werden. Dann werden sogar 
Arbeitsplätze verloren gehen. Diesen Aspekt dürfen wir 
bei der ganzen Diskussion nicht vergessen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Koalitionsvertrag enthält eine ganze Reihe von 
Maßnahmen für eine moderne Mobilität: die Förderung 
der Elektromobilität, die Weiterentwicklung der Wasser-
stoff- und Brennstoffzellentechnologie oder die Verlage-
rung des Pendelverkehrs auf die Schiene. Außerdem wird 
derzeit ein umfassendes Bündel aus Anreizen und konkre-
ten Maßnahmen umgesetzt. Bis Ende des Jahres werden 
5,3 Millionen Diesel-Pkw der Schadstoffklassen Euro 5 
und Euro 6 umgerüstet mit dem Ziel, die NOx-Emissi-
onen dieser Autos um 25 bis 30 Prozent zu reduzieren. 
Wir haben das „Sofortprogramm Saubere Luft“ gestartet. 
Damit wird der tägliche Verkehr, zum Beispiel Busse des 

Dr. Bettina Hoffmann 
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ÖPNV oder Taxis in den Städten, weiter elektrifiziert. 
Erst in der letzten Woche hat Verkehrsminister Scheuer 
einen Förderbescheid über 2,4 Millionen Euro für elekt-
rifizierte Polizeiautos in Niedersachsen überreicht. Auch 
die Digitalisierung der kommunalen Verkehrssysteme 
wird gefördert, ebenso die Nachrüstung von Bussen im 
ÖPNV mit Abgasnachbehandlungssystemen. Es macht 
doch viel mehr Sinn, Busse des ÖPNV, Taxen und Po-
lizeiautos, die den ganzen Tag in den Innenstädten un-
terwegs sind, emissionsarm zu gestalten, anstatt einer 
Familie, die zweimal im Jahr in die Innenstadt fährt, die 
Einfahrt mit ihrem Diesel zu verbieten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Damit noch nicht genug: Verkehrsminister Scheuer hat 
kürzlich angekündigt, Elektro-Lkws von der Maut für 
Bundesstraßen und Autobahnen zu befreien. Das ist ein 
weiteres Signal für eine moderne Mobilität in unserem 
Land.

Abschließend schauen wir uns einmal an, wo wir 
eigentlich stehen. 2016 haben noch 90 deutsche Städ-
te den Grenzwert überschritten. Heute sind es 66 Städ-
te. Die große Mehrheit dieser Städte überschreitet die 
Grenzwerte nur noch geringfügig. Das zeigt doch: Wir 
sind auf dem richtigen Weg und können es schaffen, das 
EU-Recht einzuhalten, und das ohne Überprüfung der 
Grenzwerte. Von 1990 bis 2015 war ein Rückgang der 
NOx-Emissionen um rund 60  Prozent zu verzeichnen. 
Das gilt es erst einmal anzuerkennen. Wir entscheiden 
uns dafür, den Weg in die Mobilität der Zukunft zu ge-
hen, für die Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger, im 
Einklang mit ihren Interessen – auch der der Dieselfah-
rer –, für das Klima und für die Wirtschaft, die von den 
Innovationen sicherlich profitieren wird.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Ulli Nissen [SPD])

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Frau Kollegin Weisgerber. – Das Wort 

zu einer Kurzintervention – ich habe das dreimal nicht 
gemacht – hat Dr. Spaniel.

Dr. Dirk Spaniel (AfD): 
Vielen Dank.  – Sehr geehrte Frau Weisgerber, ich 

meine, in der CDU/CSU-Fraktion gibt es da ein Miss-
verständnis. Herr Bernhard hat von den Immissions-
grenzwerten und nicht von den Emissionsgrenzwerten 
geredet, die Sie dauernd angeführt haben. Wir wollen 
die Bedingungen der Umwelt so reglementieren, dass sie 
erfüllbar sind. Es geht nicht darum, die Emissionsgrenz
werte der Fahrzeuge vorzuschreiben. Wir stehen selbst-
verständlich zu den Zulassungskriterien. Auch bei Ihrem 
Kollegen ging es um die Emissionen. Wir wollen selbst-
verständlich nicht die Euro-5- und die Euro-6-Norm neu 
aufrollen.

(Oliver Krischer [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Wollen Sie den Diesel abschaffen, oder 
wie?)

Keiner von uns hat so etwas gesagt. Vielmehr wollen wir 
die Umweltgrenzwerte, also die Immissionsgrenzwerte, 
auf einen erfüllbaren Wert erhöhen.

(Dieter Janecek [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Umwelt muss sich an die Fahrzeu-
ge anpassen!)

Soweit ich weiß, ist momentan keineswegs geklärt, dass 
sich der Grenzwert von 40  Mikrogramm NO2 an allen 
Stellen mit einem totalen Fahrverbot überhaupt erreichen 
lässt. Deshalb möchte ich Ihnen da ganz massiv wider-
sprechen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Herr Dr.  Spaniel, bleiben Sie bitte stehen.  – Frau 

Dr. Weisgerber zur Erwiderung.

Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU): 
Es ist mir durchaus bewusst, dass man zwischen 

Emissionen an der Quelle und Immissionsgrenzwerten 
unterscheiden muss.

Aber die Frage ist: Was ist letztendlich der Inhalt Ihrer 
Forderung? Sie wollen eine Überprüfung und eine Auf-
weichung der Grenzwerte. Wir haben in vielen Reden 
klargestellt, dass die Grenzwerte durchaus wissenschaft-
lich fundiert sind und dass man sich einfach mal fragen 
muss: Ist es überhaupt realistisch, diese Grenzwerte an-
zugreifen, etwas an den Grenzwerten zu ändern und eine 
Entwicklung auf der europäischen Ebene in diesem Sinn 
anzugehen? Dazu sagen wir Nein. Wir wollen den Weg in 
die Mobilität der Zukunft gehen. Wir wollen letztendlich 
die Chancen dieser Zukunftsinnovationen auch für un-
sere deutsche Automobilindustrie nutzen. Wir wollen sie 
fit machen für die Zukunft. Das ist vorwärtsgewandt und 
nicht rückwärtsgewandt, wie Sie es wünschen.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Ulli Nissen [SPD])

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen herzlichen Dank. – Nächster Redner in der De-

batte: Mario Mieruch, der fraktionslose Kollege.

Mario Mieruch (fraktionslos): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Im Verlauf der Debatte habe ich gelernt, 
dass die Fraktion der Grünen mittlerweile die Welt retten 
möchte.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schön, dass Sie es erkannt haben!  – 
Ulli Nissen [SPD]: Herr Kollege, ich will auch 
die Welt retten!)

In der Unionsfraktion hat man Sorge vor Klageverfahren 
der EU.

Es ist ein tolles Thema, das aufzeigt, wie wir die ei-
gene Souveränität bereits in vielen Fällen nach Brüssel 

Dr. Anja Weisgerber
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verlagert haben und wie das Ganze auf uns zurückfällt. In 
diesem Zusammenhang sollten wir uns auch einmal die 
Panikmache und die Hysterie näher vor Augen führen; 
denn das ist nicht das Einzige, was aus Organisationen 
wie der Deutschen Umwelthilfe mit ihren sagenhaften 
274  Mitgliedern, die erstaunlicherweise auch noch aus 
unseren eigenen Ministerien mit einer Millionenförde-
rung gepampert wird, zurückkommt. Augenscheinlich 
haben sich nämlich genau diese Damen und Herren beim 
Gang durch die Institutionen sowohl hier als auch in der 
EU eingenistet, sodass sie offenbar wesentlichen Einfluss 
auf die Legislative nehmen können oder über Ableger 
noch lukrative Dienstleistungsaufträge zugeschustert be-
kommen. An dieser Stelle passt also etwas grundlegend 
nicht mehr.

Zu den Kollegen von der FDP. In Punkt 8 sprechen Sie 
von Hintergrundemissionen. Nennen Sie es beim Namen. 
Sagen Sie „Hauptemissionen“; denn es gibt erheblichere 
und noch eine ganze Menge anderer Quellen als nur den 
Verkehr.

Wir sollten auch einmal die Rolle des Umweltbundes-
amtes kritisch hinterfragen. Denn wenn es um die Serio-
sität all dieser Werte geht, ist es sehr spannend, festzu-
stellen, dass das UBA eine Konzentration von 400 ppm 
CO2 bereits als alarmierend wertet, andererseits aber 
über die DIN EN 13779 einen Wert von 800 ppm CO2 
als hohe Raumluftqualität deklariert. Das ist ein bisschen 
seltsam, und das wirft erhebliche Zweifel an der tatsäch-
lichen Objektivität auf, die sich im Bereich der NOX und 
der Feinstaubthematik fortsetzen.

(Widerspruch bei Abgeordneten der CDU/
CSU und der FDP)

Das gefällt Ihnen nicht – das ist mir völlig klar –; aber 
Realität ist etwas, womit Sie sowieso größere Probleme 
haben.

Die große Herausforderung bei der Neubewertung 
dieses Komplexes wird also sein, überhaupt noch jeman-
den zu finden, der das alles objektiv anpackt. Deshalb 
brauchen wir ein unabhängiges Moratorium, das wis-
senschaftlich seriös Werte definiert, die als künftige Ent-
scheidungsgrundlage gelten können.

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gibt es auch abhängige Moratorien?)

Danke.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Danke schön. – Der letzte Redner in der Debatte: Arno 

Klare für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Arno Klare (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 40  Mikro-
gramm pro Kubikmeter Stickstoffdioxid ist einer der 
Grenzwerte. Wenn ich mit der Automobilindustrie rede, 
sagt man mir: Grenzwerte wie diesen können wir locker 
einhalten; gar kein Problem. Der Diesel kann das; gar 
keine Frage.

Es gibt einen weiteren Grenzwert für die Stickstoffdi-
oxidbelastung – er ist gerade schon einmal erwähnt wor-
den –: 200 Mikrogramm pro Kubikmeter im Stundenmit-
tel dürfen nicht öfter als 18-mal pro Jahr überschritten 
werden. Die deutschen Autobauer können das; die krie-
gen das hin. Die Autos, die das können, sind schon längst 
gebaut. Da muss man jetzt nicht die Unterscheidung ma-
chen, die hier gerade gemacht worden ist; ich kenne sie 
natürlich auch. Die Fahrzeuge, die heute gebaut werden 
können, schaffen diese Werte, und die Unternehmen sind 
viel weiter, als es diese ideologischen Verrücktheiten 
oder diese wissenschaftstheoretischen „Schwachkopf-
heiten“, die da gesagt worden sind, nahelegen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich kann es nicht mehr hören. 

Die Unternehmen haben nämlich längst begriffen: 
Sustainability sells. Diejenigen werden auf dem Welt-
markt vorne sein, die die Fahrzeuge mit den besten Wer-
ten haben werden. – Das müssen unsere Hersteller sein 
und keine anderen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Abg. 
Judith Skudelny [FDP] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Herr Klare, erlauben Sie eine Zwischenfrage? 

Arno Klare (SPD): 
Nein.

Woher kommen die Werte? Es ist gerade schon gesagt 
worden: Die WHO legt diese Werte fest, bzw. sie macht 
einen Vorschlag in den Air Quality Guidelines. Es sind 
eigene Messungen, eigene Studien, die da gemacht wer-
den. Die WHO erstellt regelmäßig sogenannte Metastu-
dien. Die letzte große Metastudie „Review of evidence 
on health aspects of air pollution” von 2013 ist durch die 
Europäische Kommission beauftragt worden. Die Frage 
war: Ab welcher Expositionsschwelle  – bei NOx zum 
Beispiel  – sind adverse gesundheitliche Effekte nach-
weisbar? Die WHO hat eine Studie gemacht und hat die 
seit 2005 erschienenen Studien – 120 an der Zahl welt-
weit – ausgewertet. Alle Studien – alle! –, die die WHO 
ausgewertet hat – bis auf eine; die erwähne ich gleich –, 
bestätigen die Validität der Grenzwerte, die wir gesetzt 
haben. 

(Beifall der Abg. Ingrid Remmers [DIE 
LINKE])

Es gibt eine Studie, die das nicht tut; das ist die berühmte 
NMMAPS von 2003, eine Multi-City-Studie, die in den 
USA gemacht worden ist. Das ist die einzige Studie, die 
die Werte nicht bestätigt.

Das heißt, die Werte, die wir haben, sind wissenschaft-
lich valide. Epidemiologie besteht nicht darin, in eine 
Glaskugel zu gucken, sich mal ein wenig mit Wissen-

Mario Mieruch
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schaftstheorie zu befassen und vielleicht mal Karl Popper 
zu lesen. Den kann ich Ihnen gern mal schenken; dann 
werden Sie begreifen, dass das eine ernstzunehmende 
Wissenschaft ist.

Die Werte sind technisch einzuhalten. Auch das ist 
kein Problem. Es ist kein Hexenwerk. 

Das heißt, die Werte, die wir haben, sind ökono-
misch – sustainability sells –, sie sind ökologisch, weil 
sie Menschen schützen, und sie sind auch sozial, weil 
sie die Arbeitsplätze unserer OEMs sichern. Das sind die 
besten Autobauer der Welt. Ich möchte, dass die ihre Ar-
beitsplätze behalten. Aber mit so einem Unsinn, wie er 
heute von zwei Seiten gekommen ist, werden wir diese 
Arbeitsplätze nicht erhalten, sondern gefährden.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der 
LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Christian Dürr [FDP]: Er denkt nur an 
die reichen Leute, die sich jedes Jahr ein neues 
Auto kaufen können! Was ist mit dem norma-
len Arbeitnehmer? Die SPD denkt nicht an die 
Arbeitnehmer!)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Herr Klare. – Das Wort zu einer Kurzin-

tervention hat die Kollegin Skudelny.

(Ulli Nissen [SPD]: Kommt jetzt wieder das 
mit dem Bauch und Herrn Lindner?)

– Jetzt hat die Kollegin Skudelny das Wort.

Judith Skudelny (FDP): 
Herr Kollege, Sie haben gesagt, dass die neuen Au-

tos, die entwickelt und gebaut und verkauft werden, die 
Grenzwerte einhalten können. Ist Ihnen eigentlich klar, 
dass Millionen Menschen in Deutschland ein Fahrzeug 
kaufen, sich aber nicht jedes Jahr ein neues Fahrzeug 
kaufen können, dass die Laufleistung von Dieselfahr-
zeugen über 100 000 Kilometer beträgt und dass Sie mit 
Fahrverboten genau diejenigen belasten, die nicht ein 
Abgeordnetengehalt haben, sondern ein ganz normales 
Gehalt und ihr Fahrzeug über 10 oder 15  Jahre fahren 
und auf Mobilität angewiesen sind?

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Jetzt hat Herr Klare die Möglichkeit, zu antworten.

Arno Klare (SPD): 
Für den nächsten Tagesordnungspunkt sind, glaube 

ich, 38 Minuten vorgesehen, und dann folgt ein Antrag 
der Linken. Da werde zumindest ich über Nachrüstung 
und die Notwendigkeit derselben reden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Da können Sie mir zuhören. Dazu müssen Sie einfach nur 
hierbleiben. Mehr will ich im Moment dazu nicht sagen.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN  – Christian 
Dürr [FDP]: Dann frage ich Sie, ob Herr Weil 
das genauso sieht wie Sie! Da ist die SPD mit 
sich nicht im Reinen!)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Damit schließe ich auch diese lebendige Debatte.

Ich wünsche auch schöne Debatten in der Ausschuss-
arbeit. Jetzt müssen wir aber gucken, wo debattiert wird.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/1213 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. – Sie sind einverstan-
den. Dann ist die Überweisung so beschlossen.

Die Vorlage auf Drucksache 19/1693 soll ebenfalls an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse über-
wiesen werden. Die Federführung ist aber strittig. Die 
Fraktionen der CDU/CSU und SPD wünschen Federfüh-
rung beim Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur; die Fraktion der FDP wünscht Federführung beim 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit. 

(Unruhe)

– Es wäre nett, wenn Sie zuhören; wir sind nämlich mit-
ten in einem Abstimmungsverfahren. Sonst entscheiden 
wir drei hier oben, wohin überwiesen wird. So machen 
wir das dann.

(Heiterkeit)

Ich lasse zuerst über den Überweisungsvorschlag der 
Fraktion der FDP abstimmen: Federführung beim Aus-
schuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit. Wer stimmt für diesen Überweisungsvorschlag? – 
Wer stimmt dagegen?  – Wer enthält sich?  – Niemand. 
Dann ist der Überweisungsvorschlag abgelehnt. Zuge-
stimmt haben –

(Zurufe von der FDP: Zählen!)

das war sehr eindeutig – dem Überweisungsvorschlag die 
FDP, die Grünen, Die Linke und die AfD. Dagegenge-
stimmt haben CDU/CSU und SPD. Damit ist der Über-
weisungsvorschlag abgelehnt.

Ich lasse nun abstimmen über den Überweisungs-
vorschlag der Fraktionen von CDU/CSU und SPD: Fe-
derführung beim Ausschuss für Verkehr und digitale 
Infrastruktur. Wer stimmt für diesen Überweisungsvor-
schlag? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Der 
Überweisungsvorschlag ist angenommen. Zugestimmt 
haben CDU/CSU und SPD. Dagegen waren die Frakti-
onen AfD, FDP, Bündnis 90/Die Grünen und Linke. Es 
war knapp, aber ich glaube, es war eindeutig.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Sandra 
Weeser, Michael Theurer, Reinhard Houben, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Arno Klare
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Rechtssicherheit im internationalen Investiti-
onsschutz

Drucksache 19/1694 
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind wie-
der 38  Minuten für die Aussprache vorgesehen.  – Ich 
höre keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen, 
und ich würde die Kollegen, die nicht an der Debatte teil-
nehmen wollen, bitten, entweder den Raum zu verlassen 
oder die Gespräche einzustellen, sodass ich die Debatte 
eröffnen kann. 

Ich eröffne die Debatte. Das Wort hat die Kollegin 
Sandra Weeser für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP – Unruhe)

– Ich meinte es wirklich ernst: Hinsetzen oder Rausge-
hen! Jetzt ist nämlich die Frau Kollegin an der Reihe. 
Bitte.

Sandra Weeser (FDP): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Gerechte Regeln für Globalisierung  – dafür 
wollen wir mit unserem Antrag einen Beitrag leisten. In 
Deutschland wissen wir, wie wichtig es ist, Schutz für 
Investitionen und Schutz für Eigentum zu leisten, damit 
die Wirtschaftsentwicklung und damit die Wohlfahrt der 
Menschen gewährleistet ist. Auch weltweit gilt: Die Län-
der, in denen Eigentum gesichert ist, sind wirtschaftlich 
erfolgreicher und können ihren Einwohnern bessere Le-
bensbedingungen bieten. 

Internationale Direktinvestitionen leisten einen bedeu-
tenden Beitrag zur Überwindung von Hunger und Armut 
und zur Wohlfahrtssteigerung in allen beteiligten Län-
dern. Deshalb ist internationaler Investitionsschutz ein 
wichtiges Ziel, das bislang alle Bundesregierungen un-
terstützt haben. So hat zum Beispiel die rot-grüne Regie-
rung von 1998 bis 2005  23 bilaterale Investitionsschutz-
abkommen unterzeichnet, die Schiedsgerichtsklauseln 
enthalten. Das erkennen wir an. Die Zahl internationa-
ler Schiedsverfahren hat sich in den letzten Jahrzehnten 
leicht erhöht, und das ist bei knapp 3 000 neu abgeschlos-
senen Investitionsverträgen und stark steigenden Direkt-
investitionen auch nicht anders zu erwarten. 2017 gab es 
weltweit 65  neue Investor-Staat-Schiedsgerichtsverfah-
ren, und das zeigt: Die Unternehmen wenden diese Mittel 
nur restriktiv an. Wir sehen aber auch: Je verflochtener 
die Weltwirtschaft wird, umso besser und präziser müs-
sen auch unsere Abkommen werden. 

(Beifall bei der FDP)

Und wir brauchen transparentere Verfahren, die Mög-
lichkeit von Revisionsentscheidungen und unabhängigen 
Schiedsgerichten. 

Unser Ziel ist die Installation eines multinationalen 
Investitionsgerichtes. Wir fordern die Bundesregierung 
auf, sich auf EU-Ebene international intensiv dafür ein-
zusetzen. 

(Beifall bei der FDP)

Das zu erreichen, ist wahrscheinlich eine Generationen-
aufgabe. Aber die Frage ist: Was tun wir in der Zwischen-
zeit? Wollen wir einfach keinen internationalen Investi-
tionsschutz mehr, zu dem Preis, dass Direktinvestitionen 
unterbleiben und damit Menschen die Chance auf Ent-
wicklung und Wohlstand verlieren? Oder wollen wir 
nicht doch lieber ein bislang bewährtes, funktionierendes 
System erhalten und verbessern?

(Beifall bei der FDP)

Wir schlagen in unserem Antrag vor, das System der In-
vestitionsschutzabkommen zu verbessern. 

Ein entscheidendes Problem besteht in der Vereinbar-
keit von Schiedsgerichtsklauseln mit dem EU-Recht. Das 
Urteil des EuGH im März stellt faktisch alle Schiedsge-
richtsklauseln in internationalen Verträgen erst einmal 
unter Vorbehalt.

(Beifall bei der LINKEN)

– Sie klatschen. Aber damit entsteht eine riesige Rechts-
unsicherheit für Unternehmen, die im Vertrauen auf völ-
kerrechtlich gültige Verträge investiert haben.

(Beifall bei der FDP)

Diesen Unternehmen schulden wir Vertrauensschutz. 

Die Bundesregierung glaubt, das Urteil würde Ver-
träge mit Drittstaaten nicht betreffen – aber Meinen und 
Glauben bringen leider keine Rechtssicherheit. Die Bun-
desregierung muss jetzt auf EU-Ebene politische Initiati-
ven ergreifen, damit rechtssicher klar ist, welche Verträge 
zweifelsfrei weiter gelten und wo es problematisch wird.

(Beifall bei der FDP)

Diese müssen dann in einem geordneten Verfahren in 
EU-kompatible Strukturen überführt werden. Unsere 
Unterstützung haben Sie. Deshalb sollten Sie auch unse-
ren Antrag unterstützen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Frau Kollegin Weeser.  – Nächster 

Redner in der Debatte: Stefan Rouenhoff für die CDU/
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stefan Rouenhoff (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Schutz von ausländischen Direktinvesti-
tionen ist eine zentrale Voraussetzung für unternehmeri-
sches Engagement in anderen Ländern. Kein deutsches 
oder europäisches Unternehmen investiert in einem 
Drittstaat in Produktionsanlagen und schafft Arbeitsplät-
ze, wenn Enteignung oder Diskriminierung drohen. 

In der Logik unterscheidet sich unternehmerisches 
Handeln hier überhaupt nicht von privatem Handeln. Ich 
möchte hierzu ein Beispiel geben: Wenn Sie als Privat-
person nicht sicher sein können, ob auf die Ihnen recht-
mäßig erteilte Baugenehmigung für ein Einfamilienhaus 

Vizepräsidentin Claudia Roth
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Verlass ist und womöglich ein Abriss droht, wenn Sie 
das Haus einmal errichtet haben, dann werden Sie Ihren 
Hausbau sicherlich nicht in Angriff nehmen. Das zeigt ei-
nes ganz deutlich: Es ist ein rechtlicher Rahmen notwen-
dig, der vor willkürlichem staatlichen Handeln schützt, 
egal ob für Privatpersonen oder für Unternehmen.

Einen solchen rechtlichen Rahmen gegenüber Dritt-
staaten bieten Investitionsschutzverträge mit ihren Streit-
beilegungsmechanismen, und zwar nach wie vor. Sie 
schaffen Rechtssicherheit für die im Ausland tätigen Un-
ternehmen und fördern ausländische Direktinvestitionen. 

Die Diskussion, die uns von den Linken regelmäßig 
unter dem Totschlagbegriff der Paralleljustiz aufgetischt 
wird, ist irreführend und unredlich. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU  – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Tosen-
der Applaus!)

Es geht uns weder um Paralleljustiz noch um Sonder-
rechte für Unternehmen. Es geht uns um die Absicherung 
von Eigentumsrechten, einen wirksamen Investitions-
schutz, der ohne entsprechende völkerrechtliche Verträge 
nur schwer durchsetzbar ist.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Herr Rouenhoff, erlauben Sie eine Zwischenfrage?

Stefan Rouenhoff (CDU/CSU): 
Nein.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Auch nicht von Herrn Ernst?

Stefan Rouenhoff (CDU/CSU): 
Nein, auch nicht von Herrn Ernst. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Gut.

Stefan Rouenhoff (CDU/CSU): 
Die CDU/CSU-Fraktion sieht deshalb Investitions-

schutzverträge mit Drittstaaten weiterhin als geeigne-
tes Instrument an, um dieses Ziel zu erreichen. Für die 
Linken scheint wirksamer Investitionsschutz jedoch 
grundsätzlich Teufelszeug zu sein. Das ist zumindest der 
Eindruck, den man aus der Debatte der letzten Jahre ge-
winnen muss.

Meine Damen und Herren, Deutschland ist Vorreiter 
bei bilateralen Investionsschutz- und -förderverträgen. 
Bis heute hat die Bundesregierung, und zwar mit Zustim-
mung des Deutschen Bundestages, rund 130  Verträge 
geschlossen. Ja, auch die Grünen haben in der rot-grü-
nen Bundesregierung von 1998 bis 2005 fleißig für neue 
Investitionsschutzverträge inklusive der darin enthalte-
nen Streitbeilegungsmechanismen gestimmt. Und das ist 
auch gut so. Vielen Dank dafür! Denn auch wenn Linke 
und Grüne heute im Bundestag regelmäßig behaupten, 
die Regelungen kämen nur Großkonzernen zugute, so 
möchte ich doch festhalten, dass von den Investitions-

schutzverträgen gerade auch kleine und mittlere Unter-
nehmen profitieren; denn für sie stellt fehlende Rechts-
sicherheit bei Investitionen im Ausland die mit Abstand 
größte Hürde für den Markteintritt dar.

Ich möchte aber auch nicht unter den Tisch kehren, 
dass wir den Investitionsschutz modernisieren und an 
die Anforderungen unserer heutigen Zeit anpassen müs-
sen. Aber wir haben genau diesen Weg auf europäischer 
Ebene bereits vor einigen Jahren beschritten. So hat sich 
die Bundesregierung in Nachverhandlungen zum Frei-
handelsabkommen mit Kanada für einen reformierten 
Investitionsschutz eingesetzt, und zwar mit Erfolg. Im 
CETA-Vertragstext ist heute ein bilateraler Investitions-
gerichtshof mit öffentlich bestellten Richtern und einer 
echten Berufungsinstanz verankert. Die Richterauswahl 
erfolgt nach strengen Kriterien. Alle Schriftsätze eines 
Verfahrens müssen künftig veröffentlicht werden; das 
Right to Regulate wurde gestärkt. Diesen auf europäi-
scher Ebene eingeschlagenen Weg müssen wir natürlich 
konsequent fortsetzen.

Meine Damen und Herren, der EuGH hat am 6. März 
2018 geurteilt, dass die Vorschriften zum Inves-
tor-Staat-Schiedsverfahren im niederländisch-slowaki-
schen Investitionsschutzvertrag nicht mit Unionsrecht 
vereinbar sind. Damit macht das EuGH-Urteil Reformen 
bei den innereuropäischen Investitionsschutzverträgen 
notwendig. An dieser Notwendigkeit hat auch die Bun-
desregierung keinen Zweifel gelassen. Reformvorschlä-
ge, an denen Deutschland und andere EU-Mitgliedstaa-
ten gearbeitet haben, liegen ja bereits auf dem Tisch. All 
jenen, die angesichts des EuGH-Urteils jetzt aber das 
Ende von Investitionsschutzverträgen mit Drittstaaten 
heraufbeschwören, sei gesagt: Freuen Sie sich nicht zu 
früh! Denn Gegenstand des Urteils waren ja gerade nicht 
Investitionsschutzverträge mit Drittstaaten. Hierauf hat 
der EuGH auch noch einmal ganz explizit hingewiesen. 
Deshalb: Keine vorschnellen Rückschlüsse an dieser 
Stelle!

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, ich 
habe mich über Ihren Antrag durchaus gefreut,

(Beifall bei der FDP)

weil er einige Forderungen enthält, die die CDU/
CSU-Fraktion im Grundsatz unterstützen könnte. Bei 
genauerem Hinsehen muss ich allerdings feststellen: Die 
vorgebrachten Punkte werden bereits von der Bundesre-
gierung bzw. der EU-Kommission mit Nachdruck abge-
arbeitet. Wenn es etwa um die Schaffung eines multila-
teralen Investitionsgerichtshofs geht, war, ist und bleibt 
Deutschland eine treibende Kraft bei den Verhandlun-
gen – zumal der multilaterale Gerichtshof auch auf deut-
sche Initiative zurückzuführen ist. Bei anderen Aspekten 
im FDP-Antrag ist die CDU/CSU-Fraktion der Überzeu-
gung, dass Sorgfalt vor Schnelligkeit gehen sollte.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Eine überstürzte Positionierung der Kommission zu 
den Rechtsfolgen des EuGH-Urteils vom 6. März 2018 
wäre womöglich kontraproduktiv für den innereuropä-
ischen Investitionsschutz. Darauf hat die Bundesregie-
rung ja gestern auch im Wirtschaftsausschuss hinge-

Stefan Rouenhoff 
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wiesen. Deshalb sollte hier nichts übers Knie gebrochen 
werden. Die FDP ist mit ihrem Antrag in einen aus 
meiner Sicht unnötigen Aktionismus verfallen. Wir als 
CDU/CSU-Fraktion wollen Sie vor diesem Aktionismus 
bewahren.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Vielen Dank, Herr Kollege. – Liebe Kolleginnen und 

Kollegen, Sie sehen, das Präsidium hat gewechselt. Die 
Kollegin Roth hat dem Kollegen Ernst eine Kurzinter-
vention zugesagt. Dem schließe ich mich an. Da er als 
bekennender Porschefahrer beim letzten Tagesordnungs-
punkt nicht zu Wort kam, 

(Heiterkeit)

sollten wir ihm das jetzt gestatten. 

Herr Kollege Ernst, Sie haben zu einer Kurzinterven-
tion das Wort.

Klaus Ernst (DIE LINKE): 
Herr Präsident, besten Dank.  – Herr Rouenhoff, ich 

möchte Sie einfach nur darauf hinweisen, dass nicht nur 
Die Linke mit diesen Investitionsschutzverfahren, insbe-
sondere mit den Schiedsgerichten, Probleme hat, sondern 
zum Beispiel auch der Deutsche Richterbund. Jetzt sind 
das ja, wie Sie vielleicht vermuten, nicht alles Linke. Sie 
gehen also mit einem Rechtsverständnis an diese Frage 
ran. Und das Rechtsverständnis dieser Richter ist offen-
sichtlich das des europäischen Rechtssystems. Auch das 
Rechtssystem zum Beispiel in Kanada – wenn man auf 
CETA schaut – reicht vollkommen aus, dass die Häus-
chen, um die es Ihnen offensichtlich geht, geschützt wer-
den.

Haben Sie, Herr Rouenhoff, denn wirklich den Ein-
druck, dass das Rechtssystem Kanadas so schwierig ist, 
dass man, wenn man dort ein Häuschen kauft, permanent 
der Gefahr ausgesetzt ist, dass es einem weggenommen 
wird? Oder geht es bei dieser Frage vielleicht doch um 
etwas anderes, nämlich um den Sonderstatus, der für 
die Unternehmen mit einem Sondergericht – dabei ist es 
übrigens egal, ob es sich um ein privates Schiedsgericht 
oder um ein Schiedsgericht in Form eines Staatsgerichts-
hofs handelt – vorgesehen wird. Genau darum geht der 
Streit.

Am Urteil des Europäischen Gerichtshofes im Fall 
Achmea ist im Übrigen deutlich geworden, dass die 
Systematik, die dort geschaffen wurde, gegen europäi-
sches Recht verstößt. Ich würde deshalb einfach sagen: 
Das ist der Punkt, und dem schließen wir uns an. Fakt 
ist dann, dass wir solche Verfahren künftig nicht mehr 
haben werden. Im Übrigen wäre das für die Bundesre-
publik Deutschland sehr preiswert; denn das Verfahren, 
das zurzeit zwischen Vattenfall und der Bundesrepublik 
Deutschland läuft und ebenfalls vor solch einem Schieds-
gericht ausgetragen wird, könnte für die Bundesrepublik 
Deutschland nach letzten Aussagen circa 5  Milliarden 
Euro Kosten mit sich bringen. Da wäre es eigentlich Ihre 

Aufgabe als Abgeordneter, Deutschland vor Vattenfall zu 
schützen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege Ernst, herzlichen Dank.  – Herr Kolle-

ge Rouenhoff, wollen Sie antworten?  – Nein?  – Doch. 
Schade.

Stefan Rouenhoff (CDU/CSU): 
Ich möchte nur ganz kurz einen Punkt aufgreifen. 

Sie haben auf das Freihandelsabkommen CETA hin-
gewiesen. Jetzt frage ich Sie: Glauben Sie denn allen 
Ernstes, dass innerhalb der Europäischen Union, in al-
len Mitgliedstaaten, gleicher Rechtsschutz herrscht wie 
in Deutschland? Ich glaube, diese Frage haben sich auch 
die kanadischen Verhandler gestellt. Nun kann man zu 
der einen oder anderen Schlussfolgerung kommen; aber 
dass von kanadischer Seite das Interesse an einem Inves-
titionsschutzabkommen besteht, ist, glaube ich, unzwei-
felhaft und nicht zu bestreiten.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herzlichen Dank. Klären Sie das bilateral.  – Als 

Nächstes hat das Wort für die AfD der Kollege Hansjörg 
Müller.

(Beifall bei der AfD)

Hansjörg Müller (AfD): 
Hohes Präsidium! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Gleich vorweg: Internationaler Investitionsschutz 
ist gut für die Exportnation Deutschland. Rechtssicher-
heit beim Investitionsschutz ist dann gegeben, wenn die 
beteiligten Staaten das über Investitionsschutzabkom-
men gewährleisten und die Umsetzung über die nationa-
len Rechtssysteme erfolgt. Für Streitfälle, um die es auch 
in Ihrer Rede ging, gibt es seit Jahrzehnten ein bewährtes 
Instrument: Das sind die Schlichtungsstellen bei den In-
ternationalen Handelskammern.

Das heißt, ich kann schon einmal feststellen: Es exis-
tiert bereits ein funktionierender Rechtsschutz für Inves-
toren im internationalen Geschäft. Deshalb stelle ich mir 
die Frage: Warum möchte die FDP das mit der Unter-
stützung der Union weiter vorantreiben? Zur Beantwor-
tung der Frage habe ich in den Antragstext geschaut. Dort 
steht: Die FDP lobt – ich zitiere wörtlich – unabhängige 
Schiedsrichter als unbefangene Schiedsinstanz und völ-
kerrechtliche Errungenschaft und hält andererseits natio-
nale Gerichte für möglicherweise befangen. – Das heißt, 
wir können konstatieren, dass aus dem Antragstext der 
Freien Demokraten – das haben Sie ganz richtig gesagt, 
Herr Kollege Ernst  – ein tiefes Misstrauen gegen die 
Rechtssysteme souveräner Staaten spricht. Man möchte 
hier etwas ändern, indem man supranationale Sonderge-
richte obendrauf setzt.

(Beifall bei der AfD – Sandra Weeser [FDP]: 
Unsäglich!)

Stefan Rouenhoff 
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In dem Antrag wird behauptet, dass lediglich 8 Pro-
zent der Schiedsgerichtsverfahren von den 100 größten 
multinationalen Unternehmen angestrengt werden. Und 
Sie schreiben auch, dass sogar 20 Prozent der Verfahren 
von Einzelpersonen oder Kleininvestoren stammen. Das 
stimmt. Aber laut OECD-Studie aus dem Jahr 2012, die 
Sie hier bemühen, ist bei 40 Prozent der Schiedsgerichts-
verfahren die Unternehmensgröße aufgrund fehlender 
statistischer Angaben überhaupt nicht bekannt. Dazu 
muss ich Ihnen schon sagen: Aufgrund dieser viel zu 
hohen statistischen Dunkelziffer von 40 Prozent sind die 
eindeutigen Schlussfolgerungen, die Sie daraus ziehen, 
statistisch gar nicht zulässig.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. 
Christian Dürr [FDP])

Was in Ihrer Statistik, die Sie heranziehen, auch fehlt, 
ist die Höhe der Streitwerte; denn selbst ein einziges 
Schiedsgerichtsverfahren kann die Statistik total verzer-
ren, und zwar dann, wenn die Steuerzahler eines Landes 
in einem einzigen Fall viele Milliarden Euro an einen 
Konzern zahlen müssen. Ich bitte die Kolleginnen und 
Kollegen der Freien Demokraten doch herzlich, diese 
Unschärfen in ihrem Antrag nachzuarbeiten.

(Beifall bei der AfD)

Es wird weiterhin behauptet, dass 37 Prozent der Fäl-
le im Sinne der beklagten Staaten entschieden werden 
und nur 27 Prozent der Fälle im Sinne der klagenden In-
vestoren. Auch das ist richtig. Aber sie verbinden damit 
eine unterschwellige Botschaft, die da lautet: Vor diesem 
Sondergericht müsse man keine Angst haben, weil die 
Staaten angeblich nicht entmachtet werden. – Das sind 
aber Vergangenheitsbetrachtungen, die Sie hier durch-
führen. Wir müssen nach vorne schauen. Sind Sie sich 
sicher, dass diese Zahlen aus der Vergangenheit auch in 
der Zukunft Bestand haben werden, wenn es diesen mul-
tilateralen Investitionsgerichtshof geben wird, den Sie 
anstreben? Denn dadurch werden wir eine sehr deutliche 
Verschiebung im Machtgefüge zwischen Staaten und su-
pranationalen Organisationen erleben.

(Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: Ja! Gott 
sei Dank!)

Ich bin mir nicht sicher, dass die Statistik dann weiterhin 
in dieser Form Bestand haben wird.

(Beifall bei der AfD)

Zu Ihrer Feststellung, dass zwischen 2015 und 2017 
die Zahl der ISDS-Schiedsgerichtsverfahren von 80 Fäl-
len im Jahr auf 65 Fälle im Jahr gesunken sei, kann ich 
nur sagen: Die Tendenz erscheint immer so wie das Zeit-
fenster, das man willkürlich herausschneidet.

(Dr.  Matthias Heider [CDU/CSU]: Es geht 
nicht um Statistik, sondern um Vertrauens-
schutz!)

In diesen drei Jahren ist die Zahl gesunken. Ich habe mir 
die gesamte Entwicklung angeschaut. Die gesamte Ent-
wicklung von 1998 bis 2017 belegt einen durchschnittli-
chen Anstieg der Schiedsgerichtsfälle um 3,2 Fälle pro 

Jahr. Ich bitte, die Statistiken nicht durch Weglassen der 
Tatsachen, die Ihnen nicht gefallen, zu verzerren.

(Beifall bei der AfD)

Summa summarum erkennt die Alternative für 
Deutschland an, dass Sie sich bemühen, den internationa-
len Rechtsschutz bei Investitionen zu steigern. Auf dem 
Weg dorthin stützen Sie sich aber auf Statistiken, die Lü-
cken aufweisen und die auf tönernen Füßen stehen. Die 
machtpolitischen Risiken supranationaler Schiedsgerich-
te will die FDP nicht sehen und schweigt sie durch diese 
Tricks, die ich genannt habe, statistisch klein. Deswegen 
ist es die Aufgabe der Alternative für Deutschland, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Zum Schluss zu kommen.

Hansjörg Müller (AfD): 
– diese Entwicklung weiter kritisch zu begleiten und 

bei Bedarf einzugreifen, wie Sie, Herr Präsident, es auch 
gerade gemacht haben.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Müller, herzlichen Dank. Ich mache das auch 

nur, weil die Zeit schon so weit fortgeschritten ist. Nor-
malerweise bin ich etwas großzügiger, aber ich bin der 
Auffassung, wir sollten vor 24 Uhr fertig werden.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Als Nächstes hat für die SPD-Fraktion der Kollege 
Markus Töns das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Markus Töns (SPD): 
Vielen Dank, Herr Präsident.  – Meine Damen und 

Herren! Die Diskussionen um TTIP und CETA zeigen 
doch ganz deutlich, dass Bürgerinnen und Bürger wissen 
wollen, wie Handelspolitik gestaltet wird. Das gilt ganz 
besonders für die Frage, wie Streitigkeiten zwischen 
Staaten und Investoren geregelt werden. Lassen Sie mich 
vorab sagen: Für uns Sozialdemokratinnen und Sozialde-
mokraten ist klar, dass wir zurzeit nur eine politische und 
keine juristische Bewertung vornehmen können. 

Das von Belgien beantragte Gutachten des EuGH zur 
Vereinbarkeit des Investitionsgerichtssystems mit dem 
Unionsrecht steht noch aus. Dass die juristische Bewer-
tung des Gutachtens oberste Priorität hat, versteht sich, 
glaube ich, von selbst. Deshalb habe ich mich schon 
gewundert, dass im Antrag der FDP zu lesen war, der 
Bundestag teile die Auffassung, dass die angenommene 
Unvereinbarkeit von Investitionsabkommen zwischen 
EU-Staaten und dem EU-Recht schädlich für die Mit-
gliedstaaten sei. Damit vertritt die FDP eine Position, 
die längst durch ein Urteil auf höchstrichterlicher Ebene 
widerlegt ist. 

Hansjörg Müller 
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Verstehen Sie mich nicht falsch: Natürlich ist es le-
gitim, dass sich die Bundesregierung im Vorfeld des 
EuGH-Urteils zu dieser Frage positioniert. Das ist Teil 
des normalen rechtsstaatlichen Prozesses. Wenn der 
EuGH aber in seinem Urteil eine Unvereinbarkeit zwi-
schen Unionsrecht einerseits und Schiedsklauseln zwi-
schen EU-Mitgliedstaaten andererseits feststellt, dann ist 
das keine angenommene Unvereinbarkeit mehr, dann ist 
das gerichtlich festgestellte Unvereinbarkeit. Hier läuft 
die FDP der aktuellen Debatte deutlich hinterher. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber der Antrag der FDP kommt nicht nur zu spät, 
sondern es gibt auch gravierende inhaltliche Probleme 
damit. Im Antrag heißt es – ich zitiere wiederum –, der 
Bundestag solle den EuGH bitten, „so schnell wie mög-
lich das von Belgien … angestrengte Gutachtenverfah-
ren …abzuschließen …“. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, der EuGH braucht nun wirklich keine Aufforderung 
von der FDP, wie er seine Arbeit zu machen hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das ist eine Art Bedienmentalität gegenüber dem höchs-
ten europäischen Gericht, die wir in keiner Weise un-
terstützen können. Leider ist das nicht der einzige Teil 
des Antrags, der mich am Rechtsstaatsverständnis der 
FDP-Fraktion zweifeln lässt; das muss ich Ihnen ganz 
deutlich sagen. Wenn Sie schreiben, dass privatrechtliche 
Schiedsverfahren mit unabhängigen Schiedsrichtern den 
möglicherweise befangenen nationalen Gerichten vorzu-
ziehen seien, ist das aus rechtsstaatlicher Sicht zumindest 
problematisch. Ich will einmal sagen: Wer sagt mir denn, 
dass ein ISDS unabhängig ist? Ich kann das nicht unbe-
dingt teilen. 

Meine Damen und Herren, Sie fordern von der Bun-
desregierung, die Verhandlungen der EU-Kommission 
über die Einrichtung eines multilateralen Investitions-
gerichtshofs zu unterstützen. Das ist zu begrüßen. Sie 
wollen, dass private Schiedsgerichte in dem Falle nicht 
mehr zustande kommen, weil sie keine Berufungsinstanz 
haben. Die SPD-Fraktion hat sich eindeutig positioniert. 
Sie sagt, das Investitionsgerichtssystem, wie es etwa in 
CETA angelegt ist, beinhaltet gegenüber dem ISDS-Sys-
tem erhebliche Vorteile: Es wird ein ständiges bilaterales 
Investitionsgericht verankert; über Klagen entscheiden 
Richter, die über eine feste Amtszeit ernannt sind; die 
mündlichen Verhandlungen werden öffentlich geführt; 
und es gibt eine Berufungsinstanz. Das alles gibt es bei 
den privaten Schiedsgerichten nicht. Das alles kann im 
CETA-Vertrag nachgelesen werden.

Angesichts der Kritik von Grünen und Linken am In-
vestitionsgerichtssystem – das will ich abschließend sa-
gen – muss eines klargestellt werden: Die Ablösung von 
Investitionsgerichtssystemen durch einen multilateralen 
Investitionsgerichtshof führt doch nicht automatisch 
dazu, dass es in Zukunft keine Investitionsschutzklauseln 
mehr gibt, sondern sie führt automatisch dazu, dass wir 
wieder in intransparenten ISDS-Verfahren landen, die zu 

Recht zu kritisieren sind. Aus diesem Grund kann ich an 
dieser Stelle nur sagen: Wir lehnen den Antrag der FDP 
ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Vielen Dank, Herr Kollege Töns. – Als Nächstes hö-

ren wir die erste Parlamentsrede des Kollegen Pascal 
Meiser für die Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN)

Pascal Meiser (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 

FDP fordert in ihrem Antrag Rechtssicherheit im inter-
nationalen Investitionsschutz. Worum es eigentlich geht, 
wird schnell klar: um bessere und exklusive Klagemög-
lichkeiten für international agierende Konzerne, und das 
mit allen nur denkbaren Mitteln, auch manchen undenk-
baren Mitteln. Deshalb gleich vorweg: Wir Linke lehnen 
jegliche Paralleljustiz für ausländische Investoren wei-
terhin ab, und das ohne Wenn und Aber, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. 

(Beifall bei der LINKEN)

Denn bei Investitionsschutzabkommen wie TTIP und 
CETA und vielen anderen weniger bekannten Abkom-
men geht es ja nicht in erster Linie um freien Handel oder 
den Abbau von Zöllen. Es geht darum, dass ausländische 
Investoren ganze Länder mit Milliardenklagen überzie-
hen können,

(Dr. Matthias Heider [CDU/CSU]: Nein, da-
rum geht es nicht!)

und zwar genau dann, wenn sie glauben, dass politische 
Entscheidungen ihre Gewinne gefährden, selbst dann, 
wenn diese Entscheidungen von demokratisch gewähl-
ten Parlamenten oder Regierungen getroffen werden 
und dem Schutz von Mensch und Umwelt dienen. Und 
über diese Klagen entscheiden dann nicht unabhängige 
Gerichte, wie wir sie kennen, sondern einzig und allein 
spezielle Schiedstribunale, in der Regel besetzt mit hoch-
dotierten Anwälten. Das alles passiert nicht bloß in ir-
gendwelchen fernen Ländern, sondern schon jetzt auch 
mitten in Europa. 

Ein Beispiel: Der kanadische Bergbaukonzern Gabriel 
Resources wollte in Rumänien mittels Zyanid Gold för-
dern. Nach massiven Protesten stellten die rumänischen 
Behörden fest, dass der Konzern nicht in ausreichendem 
Maße für die Sicherheit von Mensch und Umwelt garan-
tieren kann – und untersagten den Abbau. Die Folge: Der 
Konzern verklagte Rumänien auf Grundlage eines In-
vestitionsschutzabkommens auf Schadensersatz in Höhe 
von 4 Milliarden Euro. 

Aufgrund solcher und ähnlicher Beispiele haben in 
den letzten Jahren Millionen Menschen in Europa gegen 
neue Investitionsschutzabkommen wie TTIP und CETA 

Markus Töns
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protestiert, und das zu Recht, liebe Kolleginnen und Kol-
legen. 

(Beifall bei der LINKEN)

Sie aber von der FDP – leider auch Sie von der Union 
und von der SPD – machen weiter, als wäre nichts ge-
schehen. Und dann wundern Sie sich, warum viele Men-
schen das Vertrauen in die Politik verlieren. Das ist doch 
absurd, liebe Kolleginnen und Kollegen!

Deshalb bin ich froh, dass der Europäische Gerichts-
hof dem jetzt einen ersten, kleinen Riegel vorgeschoben 
hat. Im sogenannten Achmea-Urteil vom 6. März sagt er 
klipp und klar: Investitionsschutzabkommen zwischen 
zwei Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind mit 
dem europäischen Recht nicht vereinbar.  – Ja, der Eu-
ropäische Gerichtshof deutet sogar an  – das sehen wir 
wie die FDP –, dass er die Autonomie der europäischen 
Rechtsprechung generell durch Investitionsschiedsge-
richte gefährdet sieht. Das Urteil ist insofern auch eine 
Ohrfeige für die Bundesregierung; denn anders als bei-
spielsweise die EU-Kommission hat sie sich selbst in 
diesem Verfahren bis zuletzt dafür ausgesprochen, die 
Schadensersatzklage des niederländischen Achmea-Kon-
zerns gegen die Slowakei zuzulassen.

Das Urteil dürfte jetzt nichtsdestotrotz auch positive 
Auswirkungen für uns, für die Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler in Deutschland, haben; denn der schwedi-
sche Vattenfall-Konzern – Sie wissen es – hat Deutsch-
land aufgrund des Atomausstiegs auf Schadensersatz in 
Höhe von über 4 Milliarden Euro verklagt und beruft sich 
dabei auf eine Investitionsschutzvereinbarung wie die, 
über die wir hier reden, und wie Sie, Kolleginnen und 
Kollegen von der FDP, sie gerne überall hätten und über-
all abfeiern. Nach dem Achmea-Urteil spricht jetzt aber 
zum Glück vieles dafür, dass auch die Vattenfall-Klage 
nicht mit EU-Recht vereinbar ist. Und das ist gut so, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Katharina Dröge [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN])

Aber ich frage Sie: Wie glaubwürdig ist diese Bundes-
regierung, die sich einerseits mit allen juristischen Mit-
teln wehrt, wenn sie, wie bei Vattenfall, selbst mit einer 
Milliardenklage überzogen wird, die aber gleichzeitig 
nicht davor zurückschreckt, Sonderklagerechte für Kon-
zerne in anderen Abkommen weiter zu rechtfertigen oder 
wie bei CETA und TTIP sogar aktiv voranzutreiben? Das 
ist doch schizophren, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der LINKEN)

Sollten Sie all unserer Kritik keinen Glauben schen-
ken wollen, liebe Kolleginnen und Kollegen, dann emp-
fehle ich Ihnen dringend, sich die Stellungnahme des 
Deutschen Richterbunds zur Einrichtung eines multila-
teralen Investitionsgerichtshofs zu Gemüte zu führen. Er 
sagt klar: Solchen internationalen Investitionsgerichten 
fehlt zurzeit jegliche demokratisch legitimierte Rechts-
grundlage.

(Friedrich Straetmanns [DIE LINKE]: Und 
die haben wenigstens Ahnung davon!)

Meine Fraktion Die Linke fordert daher, erstens die 
bestehenden Investitionsschutzabkommen schnellstmög-
lich aufzukündigen, 

(Beifall bei der LINKEN)

zweitens CETA, das Investitionsschutzabkommen mit 
Kanada, nicht zu ratifizieren 

(Beifall bei der LINKEN)

und drittens der EU-Kommission umgehend das Mandat 
für Verhandlungen über einen multilateralen Investiti-
onsgerichtshof und vergleichbare Konzernschutzabkom-
men zu entziehen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herzlichen Dank, Herr Kollege Meiser. – Als Nächs-

tes für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen die Kollegin 
Katharina Dröge.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Wir haben es gerade gehört: EON, 
RWE und Vattenfall haben Deutschland wegen des Atom-
ausstiegs auf Schadensersatz in Milliardenhöhe verklagt. 
Das Absurde an diesem Verfahren ist – neben dem Inhalt 
des Verfahrens selbst –, dass Vattenfall gleich zweimal 
geklagt hat: einmal vor dem Bundesverfassungsgericht 
und einmal vor einem internationalen Schiedsgericht. 
Und was ist der Grund für diese absurde Situation? Es ist 
genau ein solcher Investitionsschutzvertrag zur Etablie-
rung von Schiedsgerichten, die die FDP in ihrem Antrag 
so feiert. Aufgrund solcher Schiedsgerichtsverträge kann 
Vattenfall auf der Basis der Energiecharta der Europäi-
schen Union zweifach klagen. Das heißt: zwei Verfahren, 
zwei unterschiedliche Rechtsgrundlagen, unterschiedli-
che Richter und möglicherweise auch unterschiedliche 
Urteile.

Wenn man wissen will, zu welchem Chaos diese Si-
tuation führt  – so viel zum Thema Rechtsstaatlichkeit 
und Ordnung, die diese Schiedsgerichtsverträge mit sich 
bringen sollen –, muss man sich den Vattenfall-Fall an-
schauen. Gestern haben wir im Wirtschaftsausschuss da-
rüber beraten: Wie gehen wir jetzt mit dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichtes um? Welche Möglichkeiten 
gibt es? Gibt es vielleicht Laufzeitverlängerungen oder 
Schadensersatzzahlungen für die Atomkonzerne? – Zur 
gleichen Zeit haben wir das Verfahren von Vattenfall 
gegen die Bundesrepublik Deutschland. Jetzt sind wir 
in der Situation, dass wir uns fragen müssen: Was pas-
siert eigentlich, wenn die Gerichte unterschiedlich ent-
scheiden? Was passiert, wenn einerseits das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts Laufzeitverlängerungen für 
die Atomkonzerne vorsieht und andererseits das Schieds-
gericht Vattenfall eine Schadensersatzzahlung zuspricht? 

Pascal Meiser
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Wird Vattenfall dann entschädigt, obwohl die Rechts-
grundlage entfallen ist, obwohl der Schaden entfallen ist?

(Beifall der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Können Sie mir die Frage beantworten, wie diese Situa-
tion aufgelöst wird? 

Oder was passiert, wenn sowohl das Bundesverfas-
sungsgericht als auch das Schiedsgericht sagen, dass 
Vattenfall Schadensersatz zusteht? Wird das dann gegen-
einander aufgerechnet? Kriegt Vattenfall dann mehr als 
RWE? Was ist dann eigentlich mit dem Gleichbehand-
lungsgrundsatz, dem der Staat verpflichtet ist? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Warum sollte Vattenfall für denselben Schaden mehr be-
kommen als RWE? Muss der Staat nicht eigentlich jedes 
Unternehmen in diesem Land gleich behandeln?

Auf all diese Fragen haben Sie aus meiner Sicht bis-
lang keine vernünftige Antwort gegeben. Bisher hatte 
kein Jurist, mit dem ich gesprochen habe, eine vernünf-
tige Antwort. Und diese Chaossituation wollen Sie jetzt 
einfach, ohne nachzudenken, fortbestehen lassen. 

Nun gibt es auch noch das Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs im Achmea-Fall, das besagt, dass Schieds-
gerichte innerhalb der Europäischen Union unionsrechts-
widrig sind. Ich finde, das ist eine gute Nachricht; denn 
auf der einen Seite sind Schiedsgerichte innerhalb der 
Europäischen Union nicht nur problematisch, sie sind 
auch schlichtweg überflüssig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Auf der anderen Seite ist es eine Peinlichkeit für die Bun-
desregierung; denn sie hat sich seit vielen Jahren diesen 
Fragen nicht gestellt, obwohl ein Gutachten des Wissen-
schaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages vor-
liegt, in dem genau diese Fragen aufgeworfen werden. 
Müssen Sie erst ein solches Urteil in der Hand haben, um 
sich mit diesen Fragen überhaupt zu beschäftigen? 

Die Politik, immer wieder wegzuschauen, setzen 
Sie jetzt fort, wenn es um die Frage geht, welche Rol-
le Schiedsgerichte in Abkommen mit Drittstaaten wie 
CETA spielen. Sie sagen einfach: Das wird schon irgend-
wie gut gehen, das Urteil des EuGH bezieht sich nicht 
darauf. – Da wäre ich mir nicht so sicher. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Es gibt schon wissenschaftliche Gutachten, in denen es 
heißt: Auch in diesen Fällen könnte der EuGH zu dem 
Urteil kommen, dass das Rechtsprechungsmonopol des 
EuGH betroffen ist, wenn Unionsrecht ausgelegt wird. 
In diesem Zusammenhang verweise ich noch einmal 
auf das Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des 
Deutschen Bundestages von vor vier Jahren, in dem es 
genau um diese Frage ging.

Vor dem Hintergrund der Haltung der FDP, für Ord-
nung und Rechtstaatlichkeit eintreten zu wollen, 

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Und Freihandel!)

kann ich nicht verstehen, wieso sie diese Fragen nicht 
klären wollen, sondern einfach so weitermachen wie bis-
her. Auch bei CETA wollen Sie so weitermachen; über 
einen entsprechenden Antrag haben wir gestern im Aus-
schuss diskutiert. Auch da prüft das Bundesverfassungs-
gericht die Verfassungsmäßigkeit verschiedener Aspekte 
des CETA-Vertrages, und trotzdem fordern Sie einfach: 
Ratifizieren! – Was ist das denn für ein Rechtsstaatsver-
ständnis, obwohl Verfassungsfragen nicht geklärt sind, 
das einfach durchziehen zu wollen? 

Mein letzter Satz. – Sie sagen, Sie sind eine Rechts-
staatspartei. Ich finde, Sie sind Rechtsstaatspessimisten. 

(Dr. Matthias Heider [CDU/CSU]: Das ist 
doch keine Generaldebatte hier!)

Was schwingt denn dabei mit, wenn Sie sagen: „Wir wol-
len Schiedsgerichte in der Europäischen Union“? Das 
bedeutet: Sie geben in gewisser Weise bei Rechtsstaat-
lichkeit in der Europäischen Union auf. Die Nachbar-
länder sind anscheinend keine Rechtsstaaten, denn sonst 
bräuchte man solche Schiedsgerichte ja gar nicht. 

(Zurufe von der FDP)

Sie setzen nicht auf Rechtsstaatsentwicklung oder auf ge-
meinsame Anstrengungen in der Europäischen Union zur 
Verbesserung von Rechtssystemen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Frau Kollegin!

Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sie schaffen ein Parallelsystem und geben einfach auf. 

Für eine Rechtsstaatspartei finde ich das schon merkwür-
dig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herzlichen Dank.  – Rein mathematisch betrachtet: 

Aus einem Satz fünf zu machen, auch das ist eine beson-
dere Leistung. 

Als Nächstes für die CDU/CSU der Kollege 
Dr. Matthias Heider.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Matthias Heider (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Die Debatte bekommt immer mehr die Züge einer 
Generaldebatte zum Freihandel. Ich möchte in diesem 
Zusammenhang zumindest darauf hinweisen, dass es der 
Fraktion der FDP in ihrem Antrag eigentlich um Rechts-
sicherheit und um die Reichweite von Schutzklauseln im 
internationalen Investitionsbereich geht. 

Ich will einige Punkte klarstellen, um zu verdeutli-
chen, dass der EuGH mit der Achmea-Entscheidung im 
März ein Machtwort zur Auslegung europäischen Rechts 
gesprochen hat. Schiedsklauseln in bilateralen Verträgen, 
in Investitionsschutzabkommen zwischen zwei europä-

Katharina Dröge
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ischen Mitgliedstaaten, sind unzulässig. Über die Aus-
legung und Anwendung des europäischen Rechts muss 
man schon ein bisschen länger nachdenken. Damit ist 
gewissermaßen über Nacht eine Reihe anderer Verträge 
infrage gestellt worden. Dabei geht es, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, um eine Kernfrage des europäischen Bin-
nenmarktes. 

Die meisten der bilateralen Schutzabkommen, die 
auch Deutschland abgeschlossen hat  – zum Beispiel 
1961 mit Griechenland, mit Malta 1973, mit Lettland 
1993; übrigens wie alle anderen europäischen Länder –, 
sind jetzt infrage gestellt. Wir brauchen sie für den eu-
ropäischen Binnenmarkt eigentlich auch nicht; denn mit 
dem 1.  Januar 1993  – Stichwort „Einheitliche Europä
ische Akte“ – haben wir gewissermaßen den Wendepunkt 
markiert. Wir haben Marktfreiheiten definiert, und die-
se Marktfreiheiten müssen wir entwickeln. Die Harmo-
nisierung von Rechtsvorschriften in der Europäischen 
Union dient dazu, den Binnenmarkt zu vollenden. Mit 
anderen Worten: Die Rechtsangleichung in der Euro-
päischen Union muss weitergehen. Sie erfasst natürlich 
auch Anwendungsvorschriften aus alten völkerrechtli-
chen Verträgen. 

Der Europäische Gerichtshof hat in Bezug auf die zu-
grundeliegenden Fragen einfach Nein gesagt. Darauf hat 
er sich beschränkt; er ist nicht darüber hinausgegangen. 
Das bedeutet, dass Klauseln über Investor-Staat-Streit-
verfahren zwischen Mitgliedstaaten nicht per se mit dem 
Primärrecht unvereinbar sind. Vielmehr stellt sich die 
Frage, ob deren Ausgestaltung im Einzelnen die Auto-
nomie der Unionsrechtsordnung wahrt. Das wird wahr-
scheinlich auch bei anderen Verträgen festgestellt wer-
den.

Lassen Sie mich noch zu ein paar anderen Punkten die-
ser Debatte etwas sagen. Ich fand es bemerkenswert, dass 
sich ganz links und ganz rechts in diesem Hohen Hause 
bei bestimmten Punkten einig waren, dass da Schnitt-
punkte zum Vorschein kamen: Sie sind gemeinsam gegen 
Freihandel und für Protektionismus. Das muss man sich 
einmal auf der Zunge zergehen lassen.

(Zuruf des Abg. Hansjörg Müller [AfD])

Für die Union will ich an dieser Stelle klarstellen, weil 
die Kollegin Dröge das mit Blick auf die CETA-Verträ-
ge gerade noch einmal infrage gestellt hat: Das Recht 
zur Regulierung ist in diesen Verträgen gewährleistet. 
Ein Investitionsschutz zielt nicht darauf ab, Staaten zur 
Änderung ihrer Gesetze zu zwingen, ganz und gar nicht. 
Es entsteht vielmehr ein Schadenersatzanspruch, wenn 
Rechte durch willkürliche, unverhältnismäßige oder dis-
kriminierende Maßnahmen verletzt werden. Im Übrigen 
gibt es auch keine Öffnungsverpflichtungen bei der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge zulasten der Kommunen. Ge-
rade das ist bei CETA ausgeschlossen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Lassen Sie mich noch einen Satz zum Thema „Paral-
leljustiz“ sagen. In jeder Debatte über dieses Thema in 
diesem Hohen Hause kommt es vor, dass Schiedsgerichte 
als abnormale, unsoziale, undemokratische Elemente ne-

ben der ordentlichen Gerichtsbarkeit dargestellt werden. 
Ich will einfach einmal deutlich machen: Schiedsgerichte 
sind unserer Rechtsordnung immanent. Sie sind Instru-
mente der Streitbeilegung, die eine lange Tradition ha-
ben.

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: So ist das!)

In der Zivilprozessordnung steht das Schiedsgericht seit 
1879. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Wenn Sie es ein bisschen sportlicher machen wollen, 
dann gucken Sie sich einmal das Sportgericht des Deut-
schen Fußball-Bundes an: Letzte Instanz dort ist ein 
Schiedsgericht. Wenn Sie Streitbeilegungen nicht trauen, 
dann schauen Sie von den Linken und der AfD mal in die 
Satzungen Ihrer Parteien: Auch Sie haben ein Schieds-
gericht. Ich finde, Schiedsgerichte sind überhaupt nicht 
zu verteufeln. Streitbeilegungen gehören ganz selbstver-
ständlich zur Kultur. 

Das gilt umso mehr im internationalen Handel zwi-
schen Unternehmen, aber eben auch zwischen Staaten 
und für die Beziehungen zwischen Staaten und Unter-
nehmen. Gerade im letzteren Fall kommt es darauf an, 
dass man sich gegenseitig bei Investitionen im jeweils 
anderen Land einen besonderen Rechtsgewährleistungs-
anspruch einräumt. Unternehmer und Kaufleute, die das 
nicht machen, laufen Gefahr, dass sie ihrer Investitionen 
durch staatliche Maßnahmen verlustig gehen. Wenn Sie 
in einem anderen Staat zehn Jahre lang auf ein Gerichts-
urteil warten müssen, dann sind Sie als Kaufmann pleite, 
dann müssen Sie Ihre Arbeitnehmer nach Hause schi-
cken. Das wollen wir schon allein mit Blick auf die Inte-
ressen der Beschäftigten in unserem Land nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Im Ergebnis ist festzustellen: Das Anliegen der FDP, 
das sie in ihrem Antrag formuliert, ist berechtigt, und es 
ist richtig beschrieben. Aber das Gras wächst eben auch 
nicht schneller, wenn man hier heute Abend daran zieht. 
Deshalb müssen wir bei der Rechtsangleichung im Bin-
nenmarkt weiter Gas geben. Wir müssen daran weiterar-
beiten.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Heider. – Lassen Sie 

mich eine Bemerkung machen, weil wir mit dem Finger 
immer auf andere Länder zeigen: Auch in Deutschland 
kann es vorkommen, dass Sie bis zu zehn Jahre und län-
ger auf eine rechtskräftige Entscheidung warten müssen.

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Ja, deshalb gibt es 
Schiedsgerichte!)

Das ist ja eines unserer Probleme.

(Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: Deshalb 
brauchen wir Schiedsgerichte!)

Dr. Matthias Heider
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–  Wir reden jetzt nicht über das Verhältnis zwischen 
CDU und CSU, sondern über die zivile Justiz.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU  – 
Dr.  Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: Jetzt aber 
Vorsicht!)

Als letzte Rednerin zu diesem Tagesordnungspunkt 
für die SPD die Kollegin Dr. Nina Scheer.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Nina Scheer (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Antrag der FDP ist meines Erachtens von 
gravierenden Widersprüchen gekennzeichnet; das ist 
schon angeklungen. Einerseits wird ein dickes Bekennt-
nis zu Verträgen mit Schiedsklauseln abgegeben. An-
dererseits begrüßen Sie das Mandat zur Aufnahme von 
Verhandlungen über einen Multilateralen Investitionsge-
richtshof. Das ist, denke ich, ein Widerspruch in sich. Sie 
halten am Alten fest, wollen aber trotzdem etwas Neues.

Mir scheint es so zu sein, dass nicht richtig durchdrun-
gen wurde, welche Zäsur das Achmea-Urteil des EuGH 
bedeutet. Ich möchte darauf im Detail eingehen. Herr 
Heider hat gerade schon einiges dazu gesagt. Ich meine 
aber, man muss noch ein bisschen tiefer ins Detail ge-
hen. Es ist von der Anwendung und Auslegung die Rede. 
Dabei geht es dem EuGH in seiner Begründung im Kern 
darum, dass sowohl in der Anwendung als auch in der 
Auslegung von EU-Recht – das ist nie auszuschließen, 
wenn es um Investitionsschutzstreitigkeiten geht – nie-
mand anderes als eine europäische öffentlich-rechtliche 
Gerichtsbarkeit zu entscheiden hat. 

Wenn es Investitionsschutz und eine Schiedsge-
richtsbarkeit über den Investitionsschutz gibt, man eu-
ropäisches Recht auch nur streift und hierbei nicht das 
europäische Gericht als Instanz hat, sondern eben die 
Schiedsgerichtsbarkeit, so sieht der EuGH hierin eine 
Unzulässigkeit und einen Verstoß gegen EU-Recht. Des-
wegen denke ich, das ist sehr wohl übertragbar, und zwar 
auf sehr viele andere Investitionsschutzverträge und die 
darin enthaltenen Schiedsklauseln. Das ist öfter der Fall, 
als wir uns momentan vor Augen führen. Insofern ist 
auch die Sorge, die Sie, Herr Heider, zum Ausdruck ge-
bracht haben, dass man jetzt alles im Detail überprüfen 
und wahrscheinlich zu einer Neuordnung kommen muss, 
schon berechtigt.

Ich möchte kurz etwas zu dieser Neuordnung sagen. 
Es ist schon angeklungen, dass uns zurzeit das Vatten-
fall-Urteil beschäftigt. Es weist insofern eine Parallele 
auf  – ich finde, eine sehr anschauliche Parallele  –, als 
auch hier eine Schiedsgerichtsbarkeit vorgesehen ist. 
Auch hier ist Investitionsschutz vorgesehen. Es ist ge-
kennzeichnet durch Intransparenz. Gut, gegen die In-
transparenz kann man möglicherweise etwas tun. Aber 
es ist eben auch dadurch gekennzeichnet, dass es keine 
ordentliche Gerichtsbarkeit gibt. Vor allem ist es gekenn-
zeichnet durch unbestimmte Rechtsbegriffe. Das alles 
sind übrigens Dinge, die die SPD in den letzten Jahren 
aufgegriffen und über die sie intensiv diskutiert hat. Wir 
haben in Konventbeschlüssen hinterlegt, dass das defi-

nitiv nicht unser Verständnis von Gerichtsbarkeit und 
Rechtssicherheit und auch nicht unser Verständnis von 
modernem Handelsrecht und Investitionsschutzrecht ist.

(Beifall bei der SPD)

Insofern war es die SPD, die es geschafft hat, einige 
Neuerungen in die laufenden Verhandlungen zu bringen 
und eine Abkehr vom bisherigen System zu erreichen, 
und zwar in Form des schon erwähnten Multilateralen 
Investitionsgerichtshofes, den es zu etablieren gilt. Auch 
da muss man natürlich schauen, inwieweit uns die Aus-
sagen des EuGH im Achmea-Urteil nun zu weiteren 
Entwicklungen führen. Ich denke, dass wir als SPD in 
der Tat einen guten Ansatz verfolgen und einen guten 
ersten Schritt unternommen haben, um dieses System 
aufzubrechen. Weitere Schritte müssen nun auf Grund-
lage des Achmea-Urteils folgen. Ich denke, dass man 
sehr wohl alles auf den Prüfstand stellen muss, was nicht 
öffentlich-rechtliche Gerichtsbarkeit ist. Denn nur durch 
Letztere kann man dem Anspruch an eine demokratie-
konforme Marktwirtschaft gerecht werden und Rechtssi-
cherheit, die ja gewünscht wird, und zwar auch von der 
FDP, tatsächlich gewährleisten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herzlichen Dank. – Damit schließe ich die Ausspra-

che.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache  19/1694 an den Ausschuss für Wirtschaft 
und Energie vorgeschlagen. Sind Sie damit einverstan-
den? – Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung so be-
schlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt  14 sowie Zusatz-
punkt 7 auf:

14.	 Beratung des Antrags der Abgeordneten Ingrid 
Remmers, Amira Mohamed Ali, Jörg Cezanne, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE 

Hersteller zur wirksamen technischen Nach-
rüstung von Diesel-Pkw auf ihre Kosten ver-
pflichten – Fahrverbote vermeiden

Drucksache 19/1360
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur (f)	  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz	  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie	  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit

ZP 7	 Beratung des Antrags der Abgeordneten Oliver 
Luksic, Torsten Herbst, Bernd Reuther, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Intelligente Maßnahmen zur Verbesserung 
der Luftqualität in deutschen Städten ergrei-
fen – Fahrverbote verhindern

Drucksache 19/1695 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki
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Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur (f)	  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und rufe als erste Rednerin 
die Kollegin Ingrid Remmers für die Fraktion Die Linke 
auf.

(Beifall bei der LINKEN)

Ingrid Remmers (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Liebe 

Bürgerinnen und Bürger! Die heutige Debatte beruht 
auf dem Betrug der Autoindustrie und dem Versagen der 
Bundesregierung in gleich zwei Bereichen:

Erstens haben Sie bei der Luftreinhaltung jahrelang 
blind auf die Versprechen der Autoindustrie gesetzt, dass 
die neuen Autos schon weniger Schadstoffe ausstoßen 
werden und Sie so die europäischen Grenzwerte einhal-
ten können. Das ist ein großer Irrtum, der Ihnen nun aber 
auch schon seit Jahren bekannt ist.

Zweitens haben Sie bei der Aufarbeitung des Abgas
skandals – –

(Unruhe)

– Es ist hier vorne ein bisschen laut.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Frau Kollegin, ich bedaure sehr, dass Sie mich darauf 

hinweisen müssen, dass es hier sehr unruhig ist.  – Ich 
bitte die Kolleginnen und Kollegen, der Rednerin zuzu-
hören, auch wenn wir jetzt schon zu vorgerückter Stunde 
sind. Noch einmal: Wir wollen es wirklich schaffen, vor 
24 Uhr zum Ende zu kommen.

Frau Kollegin, Sie haben das Wort, und ich greife das 
nächste Mal viel früher ein.

Ingrid Remmers (DIE LINKE): 
Danke. – Zweitens haben Sie bei der Aufarbeitung des 

Abgasskandals auf ganzer Linie versagt.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie haben mit der Autoindustrie einen schmutzigen Deal 
gemacht: Die Hersteller haben sich zu einem Software-
update mit geringer Wirkung verpflichtet, im Gegenzug 
verzichtet die Bundesregierung darauf, die Rechtswid-
rigkeit der Manipulation festzustellen.

Im Ergebnis der Aussitzerei durch die Bundesregie-
rung schichtet sie ein Problem auf das nächste. Die seit 
2010 geltenden Grenzwerte werden immer noch nicht 
eingehalten. Eine Klage der EU-Kommission steht quasi 
vor der Tür. 

Die Gesundheit der Bevölkerung wird weiter hoch be-
lastet. Die betrogenen Dieselbesitzer haben schon jetzt 
einen erheblichen Wertverlust ihres Autos erlitten und 
müssen nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 

auch noch befürchten, bald nicht mehr in die Innenstäd-
te fahren zu dürfen. Mit diesem wegen Ihrer Untätigkeit 
wachsenden Problem verhöhnen Sie die Bürgerinnen und 
Bürger.

(Beifall bei der LINKEN)

Mit unserem Antrag zeigen wir als Linke einen recht-
lichen Weg auf, wie Sie den gordischen Knoten Ihres 
schmutzigen Deals in vernünftiger Weise lösen können.

(Erich Irlstorfer [CDU/CSU]: Bitte ein biss-
chen sachlicher!)

Das Kraftfahrt-Bundesamt hat mit der europäischen 
Fahrzeuggenehmigungsverordnung eine Grundlage, die 
dazu ermächtigt, die Hersteller zu einer Hardwarenach-
rüstung zu verpflichten. Liegt nämlich ein erhebliches 
Risiko für die öffentliche Gesundheit vor, ist das KBA 
sogar befugt, die Typengenehmigung zu widerrufen oder 
zu entziehen, das heißt das Auto stillzulegen.

Das Umweltbundesamt bestätigt noch einmal das er-
hebliche Risiko für die öffentliche Gesundheit, unabhän-
gig davon, was hier heute Abend für ein Mist losgelassen 
wurde. – Entschuldigung!

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Na, na, na!)

Es geht in seiner neuesten Studie davon aus, dass in 
Deutschland 6  000  Menschen aufgrund der Belastung 
mit Stickoxiden vorzeitig sterben und dass 8  Prozent 
der bestehenden Diabetes-mellitus-Erkrankungen auf 
Stickoxide in der Außenluft zurückzuführen sind.

(Oliver Luksic [FDP]: Was?)

Bei Asthmaerkrankungen sind es sogar rund 14 Prozent.

Wie viele Gründe braucht die Bundesregierung denn 
noch, um die massive Gesundheitsbelastung der Bevöl-
kerung schnellstens zu beenden?

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Natürlich wollen wir dafür nicht die Fahrzeuge still-
legen, auch wenn das hier heute behauptet wurde. Das 
käme ja einer Enteignung von Millionen Dieselbesitzern 
gleich. Wir wollen, dass sie endlich sauber werden.

(Beifall bei der LINKEN)

§ 25 Absatz 2 der EG-Fahrzeuggenehmigungsverord-
nung sieht vor, dass das KBA bei fehlender Vorschrifts-
mäßigkeit von Fahrzeugen im Wege einer Anordnung 
nachträglich Nebenbestimmungen erlassen kann, um die 
Vorschriftsmäßigkeit wiederherzustellen. Aus unserer 
Sicht muss als Nebenbestimmung die Hardwarenachrüs-
tung der Fahrzeuge gefordert werden. Das wäre gerecht.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es gibt also im bestehenden Recht eine Grundlage 
dafür, die Autoindustrie zu verpflichten, ihre Fahrzeuge 
wirklich wirksam nachzurüsten. Auch die Gelder dafür 
sind aufseiten der Industrie vorhanden. BMW, Daimler 
und VW haben allein im vergangenen Jahr nach Steu-

Vizepräsident Wolfgang Kubicki



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 26 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 19 . April 2018 2441

(A) (C)

(B) (D)

ern über 30 Milliarden Euro Gewinn gemacht. Was fehlt, 
ist der politische Wille der Bundesregierung, endlich zu 
handeln. Andernfalls wird Deutschland wohl schon in 
der nächsten Woche von der EU-Kommission wegen der 
Nichteinhaltung der Grenzwerte teuer verklagt – und das 
völlig zu Recht.

(Beifall bei der LINKEN)

Es gibt also eine geeignete Maßnahme, es gibt eine 
Rechtsgrundlage zur Anordnung dieser Maßnahme, und 
es gibt eine ausreichende Finanzierungsgrundlage der 
Autoindustrie. Was noch fehlt, ist die im Gesetz vorgese-
hene Strafe für die Autoindustrie. Darüber sprechen wir 
ein anderes Mal.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Ingrid Remmers (DIE LINKE): 
Ja.  – Frau Bundeskanzlerin, Herr Verkehrsminister, 

Frau Umweltministerin, wir haben Ihnen hiermit den 
Rechtsweg aufgezeigt. Handeln Sie endlich! 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herzlichen Dank.  – Ich bitte auch die Kolleginnen 

und Kollegen von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen – 
Frau Kollegin Dröge, das ist bis hierher hörbar –, die Ge-
spräche einzustellen.

Als Nächstes mit seiner ersten Parlamentsrede der 
Kollege Felix Schreiner für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Felix Schreiner (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich gehöre dem 
Verkehrsausschuss des Deutschen Bundestags erst weni-
ge Wochen an, kenne aber natürlich die Diskussionen aus 
meiner Zeit im Landtag von Baden-Württemberg schon 
intensiv. Ich glaube, es ist nichts Neues, dass die Bürge-
rinnen und Bürger zu Recht von uns als Parlamentariern 
im Deutschen Bundestag Antworten auf ganz konkrete 
Fragen erwarten.

Die Diskussion über die Nutzbarkeit von Diesel-
fahrzeugen ist keine abstrakte. Sie wird ganz konkret. 
Da kommt bei mir im Schwarzwald der junge Azubi zu 
mir, der sich ein gebrauchtes Auto gekauft hat, weil er 
zu seiner Ausbildungsstätte fahren muss und kein ÖPNV 
vorhanden ist und frägt: Wie kann ich das Auto weiter 
nutzen? Da kommt der Familienvater mit seinem Fami-
lienvan, der jeden Monat beim Autohändler sein Auto 
abstottert und frägt: Wie geht es weiter? Da kommt der 
Handwerksmeister aus Stuttgart und frägt: Ich habe drei 
Pritschenwagen auf meinem Hof stehen. Wie kann ich 
diese weiter einsetzen? Wie kann ich meine Leute zur 
Arbeit schicken? Oder ist das in Zukunft gar nicht mehr 

möglich, wenn ihr mir verbietet, mit meinem Auto in die 
Stadt zu fahren? – Das sind alles konkrete Fragen, mit 
denen wir uns hier zu beschäftigen haben. 

(Zuruf von der LINKEN: Was sagt der Ver-
kehrsminister? – Pascal Kober [FDP]: Sie sol-
len mal ein paar Antworten haben! – Sabine 
Leidig [DIE LINKE]: Dann müssten Sie doch 
einfach unserem Antrag zustimmen! Dann ist 
das Problem gelöst!)

Deshalb möchte ich vorwegschicken, dass wir als 
Unionsfraktion, CDU und CSU, hier immensen Hand-
lungsbedarf sehen. Ich betone vorweg: Denjenigen, die 
betrogen haben, die bei den Schadstoffbescheinigungen 
den kleinen Mann hinters Licht geführt haben, gehört 
klar gesagt: Ihr müsst einen Beitrag für die Nachrüstung 
der vielen Dieselfahrzeuge in Deutschland leisten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Aber wer sich den Antrag der Linken anschaut, wer 
sich damit im Detail beschäftigt, der kann beinahe den 
Eindruck bekommen, dass in den vergangenen Monaten 
überhaupt nichts geschehen wäre.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
So ist es ja auch!)

Das Gegenteil ist der Fall. 

(Sabine Leidig [DIE LINKE]: Oh!)

Als Sofortmaßnahme wurde beschlossen, die 5,3 Milli-
onen betroffenen Dieselfahrzeuge nachzurüsten. Anfang 
2018: Das Ergebnis ist positiv. 92 Prozent der betroffe-
nen VW-Fahrzeuge sind nachgerüstet. Bei den freiwilli-
gen Fahrzeugumrüstungen sind es 72 Prozent. Das sind 
in der Summe 2,5 Millionen Fahrzeuge, 

(Sabine Leidig [DIE LINKE]: Vergleichen 
Sie doch nicht Äpfel mit Birnen!)

die insgesamt zu einer Reduzierung der Stickoxidemis-
sionen um 30 Prozent bis Ende des Jahres beitragen. Ich 
finde, auch darüber kann man an dieser Stelle reden, sehr 
geehrte Damen und Herren von der Linksfraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU  – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Aber das reicht nicht! 
Denken Sie an Helmut Kohl: Wichtig ist, was 
hinten rauskommt!)

Es ist uns gelungen, seit 2000 die Stickoxidbelastung 
um 60 Prozent zu reduzieren. Wir haben es vorhin – Kol-
lege Grundmann hat es in der anderen Debatte gesagt – 
schon gehört: Es gibt das „Sofortprogramm Saubere 
Luft“. Ja, meine Damen und Herren: 500 Millionen Euro 
für die Digitalisierung der kommunalen Verkehrssyste-
me, 390 Millionen Euro für die Elektrifizierung des Ver-
kehrs, 107 Millionen Euro für die Nachrüstung von Die-
selbussen im ÖPNV, also die Busse, die in den Städten 
für die Verschmutzung verantwortlich sind. Wer da nicht 
von Erfolgen spricht, der verkennt schlicht und ergrei-
fend die Wahrheit, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Ingrid Remmers 
[DIE LINKE]: Das reicht alles nicht!)

Ingrid Remmers 
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Wissen Sie, Frau Remmers, das ist eben der Unter-
schied zwischen der linken Hälfte dieses Hauses und uns. 

(Ingrid Remmers [DIE LINKE]: Der rechten 
Hälfte!)

Sie fordern pauschal: Wir brauchen einen Zwang zur 
Umrüstung auf Kosten der Industrie. – Sie fordern das, 
obwohl Sie ganz genau wissen, dass das rechtlich hoch-
umstritten ist und dass sich damit gerade eine Kommis-
sion beschäftigt. 

In der Politik geht es auch immer um die Verhältnis-
mäßigkeit und um die Betrachtung der Wirklichkeit. 

(Ingrid Remmers [DIE LINKE]: Fragen Sie 
mal die Diesel-Pkw-Besitzer nach der Verhält-
nismäßigkeit!)

Da sage ich Ihnen ganz offen: Hören Sie auf, pauschal 
auf eine Industrie zu schimpfen. Sie gefährden damit den 
Wirtschaftsstandort Deutschland, 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Reden 
Sie doch mal aus der Perspektive der Diesel-
fahrerinnen und Dieselfahrer!)

und Sie gefährden damit 1,8 Millionen Arbeitsplätze in 
Deutschland, die von der Automobilindustrie direkt ab-
hängig sind, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Jürgen Braun [AfD])

Klar ist auch: Die Mobilität der Zukunft, ein Umden-
ken hin zu schadstoffarmen, ja vielleicht sogar schad-
stofffreien Fahrzeugen, wird uns nur dann gelingen und 
uns werden nur dann Länder auf der Welt folgen, wenn 
wir beides schaffen: auf der einen Seite die Nachrüstung 
und die Weiterentwicklung der Dieselfahrzeuge und der 
Fahrzeugflotten insgesamt und auf der anderen Seite die 
Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit in Deutschland und 
damit eine starke Automobilindustrie.

Abschließend muss ich sagen: Es ist das Ziel und sollte 
das Ziel von uns allen sein, Fahrverbote in Deutschland 
zu verhindern. Dazu brauchen wir einen Schulterschluss 
mit der Automobilindustrie.

Herr Kollege Gastel – wir kennen uns schon aus den 
Koalitionsverhandlungen in Baden-Württemberg –, dazu 
muss ich Ihnen sagen: In der Stadt Stuttgart gibt es einen 
Oberbürgermeister der Grünen, und es gibt Maßnahmen, 
die er sofort von seinem Schreibtisch aus beschließen 
könnte. Dabei geht es um die intelligente Ampelsteue-
rung: nicht umgesetzt. Es geht um die Flottenerneuerung 
für die Kommune in Stuttgart und um die ÖPNV-Erneu-
erung: alles nicht gemacht. 

(Matthias Gastel [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Alles läuft! Alles läuft! Wo leben Sie 
denn?)

Stattdessen macht man es sich leicht und sagt: Berlin 
soll es richten. – Es sind aber alles Maßnahmen, die vor 
Ort in der Stadt ganz schnell erledigt werden könnten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, ich glaube, es geht um Ver-
trauen, das wir zurückgewinnen möchten. Ich bitte Sie 
herzlich: Lassen Sie uns eine Versachlichung der Diskus-
sion herbeiführen. Lassen Sie uns dem Handwerksmeis-
ter in Stuttgart wie dem Azubi bei mir im Schwarzwald 
klipp und klar sagen, was wir für Maßnahmen ergreifen 
können, damit auch in Zukunft Vertrauen möglich ist.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herzlichen Dank, Herr Kollege Schreiner. Es war Ihre 

erste Bundestagsrede, nicht Ihre erste Parlamentsrede; 
ich muss mich insoweit korrigieren. – Als Nächster der 
Kollege Dr. Dirk Spaniel für die AfD.

(Beifall bei der AfD – Ulli Nissen [SPD]: 
Aha! Der Daimler-Vertreter redet wieder!)

Dr. Dirk Spaniel (AfD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Die Nachrüstung von älteren Fahrzeugen ist 
nach Ihren Ausführungen die einzig zielführende Maß-
nahme zur Luftreinhaltung und Vermeidung von Fahr-
verboten. Alle diese Fahrzeuge stellen Ihren Ausführun-
gen nach ein unmittelbares Problem für die Gesundheit 
der Halter und der Gesamtbevölkerung dar. 

(Ingrid Remmers [DIE LINKE]: Das habe ich 
mir nicht ausgedacht!)

In der Regierungskoalition gibt es ebenfalls Stim-
men, zum Beispiel die CDU-Generalsekretärin oder die 
SPD-Umweltministerin, die eine Kostenübernahme der 
Nachrüstung durch die Hersteller fordern. 

(Zuruf von der LINKEN: Richtig! – Zuruf 
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ja!)

Der Reihe nach: Luftschadstoffe werden seit mehr als 
25 Jahren gemessen. Die Europäische Union hat vor cir-
ca 20 Jahren Grenzwerte für Schadstoffe definiert. Die-
se Grenzwerte wurden mit Studien begründet, die bis 
zu 25 Jahre alt sind. In der Zwischenzeit haben sich die 
Messwerte für Stickoxide drastisch verringert. 

Warum erzähle ich das? Es gibt überhaupt keinen aku-
ten Handlungsbedarf.

(Kirsten Lühmann [SPD]: Doch! Wir haben 
Gesetze!)

Die ganze Diskussion um Stickoxide ist reine Panikma-
che, gesteuert von dubiosen Umweltverbänden wie der 
Deutschen Umwelthilfe.

(Beifall bei der AfD)

Jetzt wollen Sie die Autohersteller zur Kostenüber-
nahme bei der Nachrüstung verpflichten. Das hat einen 
technischen, einen praktischen und einen juristischen 
Aspekt. 

Technisch sieht es so aus, dass man in gebrauchte Fahr-
zeuge einen SCR-Katalysator, eine Einspritzleitung, eine 
Pumpe, gegebenenfalls ein Steuergerät und einen ziem-

Felix Schreiner 
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lich großen Tank einbauen muss. Damit das Ganze auch 
dauerhaft funktioniert, testen Autohersteller über Zigtau-
sende Kilometer die Befestigung und die Funktion. Dazu 
muss man übrigens noch die Einspritzzeiten des Motors 
anpassen. Sonst könnte es sein, dass es zu Fehlfunktio-
nen oder drastischen Mehrverbräuchen kommt.

Kurz gesagt: Keiner weiß, wie lange so eine Nach-
rüstungslösung jemals funktioniert. Der Kunde verliert 
die Garantieansprüche und hat gegebenenfalls Nachteile 
bezüglich Haltbarkeit, Mehrverbrauch und Funktionssi-
cherheit. 

Rein praktisch betrachtet stellt sich die Frage: Wer soll 
denn die Millionen Fahrzeuge umbauen, und wie lange 
dauert das?

(Ulli Nissen [SPD]: Die Werkstätten freuen 
sich!)

Und juristisch ist die Frage: Wie kann es sein, dass 
man den Hersteller eines Produktes, das ordnungsgemäß 
zugelassen wurde, nachträglich verpflichtet, Anpassun-
gen an seinem Produkt vorzunehmen, nur weil der Ge-
setzgeber die Zulassungsbedingungen Jahre nach der 
Zulassung völlig überraschend ändert?

(Beifall bei der AfD – René Röspel [SPD]: 
Was?)

Wir haben es gerade gehört: Zu den wichtigsten Kri-
terien in einem modernen Industriestaat gehören die 
Rechtssicherheit und der Investitionsschutz. Unterneh-
mer und Käufer müssen sich darauf verlassen können, 
dass Investitionen auch in der Zukunft vom Staat ge-
schützt und nicht geschädigt werden. 

Alle drei Aspekte  – der technische, der praktische 
und der juristische Aspekt – zeigen, dass die technische 
Nachrüstung von Dieselfahrzeugen ein fiktives Problem 
angeht und viele reale Probleme erst neu schafft. 

(Beifall bei der AfD)

Sie müssen kein Experte für Motorentechnik sein, um 
das zu verstehen. Sie, die Damen und Herren von Lin-
ken, Grünen und SPD, sollten aber bereit sein, Experten-
meinungen zu akzeptieren, auch wenn diese nicht in Ihr 
politisches Weltbild passen. 

Und an die realitätsnahen Damen und Herren der Uni-
on: 

(Lachen bei der SPD und der LINKEN)

Es genügt nicht, im stillen Kämmerlein der AfD zuzu-
stimmen. 

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Keiner stimmt 
der AfD zu!)

Sie müssen endlich auch bereit sein, vernünftige und kla-
re Positionen zu beziehen und diese in Ihrer Partei durch-
zusetzen. 

(Beifall bei der AfD)

Wenn das nicht geht, dann sind Sie vielleicht in der fal-
schen Partei.

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Hochmut 
kommt vor dem Fall!)

Ich möchte gerne noch auf den Antrag der FDP-Frak-
tion eingehen. Das Umweltministerium des Landes Ba-
den-Württemberg hat eine Studie für Stuttgart erstellt, 
die besagt, dass die Nachrüstung bzw. die Elektrifizie-
rung der Dieselbusse im Hinblick auf die Stickoxide in 
der Luft fast nichts nutzen. Eine plausible Studie, wo-
nach die Digitalisierung die Luftschadstoffe reduziert, ist 
mir übrigens auch nicht bekannt. Wenn eine Maßnahme 
keinen Effekt hat, dann sollte man sie auch nicht fordern. 

(Oliver Luksic [FDP]: Verkehrssteuerung! Sie 
sind also dagegen?)

– Es gibt keine Studie, die das bestätigt. 

Das Problem sind nicht die Abgase der Fahrzeuge, 
sondern die absurd niedrigen Grenzwerte für Stickoxide. 

(Beifall bei der AfD)

Diese Vorgaben der EU hätten Sie, sehr geehrte Damen 
und Herren von der Großen Koalition, in den letzten zehn 
Jahren infrage stellen sollen. Jetzt haben Sie sich argu-
mentativ in die Sackgasse manövriert. Die fehlende klare 
Linie in den Regierungsparteien zu diesem Thema und 
diesen offensichtlich sinnlosen Anträgen ist ein Symbol 
dafür, wie sehr Sie mit der Führung eines modernen In-
dustriestaates überfordert sind.

(Beifall bei der AfD – Widerspruch bei der 
SPD)

Unter vernünftigen Politikern würde es eine solche Dis-
kussion zur Nachrüstung überhaupt nicht geben. 

Die AfD-Fraktion stimmt der Überweisung in beiden 
Fällen zu, lehnt aber die beiden Anträge inhaltlich ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Ulli Nissen [SPD]: Hat 
Ihnen das ein Komiker aufgeschrieben?)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege Dr.  Spaniel, herzlichen Dank.  – Als 

Nächstes für die SPD-Fraktion der Kollege Arno Klare.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Arno Klare (SPD): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich beschäfti-
ge mich mit diesem Thema jetzt schon verdammt lange. 
Ich habe die rechtlichen Überprüfungen, die hier ange-
stellt worden sind, schon hinter mir. Das letzte Gespräch 
in dieser Sache habe ich mit dem UBA geführt, das be-
kanntlich keine Vorfeld- oder Nebenorganisation des 
VDA ist. Es hat mir gesagt: Vergiss die Nachrüstpflicht! 

Dr. Dirk Spaniel 
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Das ist rechtlich nicht durchsetzbar. – Mehr ist zu dem 
entsprechenden Antrag erst einmal nicht zu sagen. 

(Oliver Luksic [FDP]: Das haben Sie im Aus-
schuss noch anders gesagt!)

Was ist nun wichtig? Uns ist wichtig, das unselige 
Spiel auf Zeit, das hier gespielt wird, zu beenden.

(Beifall bei der SPD)

Die Bundesregierung kann durchaus hilfreich sein, das 
zu beenden; die auf dem Dieselgipfel eingesetzte AG I, 
die sich mit diesem Thema befasst hat, muss unbedingt 
wieder einberufen werden. Sie muss wieder arbeiten, 
weil der Endbericht der AG noch fehlt; er muss finalisiert 
werden. 

(Oliver Luksic [FDP]: Wenn ich nicht mehr 
weiterweiß, gründe ich einen Arbeitskreis!)

Wir müssen aber nicht nur den Bericht finalisieren. Ich 
warte auch darauf, dass die vorliegenden Gutachten ver-
öffentlicht werden, sowohl das von Herrn Koch vom KIT 
in Karlsruhe als auch das von Herrn Wachtmeister von 
der Technischen Universität München. Ich neige eher 
zu Herrn Wachtmeister, der klar festgestellt hat, dass die 
technischen Nachrüstungen durchaus funktionieren. 

Ein weiterer wichtiger Punkt ist: Wir müssen die Ver-
braucher in das Zentrum unserer Überlegungen rücken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Ingrid Remmers [DIE LINKE])

Da ist ein hoher, mehrstelliger Milliardenbetrag an Ver-
mögen vernichtet worden. Es gibt einen gewaltigen 
Wertverlust. 

(Oliver Luksic [FDP]: Ja, durch Ihre Politik!)

Ebenfalls wichtig ist: Wir müssen den Dieselmotor als 
Brückentechnologie begreifen, der erstens noch etliche 
Jahre auf der Straße im Gebrauch sein wird und zweitens 
die Cashcow der Unternehmen ist, um die Transformati-
on hin zu alternativen Antrieben finanzieren zu können. 
Die Automobilindustrie muss sich vergegenwärtigen, 
dass die bisher in der Produktion tätigen Belegschaften 
um 50  Prozent verringert werden, wenn der Antriebs-
strang auf Elektrisch umgerüstet wird. 50  Prozent we-
niger Beschäftigung in diesem Bereich! Das sind keine 
verrückten Studien, sondern wohlgemerkt Studien des 
VDA und der IG Metall, die das vorhersagen. Insofern 
müssen die OEMs ein vitales Interesse daran haben, den 
Diesel sauber zu bekommen.

Das Fazit, das daraus zu ziehen ist, ist im Grunde ganz 
einfach: Wir brauchen eine technische Hardwarenachrüs-
tung, die für die Zulieferer ein riesiges Produktionspro-
gramm darstellt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Bei den Zulieferern arbeiten im Übrigen genauso viele 
Menschen wie bei den großen Herstellern. Es ist kein 
Hexenwerk. 90 Prozent der Teile, die nachgerüstet wer-
den, lassen sich schon heute aus den Ersatzteillagern 
der OEMs beschaffen. Es muss also nichts völlig Neues 
im Hochreinlabor erfunden werden; das ist Unsinn. Die 

nachgerüsteten Wagen, die auf den Straßen unterwegs 
sind, sind getestet und funktionieren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es ist im Sinne der Verbraucher, die die Fahrzeuge ha-
ben. Es ist auch im Sinne der Hersteller, die ihre Zukunft 
damit sichern müssen. Ein ganz wichtiger Punkt: Es ist 
im Sinne derjenigen Menschen, die bei diesen Herstel-
lern arbeiten, die dort verdammt gute Arbeit leisten und 
deren Arbeitsplätze ich gesichert sehen möchte. 

Deshalb brauchen wir diese technische Hardware-
nachrüstung; allerdings geht es nicht so, wie die Linken 
es vorgeschlagen haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herzlichen Dank, Herr Kollege Klare. – Als Nächstes 

für die Freien Demokraten der Kollege Oliver Luksic.

(Beifall bei der FDP)

Oliver Luksic (FDP): 
Es gibt eine massive Verunsicherung in der Bevöl-

kerung, bei Millionen Dieselfahrern. Die Höfe der Ge-
brauchtwagenhändler stehen voll, weil Handlungsbedarf 
besteht. Da hat Kollege Schreiner recht: Sie von der Bun-
desregierung haben es versäumt, zu handeln. Es drohen 
Fahrverbote. Wir brauchen allerdings ein klares Signal 
der Bundesregierung, dass etwas unternommen wird, 
dass der Diesel sicher ist. Wir brauchen eine Garantie für 
die Millionen Autofahrer und nicht Ihre Politik, die zur 
Unsicherheit, zum Wertverlust und zum Verlust des Ver-
trauens der Bürger in diesen Rechtsstaat beiträgt.

(Beifall bei der FDP)

Sie verhindern keine Fahrverbote. Schon seit 2015 ist 
bekannt, dass Dieselfahrverbote drohen. Aber nachdem 
jahrelang nichts getan wurde, erleben wir jetzt Aktionis-
mus. Es gibt keine Strategie der Bundesregierung. Das ist 
wieder klar geworden durch die Anfrage der Bundestags-
fraktion der Freien Demokraten, die unbeantwortet blieb. 
Auf die Frage, was jetzt gemacht werde, antwortete der 
eine Staatssekretär im Ausschuss dieses; im Plenum wur-
de etwas anderes gesagt; in der Antwort auf die Anfrage 
wurde nichts gesagt. Entweder hat die Bundesregierung 
keinen Plan, oder sie behält den Plan für sich, oder Par-
lamentsrechte werden missachtet. In jedem Fall ist das 
eine schlechte Politik. Ich hätte auch erwartet, dass der 
Minister heute an dieser Debatte teilnimmt.

(Beifall bei der FDP – Daniela Ludwig [CDU/
CSU]: Der ist auf der Verkehrsministerkonfe-
renz, Herr Luksic!)

Nicht nur Hamburg, sondern auch andere Städte sind 
jetzt gezwungen, streckenbezogene Fahrverbote ein-
zuführen. Die Bundesregierung arbeitet an der Rechts-
grundlage, auch wenn sie dies öffentlich nicht sagt. Das 
ist in der Tat das schlechte Erbe, das übernommen wurde: 
Nicht nur die Pkw-Maut kommt nicht auf die Straße; auch 
beim Thema Fahrverbote wird es, wenn nicht endlich ge-

Arno Klare
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handelt wird, dazu kommen, dass Minister Scheuer als 
der Fahrverbotsminister in die Geschichte eingehen wird. 
Deswegen müssen Sie den Kurs korrigieren. Gehen Sie 
raus aus der Sackgasse, in der Sie sich befinden.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Die Verunsicherung der Bürgerinnen und Bürger ist das 
Ergebnis. Keiner kauft mehr einen Diesel. Millionen 
Fahrzeuge verlieren an Wert. Ja, bei der Nachrüstung 
muss etwas getan werden; da tut sich zu wenig. Sie set-
zen stattdessen auf den E-Bus. Sinnvoller und effektiver 
wäre es, die Nachrüstung bei Dieselbussen zu beschleu-
nigen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Wir brauchen innovative Mobilitätsformen.

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Machen wir 
doch! 100 Millionen!)

Auch da tut sich viel zu wenig. Wo bleibt die Reform 
des Personenbeförderungsgesetzes? Wo bleibt die effek-
tive Hilfe für Kommunen bei der digitalen Steuerung des 
Verkehrs? Auch wenn es Herr Spaniel nicht verstanden 
hat: Wenn der Verkehr fließt, gibt es auch weniger Emis-
sionen. – Auch bei der innovativen Mobilität tut sich zu 
wenig bei dieser Regierung.

(Beifall bei der FDP)

Wie wir eben in anderer Debatte gehört haben, brau-
chen wir ein kritisches Hinterfragen der Grenzwerte. Wir 
brauchen eine Bundesregierung, die in Brüssel für ein 
Moratorium sorgt. Wir brauchen Zeit, und wir brauchen 
vor allem eine bundeseinheitliche Anwendung in den 
Kommunen. Hören Sie doch auf mit diesem Flickentep-
pich, wie er sich angesichts dessen, was die Kommunen 
derzeit machen, zeigt. Nutzen Sie die Spielräume der 
Verordnung. Sorgen Sie für ein Moratorium in Brüssel. 
Das würde uns in unserer Debatte sofort weiterhelfen.

(Beifall bei der FDP)

Beim nächsten Dieselgipfel brauchen wir ein klares 
Signal, dass die neuen Fahrzeuge sauber und sicher sind. 
Die Bundesregierung muss endlich für bessere Rahmen-
bedingungen in den Haftungsfragen sorgen, die eben zu 
Recht angesprochen worden sind. Es kann nicht sein, 
dass das Risiko beim Nutzer liegt. Wir brauchen einen 
Rechtsrahmen auch für die Hardwarenachrüstung. Wir 
brauchen Druck auf die Automobilindustrie in diesem 
Punkt. Vor allem brauchen wir ein klares Signal. Es geht 
ja auch um Psychologie. Die Menschen müssen wieder 
wissen, dass der Diesel sicher ist, dass er wertbeständig 
ist. Deswegen sorgen Sie mit Ihrer Politik endlich dafür, 
dass Fahrverbote verhindert werden und dass der Diesel 
sicher ist. Sorgen Sie für ein klares Signal, und hören Sie 
mit der Verunsicherung von Millionen Autofahrern in 
Deutschland auf.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Vielen Dank, Herr Kollege Luksic. – Als Nächstes der 

Kollege Stephan Kühn für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Meine Damen und Herren! Wir reden 
heute über die technische Umrüstung von schmutzigen 
Diesel-Pkw, und zwar nicht deshalb, weil das Bundes-
verwaltungsgericht für das Recht auf saubere Luft und 
damit auch für den Gesundheitsschutz der Bürgerinnen 
und Bürger geurteilt hat, sondern vor allem deshalb, weil 
die Automobilhersteller beim Schadstoffaustausch von 
Diesel-Pkw jahrelang getrickst und betrogen haben und 
die letzten Bundesregierungen die Grenzwerte für Luft-
schadstoffe ignoriert haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Verkehrsminister Scheuer spricht mit Blick auf dro-
hende Fahrverbote von einer Quasienteignung der Die-
selbesitzer.

(Oliver Luksic [FDP]: Ja!)

Meine Damen und Herren, diese Quasienteignung findet 
aber schon durch den Wertverlust der Autos statt, weil 
diese Bundesregierung die Autohersteller nicht zu einer 
Hardwarenachrüstung verpflichtet. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Hardwareumrüstungen könnten weitere Wertverluste für 
die Fahrzeughalter vermeiden. Damit würden die geschä-
digten Verbraucherinnen und Verbraucher endlich die 
überfällige Unterstützung bekommen, die ihnen bisher 
von dieser Bundesregierung verwehrt wurde.

Es ist schon bemerkenswert, welche Fahrzeuge 
Andreas Scheuer einfallen, um vom eigentlichen Pro-
blem abzulenken. Dieselautos von Paketzustellern, Müll-
fahrzeuge, Krankenwagen, Taxen, Busse will er sauber 
machen. Das ist schön und gut, aber zum Beispiel Die-
selbusse sind nur für lediglich 4 Prozent der Schadstoff-
belastung verantwortlich. Der Diesel-Pkw aber ist für 
72,5  Prozent der verkehrsbedingten Stickoxidbelastung 
in den Städten verantwortlich. Wer die wahren Problem-
verursacher verschont, macht sich zum Buddy der Auto-
mobilindustrie, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Man muss auch nicht höhere Mathematik studiert ha-
ben, um zu erkennen, dass Softwareupdates für Dieselau-
tos nicht ausreichen. 

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wohl wahr!)

Das Umweltbundesamt hat im letzten Jahr festgestellt, 
dass Euro-5-Diesel auf der Straße durchschnittlich 
906 Milligramm Stickoxid pro Kilometer ausstoßen. Da-
mit haben sie fünfmal so hohe Emissionen, als nach dem 

Oliver Luksic
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Grenzwert von 180 Milligramm erlaubt sind. Die Soft-
wareupdates sollen eine Verbesserung um 25 bis 30 Pro-
zent bringen. Nachgewiesen ist das allerdings nicht. 
Selbst mit diesen Softwareupdates sind die Emissionen 
eines durchschnittlichen Euro-5-Diesels im besten Fall 
immer noch 3,5-mal so hoch wie der Grenzwert.

Diese Reduktion setzt übrigens voraus, dass überhaupt 
Updates aufgespielt werden. Verkehrsminister Scheuer 
tönt, es seien schon 2,5 Millionen der 5,3 Millionen Die-
sel-Pkw umgerüstet. Das sind – fast ausschließlich – die 
Fahrzeuge von Volkswagen, die die Betrugssoftware hat-
ten; da war VW verpflichtet, eine Softwareänderung vor-
zunehmen. Das heißt andersherum, dass bei den 2,8 Mil-
lionen Diesel-Pkw der anderen Hersteller, die freiwillig 
umgerüstet werden sollen, fast nichts passiert ist. Seit der 
Vereinbarung vom Dieselgipfel im August letzten Jahres 
wurde gerade mal 1 Prozent dieser Fahrzeuge umgerüs-
tet. Nur Ankündigungen der Automobilindustrie, nicht 
mehr! Das ist völlig indiskutabel, meine Damen und 
Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Der ADAC hat mit Unterstützung des Verkehrsmi-
nisteriums in Baden-Württemberg nachgewiesen, dass 
Hardwarenachrüstungen bei Euro-5-Dieselautos  – da 
reden wir nicht von alten Karren  – nicht nur möglich, 
sondern auch extrem wirksam sind. Bis zu 70  Prozent 
innerorts bzw. 90  Prozent außerorts weniger Emissio-
nen lassen sich durch Nachrüstung erreichen. Es wäre 
ein weiterer Kniefall vor der Automobilindustrie, wenn 
die Bundesregierung diese Hardwarenachrüstung nicht 
durchsetzt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Klar ist auch: Die Zeche hat die Automobilindustrie als 
Verursacher des Problems zu zahlen, nicht die Steuerzah-
lerinnen und Steuerzahler.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluss sagen: Das Urteil des Bundesverwaltungsge-
richt muss der Startpunkt für die Verkehrswende sein. 
Ein einmaliges „Sofortprogramm Saubere Luft“ für die 
Kommunen reicht nicht, um den Herausforderungen der 
städtischen Mobilität zu genügen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss.

Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Unsere Städte brauchen zusätzliche Milliarden vom 
Bund für den Ausbau des Nahverkehrs, für Rad- und 
Fußverkehr. Nur so sorgen wir für saubere Luft, für emis-
sionsfreie Mobilität und für lebenswerte Städte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Vielen Dank. – Als nächster Redner für die CDU/CSU 

der Kollege Markus Uhl.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Markus Uhl (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bei dieser 
Debatte, die wir heute Abend erneut führen, geht es um 
Luftqualität, um Mobilität, und es geht um Arbeitsplätze. 
Es geht um die Menschen, die in den besonders belaste-
ten Städten leben. Es geht um die Menschen, die auf ihr 
Auto angewiesen sind, weil sie es für ihre Arbeit brau-
chen, und die verunsichert sind, weil sie nicht wissen, 
ob sie ihr Auto wie gewohnt nutzen können. Und es geht 
natürlich um jene Menschen, deren Arbeitsplätze direkt 
oder indirekt von den weiteren Entwicklungen abhängen, 
und von ihnen habe ich in meinem Wahlkreis ganz viele. 
Diese Menschen fragen mich natürlich.

Die Interessen all dieser Menschen gilt es in den Mit-
telpunkt unseres Handelns zu stellen und auszugleichen. 
Das ist das Ziel. Auf dem Weg zu diesem Ziel haben wir 
bereits deutliche Fortschritte erzielt. Wir haben dazu 
schon einiges gehört, meine Damen und Herren. Ich 
glaube, wir sollten hier auch nicht dramatisieren und die 
Debatte ein gutes Stück versachlichen. 

Wir haben schon gehört, dass die Schadstoffbelastung 
unserer Luft in den vergangenen 25 Jahren deutlich abge-
nommen hat. Die Stickoxidbelastung im Straßenverkehr 
ist seit 1990 um 70 Prozent gesunken – und das bei zu-
nehmendem Verkehr. Meine Damen und Herren von den 
Freien Demokraten: In Ihrem Antrag ist viel Vernünftiges 
enthalten; da gebe ich Ihnen recht. Aber dass nichts pas-
siert sei, meine Damen und Herren, stimmt nicht. 

(Zuruf des Abg. Oliver Luksic [FDP])
Jetzt gibt es ja auch das „Sofortprogramm Saubere Luft“, 
das letztes Jahr aufgelegt wurde und nun Wirkung zeigt. 
Es enthält übrigens auch zahlreiche ganz konkrete intel-
ligente Maßnahmen zur Digitalisierung des Verkehrs in 
den Kommunen. Und, meine Damen und Herren, es gibt 
auch einen Zeitplan, den man sich ganz einfach aus dem 
Internet herunterladen kann. 

Es gibt natürlich Softwareupdates, die zu einer Re-
duktion des Stickoxidausstoßes um 30  Prozent geführt 
haben. Natürlich leistet auch hier die Automobilindustrie 
ihren Beitrag, wie beispielsweise bei den 250 Millionen 
Euro, die in den Fonds „Nachhaltige Mobilität“ fließen, 
und bei den Wechselprämien, die ausgelobt wurden. 

(Beifall bei der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren, natürlich müssen wir auch 

über Hardwarenachrüstungen reden. Diese Hardware-
nachrüstungen – da gibt es in der Tat Studien – können 
den Stickoxidausstoß um bis zu 90 Prozent reduzieren. 
Aber erwecken Sie hier bitte nicht den Eindruck, Hard-
warenachrüstungen seien das simple, das einzige, das al-
lein selig machende Mittel, 

(Zuruf von der LINKEN: Das wichtigste!)
um eine Reduktion zu erreichen. 

Stephan Kühn (Dresden)
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Es gibt eben noch offene Fragen, meine Damen und 
Herren, in technischer und in rechtlicher Hinsicht, und es 
gibt auch die logistischen Fragestellungen. Genau diese 
Dinge sollen in der schon erwähnten Expertengruppe  I 
im „Nationalen Forum Diesel“, das sich konkret mit die-
sen Fragen beschäftigt und in Kürze auch den Bericht 
vorlegen wird, erörtert werden. Den sollten wir abwar-
ten, und dann sollten wir entscheiden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich sage es an dieser Stelle auch klar und deutlich: 
Da, wo eine Hardwarenachrüstung technisch und recht-
lich möglich ist und in einem vernünftigen Kosten-Nut-
zen-Verhältnis steht, muss sie auch kostenfrei angeboten 
werden. Die Autohersteller – das sage ich an dieser Stelle 
auch – sind in der Pflicht, verlorengegangenes Vertrauen 
wiederherzustellen. Es gilt das Verursacherprinzip, und 
es gilt, den Vertrauensschutz der Kunden zu gewährleis-
ten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es darf keine Bestrafung derjenigen geben, die sich auf 
Zusicherungen verlassen haben. 

Meine Damen und Herren, es gilt natürlich auch, 
Fahrverbote zu verhindern. Dazu brauchen wir die schon 
beschriebenen passgenauen Maßnahmen, die die indivi-
duelle Situation in den betroffenen Städten erfassen. Wer 
Fahrverbote verhindern will, der muss vor allen Dingen 
auch Pauschalisierungen verhindern. Eine blaue Plakette 
wäre genau eine solche Pauschalisierung.

(Beifall der CDU/CSU)

Die deutsche Automobilindustrie ist unsere Schlüs-
selindustrie. Sie sichert die Arbeitsplätze und den Wohl-
stand in unserem Land. Der Verbrennungsmotor ist kein 
Auslaufmodell, das schlagartig verschwindet. Gleich-
wohl gilt, heute die Weichen für die Zukunft unserer Mo-
bilität zu stellen, für eine Mobilität, die ökologisch, die 
technologieoffen und digital ist, in einem Miteinander 
aus Politik, Wirtschaft und den Interessen der Menschen 
in unserem Land. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herzlichen Dank, Herr Kollege Uhl.  – Als Nächster 

spricht für die SPD-Fraktion der Kollege Falko Mohrs. 

(Beifall bei der SDP)

Falko Mohrs (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Linken, 
Sie haben mit Ihrem Antrag das Kunststück vollbracht, 
alles, aber auch wirklich alles zusammenzuschmeißen – 
und das teils völlig ungetrübt von Sachkenntnis. 

(Zurufe von der LINKEN)

Mein Kollege Arno Klare hat es eben deutlich gemacht – 
da brauchen Sie sich nicht aufzuregen –, wo zum Bei-
spiel die rechtlichen Probleme bei Ihrem Antrag liegen. 

Sie ignorieren vollkommen, dass es ein „Sofortpro-
gramm Saubere Luft“ gibt, das Fortschritte erzielt hat; 
ich sage dazu gleich noch etwas. Sie werfen die Manipu-
lation in einen Topf mit den alten Dieselfahrzeugen. Sie 
ignorieren die Vorteile des Dieselfahrzeugs gegenüber 
dem Benziner im Bereich der CO2-Werte. Und Sie igno-
rieren völlig die Bedeutung der Millionen Arbeitsplätze 
in diesem Land. 

Aber das ist kein Problem. Wir helfen Ihnen gerne, 
alles ein bisschen differenziert zu betrachten. Klar ist: 
Erstens. Manipulation und Betrug müssen bestraft wer-
den. Zweitens. Fahrverbote müssen vermieden werden, 
und zwar im Sinne der Handwerker und der Kundinnen 
und Kunden. Drittens. Die Automobilhersteller müssen 
sich ihrer Schlüsselrolle, in der sie sich befinden, ebenso 
bewusst sein wie der Verantwortung, die sie selber für die 
Gesundheit, für die Kunden und für die Arbeitsplätze ha-
ben, und sich entsprechend auf die Zukunft vorbereiten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Insbesondere die Vorstände und gutbezahlten Top-
managementebenen der deutschen Automobilhersteller 
haben eine Verantwortung dafür. Das Problem darf am 
Ende nicht bei den Kunden oder bei den Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern liegen, die dann die Suppe aus-
zulöffeln haben, die die gutbezahlten Ebenen ihnen ein-
gebrockt haben.

(Beifall bei der SPD)

Wir müssen – das war klar – die Fahrverbote vermei-
den; denn die treffen insbesondere die kleinen Unterneh-
men, zum Beispiel Handwerker, und die, die sich trotz 
der Zuschüsse nicht jedes Mal ein neues Fahrzeug kaufen 
können. Bei allen Fortschritten, die in den letzten Jahren 
durch das Programm erreicht wurden – ich habe es eben 
schon erwähnt  –, muss aber deutlich gemacht werden: 
Das reicht am Ende noch nicht. Hier müssen insbeson-
dere die ausländischen Hersteller deutlich eine Schippe 
drauflegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die Automobilindustrie ist eine Schlüsselindustrie in 
Deutschland. Die über 820  000  Mitarbeiter, die direkt 
dort arbeiten, plus die vielen Hunderttausende, die für 
Zulieferer, Spediteure, Dienstleister arbeiten, sprechen 
hier eine deutliche Sprache. 

Klar ist aber: Die Hersteller müssen sich – ich habe 
das mehrfach gesagt – der Verantwortung stellen; denn 
sie tragen die Verantwortung dafür, sich für die Zukunft 
fit zu machen. Wir brauchen in den nächsten Jahren sau-
bere – ich betone: saubere – Diesel und Benziner als Brü-
ckentechnologie, um das Geld zu verdienen, das für die 
Forschung und Entwicklung im Bereich der E-Mobilität, 
im Bereich der Brennstoffzelle, im Bereich der gasange-
triebenen Fahrzeuge notwendig ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Hier gibt es ebenfalls eine Verantwortung, nämlich 
die, die gesamte Wertschöpfungskette, beispielsweise 
in der E-Mobilität, in Deutschland zu behalten. Es geht 
darum, zum Beispiel im Bereich der Batteriezellen zu 

Markus Uhl 
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forschen, sie zu bauen – ganz wichtig an dieser Stelle –, 
sie weiterhin einzubauen und hinterher zu recyceln und 
wiederzuverwerten.

Wir alle tragen hier eine Verantwortung. Uns muss 
klar sein, dass dieses Thema nicht so eindimensional 
ist, wie uns manche glauben machen wollen. Wir tragen 
die Verantwortung für die Kunden, die Gesundheit in 
Deutschland und für die Arbeitsplätze heute und in Zu-
kunft. Lassen Sie also diese sachkenntnisfreien Schnell-
schüsse. Billigen Populismus und Verweigerung von Re-
alitäten sollten wir anderen überlassen.

In diesem Sinne: Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Vielen Dank, Herr Kollege Mohrs.  – Als Nächstes 

spricht zu uns der fraktionslose Abgeordnete Mario 
Mieruch.

Mario Mieruch (fraktionslos): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Herr Luksic, noch einmal vielen Dank, dass 
Sie die Idee mit dem Moratorium aufgegriffen haben; 
denn solange die aktuellen Grenzwerte unberührt bleiben 
und die Antwort auf diese Grundsatzfrage gewürfelt statt 
wissenschaftlich fundiert ist, ist die ganze Diskussion ei-
gentlich obsolet, da wir gar nicht wissen, in welche Rich-
tung wir die Nachrüstsysteme optimieren sollen.

Das Schlimme in Bezug auf den Antrag von der Links-
fraktion, der sich auf die Real-Driving-Emissions-Me-
thode beruft, ist, dass die ICCT, die Organisation, die das 
ganze VW-Thema in den USA ins Rollen gebracht hat, 
dieses Verfahren bereits wieder kritisiert, die Zweckmä-
ßigkeit der Methode hinterfragt und nach Veränderungen 
schreit. 

Das Gleiche hat auch die Deutsche Umwelthilfe an-
gekündigt, indem sie sich mit den Direkteinspritzern be-
schäftigen will, bei denen seit einiger Zeit statt 40 Mil-
ligramm schon wieder 20  Milligramm als Grenzwert 
durch den Raum schwirren. Das heißt letzten Endes  – 
dieser Begriff ist vorhin schon angeklungen –: Von Pla-
nungssicherheit kann an dieser Stelle leider keine Rede 
sein, solange wir hier nicht Nägel mit Köpfen machen 
und verlässliche und glaubhafte Werte entsprechend be-
schließen. Ohne seriöse, anerkannte Grenzwerte werden 
wir uns im Kreis drehen.

Und wer glaubt, dass die Dieseltechnologie  – es ist 
schlichtweg Fakt, dass die deutschen Hersteller die 
saubersten Diesel der Welt bauen, auch nach der Real-
Driving-Emissions-Methode  – eine Übergangstechno-
logie ist, der wird sich wahrscheinlich auf sehr viele 
Jahre einstellen müssen. In den USA zum Beispiel – die 
dortigen Grenzwerte werden immer wieder gern her-
angezogen – ist Diesel bisher gar keine weitverbreitete 
Antriebstechnologie. Aber sie wird es immer mehr, weil 
man auch dort festgestellt hat, dass die Dieselmotoren 
den Benzinern aufgrund der Vorteile beim Wirkungsgrad 
deutlich überlegen sind.

Das flächendeckende Problem, das wir mit AGR-Sys-
tem, Verkokung und Ansaugtrakt haben, bleibt bestehen. 
Das heißt, Softwarelösungen helfen uns nicht wirklich 
weiter. Über die Hardwarelösung wurde dementspre-
chend auch schon genug gesagt. Da sind unheimlich 
viele Forderungen der Politik schon erfüllt worden. Im 
Rahmen der Verringerung des CO2-Ausstosses und der 
Spritersparnis wurde jede Menge strömungsgünstige 
Unterbodengestaltungen usw. bereits realisiert, die die-
se ganzen Forderungen entsprechend erfüllen sollten. Da 
man packt nicht mal eben einfach einen Katalysator rein; 
so einfach ist das leider nicht.

Vielen Dank.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Vielen Dank, Herr Kollege Mieruch.  – Als letzter 

Redner zu diesem Tagesordnungspunkt spricht zu uns 
der Kollege Karl Holmeier für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Karl Holmeier (CDU/CSU): 
Sehr verehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Zum wiederholten Male debattieren wir heute einen 
Antrag der Linken zum Thema Diesel-Pkw. Nach dem 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts ist es die Auf-
gabe der betroffenen Kommunen, vor Ort zu handeln. 
Eine bundeseinheitliche Regelung ist nicht erforderlich. 
Grenzwertüberschreitungen können nur von den punktu-
ell betroffenen Kommunen gelöst werden. Wir müssen 
aber einen Weg finden, die negative Berichterstattung 
und das Schlechtreden des Dieselkraftstoffes zu beenden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Hier ist auch die Industrie gefordert, dort, wo ge-
schummelt worden ist, im Sinne der betroffenen Au-
tofahrer anzupacken und Lösungen anzubieten. Er-
forderliche Umrüstungen müssen schnell und effektiv 
durchgeführt werden. Es müssen auch Lösungen für die 
vielen Kfz-Händler gefunden werden,

(Oliver Luksic [FDP]: Genau!)

die aufgrund eingebrochener Preise und der allgemeinen 
Verunsicherung keinen Absatzmarkt mehr für ihre ge-
brauchten, auf dem Hof stehenden Diesel-Kfz haben.

(Oliver Luksic [FDP]: So ist es!)

Es geht hier um Existenzen, meine Damen und Herren.

Das Thema „saubere Luft“ verfolgen wir seit Jahren. 
Durch die bisherigen Maßnahmen haben sich die Werte 
in den vergangenen Jahren deutlich verbessert; und sie 
werden sich weiter verbessern. In immer weniger Städten 
werden die Grenzwerte überschritten. Die allgemeinen 
Maßnahmen, die wir schon vor Jahren eingeführt haben, 
zeigen Wirkung. Bevor irgendwelche noch nicht ausge-
reiften Umrüstungen von Millionen von Dieselfahrzeu-
gen mit einem Milliardenaufwand durchgeführt werden, 
müssen wir neben der Förderung der Elektromobilität, 
der Förderung von gasbetriebenen Pkws und Lkws auch 

Falko Mohrs 
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die Entwicklung von alternativen Dieselkraftstoffen for-
cieren. 

Unter alternativem Dieselkraftstoff verstehe ich den 
synthetischen Diesel, der aus Erdgas gewonnen wird. 
Dieser alternative Dieselkraftstoff verbrennt deutlich 
sauberer als der herkömmliche Diesel auf Erdölbasis. Er 
produziert weniger Emissionen vor Ort, weniger Parti-
kel, weniger Stickoxide und weniger Schwefeloxide. Der 
aus Erdgas gewonnene Diesel ist zudem nicht giftig, na-
hezu geruchslos und leichter biologisch abbaubar. Dieser 
neue Diesel kann ohne jegliche Änderung des Fahrzeugs 
eingesetzt werden, also ohne Umrüstung und ohne Um-
bau am Fahrzeug. 

Warum also nicht diesen neuen Dieselkraftstoff in den 
betroffenen Städten oder bundesweit auf den Markt brin-
gen? Ein mittelständischer Fuhrunternehmer aus meinem 
Heimatort nutzt diesen synthetischen Diesel seit einigen 
Wochen in seinen Lkws. Die Änderungen gegenüber 
dem herkömmlichen Diesel auf Rohölbasis werden zur-
zeit mit einem aufwendigen Messverfahren ausgewertet. 
Der verwendete neue synthetische Diesel ist sehr klar, 
nahezu geruchslos und daher für den erprobten Diesel-
fahrer eigenartig. Die Reaktion der Lkw-Fahrer beim 
erstmaligen Tanken lautete: Chef, wir haben Wasser im 
Tank. – Die Firma, meine Damen und Herren, fährt die 
saubersten Diesel-Lkw in ganz Deutschland. 

Auch die Berliner Verkehrsbetriebe haben in einem 
Test die Vorteile dieses synthetischen Diesels bei Bussen 
im ÖPNV nachgewiesen. Die Senkung der NOX-Emissi-
onen lag bei mehr als 6 Prozent, der Ausstoß von Koh-
lenstoffmonoxid wurde sogar um 20  Prozent reduziert, 
allein durch den Wechsel von einem Standarddieselkraft-
stoff auf einen Dieselkraftstoff aus Erdgas, ohne an den 
Fahrzeiten etwas zu verändern.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Bevor ich also die deutsche Wirtschaft mit irgend-
welchen Nachrüstungsverpflichtungen stranguliere oder 
unsere Dieselfahrer in Deutschland über Nacht enteigne, 
setze ich auf den soeben beschriebenen alternativen Weg, 
um die Luft in den Städten sauberer zu machen. Wir müs-
sen viele Wege beschreiten, meine sehr verehrten Da-
men und Herren. Alternative Antriebe wie Elektro- und 
Gasantriebe oder der eben genannte neue Dieselkraftstoff 
gehören dazu.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege Holmeier, nun kommen Sie zum Schluss, 

bitte.

Karl Holmeier (CDU/CSU): 
Ja, sofort.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Ja, das meine ich auch so.

Karl Holmeier (CDU/CSU): 
Wir sind mit dem von der Bundesregierung vorgeleg-

ten Programm auf einem guten Weg, die Luftwerte in un-

seren Städten zu verbessern. Den Diesel zu verteufeln, 
ist nicht der richtige Weg. Den Antrag der Linken lehnen 
wir ab; er ist zu einseitig und zu kurz gesprungen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege Holmeier, herzlichen Dank. Ich habe 

großes Verständnis dafür, dass Sie stolz darauf sind, dass 
in Ihrem Wohnort der sauberste Diesel fährt; aber wenn 
ich Sie bitte, zum Ende zu kommen, dann meine ich das 
ernst.

Ich schließe damit die Aussprache.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, interfraktionell wird 
Überweisung der Vorlagen auf den Drucksachen 19/1360 
und 19/1695 an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit einverstan-
den? – Das ist der Fall. Dann sind die Überweisungen so 
beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 auf.

Erste Beratung des von den Abgeordneten Katja 
Keul, Luise Amtsberg, Canan Bayram, weiteren 
Abgeordneten und der Fraktion BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Asylgesetzes zur 
Beschleunigung von Verfahren durch erwei-
terte Möglichkeit der Zulassung von Rechts-
mitteln

Drucksache 19/1319 
Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuss (f)	  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre hierzu 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile zunächst der 
Kollegin Katja Keul für Bündnis  90/Die Grünen das 
Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Wir legen Ihnen heute einen Gesetzent-
wurf vor, der dazu dienen soll, Asylrechtsverfahren zu 
beschleunigen und die Verwaltungsgerichte zu entlas-
ten, ohne dabei die Rechte der Schutzsuchenden zu be-
schneiden. Es ist ein Gesetzentwurf, der sehr gut zu dem 
in Ihrem Koalitionsvertrag angekündigten Pakt für den 
Rechtsstaat passt. Die Überlastung der Verwaltungsge-
richtsbarkeit ist offenkundig. Da braucht es dringend 
Abhilfe.

Die Zahl der anhängigen Verfahren hat sich seit 2014 
fast verachtfacht. Asylsachen machen derzeit Dreiviertel 
der Gesamtbelastung der bundesweit etwa 1 700 Verwal-
tungsrichter aus. Auch die Personalaufstockung durch die 
Länder von circa 400 Stellen wird das Problem kurzfris-

Karl Holmeier
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tig nicht lösen können. Trotz der hervorragenden Arbeit 
der Richterinnen und Richter kann der Rückstau so in 
angemessener Zeit nicht abgebaut werden. Der Stau der 
Klageverfahren hat viele Gründe, unter anderem ist er die 
Folge der gestiegenen Zahl der Asylanträge und damit 
der Asylbescheide.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Frau Kollegin, erlauben Sie mir eine kurze Unter-

brechung.  – Die Bitte, nicht zu reden, bezieht die Re-
gierungsbank mit ein. Ich bitte darum, der Rednerin im 
Hause auch wirklich Aufmerksamkeit zu schenken, vor 
allen Dingen bei dem Thema, um das es jetzt gerade geht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Bilger, Sie sind auch gemeint!)

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank. – Außerdem war das BAMF schon 2014 

trotz der absehbar steigenden Flüchtlingszahlen perso-
nell unterbesetzt, sodass hektisch ein Vielfaches an Per-
sonal eingestellt werden musste, was wiederum auf die 
Qualität der Bescheide Auswirkungen hatte.

Es gibt aber auch noch einen weiteren Hintergrund: 
Seit der Einführung der Zulassungsberufung im Verwal-
tungsgerichtsverfahren 1996 sind die Hürden für den 
Weg durch die Instanzen immer weiter erhöht worden. 
Man wollte Verfahren straffen und beschleunigen. Dabei 
hat man allerdings übersehen, dass auch obergerichtliche 
Rechtsprechung notwendig ist, um erstinstanzliche Ver-
fahren zu beschleunigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Übertrieben hat es der Gesetzgeber diesbezüglich be-
sonders im asylgerichtlichen Verfahren. Anders als im 
sonstigen verwaltungsgerichtlichen Verfahren können 
nicht einmal die Richter selbst Berufung zulassen. Feh-
lende Rechtsmittel führen zu fehlenden Leitentscheidun-
gen, oder einfacher ausgedrückt: Oben kommt nichts an.

In der Praxis bedeutet dies, dass gleich gelagerte Fäl-
le immer wieder neu entschieden werden müssen. Dies 
führt zu einem erhöhten Prüfungsaufwand bei den Ge-
richten und einem Flickenteppich an divergierenden Ein-
zelentscheidungen sowie Unsicherheit bei den Rechts-
anwendern. So wird beispielsweise die Frage nach dem 
Status geflüchteter Wehrpflichtiger aus Syrien immer 
wieder unterschiedlich beantwortet. Die gerichtliche 
Entscheidung ist teilweise davon abhängig, in welchem 
Bundesland der Betroffene wohnt. Mit unserem Ge-
setzentwurf wollen wir die Zulassung der Berufung bei 
grundsätzlicher Bedeutung des Falles oder Abweichung 
von obergerichtlicher Rechtsprechung

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

durch das Verwaltungsgericht selbst ermöglichen und 
Beschwerden gegen Entscheidungen in Verfahren des 
einstweiligen Rechtsschutzes zulassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Der Bundesrat hatte bereits 2017 einen ähnlichen 
Vorschlag gemacht, von dem zwischenzeitlich aber nur 
die Sprungrevision zum Bundesverwaltungsgericht ein-
geführt wurde. Wir wollen darüber hinaus die Revision 
künftig auch bei fallübergreifenden allgemeinen Tatsa-
chenfragen zulassen. Dadurch könnte sich eine oberge-
richtliche Rechtsprechung etablieren, die wegweisend 
wäre für viele erstinstanzliche Gerichte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Langfristig reduziert dies den Prüfungsaufwand der 
Richter und fördert die effiziente Verfahrenserledigung. 
Gleich gelagerte Fälle können zügiger und einheitlich 
entschieden werden, und nicht jedes Verwaltungsge-
richt müsste die Lage im Herkunftsland immer wieder 
selbst neu bewerten. Grundsatzentscheidungen entlasten 
gleichzeitig das Bundesamt für Migration und Flüchtlin-
ge. Eine einheitliche Rechtsprechung schafft verlässli-
che Prüfungsmaßstäbe für die Behörde, die sich bei ih-
ren künftigen Entscheidungen an der obergerichtlichen 
Rechtsprechung orientieren kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dies führt zu steigender Qualität bei den Entscheidun-
gen des BAMF und wiederum zu einem geringeren Ge-
schäftsanfall bei den Gerichten. Auch das Bundesverfas-
sungsgericht würde entlastet, das heute zunehmend als 
Superrevisionsinstanz herhalten muss. 

Unser Vorschlag findet nicht nur Unterstützung im 
Bundesrat, sondern auch vom Bund Deutscher Verwal-
tungsrichter und Verwaltungsrichterinnen, der Neuen 
Richtervereinigung, dem Deutschen Anwaltverein sowie 
nicht zuletzt vom Präsidenten des Bundesverwaltungs-
gerichts. Gerade im Oktober 2017 hat die Jahrestagung 
der Präsidenten der Oberverwaltungsgerichte genau die-
se Vorschläge einstimmig beschlossen. Machen Sie sich 
also bitte von dem ungeschriebenen Gesetz frei, dass 
Vorschläge der Opposition grundsätzlich abzulehnen 
sind. Wenn Sie es ernst meinen mit dem Pakt für den 
Rechtsstaat, wäre dieses Gesetz eine gute Gelegenheit, 
das unter Beweis zu stellen. Die Verwaltungsrichter wer-
den es Ihnen danken.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP und der LIN-
KEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Als nächster Redner für 

die CDU/CSU-Fraktion der Kollege Detlef Seif.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Detlef Seif (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das 

Anliegen des vorliegenden Gesetzentwurfes ist durchaus 
nachvollziehbar und auch zu begrüßen. Zwischen 2015 
und 2017 haben sich die Eingangszahlen bei den Verwal-
tungsgerichten deutlich erhöht. Während in den anderen 
Bereichen die Eingänge relativ stabil bei 100 000 im Jahr 
liegen, haben sie sich bei Asylsachen vervierfacht, von 
50 000 auf jetzt 200 000 im Jahr. Rund 365 000 Asyl-

Katja Keul
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klagen sind derzeit anhängig. Mit den 1  700  Verwal-
tungsrichtern in der ersten Instanz kann man aber nur 
200 000 Fälle jährlich erledigen. Selbst wenn die Zahl 
der Neuzugänge auf das Niveau des Jahres 2015 zurück-
ginge, was wir derzeit aber nicht absehen können, wür-
de der Rückstand jährlich um nur 50 000 Fälle reduziert 
werden. Das Ganze ist also ein Projekt, das uns in jedem 
Fall noch über Jahre begleiten wird.

Die Verwaltungsgerichte wenden derzeit drei Vier-
tel ihrer Energie nur für die Asylverfahren auf, obwohl 
das ein Teilaspekt ihrer Zuständigkeit ist. Ganz wichti-
ge Bereiche sind auch Ausbildungsförderung, Baurecht, 
Beamtenrecht, Gewerberecht, Kinder- und Jugendhilfe-
recht, Kommunalrecht, Polizei- und Ordnungsrecht, Prü-
fungsrecht, Schulrecht, Wohngeldrecht usw. usf. Es gibt 
also noch viele weitere Zuständigkeiten. Meine Damen 
und Herren, an dieser Stelle ein Lob an die Verwaltungs-
richter. Wenn ich bedenke, was diese im Moment zu be-
arbeiten haben und wie hoch dennoch die Qualität der 
Arbeit ist, kann man nur den Hut vor ihnen ziehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD, der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber eines muss doch klar sein: Auch mit dem höchsten 
Einsatz und Veränderungen des Prozessrechts wird man 
das aktuelle Problem nicht lösen können, sprich: zu zü-
gigen Verfahren kommen, die auch unseren rechtsstaat-
lichen Anforderungen entsprechen. Es sind Maßnahmen 
erforderlich. Die Frage ist nur, welche.

Änderungen am Prozessrecht  – darüber kann man 
diskutieren – werden das Grundproblem der personellen 
Unterbesetzung nicht beheben. 400 zusätzliche Stellen 
reichen nicht. Hier müssen die Länder bei der ersten In-
stanz noch einmal deutlich nachbessern.

Im vorliegenden Gesetzentwurf geht es im Kern da-
rum, in Fragen von grundsätzlicher Bedeutung auch die 
Berufung durch die Verwaltungsgerichte zuzulassen. 
Weiterhin sollen Verwaltungsgerichte bei Fragen von 
grundsätzlicher Bedeutung die Beschwerde gegen Be-
schlüsse im einstweiligen Rechtsschutz zulassen können. 
Um fallübergreifende allgemeine Tatsachenfragen der 
Entscheidung in höchster Instanz zuzuführen, sehen Sie 
die Möglichkeit der Revision vor. 

Richtig ist, dass obergerichtliche Entscheidungen bei 
schwierigen und streitigen Fragen nicht nur den Gerich-
ten, sondern sicherlich auch dem BAMF Orientierung 
geben werden. Aber es ist doch zweifelhaft, ob es tat-
sächlich zu der gewünschten Verfahrensbeschleunigung 
kommt. Niemand kann vorhersehen, in wie vielen Fällen 
von der Möglichkeit der Berufung, Beschwerde und Re-
vision Gebrauch gemacht wird. Eines ist doch klar: Wer 
zusätzliche Rechtsmittel einführt, wird zunächst einmal 
erreichen, dass die Verfahren länger dauern, dass sie in 
jedem Fall komplizierter werden  – zumindest vorrü-
bergehend – und dass die Verfahren insgesamt nicht so 
schnell der Erledigung zugeführt werden können. Die 
Entscheidung wird nicht so schnell rechtskräftig werden. 
Der Aufenthaltsstatus der Betroffenen wird sich sogar 
noch verfestigen. In letzter Instanz könnte das auch zu 

fehlender Akzeptanz der aktuellen Politik, die wir ma-
chen, führen. 

Heute findet die erste Lesung statt. Das ist nicht der 
Ort, an dem man einen Korb gibt. Ich habe gesagt, dass 
es ein guter Ansatz ist. Aber wir müssen die Risiken mit 
dem abwägen, was wir möglicherweise erreichen kön-
nen. Die Bundesregierung prüft aktuell, ob und wenn ja, 
welche Gesetzesänderungen zur weiteren Verfahrens-
beschleunigung, -vereinfachung und -vereinheitlichung 
möglich sind. Es ist auch eine Vorabentscheidung beim 
Bundesverwaltungsgericht im Gespräch. Das ist viel-
leicht ein guter Ansatz, um durch eine entsprechende Ge-
setzesänderung die Einheitlichkeit herbeizuführen. Egal 
wie das Ergebnis der weiteren Beratung aussehen wird, 
am Schluss muss die Beschleunigung der Verfahren ste-
hen.

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herzlichen Dank, Herr Kollege Seif. – Als Nächster 

spricht zu uns der Abgeordnete Tobias Peterka von der 
AfD.

(Beifall bei der AfD)

Tobias Matthias Peterka (AfD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte verbliebene Kol-

legen! Der vorliegende Gesetzentwurf soll angeblich 
dafür sorgen, dass deutsche Verwaltungsgerichte nicht 
mehr heillos überlastet werden. Er stammt gleichzeitig 
von der Partei, die diesen Missstand am fröhlichsten, am 
buntesten und – um es auf den Punkt zu bringen – am 
ideologischsten herbeigeführt hat.

(Beifall bei der AfD  – Katja Keul [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ach, wegen der Grü-
nen sind die alle gekommen!  – Ulli Nissen 
[SPD]: Vielleicht fällt Ihnen mal etwas Neues 
ein!)

Hier wird nicht nur der Bock zum Gärtner gemacht, hier 
macht sich der Bock gleich selbst dazu.

(Tabea Rößner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ein Quatsch!)

Ich persönlich würde gerne glauben, dass Sie die Aus-
führungen in der Begründung auch ernst meinen, dass 
Ihnen ein Licht in dieser Sache aufgegangen ist. Aber es 
tut mir leid, ich bin nicht ganz naiv. 

Sie beklagen, dass die Explosion bei der Zahl der ein-
gehenden Asylklagen drei Viertel der laufenden Kapa-
zität der Verwaltungsgerichte lahmlegt. Doch dies wird 
sodann als gerichtsorganisatorische Herausforderung 
verniedlicht. Ich nenne es Rechtsstaatsversagen auf gan-
zer Linie und mit Ansage.

(Beifall bei der AfD)

Dem Normalbürger außerhalb der heiligen Kuh Asyl-
recht wird der Abbau des Rechtsschutzes seit Jahren in 

Detlef Seif
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homöopathischen Dosen verabreicht und von dem auch 
so geschluckt. Das ist der bloße Verdrängungseffekt. Sie 
geben auch noch vor, darum besorgt zu sein. Sie wollen 
vielmehr die weitere Verfestigung von Aufenthaltstiteln 
durch Zeitablauf oder Freifahrtscheine durch die Ober-
gerichte. 

(Beifall bei der AfD  – Canan Bayram 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das Gegen-
teil!)

Per 2016 hat übrigens das Bundesverfassungsge-
richt zuletzt klargestellt, dass es nicht zu beanstanden 
ist, unterschiedliche Materien auch mit unterschiedli-
chen Rechtszügen auszustatten. Die AfD sagt: Während 
die meisten Länder auf ihren Rechtswegen wenigstens 
auf einen Sozialstaat mit Rundumversorgung verzich-
ten, gewährt Deutschland die bleierne Kombination 
von Sozialstaat und subjektivem Asylanspruch. Dies ist 
vollkommen aus der Zeit gefallen und führt bei unserer 
geografischen Lage nachgewiesenermaßen in die Kata-
strophe, die Sie anscheinend befürworten.

(Beifall bei der AfD)

Zuerst kapitulieren die Verwaltungsgerichte, wie Sie sel-
ber erkennen, folgen werden Polizei, Behörden, Gemein-
den, Schulen, 

(Luise Amtsberg [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt nicht schon wieder die Unter-
gangsfantasien!)

ganze Nachbarschaften, Ihre natürlich zuletzt.

(Beifall bei der AfD)

Ihr Antrag verschlimmert den Kern des Desasters ja 
erst: das Geschäftsmodell der sogenannten angemaßten 
Rechtsposition. Es geht den umfassend betreuten An-
tragstellern genauso wenig wie Ihnen um einen sauberen 
Rechtsweg.

(René Röspel [SPD]: Was ist das bloß für ein 
Weltbild?)

Es geht stets um die Vorwegnahme von Fakten: Erstens. 
Die Antragsteller sind ja schon hier. Zweitens. Sie wer-
den während des kostenlosen Verfahrens weiter hier sein. 

(René Röspel [SPD]: Es gibt einen Rechtsan-
spruch in diesem Land! – Ulli Nissen [SPD]: 
Lesen Sie sich mal das Grundgesetz durch!)

Drittens. Je länger dieses Verfahren dauert, umso eher er-
halten sie eine humanitär bedingte Duldung. Der Wisch 
mit dem Urteil geht dann oft ungesehen ins Archiv des 
Anwalts, da dem Klienten der Ausgang inzwischen oh-
nehin egal ist – er bleibt sowieso bei uns.

(Beifall bei der AfD)

Sie, liebe Grüne, wollen nun eine Berufung an den 
Obergerichten, die übrigens in Ausnahmefällen bereits 
zulässig ist, zum Normalfall machen, durch bloße Ent-
scheidung des Verwaltungsgerichts selber, und wenn dies 
es nicht möchte, soll sogar ein Anwalt der Asylindustrie 
es erzwingen können.

Um dem Ganzen noch den Hut aufzusetzen, soll eine 
Revision beim Bundesverwaltungsgericht eingeführt 
werden, um fallübergreifende, allgemeine Tatsachenfra-
gen klären zu können. Zunächst befassen sich Revisionen 
üblicherweise nur mit Rechtsfragen. Die beabsichtigten 
Länderleitentscheidungen sollen doch nur Rückführun-
gen in befriedete Gebiete auf Monate blockieren. Soll-
ten diese Leitentscheidungen und allgemein die Ober-
gerichtsentscheidungen asylfreundlich ausfallen, würde 
das Ihnen natürlich gefallen. Sollten sie asylfeindlich 
ausfallen, könnte der Anwalt  – Sie schreiben es selber 
hinein – ohnehin weiter dagegen vorgehen, dieses Mal in 
drei Instanzen statt nur einer.

(Beifall bei der AfD  – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was ist denn 
jetzt Ihre Haltung?)

Letzte Rettung sind dann wohl der EuGH und der 
EGMR; es kann nach Ihrer Ansicht endlos weitergehen. 
Die Asylindustrie kann hier nur gewinnen, Deutschland 
nur verlieren.

(Beifall bei der AfD)

Liebe Grüne, geben Sie einfach zu, was Sie hier 
möchten: die Erosion des Rechtsstaats, der durch einen 
Asylgeberstaat ersetzt werden soll. Meinetwegen schrei-
ben Sie in jeden zweiten Satz „Solidarität“ hinein. Aber 
wenn Sie das tun – das wissen Sie genau –, bleibt auch 
dem Ärzteehepaar in Stuttgart beim Frühstück das Müsli 
im Hals stecken, und deswegen schreiben Sie es nicht 
hinein. 

(Canan Bayram [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Hä? Den Witz habe ich jetzt nicht ver-
standen!  – Luise Amtsberg [BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN]: Können Sie das noch mal 
sagen? Ich habe das nicht mitbekommen! Wie 
war das mit dem Müsli, dem Frühstück und 
dem Kaffee?)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Tobias Matthias Peterka (AfD): 
Sie, liebe Grüne, wollen hier tarnen und täuschen. In 

die Ausschüsse kann die Sache trotzdem gehen. Viel-
leicht legen Sie dort die Karten etwas offener auf den 
Tisch. Die AfD steht weiterhin für sofortigen Asylstopp, 
Reduzierung der Fallzahlen und eine grundlegende Än-
derung dieses Anspruchssystems.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das ist 
ja genau das Problem!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege, Ihr letzter Satz, bitte.

Tobias Matthias Peterka (AfD): 
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Tobias Matthias Peterka
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Und nun für die Fraktion der SPD die Kollegin 

Gabriela Heinrich.

(Beifall bei der SPD)

Gabriela Heinrich (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Hinter jedem Asylantrag steht eine Hoffnung: 
die Hoffnung auf Schutz, die Hoffnung auf Sicherheit, 
manchmal auch einfach die Hoffnung auf ein besseres 
Leben. Egal, ob ein Asylantrag berechtigt ist oder nicht – 
Hoffnung steckt immer dahinter. Deswegen ist es nach-
vollziehbar – das kann man beklagen, so viel man will –, 
dass fast alle Betroffenen gegen einen abgelehnten Asyl-
antrag klagen. Dabei gilt, dass viele Asylanträge mit zeit-
licher Verzögerung auch zu vielen Klagen führen.

Zum 31.  Dezember 2017 waren bundesweit rund 
372 000 Asylklagen anhängig. Ihre Zahl ist massiv ge-
stiegen. Vor allem die Verwaltungsgerichte in allen Bun-
desländern sind massiv überlastet. Wir müssen diese 
Überlastung ernst nehmen, zumal die Verfahrensdauer – 
derzeit sind es im Schnitt rund acht Monate – sich weiter 
verlängert, wenn nichts getan wird. Das haben wir ver-
standen, und wir werden reagieren.

Wir haben im Koalitionsvertrag vereinbart – die Kol-
legin Keul hat es erwähnt –, dass wir die Gerichte entlas-
ten. Wir haben deswegen einen Pakt für den Rechtsstaat 
vereinbart, den wir schnell umsetzen müssen. In diesem 
Rahmen sollen 2 000 neue Richterstellen bei den Gerich-
ten der Länder und des Bundes und entsprechende Stellen 
für Folgepersonal geschaffen werden. Wir sind uns auch 
einig, dass Gesetzesänderungen – so habe ich auch den 
Kollegen von der CDU/CSU verstanden – zur weiteren 
Beschleunigung, Vereinfachung und Vereinheitlichung 
der Verfahren auf den Prüfstand müssen. In der letzten 
Legislaturperiode wurde auch aus diesem Grund bereits 
die Möglichkeit der Sprungrevision eröffnet. 

Eine aktuelle Länderinitiative der SPD-geführten Re-
gierungen von Berlin, Bremen, Brandenburg und Ham-
burg hat konkrete Vorschläge gemacht. In dieser Ini-
tiative werden wesentliche Forderungen aus der Praxis 
aufgegriffen, an denen sich ja auch der Gesetzentwurf 
der Grünen orientiert. Im Kern geht es darum, mehr Leit- 
und Orientierungsentscheidungen zu ermöglichen, damit 
die Verwaltungsgerichte sich besser an höherinstanzli-
chen Entscheidungen orientieren können. Das soll die 
Verfahren einfacher und die Rechtsprechung bundesweit 
einheitlicher machen. Aus unserer Sicht ist das der rich-
tige Weg.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Für die Forderungen der Länderinitiative gibt es eine 
breite Unterstützung der Fachwelt. Wir nehmen das sehr 
ernst, und wir werden darüber, wie besprochen, in der 
Großen Koalition und auch im Ausschuss gemeinsam 
mit der gebotenen Sorgfalt beraten.

Wir werden das Problem dagegen nicht lösen, wenn 
wir einfach mit dem Finger auf das Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge zeigen. Das möchte ich an dieser 

Stelle durchaus betonen. Nur weil es viele Klagen gibt, 
ist das noch lange kein Beleg für eine schlechte Verfah-
rensqualität. Fakt ist, dass fast 80 Prozent der Klagen vor 
den Verwaltungsgerichten keinen Erfolg haben. Aber: In 
immerhin 32 500 Fällen – bei 146 000 Entscheidungen – 
wurde im letzten Jahr ein abweichender Schutz zuge-
sprochen. Und das heißt eben auch: In einem Rechtsstaat 
kann es überhaupt nicht darum gehen, die Klagemöglich-
keiten einfach einzuschränken.

(Beifall bei der SPD)

Was wir jetzt brauchen, ist eine schnelle, aber auch 
sorgfältige Lösung. Sie muss mit ganz gezielten Eingrif-
fen insbesondere die Verwaltungsgerichte entlasten und 
gleichzeitig eine bundesweit einheitliche Rechtsprechung 
befördern. Die SPD ist dazu bereit, und das Gleiche er-
warten wir jetzt auch vom neuen Bundesinnenminister.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herzlichen Dank, Frau Kollegin Heinrich.  – Als 

Nächster spricht zu uns der Kollege Stephan Thomae für 
die Freien Demokraten.

(Beifall bei der FDP)

Stephan Thomae (FDP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen! 

Verehrte Kollegen! Jedes gerichtliche Verfahren kostet 
Zeit und Geld, und weil Zeit Geld ist, kostet es umso 
mehr, je länger ein Verfahren dauert. Deshalb ist nur 
schnelles Recht auch gutes Recht.

Bei den Verwaltungsgerichten hat sich die Verfahrens-
dauer in den letzten Jahren erheblich gesteigert. Im Zu-
ständigkeitsbereich des Verwaltungsgerichtes Berlin dau-
ert ein Verfahren bis zur Rechtskraft der Entscheidung im 
Schnitt um die 20 Monate, also fast zwei Jahre kostbare 
Zeit. Dies betrifft nicht nur Asylverfahren, sondern auch 
jedes andere verwaltungsgerichtliche Verfahren. Jede Fa-
milie, die gerne ein Eigenheim bauen möchte, sich aber 
in einem öffentlich-rechtlichen Bauprozess befindet, 
muss die Dauer des Verfahrens ebenfalls einkalkulieren. 

Die Lösung des Problems könnte nun sein – der Kol-
lege Seif hat es geschildert –, zu sagen: Dann stellen wir 
mehr Richter ein. Aber ein Stellenaufwuchs im öffent-
lichen Sektor ist zum Ersten nicht besonders originell 
und zum Zweiten auch teuer. Hinzu kommt, dass diese 
Stellen auch dann noch bedient werden müssen, wenn 
hoffentlich irgendwann die Arbeitsbelastung der Gerich-
te wieder sinkt. 

Der Lösungsansatz, den die Grünen heute mit ihrem 
Gesetzentwurf vorgelegt haben, ist eigentlich der viel 
schlauere und der intelligentere. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der Antrag sieht vor, dass Effizienzreserven gehoben 
und Verfahrensabläufe hinsichtlich einer möglichen Ver-
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besserung geprüft werden. Ich finde, das ist eine sehr 
nachdenkenswerte Idee. Zunächst einmal dauern die 
Verfahren dann länger – Herr Kollege Seif, da haben Sie 
recht –, weil weitere Rechtsmittelmöglichkeiten gegeben 
werden; man muss aber noch einen zweiten Blick auf den 
Vorschlag der Grünen werfen. Man muss fragen: Was 
passiert im zweiten Schritt? Die Zahl der offenen Anträge 
beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge ist inzwi-
schen auf unter 100 000 gefallen. Viele Fälle landen aber 
woanders, nämlich bei den Verwaltungsgerichten. Mo-
mentan sind bundesweit 320 000 Fälle in Bearbeitung. 
Die Gerichte müssen im Augenblick jedem Einzelfall 
nachgehen und die Verfolgungssituation in jeder Provinz, 
in jeder Region für jede Bevölkerungsgruppe eines Lan-
des prüfen, weil es nur diese eine Tatsacheninstanz und 
eben keine obergerichtlichen Entscheidungen dazu gibt. 
Wir haben in § 78 Absatz 6 Asylgesetz zwar die Möglich-
keit der Sprungrevision zum Bundesverwaltungsgericht; 
aber das ist eine reine Rechtsprüfungsinstanz. Dort wer-
den die Tatsachen nicht überprüft. Das heißt, wir haben 
eine zersplitterte Rechtsprechung. Es bleibt dabei, dass 
jedes Gericht die Tatsachen noch einmal prüfen muss, 
und das braucht Zeit.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wenn nun das Bundesverwaltungsgericht als neue 
Tatsacheninstanz auch allgemeinverbindlich Tatsachen 
überprüfen und feststellen kann, dann entlastet das im 
Endeffekt, also im zweiten Schritt, wenn das Verfahren 
durchschritten ist, natürlich die Gerichtsbarkeit in der 
ersten Instanz. Das hilft dem Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge und den Verwaltungsgerichten in erster 
Instanz bei ihren Entscheidungen und führt im Endeffekt 
dazu, dass Verfahren effizienter und schneller werden. 
Übrigens erfolgen dann auch die Ablehnungen schneller. 
Die Verfahren werden berechenbarer. Man weiß, was ei-
nen erwartet. Außerdem werden die Verfahren einheitli-
cher. Das heißt, wir bekommen am Ende schnellere Ent-
scheidungsprozesse, schnellere Verfahren. Dann haben 
die Gerichte auch wieder mehr Zeit und mehr Luft, dann 
haben sie die Hände frei für den Prozess der Familie, die 
gerne endlich den ersten Spatenstich für ihr Familien-
heim machen würde.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Das ist ein schlauer Antrag. Er könnte auch von uns 
sein.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Dr. Patrick Sensburg [CDU/
CSU]: Oder vom DAV!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege Thomae, ich enthalte mich hierzu jeden 

Kommentars. 

Als Nächste spricht zu uns die Kollegin Gökay 
Akbulut. Ich weise darauf hin, dass das ihre erste Bun-
destagsrede ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Gökay Akbulut (DIE LINKE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Wir debattieren hier über einen Gesetz-
entwurf von Bündnis 90/Die Grünen zur Änderung des 
Asylgesetzes. Konkret soll das Rechtsmittelsystem in 
Asylverfahren reformiert werden, indem die Zulassung 
der Berufung durch das Verwaltungsgericht und der Be-
schwerdemöglichkeiten im Verfahren des vorläufigen 
Rechtsschutzes eingeführt werden. Dadurch soll den 
Verwaltungsgerichten eine Klärung offener Rechtsfragen 
ermöglicht werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen, Die Linke begrüßt ausdrücklich die 
Forderung, dass die Asylverfahren beschleunigt und so 
den Verfahren nach dem allgemeinen Verwaltungsrecht 
wieder ein Stück weit angeglichen werden sollen.

(Beifall bei der LINKEN)

Derzeit belasten die gravierenden Mängel in der Ent-
scheidungspraxis des BAMF nicht nur Asylsuchende, 
die über Monate und Jahre hinweg in Unsicherheit leben, 
sondern sie überfordern auch die Verwaltungsgerichte. 
Die Verwaltungsgerichtsbarkeit verzeichnet seit gerau-
mer Zeit hohe Eingänge von Asylverfahren. Es gibt einen 
Höchststand bei den anhängigen Gerichtsverfahren im 
Asylbereich. 2017 gab es 328 382 Klagen gegen Asylbe-
scheide. Das ist fast eine Verdoppelung gegenüber dem 
Vorjahr. Gegen 91,3 Prozent aller ablehnenden Beschei-
de des BAMF wurde im Jahr  2017 geklagt. Wegen ei-
nes nur subsidiären Schutzstatus waren Ende 2017 noch 
66  247  Klagen anhängig, sogenannte Upgrade-Klagen. 
Die Erfolgsquote der Klagenden in erster Instanz lag bei 
inhaltlichen Asylentscheidungen bei 59,6  Prozent. Bei 
Syrerinnen und Syrern war sie sogar noch höher. Meine 
Damen und Herren, es kann nicht sein, dass die Haupt-
aufgabe der Gerichte darin besteht, ständig die falschen 
Entscheidungen des BAMF zu kassieren.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Linke setzt sich entschieden dafür ein, dass die 
Entscheidungspraxis des BAMF auf den Prüfstand ge-
stellt wird. Wichtig ist im Ergebnis, dass Geflüchtete in 
schnelleren und fairen Verfahren eine richtige Entschei-
dung erhalten.

Durch die erweiterte Möglichkeit der Zulassung von 
Rechtsmitteln geht der Gesetzentwurf der Grünen in die 
richtige Richtung. Das Asylgesetz sieht derzeit noch ei-
nen äußerst beschränkten Rechtsmittelzug vor. Anders 
als im allgemeinen Verwaltungsprozess kann das Ver-
waltungsgericht weder in Hauptsacheverfahren die Beru-
fung noch in Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes 
die Beschwerde zulassen. Dies hat zu einer nicht mehr 
hinnehmbaren Uneinheitlichkeit der Rechtsprechung 
geführt. Gleich gelagerte Fälle werden unterschiedlich 
entschieden und sorgen für Rechtsunsicherheit. Die Lin-
ke befürwortet ausdrücklich, dass durch einheitlichere 
Entscheidungen mehr Rechtssicherheit für Geflüchtete 
entsteht.

(Beifall bei der LINKEN)

Stephan Thomae 
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In der bisherigen Uneinheitlichkeit der Entscheidungen 
sieht Die Linke eine nicht hinnehmbare Ungleichbehand-
lung von Schutzsuchenden. Dies darf nicht zum Regel-
fall werden.

(Beifall bei der LINKEN)

In diesem Zusammenhang möchte ich noch einmal 
ausdrücklich darauf hinweisen, dass der Gesetzentwurf 
der Grünen das Problem der fehlerhaften Entscheidungen 
des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge, welche 
wir als das Hauptproblem ansehen, nicht beheben wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Die wirksamste Entlastung der Gerichte würde immer 
noch darin bestehen, dass das BAMF endlich sorgfäl-
tige Asylprüfungen durchführen und gut begründete 
Bescheide erstellen würde. Das BAMF sollte bei Her-
kunftsländern mit einer Vielzahl von gerichtlichen Auf-
hebungen – das betrifft insbesondere Syrien und Afgha-
nistan – negative Bescheide von sich aus überprüfen und 
gegebenenfalls korrigieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Den Zugang zu einem zügigen Verfahren zu ermög-
lichen, in welchem in guter Qualität über das Begehren 
der Schutzsuchenden entschieden wird, liegt in der Ver-
antwortung des Staates. Das Recht der Schutzsuchenden 
auf ein faires Verfahren muss hierbei maßgebend sein.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Ulle 
Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Linke unterstützt deshalb den Gesetzentwurf, sieht 
aber noch weiteren Handlungsbedarf. Es muss umgehend 
flächendeckend in ganz Deutschland eine gute, frühzeiti-
ge und dabei kostenlose Rechtsberatung für alle Schutz-
suchenden geben. Wir werden auch weiterhin solidarisch 
sein und die Rechte der Geflüchteten stärken.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Als Nächstes der Kolle-

ge Michael Kuffer für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Kuffer (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Sie haben, 

liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, auf je-
den Fall eine zutreffende Situationsbeschreibung vorge-
nommen; das muss ich Ihnen zugestehen. Die Belastung 
der Verwaltungsgerichte ist immens. Wir müssen aufpas-
sen, dass wir hier nicht einen Flaschenhals bekommen, 
der uns bei unserem Ziel, insgesamt zu einer Beschleuni-
gung zu kommen, im Wege steht.

Man sieht an dem Ganzen natürlich eines – das ist der 
Punkt, auf den die CSU seit Jahren hinweist –: dass wir, 
wenn wir die Belastungen, die mit der Flüchtlingskrise 
verbunden sind, richtig ermessen wollen, weit über die 
Primärfolgen hinausblicken und die Sekundärfolgen und 

Sekundäraspekte umfassend mit einbeziehen müssen. In-
sofern – das kann ich Ihnen nicht ersparen –: Sie werden 
uns noch dafür dankbar sein, dass wir die Obergrenze 
durchgesetzt haben. Auch hier sieht man es wieder.

(Beifall bei der CDU/CSU  – Dr.  Alexander 
Gauland [AfD]: Wo liegt denn diese Ober-
grenze? – Weiterer Zuruf von der AfD: Wel-
che Obergrenze?)

Ich kann den Gedanken, der mit dem Gesetzentwurf 
verbunden ist, nachvollziehen, durch obergerichtliche 
Grundsatzentscheidungen ein Rechtsgebiet und dessen 
Tatsachenumgebung gewissermaßen so zu kartographie-
ren, dass sich die Instanzgerichte darin einfacher zurecht-
finden. Ich kann das, wie gesagt, nachvollziehen, aber ich 
kann es – ich werde Ihnen gleich sagen, warum – jeden-
falls nicht ohne Weiteres teilen. Ich sage deshalb „nicht 
ohne Weiteres“, weil ich für richtig halte, worauf wir uns 
im Koalitionsvertrag geeinigt haben: dass wir zwar die 
Möglichkeiten der Verfahrensoptimierung nutzen, aber 
genau prüfen wollen. Das ist das, was jetzt ansteht. Ich 
glaube, dass dies dem Thema gut zu Gesicht steht und 
angemessen ist. Es gibt ja das Sprichwort: „Das Bessere 
ist der Feind des Guten.“ Insofern müssen wir aufpassen, 
dass wir das Ziel der Beschleunigung und Vereinfachung 
im Blick behalten.

Ich sage Ihnen aber auch: Mit einer Vereinheitlichung 
ohne Beschleunigung, wenn wir im Gegenteil sogar noch 
das Risiko der Ausweitung bzw. der Aufblähung des 
Rechtsschutzes eingehen, würden wir dem Anliegen eher 
einen Bärendienst erweisen. Anders gesagt: Wir müssen 
die Beschleunigungskräfte, die wir mit dem Vorschlag 
auf der materiell-rechtlichen Ebene erreichen können, 
sehr sauber gegen die Bremskräfte abwägen, die auf der 
prozessualen Seite drohen, und da kommt mir durchaus 
der eine oder andere Zweifel. 

Zunächst vielleicht noch mal zur Klarstellung: Wir 
haben auch bisher schon nach § 78 des Asylgesetzes die 
Möglichkeit der Zulassung einer Berufung bei grundsätz-
licher Bedeutung, allerdings eben nicht von vornherein 
durch die Instanzgerichte, sondern durch die Oberver-
waltungsgerichte. Der Einwand, dass eine obergericht-
liche Klärung vereitelt werden kann, wenn Zulassungs-
anträge den prozessualen Anforderungen nicht genügen, 
überzeugt mich nicht so wahnsinnig. Wenn nämlich 
schon der Zulassungsantrag nicht sauber gestellt werden 
kann, dann erscheint es mir mehr als unwahrscheinlich, 
dass Grundsatzfragen im Berufungsverfahren unter die-
sen Bedingungen sauber heraus- und auch aufgearbeitet 
werden können.

Natürlich können wir rechtliche Grundsatzfragen 
obergerichtlich ausleuchten. Trotzdem sind wir im Asyl-
verfahren natürlich stark von Tatsachenfragen geprägt. 
Hier erscheint es mir sehr fraglich, ob sie sich oberge-
richtlich vereinheitlichen lassen und ob das dann wirk-
lich zu einer Beschleunigung führt.

Schlussendlich als letzter Gedanke: Wir müssen auf-
passen, dass wir nicht das Risiko eines Perpetuum mo-
bile eingehen; denn wenn wir mehr obergerichtliche 
Rechtsprechungen produzieren, dann erhöhen wir natür-
lich auch die Wahrscheinlichkeit, dass Instanzgerichte, 

Gökay Akbulut 
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gerade wenn sie sich mit Tatsachenfragen beschäftigen 
und den Besonderheiten des Einzelfalls folgen wollen, 
davon abweichen müssen, wodurch wir wiederum neue, 
eigenständige Berufungsgründe schaffen.

Insofern bitte ich wirklich herzlich darum, dass wir 
uns die Zeit nehmen, die Dinge ordentlich zu prüfen und 
jetzt darüber nachzudenken, wo die richtigen Ansatz-
punkte liegen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege Kuffer, kommen Sie jetzt wirklich zum 

Schluss.

Michael Kuffer (CDU/CSU): 
Dann, glaube ich, sind wir auf dem richtigen Weg.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herzlichen Dank. – Als Nächstes der Kollege Helge 

Lindh für die SPD.

(Beifall bei der SPD)

Helge Lindh (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

zitiere:

Die Gerichte sind der Reparaturbetrieb für die poli-
tischen und bürokratischen Versäumnisse der letz-
ten Jahre.

Das schrieb 2017 die „Augsburger Allgemeine“

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Ich 
erinnere mich!)

sehr pointiert, grob vereinfachend und auch nicht ganz 
gerecht. Es gibt darin aber zumindest einen Punkt, an 
dem man ins Nachdenken über die gewiss nicht europä-
isch-solidarisch bewältigte Massenflucht und über unsere 
sehr komplexen Regelungsversuche derselben Situation 
kommt. Im Ergebnis war dies unweigerlich tatsächlich 
eine Arbeitsbeschaffung für viele Anwältinnen und An-
wälte.

Diese Anwältinnen und Anwälte berichten uns, dass 
unterschiedliche Spruchkörper in demselben Verwal-
tungsgericht zu ganz unterschiedlichen Ergebnissen 
kommen. Diese Gerichte sind in der Tat so etwas wie die 
Produktionsstätten von Urteilen. Heutzutage fällen sie 
diese – das sage ich mit viel Respekt, der ihnen gebührt – 
fast am Fließband. Gleichzeitig sind sie auch nicht we-
niger als die Produktionsstätten unseres Rechtsstaates. 
Denn wann, wenn nicht jetzt, und wo, wenn nicht dort, 
wird der Bürger zu einem würdigen Bürger, der sich ge-
gen die Behörden wehren kann? 

Sie sind aber noch mehr und müssen auch noch mehr 
sein. Diese Gerichte und das BAMF sind – und das mei-
ne ich ganz ernst – Produktionsstätten von Demokratie 
und Humanität, und sie müssen es sein. Sie sind viel-
leicht auch so etwas wie – das Wort ist ja wieder in Mode 

gekommen, und ich bin bald ja nicht mehr nur Innenpoli-
tiker, sondern auch Heimatpolitiker –

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)

die Heimat von Demokratie und Menschenrechten. Wenn 
sie das nicht hinreichend sein können, so ist es unsere 
verdammte Pflicht und Schuldigkeit, uns darum zu küm-
mern und zu prüfen, wie sie es sein können.

(Beifall bei der SPD)

Aufgrund der Komplexität all dieser Regelungen und 
der Dynamik der Gesetzgebung haben wir, denke ich, 
in den Strukturen  – ich denke auch an die Statistiken, 
um die wir uns sicher guten Willens gekümmert haben – 
manchmal jemanden am Wegesrand vergessen, nämlich 
den Menschen in all seinen Dimensionen: als betroffe-
nen Geflüchteten, als Dolmetscher und als Richterin bzw. 
Richter.

Versetzen wir uns einmal in die typische Situation: ein 
ziemlich kahler Saal, eine Richterin mit Diktiergerät, ein 
Dolmetscher, ein Geflüchteter mit oder ohne Rechtsbei-
stand. Was wird da verhandelt? Da wird ein Menschen-
schicksal verhandelt. 

Nicht wesentlich anders verhält es sich beim BAMF: 
ein kahler Raum, eine Anhörerin, ein Dolmetscher, ein 
betroffener Flüchtling. Wie erlebt man es beispielswei-
se, wenn eine Frau plötzlich in Tränen ausbricht, weil ihr 
die Bilder wieder vor Augen kommen, dass ein Soldat 
mit sauber entfernten Gliedmaßen aufgeknüpft wurde? 
Sie hat es mit ansehen müssen. Was macht das mit ei-
ner Betroffenen? Was macht das mit den Dolmetschern? 
Was macht das mit den Richterinnen und Richtern? Sind 
wir uns bewusst, was wir ihnen zumuten und vor welche 
Aufgaben wir sie stellen? Ich denke, dieser Verantwor-
tung müssen wir uns bewusst sein.

Wir müssen alles Erdenkliche tun und die Bedingun-
gen ihrer Arbeit so gut, so effizient und so würdig ge-
stalten, wie es nur geht. Dieser Aufgabe müssen wir uns 
stellen. Diese beiden Räume, der Gerichtssaal und der 
Raum beim BAMF, sind so etwas wie kommunizierende 
Röhren. Wir werden im Ausschuss darum ringen müssen, 
denke ich, ob eine zweite Tatsacheninstanz Sinn macht, 
wie sinnvoll sie ist, wie sie sich zur Sprungrevision ver-
hält und wie das Ganze im Zusammenhang mit den neu 
geschaffenen und auch neu zu schaffenden Richterstellen 
steht. Diese Fragen werden wir beantworten müssen.

In unserer Demokratie funktioniert Legitimation 
durch Verfahren. Genau darin zeigt eine Demokratie ihr 
menschliches und rechtsstaatliches Antlitz  – eben im 
Unterschied zu Diktaturen und autoritären Regimen. Be-
kenntnisse, die wir alle abgeben, sind wichtig. Sie sind 
auch richtig und notwendig, aber sie reichen nicht; denn 
wir brauchen Praxis. Gute Gesinnung ist wichtig. Sie ist 
notwendig, aber sie reicht nicht; denn wir brauchen  – 
auch darüber diskutieren wir heute – einen humanitären 
Pragmatismus.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Roland Hartwig [AfD])

Michael Kuffer 
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Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der letzte Redner zu diesem Tagesordnungspunkt ist 

der Professor Dr.  Patrick Sensburg, CDU/CSU-Frakti-
on. – Herr Kollege.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Patrick Sensburg (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Ich freue mich, dass wir uns in diesem 
Haus über alle Fraktionen hinweg einig sind  – das ist 
auch nicht immer der Fall –, dass wir handeln müssen. 
Dass die Zahl der Fälle an unseren Verwaltungsgerichten 
steigt, das war eigentlich vorhersehbar. Wer ein bisschen 
Erfahrung hat, die bis in die 80er- und bis in die 90er-Jah-
re reicht, der konnte wissen, dass die Zahl der Fälle stei-
gen wird. 

Wir können auch davon ausgehen, dass die Fälle nicht 
ganz unkompliziert werden, gerade angesichts der gro-
ßen Zahl der schnellen Verfahren, die das BAMF abwi-
ckeln musste. Da wird auf unsere Verwaltungsgerichte 
viel zukommen. Ich glaube, wir sind uns darin einig, dass 
wir etwas tun müssen.

Wie der Gesetzentwurf von Bündnis  90/Die Grünen 
da helfen soll, hat sich mir in den letzten Minuten nicht 
erschlossen, weder bei der Rede der Kollegin Keul noch 
bei der Rede des Kollegen Thomae. Die Möglichkeit der 
Berufung einer weiteren Tatsacheninstanz soll erweitert 
werden.

Es wurde gerade vom Kollegen Lindh gesagt, der 
Grund sei, dass Spruchkörper zu unterschiedlichen Er-
gebnissen kommen. – Ja, es ist nun mal bei Einzelfall
entscheidungen so, dass man zu unterschiedlichen Er-
gebnissen kommt; denn jeder Fall ist anders. Dahinter 
verbergen sich ein ganz individueller Werdegang und ein 
ganz individueller Antrag.

Die Frau Kollegin Keul hat gesagt: Oben kommt 
nichts an. Es kommt zu einer unterschiedlichen Recht-
sprechung, und das führt zu Unsicherheit. – Jetzt möchte 
ich doch einmal ins Gesetz gucken. Ich habe es mir extra 
mitgenommen, das schadet ja auch nicht. Ein Blick ins 
Gesetz erleichtert die Rechtsfindung, das lernt man im 
Studium.

(Ulli Nissen [SPD]: Schlauberger!)
§ 78 des Asylgesetzes: 

Das Urteil des Verwaltungsgerichts, durch das die 
Klage in Rechtsstreitigkeiten nach diesem Gesetz 
als offensichtlich unzulässig oder offensichtlich un-
begründet abgewiesen wird, ist unanfechtbar. 

In Absatz 2 steht dann: 
In den übrigen Fällen steht den Beteiligten die Be-
rufung gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts zu, 
wenn sie von dem Oberverwaltungsgericht zugelas-
sen wird.

Die Berufung ist also möglich, wenn sie vom Ober-
verwaltungsgericht zugelassen wird. Ich habe mich ein-
mal bei Verwaltungsrichtern umgehört, ob sie meinen, 
oben bei ihnen komme nichts an. Sie sagen: Wenn etwas 

ankommen soll, dann geht es auch bei Entscheidungen, 
die eben nicht offensichtlich unbegründet sind.

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!)

Sie wollen, dass bei denen noch eine weitere Tatsa-
cheninstanz möglich ist. Wenn man sich ein bisschen mit 
den Asylverfahren beim BAMF befasst hat, dann weiß 
man, dass sich im Laufe der Zeit Sachverhalte ganz an-
ders darstellen können und dass sich der Vortrag der An-
tragsteller sehr stark verändern kann. 

Sie wollen jetzt die Möglichkeiten der Berufung, die 
schon im Gesetz enthalten sind  – Herr Kollege Tho-
mae hat auf die Sprungrevision hingewiesen, bei der 
die rechtlichen Fragen im Streitfall noch geklärt werden 
können  –, verbreitern. Ich möchte noch einmal darauf 
hinweisen und wünsche mir, dass bitte noch einmal alle 
einen Blick ins Gesetz werfen und feststellen, dass es die 
Berufung schon gibt. 

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Die Richter haben auch ins Gesetz geguckt! 
Meine Güte, Herr Kollege Sensburg!)

Da schafft eine Erweiterung bei der Vielzahl der Fälle 
keine Beschleunigung. Sie führt vielmehr zur Lähmung 
und Verlangsamung. Ich empfehle Ihnen einen Blick in 
die 6. VwGO-Novelle aus dem Jahr 1997. 

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Habe ich noch gut in Erinnerung! Da habe ich 
Examen gemacht!)

Man muss nicht alles teilen, was da steht, aber man er-
kennt, dass sie bei der großen Klagewelle an den Verwal-
tungsgerichten einen Erfolg gebracht hat. Wir hatten in 
den Jahren fast 500 000 Streitigkeiten bei den Verwal-
tungsgerichten. Durch sie wurde die Klagewelle einge-
dämmt, sodass unsere Verwaltungsgerichtsbarkeit mit 
den vielen Fällen klarkam. 

Sie wollen das jetzt völlig negieren und weitere Be-
rufungsmöglichkeiten schaffen. Das kann ich verstehen, 
aber nennen Sie es dann nicht Beschleunigung. Dann 
sollten Sie auch sagen, dass Sie die Berufungsmöglich-
keiten stark erweitern und unsere Justiz bzw. unsere 
Verwaltungsgerichtsbarkeit mit viel, viel mehr Fällen be-
trauen wollen. Das, glaube ich, möchten wir nicht.

Danke schön für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Ich schließe die Aussprache zu diesem Tagesord-

nungspunkt. 

Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzent-
wurfs auf Drucksache 19/1319 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen, wobei die 
Federführung beim Innenausschuss liegen soll. Gibt es 
dazu andere Vorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
ist die Überweisung so beschlossen.



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 26 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 19 . April 20182458

(A) (C)

(B) (D)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 16 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Jürgen 
Braun, Dr.  Anton Friesen, Verena Hartmann, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Christenverfolgung stoppen und sanktionie-
ren

Drucksache 19/1698 
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe (f)	  
Auswärtiger Ausschuss 	  
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Es gibt dazu 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Zu seiner ersten Rede bitte ich den Kollegen Jürgen 
Braun von der AfD-Fraktion ans Mikrofon.

(Beifall bei der AfD)

Jürgen Braun (AfD): 
Herr Präsident! Liebe Kollegen! Vor allem kommu-

nistische und islamische Staaten verfolgen Christen. 
Christen werden diskriminiert und ausgegrenzt, einge-
sperrt und ermordet. 

Noch nie in der Geschichte war die Situation für Chris-
ten so katastrophal wie heute. So stellen es unabhängige 
Experten fest. Nach einer Studie des Pew Research Cen-
ter ist die Religionsfreiheit von Christen in 128 Ländern 
eingeschränkt. Open Doors schätzt die Zahl verfolgter 
Christen weltweit auf rund 200 Millionen Menschen.

Die AfD-Fraktion nimmt diese entsetzliche Entwick-
lung nicht hin. 

(Beifall bei der AfD)

Die Christenverfolgung muss gestoppt und bekämpft 
werden. Der Arabische Frühling wurde von der deut-
schen Politik und den Medien unkritisch bejubelt. Je-
doch: Weltliche Diktaturen wurden durch islamische Re-
gime abgelöst, begleitet vom Terror fanatischer Horden 
auf den Straßen. 

Christen werden mitten in ihren Kirchen angegriffen, 
mit Messern, Schusswaffen und Bomben: Dutzende von 
Toten, abgerissene Gliedmaßen, im Kirchenraum ein 
Meer von Blut.

Beispiel Ägypten: Die Wahl ausgerechnet des Mos-
lembruders Morsi zum Präsidenten wurde im Westen und 
besonders in Deutschland bejubelt. Damit begann aber 
eine entsetzliche Zeit für die koptischen Christen. Erst 
unter dem Präsidenten el-Sisi, so bedenklich seine Politik 
sonst ist, hat sich die Lage der Christen wieder deutlich 
verbessert. 

Die Kopten in Ägypten stellen noch immer rund 
10 Prozent der Bevölkerung, trotz massiver Verfolgung. 
Eines der vielen Beispiele in diesem Zusammenhang 
sind die geköpften Christen am libyschen Strand. Der 
große Martin Mosebach setzt den mutigen Kopten nun 

ein literarisches Denkmal mit „Die 21“, vermutlich das 
politische Buch des Jahres. 

Auch in Asylbewerberheimen in Deutschland werden 
Christen unterdrückt. Sie sind vor dem Islam geflohen 
und treffen hier ihre Peiniger wieder, nicht in jedem 
Heim, aber überall in Deutschland.

(Ulli Nissen [SPD]: Was?)

Mehrfach bin ich in meinem Wahlkreis von Asylhelfern 
darauf angesprochen worden. Unsere Befürchtungen be-
treffend die illegale Grenzöffnung vor drei Jahren sind 
leider eingetreten. Auch wenn Sie es nicht wahrhaben 
wollen: Durch das Totalversagen der Regierung Merkel 
sind Hunderttausende Judenhasser und Christenhasser in 
unser Land geströmt.

(Beifall bei der AfD)

Wir haben einige sinnvolle Maßnahmen in unserem 
Antrag genannt, um die Christenverfolgung in vielen 
Staaten der Welt zu bekämpfen. Wir wollen zum Beispiel 
gezielt die Entwicklungshilfe kürzen und Handelsprivi-
legien für Verfolgerstaaten abschaffen. Wenn Sie andere 
gute Vorschläge haben, dann freuen wir uns sehr auf die 
Unterstützung der anderen Fraktionen im Ausschuss. 

Deutsche Bischöfe legen in Jerusalem das Kreuz ab. 
Sie unterwerfen sich dem Islam. Das deutsche Parlament 
sollte mutiger sein. 

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun das Wort der Kol-

lege Michael Brand.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Brand (Fulda) (CDU/CSU): 
Religionsfreiheit ist ein zentrales Menschenrecht, 
das weltweit zunehmend eingeschränkt oder kom-
plett infrage gestellt wird. Das gilt für zahlreiche 
religiöse Minderheiten weltweit. Unsere Solidarität 
gilt allen benachteiligten religiösen Minderheiten. 
Dazu zählt der beharrliche Einsatz für viele Millio-
nen verfolgter Christinnen und Christen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Lieber Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und 
Kollegen! So steht es an prominenter Stelle im neuen 
Koalitionsvertrag, weil es uns ein Anliegen und eine 
Verpflichtung für unsere Arbeit ist. Vor allem Minder-
heiten sind betroffen, deren Religionszugehörigkeit ge-
nutzt wird, um Vorurteile zu schüren oder zu verstärken, 
sie zu verfolgen: die Bahai, die Ahmadiyya, die Jesiden, 
Schabak, die Aleviten, die Juden – diese werden in Ihrem 
Antrag trotz der Ereignisse in diesen Tagen nicht einmal 
erwähnt  – oder Schiiten und Sunniten, Tibeter, Uigu-
ren oder die muslimischen Rohingya. Um die Situation 
von Christen ist es besonders schlecht bestellt. Weil sich 
Menschen zu Jesus Christus bekennen, werden sie dis-
kriminiert und verfolgt, bis hin zu Folter und Hinrich-

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich
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tung. Mehr als 100 Millionen Christen leben in Ländern, 
in denen ihr Menschenrecht auf Religionsfreiheit nicht 
geachtet wird. Damit sind Christen die größte verfolgte 
Gemeinschaft in Nordkorea, Pakistan, Eritrea und Nige-
ria, in China, der Türkei, im Nahen Osten oder anderswo.

Das Thema Christenverfolgung lässt sich keineswegs 
auf einen Kulturkampf zwischen Christentum und Islam 
reduzieren, wie mancher behauptet, auch um bewusst zu 
spalten oder das eigene politische Süppchen zu kochen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Beim Terror des sogenannten „Islamischen Staates“ sind 
nach wie vor die meisten Opfer Muslime, die eben nicht 
die aggressive Ideologie der Krieger teilen. Ich bekenne: 
Mein Einsatz als Christ für die Religionsfreiheit schließt 
immer den Einsatz für alle Menschen ein, die wegen ih-
res Glaubens verfolgt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN)

Der Bamberger Erzbischof Ludwig Schick hat es auf den 
Punkt gebracht: „Unser Einsatz für die Christen ist exem-
plarisch, aber nicht exklusiv.“

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Einsatz der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen 
Bundestag für die Religionsfreiheit grundsätzlich sowie 
für bedrängte und verfolgte christliche Schwestern und 
Brüder im Glauben im Besonderen ist ein Einsatz für 
unser aller Freiheit. Dieser Einsatz ist seit Jahren stark, 
beharrlich und konkret. 

(Zurufe von der AfD: Wo?)

In Zusammenarbeit mit einer großen, internationalen Ge-
meinschaft von Parlamentsangehörigen aller Religionen, 
dem International Panel of Parliamentarians for Freedom 
of Religion or Belief, dem Stephanuskreis, mit Fachta-
gungen und Konferenzen, auf Delegationsreisen wie im 
Fall des Klosters Mor Gabriel in der Türkei, mit vielfäl-
tigem Engagement oder mit parlamentarischen Paten-
schaften für bedrängte Menschen wie die tapfere Chris-
tin Asia Bibi, die in pakistanischer Haft sitzt, wirken die 
Mitglieder meiner Bundestagsfraktion und anderer Frak-
tionen für das Recht jedes Menschen auf Glaubens- und 
Bekenntnisfreiheit.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Biblisches Ausmaß hat die Gewalt gegen religiöse 
Minderheiten in Teilen des Nahen Ostens. Durch die Ta-
ten des IS ist das Überleben des Christentums in seiner 
Ursprungsregion in akuter Gefahr. Angesichts der Rück-
kehr von Vertriebenen in die vom IS befreiten Gebiete 
im Irak oder in Syrien ist die zentrale Frage, ob religiöse 
Vielfalt von Christen, Muslimen, Juden und anderen dort 
möglich bleibt oder wieder möglich wird.

In anderen Ländern wie in China, Vietnam oder auch 
in einigen Nachfolgestaaten der Sowjetunion bekämpfen 
autoritäre Regime systematisch Religionen. Sie werden 

mit allen Mitteln aus dem öffentlichen Raum verbannt. 
Jede Regung wird engmaschig überwacht und gnadenlos 
ins Visier genommen. Auch in Europa gibt es Entwick-
lungen, die mehr als besorgniserregend sind. Probleme 
durch wachsende religiöse Pluralität löst man sicher 
nicht, indem man Religion aus dem öffentlichen Raum 
verbannt. Auch in Deutschland gibt es einen sich ausbrei-
tenden aggressiven Säkularismus.

Zu dem vorgelegten Antrag der AfD möchte ich aus 
dem heutigen Beitrag einer Journalistin von „Focus On-
line“ zitieren und mich dieser Einschätzung ausdrücklich 
anschließen: 

Auf den ersten Blick könnte man denken, ein An-
trag zu verfolgten Christen könne auch aus der 
Union kommen. Damit will die AfD den Eindruck 
vermitteln, man fordere ja nur Dinge, die konser-
vative Unionspolitiker auch verträten. Die Ähnlich-
keit ist aber sehr oberflächlicher Natur: Während 
es CDU-Politikern wie Kauder wirklich um das 
Schicksal verfolgter Christen geht,

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

nutzt die AfD das Thema nur als Aufhänger, um 
Stimmung gegen den Islam und Muslime zu ma-
chen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die CDU/CSU wird 
ihren Einsatz konsequent fortsetzen, mit Offenheit und 
nicht mit Tunnelblick wie andere. Auch deshalb war es 
uns besonders wichtig, dass das neue Amt des Beauftrag-
ten der Bundesregierung für weltweite Religionsfreiheit 
geschaffen wurde. Ich freue mich, dass Markus Grübel 
hier ist. Wir freuen uns auf diese wichtige Zusammen-
arbeit. Alle zwei Jahre wird es künftig einen Bericht der 
Bundesregierung zur weltweiten Lage der Religions-
freiheit geben, und zwar mit einem systematischen Län-
deransatz. Als Parlamentarier haben wir hier die Erwar-
tung, dass sich die Erkenntnisse im Handeln deutscher 
Regierungspolitik widerspiegeln und dass wir diesen 
Kurs fortsetzen können – für den Schutz der Religions-
freiheit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Ich erteile das Wort zu ihrer ersten Rede im Deutschen 

Bundestag der Kollegin Gyde Jensen.

(Beifall bei der FDP)

Gyde Jensen (FDP): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Das Fazit gleich vorweg: Der vorliegende Antrag der 
AfD-Fraktion ist nichts anderes als ein Feigenblatt für 

Michael Brand (Fulda)
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die Ausgrenzung von Religionsgemeinschaften insge-
samt.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN – Dr. Alexander Gauland [AfD]: Ja 
natürlich! Das hätten Sie sich sparen können! 
Das ist ja mal was richtig Neues!)

Ich will Ihnen das auch gerne erklären. Ja, Christen wer-
den verfolgt, aber auch Buddhisten, Muslime und Juden. 
Es gibt Juden, die in muslimisch geprägten Ländern 
verfolgt werden. Es gibt Muslime, die in buddhistisch 
geprägten Ländern verfolgt werden. Es gibt aber auch 
Christen, die in christlich geprägten Ländern verfolgt 
werden, sogar von Christen selbst. Die Realität ist eben 
komplex.

In Ihrem Antrag werden Sie der komplexen Realität 
einfach nicht gerecht.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der SPD, der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Folge ist: Christenverfolgung wird in Ihrem Antrag 
einseitig als ein Problem islamischer Staaten deklariert. 
Damit legen Sie bewusst die Axt an die Gleichwertigkeit 
aller Glaubensgemeinschaften.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Neun von zehn Verfolgten in 
islamischen Staaten!)

Sie sagen, Sie wollten Christen schützen. Tatsächlich 
aber spielen Sie Religionen gegeneinander aus. Die For-
derungen in Ihrem Antrag sind so nichts weiter als Ab-
schottungsromantik:

(Dr.  Alexander Gauland [AfD]: „Abschot-
tungsromantik“! Mein Gott, was ist aus denen 
geworden!)

Entwicklungshilfe kürzen, Handelsprivilegien abschaf-
fen, Visaerteilung einschränken, wenn Austausch, dann 
nur für Christen.

(Jürgen Braun [AfD]: Sagen Sie das bitte mal 
Ihren FDP-Wählern!)

Interreligiöser Dialog? Fehlanzeige. Eine Differenzie-
rung findet schlicht nicht statt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der SPD, der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Haben Sie einmal einen Blick ins Grundgesetz gewor-
fen?

(Dr. Heribert Hirte [CDU/CSU]: Das kennen 
die nicht!)

Studienplatzvergabe und Flüchtlingshilfe an die Religi-
onszugehörigkeit zu knüpfen, das ist mit unserer Verfas-
sung nicht vereinbar, übrigens auch nicht mit christlichen 
Werten. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der 
SPD, der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN – Matthias W. Birkwald [DIE 

LINKE]: Mit der Verfassung haben die nichts 
am Hut!)

Für die AfD-Fraktion geht es bei diesem Thema nicht um 
Verfolgung an sich; es geht vor allem um Ausgrenzung 
von Muslimen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Diese Art der Politik hat bei Ihnen Methode. An Ihrem 
Versuch, Religionsgemeinschaften gegeneinander auszu-
spielen, werden wir Freie Demokraten uns nicht beteili-
gen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU, der SPD und des BÜND-
NISSES  90/DIE GRÜNEN  – Dr. Alexander 
Gauland [AfD]: Das haben wir auch nicht er-
hofft!)

Meine Damen und Herren, die Religionsfreiheit je-
des Einzelnen ist häufig dann gefährdet, wenn Glaube 
und Politik miteinander vermischt werden, und die AfD 
macht genau das. Mit Ihrem Mantra der Islamisierung 
politisieren Sie jeden einzelnen Muslim. Dabei wird 
Deutschland heute, im 21.  Jahrhundert, ebenso wenig 
islamisiert, wie Deutschland zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts judaisiert wurde. Ab und an sollten auch Sie aus der 
Geschichte lernen.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN  – Dr.  Alexander Gauland [AfD]: 
Was sind das für Vergleiche? Das fehlt gerade 
noch, dass Sie mir Geschichtsunterricht ge-
ben! Das ist eine Unverschämtheit!)

„Aus der Geschichte lernen“ bedeutet auch, die Vertei-
digung von Religionsfreiheit nicht nur rein rechtlich zu 
betrachten, sondern diese auch im Alltag vorzuleben. 
Was wir vorgestern im Prenzlauer Berg gesehen haben, 
zeigt: Religionsfreiheit muss jeden Tag aufs Neue ver-
teidigt werden.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN)

Für uns Freie Demokraten steht fest: Antisemitismus 
darf in Deutschland nie wieder einen Platz haben, und re-
ligiös motivierte Straftaten müssen konsequent verfolgt 
und bestraft werden.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten der SPD – Jürgen Braun 
[AfD]: Es geht um Christenverfolgung!)

Auch wir als Europäer müssen Religionsfreiheit aus-
reichend schützen. Wenn ein Viktor Orban die Wahl in 
Ungarn mit einer Kampagne gegen sogenannte muslimi-
sche Invasoren gewinnen kann, 

(Jürgen Braun [AfD]: So ist die FDP! Links-
grünes Geschwätz! Links-grünes Geschwätz 
von der FDP!)

Gyde Jensen 
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so sehen wir, wie schnell sich Vorurteile in unserer Ge-
sellschaft verfestigen können.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Meine Damen und Herren, Deutschland und auch die 
Bundesregierung müssen ihren Beitrag leisten. Wir Freie 
Demokraten fordern eine aktive Menschenrechtspolitik, 
die weltweit für Religionsfreiheit und Meinungsfreiheit 
eintritt und die Menschenrechte auch lokal umsetzt;

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES  90/
DIE GRÜNEN)

denn Religionsfreiheit ist immer auch ein Gradmesser 
für die Toleranz und Integrationsfähigkeit einer ganzen 
Gesellschaft. Es braucht auch hier Mut zu neuen Ideen. 

(Martin Hebner [AfD]: Gehen Sie mal nach 
Saudi-Arabien!)

Das House of One in Berlin ist so eine Idee, den interre-
ligiösen Dialog zu stärken.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten der LINKEN – Jürgen 
Braun [AfD]: Links-Grün-FDP, das ist der 
Hinweis!)

Aktive Menschenrechtspolitik bedeutet auch, sich von 
Verfolgungssuperlativen zu distanzieren, so wie es die 
Evangelische und die Katholische Kirche in ihrem Be-
richt zum Thema Christenverfolgung getan haben. Das 
erwarte ich auch von jedem einzelnen Abgeordneten in 
diesem Parlament.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der LINKEN 
und dem BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU  – 
Dr. Alexander Gauland [AfD]: Was Sie alles 
erwarten! – Jürgen Braun [AfD]: Sie haben gar 
nichts zu erwarten! Frechheit! – Dr. Alexander 
Gauland [AfD]: Wer solche Reden hält, hat 
nichts zu erwarten!)

Ich komme zum Schluss. – Meine Damen und Herren, 
Anschläge auf Christen wie in Ägypten oder in Pakistan 
mahnen Staaten und Kirchen gleichermaßen. Religiöser 
Fanatismus in Verbindung mit staatlicher Gewalt muss 
weltweit geächtet werden. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ob Christen in Ägypten, die Rohingya in Myanmar oder 
Jesiden in Syrien – vielerorts sind Religionsgemeinschaf-
ten unterdrückt. Staaten, Kirchen und alle friedliebenden 
Religionsgemeinschaften müssen miteinander die Reli-
gionsfreiheit verteidigen, anstatt sich gegeneinander aus-
spielen zu lassen. 

(Martin Hebner [AfD]: Sie ignorieren Morde 
an Christen!)

Lassen Sie uns ein Stück dazu beitragen!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN  – Dr.  Alexander Gauland [AfD]: 
Die Rede war fast so gut wie die von Herrn 
Zimmer heute! – Jürgen Braun [AfD]: 3 Pro-
zent für die FDP sind nahe!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Das Wort zu einer Kurzintervention hat der Kollege 

Dr. Anton Friesen. Bitte.

Dr. Anton Friesen (AfD): 
Vielen Dank erst einmal. – Ich will nur darauf hinwei-

sen, dass die Behauptung, dass die weltweite Verfolgung 
insbesondere von Christen nichts mit dem Islam zu tun 
habe, einfach nicht der Wirklichkeit entspricht. Schauen 
Sie sich einmal den Weltverfolgungsindex an: Acht der 
zehn Top-Staaten sind mehrheitlich muslimische Länder. 
Es trifft also einfach nicht zu, dass der Islam da gar keine 
Rolle spielt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Das hat sie auch nicht behaup-
tet!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Wollen Sie antworten, Frau Kollegin?

Gyde Jensen (FDP): 
Ich möchte mit dieser Rede betonen  – und ich den-

ke, das haben Sie auch am Beifall des Hauses gesehen –, 
dass das durchaus keine Meinung ist, die die Freien De-
mokraten teilen.

(Widerspruch bei der AfD)

Möchten Sie meine Erwiderung hören? 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Nein, eigent-
lich nicht! – Gegenruf des Abg. Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: So viel Selbstgefällig-
keit, Herr Gauland! – Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU: Hört! Hört! – Wie schrecklich! – 
Unparlamentarisch!)

– Dann dürfen Sie keine Kurzinterventionen machen. 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Könnten Sie jetzt bitte der Kollegin zuhören! 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: [BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: Was 
für ein Schwächling! – Michael Brand [Fulda] 
[CDU/CSU]: Was für ein Feigling! – Lachen 
des Abg. Dr.  Alexander Gauland [AfD]  – 
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Selbst-
gefällig!)

Gyde Jensen 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Kollegin Gyde 
Jensen möchte gerne auf die Kurzintervention antworten. 
Bitte hören Sie ihr zu. – Frau Kollegin, bitte schön. 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Mann, Mann, Mann, was für ein Typ 
da in der ersten Reihe!)

Gyde Jensen (FDP): 
Ich möchte mit dieser Rede auch zeigen, dass nicht 

nur die junge Generation, sondern das gesamte Haus – 
mit Ausnahme von Ihnen, der AfD – dafür steht, dass es 
hier nicht nur um Christenverfolgung geht, sondern da-
rum, die Religionsfreiheit weltweit zu gewährleisten. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP, der CDU/
CSU, der SPD, der LINKEN und dem BÜND-
NIS  90/DIE GRÜNEN  – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: Herr Gauland, Alter 
schützt vor Torheit nicht! – Gegenruf des Abg. 
Dr. Alexander Gauland [AfD] – Gegenruf der 
Abg. Britta Haßelmann [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Aufgewacht!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Die nächste Rednerin ist die Kollegin Gabriela 

Heinrich von der SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Gabriela Heinrich (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Menschenrechte gelten für jede und für 
jeden und sind somit universell. 

(Beatrix von Storch [AfD]: Auch für Chris-
ten!)

In der Menschenrechtspolitik ist es dabei völlig legitim, 
wenn wir auf bestimmte Gruppen hinweisen, die einen 
besonderen Schutzbedarf haben, zum Beispiel weil sie 
unter besonderer Verfolgung leiden. Dazu gehören in 
vielen Ländern unzweifelhaft auch Christen.

Die Menschenrechte sind unteilbar und gelten für alle. 
Sie gelten für die, die wegen ihrer Religion verfolgt wer-
den. Sie gelten für die, die wegen ihrer Meinung, ihrer 
Herkunft, ihrer sexuellen Orientierung diskriminiert wer-
den oder wegen der bloßen Tatsache, dass sie weiblich 
sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Deswegen möchte ich gleich zu Anfang sagen: Wenn 
man nicht die Menschenrechte von allen verteidigen will, 
sondern nur die von ausgewählten Gruppen, dann han-
delt es sich nicht um Menschenrechtspolitik. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Michael 
Brand [Fulda] [CDU/CSU])

Deswegen halte ich den vorliegenden Antrag auch nicht 
für einen menschenrechtspolitischen Antrag.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der LINKEN und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Religionsfreiheit oder Bekenntnisfreiheit ist ein wich-
tiges Menschenrecht. Wird jemand wegen seines Glau-
bens angegriffen oder diskriminiert, ist das eine klare 
Verletzung der Menschenrechte, und hier darf keine Re-
ligion bevorzugt oder isoliert betrachtet werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Diese Sichtweise entspricht auch dem christlichen Ver-
ständnis. Christ sein heißt, dass es immer um alle Nächs-
ten geht. Trennlinien dürfen nicht zwischen West und 
Ost, Nord und Süd oder zwischen den Religionen gezo-
gen werden.

Vergleichen Sie einmal den Christenverfolgungsindex 
von Open Doors mit Projekten von Caritas international. 
Sie werden in fast jedem Land fündig: Zum Beispiel liegt 
Afghanistan im Weltverfolgungsindex von Open Doors 
auf Platz zwei – Platz zwei bei der Verfolgung von Chris-
ten. Aber die Caritas arbeitet dort in mehreren Projek-
ten, unter anderem um die Gesundheit von Müttern und 
Kindern zu verbessern. Der Sudan liegt auf Platz vier, 
aber Caritas international fördert in den Nuba-Bergen 
vier Grundschulen, eine weiterführende Schule sowie ein 
Lehrerausbildungsseminar. Und dafür sagen wir: Danke!

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP sowie bei Abgeordneten der LINKEN 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Soll die Caritas aufhören, im Sudan zu arbeiten? Na-
türlich nicht. Denn ein christliches Weltbild bedeutet, 
auch in Ländern zu arbeiten, in denen es für Christen 
wahrlich nicht leicht ist. Und übrigens: Gerade Christen 
in unserem Land kümmern sich ungeheuer engagiert um 
Flüchtlinge, die sehr häufig Muslime sind. Ich habe noch 
nie gehört, dass Flüchtlingshelfer ihr Engagement von 
der Religionszugehörigkeit abhängig machen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten der FDP)

Auch für das Kirchenasyl ist die Zugehörigkeit zum 
Christentum durchaus keine Bedingung. 

Wer sich nur für Christen einsetzt, treibt Spaltung vo-
ran – und eine Spaltung in „gute“ Religion und „böse“ 
Religion schürt doch in Wirklichkeit Konflikte, anstatt 
zu versöhnen. In Myanmar hetzen buddhistische Mön-
che gegen Muslime. „Mehr als 20  Gemeinden Myan-
mars haben sich inzwischen zu ‚no-go zones’ für Mus-
lime erklärt“, schreibt der „Tagesspiegel“ im März 2018. 
Moscheen werden angezündet, die Polizei tut nichts 
dagegen. Deswegen beschäftigen wir uns morgen aus 
menschenrechtlicher Perspektive mit der Verfolgung der 
Rohingya. 

Die Verfolgung von religiösen Minderheiten ist nicht 
zwingend staatlich. Oft geht die Verfolgung, die Hetze 
von religiösen Führern aus  – Sie haben es selbst be-
schrieben  –, man denke an Ägypten. Wenn koptische 
Kirchen brennen, geschieht das nicht auf Anweisung des 
Präsidenten. 

Im Antrag geht es nicht darum, eine besonders 
schutzwürdige Gruppe zu schützen. Der Antrag will spal-

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich
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ten und treibt einen Keil zwischen die Menschen unter-
schiedlichen Glaubens. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf der 
Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Die Forderung, Ländern Entwicklungsgelder zusam-
menzustreichen, greift mehr als nur zu kurz. Wollen wir 
Staaten bestrafen, die sich um Demokratie und Rechts-
staatlichkeit bemühen, wenn die Diskriminierung von 
Christen in der Gesellschaft angelegt ist, wie zum Bei-
spiel in Tunesien? Wer Entwicklungszusammenarbeit 
nur vom Recht einer Minderheit auf Religionsfreiheit 
abhängig machen will, schadet gerade der Minderheit, 
um die es geht. Die ist in den Köpfen der Menschen dann 
auch noch schuld. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ein Hauptziel von Entwicklungsarbeit muss es sein, 
die Menschenrechte insgesamt voranzubringen: soziale 
Menschenrechte, wenn es um Hunger, Wasser, Gesund-
heit oder Bildung geht; Freiheits- und Ausdrucksrechte, 
wenn es um Meinung oder eben um Religion geht. 

Es gibt überaus sinnvolle Forderungen, etwas zu ver-
ändern. Wir setzen uns zum Beispiel dafür ein, in den 
Botschaften Stellen für Menschenrechtsexperten zu 
schaffen. Wichtig ist, das Thema Menschenrechte noch 
viel mehr in den Botschaften zu verankern, damit wir 
hier noch mehr Wirksamkeit entfalten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich beobachte in den letzten Jahren zwei Tendenzen: 
Einerseits wird Religionsfreiheit besonders betont. Es 
entsteht dann der Eindruck, dieses Menschenrecht sei 
wichtiger als alle anderen Freiheitsrechte. Ja, es ist zen-
tral, aber nicht zentraler als zum Beispiel die Meinungs-
freiheit. Andererseits wird die Religionsfreiheit häufig 
nur bestimmten Religionen zugestanden. 

Grundsätzlich gilt die Religionsfreiheit für alle gleich, 
sogar für das Fliegende Spaghettimonster.

(Beifall des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

Aber Religionsfreiheit steht nicht als Höchstes im Ran-
king der Menschenrechte; es gibt hier nämlich gar kein 
Ranking. Mein Eindruck ist, dass hier Religionsfreiheit 
für Christen genutzt wird, um sich gegen vermeintlich 
Fremdes abzugrenzen. Ich nenne das Instrumentalisie-
rung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wir müssen unermüdlich daran arbeiten, alle Minder-
heiten zu schützen, ethnische und religiöse ebenso wie 
Minderheiten hinsichtlich der sexuellen Orientierung. 
Wir müssen uns für die Gleichberechtigung von Frauen 
einsetzen. Wir müssen, wo immer es geht, die Zivilge-
sellschaft stärken; das machen wir auch. 

Wir fördern durch unsere Entwicklungszusammenar-
beit 155  Projekte mit einem Gesamtvolumen von über 
1  Milliarde Euro in folgenden Bereichen: Rechtsstaat-
lichkeit, demokratische Teilhabe und Zivilgesellschaft, 
Parlamente, Medien und freier Informationsfluss. Denn 
eines ist klar: Rechtsstaatlichkeit und Demokratie sind 
der beste Schutz vor Verfolgung – für alle. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die deutsche Poli-
tik muss die Religionsfreiheit weltweit voranbringen und 
vor Ort das friedliche Zusammenleben aller Menschen 
fördern. 

(Zuruf von der AfD: Erdogan!)

Dazu steht uns ein breites Instrumentarium zur Verfü-
gung. Nutzen wir es! Im Antrag steht dazu nichts Hilfrei-
ches. Er nutzt die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte dazu, Menschen zu spalten. Darauf muss man erst 
einmal kommen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Für die Fraktion Die Linke erteile ich das Wort der 

Kollegin Zaklin Nastic.

(Beifall bei der LINKEN)

Zaklin Nastic (DIE LINKE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Laut Artikel 18 der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte ist die Religionsfreiheit, aber auch die 
Freiheit, keine Religion zu haben, ein hohes Gut.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Kai 
Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

In dem Wissen, dass nahezu jede große Religion in ihrer 
Geschichte sowohl große Humanisten als auch Leichen-
berge verzeichnet, basiert unser Grundgesetz deshalb auf 
einer Vorsichtsmaßnahme: der Trennung von Staat und 
Religion.

(Beifall bei der LINKEN)

Die AfD-Fraktion versucht heute erneut, mit einem 
demagogischen Antrag künstlich Angst zu schüren, statt 
den echten Sorgen des sozialen Abstiegs, wie den miesen 
Renten, der Kinderarmut oder der Sorge: „Wie bezahle 
ich meine Miete oder sogar meine Milch am Monatsen-
de?“, Rechnung zu tragen. Aber für Lösungen zur Be-
kämpfung der sozialen Ungleichheit war die AfD ja noch 
nie zu haben. Die AfD tut das, was Rechte immer und 
überall auf der Welt tun und schon immer getan haben: 
Die Wut und den Zorn der Menschen auf die Macht der 

Gabriela Heinrich



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 26 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 19 . April 20182464

(A) (C)

(B) (D)

Konzerne, Großbanken und Steuerhinterzieher umzulen-
ken auf alles Fremdwirkende und alles Andersgläubige 

(Beifall bei der LINKEN – Lachen bei der 
AfD)

und  – wie es in Ihrem Lieblingsstaat Ungarn oder in 
meinem Herkunftsland Polen der Fall ist  – auch auf 
Gewerkschaften, Sozialisten oder linke Organisationen, 
die sich für Frauenrechte und soziale Gerechtigkeit ein-
setzen. Sie von der AfD spielen sich auf als Verteidiger 
des sogenannten christlich-jüdischen Abendlandes. Aber 
wer vom Holocaustmahnmal als Mahnmal der Schande 
spricht, der verbannt das Tagebuch der Anne Frank aus 
dem humanistischen Diskurs.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der FDP und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Und wo Sie von der CSU glauben, der AfD beim Hass 
den Rang ablaufen zu müssen, schwadronieren Sie von 
deutscher Leitkultur.

(Lachen bei der AfD – Dr. Alexander Gauland 
[AfD], an die CDU/CSU gewandt: Da seht ihr 
mal: Ihr kommt mit der Anpassung nicht weit! 
Da habt ihr den Salat!  – Gegenruf des Abg. 
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das ist 
nicht unsere Anpassung, Herr Gauland! Sie 
sind denen näher als uns!)

Schließlich war es einer der christlichen Religionsgrün-
der, der gepredigt hat: Was du getan hast meinem ge-
ringsten Bruder, das hast du auch mir getan. –

(Beifall bei der LINKEN)

In Ihrem Antrag behaupten Sie, Christinnen und Christen 
würden weltweit am meisten unter Verfolgung leiden; 
aber es sind, und das belegen Sie in Ihrem Antrag selbst 
mit Ihren Quellen, in Wirklichkeit Juden, Hindus und 
Muslime, die am meisten unter Verfolgung leiden müs-
sen. Christen stehen dabei an sechster Stelle. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Hört! 
Hört!)

Zu Recht beteiligen sich die großen Kirchen in 
Deutschland nicht an Ihrer demagogischen Debatte. Ge-
rade erst wurde eine Studie veröffentlicht, die belegt, 
dass gerade mal 3 bis 4 Prozent der kirchennahen Chris-
ten die AfD wählen. Sie schwingen sich hier als Verteidi-
ger von Menschen auf, die sich Ihre Fürsprache zu Recht 
verbitten.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Sie beziehen sich auf die Einschränkung der Religions-
freiheit in Ländern, in denen ein Großteil der Bevölke-
rung muslimisch ist. 

Der IS und andere islamistische Terrorbanden stellen 
eine krasse Minderheit unter den Muslimen dar.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ja, natürlich!)

Und die Opfer dieser Terrorbanden sind und waren in al-
ler Regel überwiegend Muslime.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Einzige, was Ihnen dazu einfällt, ist, die Realitä-
ten zu verzerren und plötzlich Flüchtlingskontingente für 
verfolgte Christen schaffen zu wollen. Auf Nichtchristen, 
die vor Verfolgung und Krieg flüchten müssen, darf dann 
geschossen werden, Frau von Storch,

(Widerspruch bei der AfD)

auch auf Kinder, die sich nicht mal ein eigenes Urteil 
über Religion und Glauben bilden können.

Meine Damen und Herren, für das Recht, die eigene 
Religion frei zu leben, aber auch das Recht, keine Re-
ligion haben zu müssen, muss noch gehörig gekämpft 
werden 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Allein die Angriffe auf Muslime und Juden in Deutsch-
land machen dies alarmierend deutlich. Die AfD hat To-
leranz nur für jene übrig, die genauso denken und glau-
ben, wie sie es selbst tut.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir als Linke sagen: Jeder Mensch hat die Freiheit des 
Andersdenkenden, ob gewerkschaftlich, religiös oder 
nichtgläubig. Nur wer andere aushält, ist auszuhalten.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Ich erteile das Wort dem Kollegen Kai Gehring, Bünd-

nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Für 

uns Grüne im Bundestag ist klar: Das Grundrecht auf Re-
ligionsfreiheit muss für alle Menschen gelten, hierzulan-
de und weltweit, unteilbar und universell.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP und der 
LINKEN)

Daraus folgt: Wir müssen Hass auf Juden bekämpfen. 
Wir müssen Hass auf Muslime bekämpfen. Wir müssen 
Hass auf Christen bekämpfen. Wir wenden uns gegen 
jede Diskriminierung und Verfolgung von Gläubigen, 
Glaubensgemeinschaften, religiösen Minderheiten und 
Konfessionslosen  – egal wo. Anschläge auf Kirchen, 
Synagogen, Moscheen oder Tempel sind gleichermaßen 
widerlich, und die Täter gehören bestraft.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP so-
wie bei Abgeordneten der LINKEN)

Zaklin Nastic 
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Es darf auf keinen Fall passieren, dass wir uns in ei-
nen Krieg der Religionen hineinhetzen lassen. Mit der 
Erlaubnis des Präsidenten zitiere ich Papst Franziskus 
aus seinem Schreiben Evangelii Gaudium:

Der interreligiöse Dialog ist eine notwendige Be-
dingung für den Frieden in der Welt und darum eine 
Pflicht für die Christen wie auch für die anderen Re-
ligionsgemeinschaften.

Recht hat er.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir müssen auf Dialog und die Stärke des Rechts statt 
auf Hass und Populismus setzen.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD  – Michael 
Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Die von der AfD 
haben den Papst nicht verstanden!)

Die AfD hingegen macht das genaue Gegenteil. Sie 
spielen Religionen gegeneinander aus. Sie sprechen 
Menschen wegen ihrer Religionszugehörigkeit oder 
wegen der Herkunft ihrer Eltern ja sogar die deutsche 
Staatsangehörigkeit ab.

Wir sagen: Jede einzelne Diskriminierung, auch auf-
grund der Religion, ist eine zu viel und gehört geächtet. 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und der LINKEN)

Sie von der AfD glauben doch wohl selber nicht, dass 
Sie auf Ihrer furchtbaren Stippvisite bei Großmufti Has-
sun im kriegszerstörten Syrien auf gleiche Menschen-
rechte und Religionsfreiheit gepocht haben.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD  – Michael 
Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Die uns mit 
Selbstmordattentaten drohen!)

Ich sage auch klar: Keine religiöse Schrift steht in un-
serer Demokratie über dem deutschen Grundgesetz, kei-
ne! Und es gibt keine Religion, die über einer anderen 
steht. Deshalb darf es in der deutschen Außen-, Entwick-
lungs- und Menschenrechtspolitik keine Verfolgten ers-
ter und zweiter Klasse geben, so wie die AfD es offenbar 
will.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD)

Ja, Christen sind eine vielerorts verfolgte religiöse 
Gruppe. Sie werden Opfer von Terrortruppen wie Boko 
Haram oder von Anschlägen, wie die Kopten in Ägyp-
ten. In Myanmar wurden in den letzten Monaten mehrere 
Tausend Angehörige der muslimischen Rohingya-Min-
derheit getötet; mehr als 700  000 Menschen mussten 
fliehen. Die AfD schweigt dröhnend dazu, wohl deshalb, 
weil Muslime in ihrem Weltbild Täter sind und keine Op-
fer. Aber unsere Welt ist nicht so schwarz-weiß.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU)

Die Weltgemeinschaft muss überall dort einschreiten 
und helfen, wo Menschenrechte verletzt werden. Reli-
gionsfeindlichkeit gehört genauso wie aggressiver reli-
giöser Fanatismus, der Menschenrechte mit Füßen tritt, 
konsequent bekämpft. Um dabei erfolgreich zu sein, 
braucht es alle: Christen, Muslime sowie Anders- oder 
Nichtgläubige.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dazu gehört auch, Verfolger zu bestrafen. Es ist je-
doch völlig abwegig, Christenverfolgung exklusiv zu 
sanktionieren. Genau das fordert die AfD aber. Wer 
Grundfreiheiten so selektiv handhabt, steht nicht auf der 
Basis internationalen Völkerrechts.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU)

Ich kann Ihnen meine Einschätzung nicht ersparen: 
Religiöse Fundamentalisten und rechte Nationalisten der 
AfD haben verdammt viel gemeinsam: Beide haben mas-
sive Probleme, religiösen Pluralismus und gesellschaftli-
che Vielfalt anzuerkennen, und sie bringen anderen Reli-
gionen keinen Respekt entgegen.

Ihr Abgeordneter Glaser hat gefordert, dem Islam das 
Grundrecht auf Religionsfreiheit zu entziehen. Das ist 
maximal schäbig und spaltet. Mit dieser Muslimfeind-
lichkeit unterhöhlt die AfD unsere Religionsfreiheit und 
damit die Werte unseres Grundgesetzes, auf die wir stolz 
sind.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der FDP und der LINKEN)

Von der AfD werden im Übrigen tagtäglich christliche 
Werte wie Nächstenliebe und Toleranz verächtlich ge-
macht, wenn Sie Flüchtlinge, Schwerstbehinderte, Mus-
lime, Schwule und viele andere Minderheiten abwerten 
und sie zu Sündenböcken erklären.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Zum Glück gibt 
es die AfD!)

Und dann ist die AfD auch noch pikiert, wenn sie mit 
ihrer unchristlichen Gesinnung auf Kirchentagen nicht 
besonders erwünscht ist. Merken Sie es eigentlich noch?

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Zum Schluss: Zu Deutschland gehören Christentum, 
Judentum, Islam sowie über 200 weitere Weltanschau-
ungen, und immer mehr Menschen leben ganz ohne Re-
ligion. Beenden wir endlich die spaltenden Diskussionen 
darüber, welche Religion dazugehört. Kümmern wir uns 
lieber noch stärker darum, wie wir in Deutschland und in 
der Welt Fundamentalismus bekämpfen und in Frieden 
und Freiheit zusammenleben.

Kai Gehring
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Danke.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD sowie bei Ab-
geordneten der FDP und der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der nächste Redner ist der Kollege Sebastian Brehm, 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sebastian Brehm (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herzlich willkommen zu einem ganz besonde-
ren Schauspiel am heutigen Tag zu später Stunde, einem 
Antrag der AfD zum Thema „Christenverfolgung stop-
pen und sanktionieren“. In der ganzen Diskussion, wo 
Rede und Gegenrede abwechseln, sitzen Sie da: selbstge-
fällig, aggressiv, respektlos und überheblich.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Wir sind aber 
gut da vorne!)

Das ist eine Art und Weise, wie man in der Politik nicht 
miteinander umgeht. Das ist eine Art und Weise, wie wir 
nicht miteinander umgehen wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN  – Dr.  Alexander Gauland [AfD]: 
Fragen Sie mal Ihren Herrn Zimmer, der die 
Rede heute gehalten hat! – Gegenruf des Abg. 
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Behalten 
Sie doch mal die Nerven, Herr Gauland! So 
eine Agression! Ist ja unfassbar!)

– Sie sind ja ganz schön aufgeregt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn man den 
Antrag der AfD liest und die Reden der AfD aufmerk-
sam verfolgt, wird man das Gefühl nicht los, sie wolle 
sich zum Retter diskriminierter und verfolgter Christen 
aufspielen. Die AfD: ein Leuchtturm im Kampf für die 
Menschenrechte, Religionsfreiheit und die Christen in 
der Welt.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: So ist es auch! 
Weil Sie es nicht mehr machen!)

Eine Farce, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist das, 
nicht mehr als eine reine Farce.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN)

Deshalb kann man die simple Wahrheit gar nicht oft ge-
nug wiederholen: Antisemitismus und das Schüren von 
Hass und Fremdenfeindlichkeit vertragen sich eben nicht 
mit Menschenrechten und Religionsfreiheit. Das sollten 
Sie sich merken, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ihre eigenen Aussagen zeigen doch Ihr wahres Welt-
bild auf. Bernd Höcke meint, das Holocaustmahnmal sei 
ein „Denkmal der Schande“. Albrecht Glaser spricht von 
der Einschränkung von Grundrechten für den Islam.

(Zuruf von der AfD: Recht hat er!)

Kay Gottschalk fordert, Geschäfte von Türken zu boy-
kottieren. Auf den Social-Media-Accounts von Jens 
Maier wurden Muslime als „Schleiereulen“ und „Gesin-
del“ bezeichnet. Ich verzichte an dieser Stelle auf das Zi-
tieren weiterer zahlreicher Beschimpfungen und Ausfälle 
Ihrer Kollegen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Reden Sie mal 
zur Christenverfolgung! Das wäre mal was! – 
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das ver-
zerrte Gesicht von Frau von Storch spricht 
auch für sich!)

Ich verzichte aber nicht darauf, darauf hinzuweisen, dass 
solche Aussagen nicht unkommentiert bleiben dürfen. 
Wer solche Aussagen duldet, der tritt die Grundprinzi-
pien von Menschenrechten und Religionsfreiheit mit 
Füßen, und das im eigenen Land, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN)

Lassen Sie uns doch genauer auf die Forderungen im 
Antrag eingehen.

Sie fordern einen regelmäßigen Bericht zur Religions-
freiheit. Dieser erste „Bericht der Bundesregierung zur 
weltweiten Lage der Religions- und Weltanschauungs-
freiheit“ wurde im Juni 2016 von der jetzigen Koalition 
bereits vorgelegt. Im Koalitionsvertrag haben wir zudem 
festgelegt, den Religionsfreiheitsbericht im zweijährigen 
Rhythmus fortzuschreiben. Anscheinend haben Sie das 
nicht mitbekommen. Lesen bildet.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Sie fordern einen besonderen Fokus der Bundesregie-
rung auf verfolgte Christen in der Welt. Wieso kommt in 
Ihrem Wahlprogramm kein einziges Wort dazu vor? Im 
Gegensatz zu Ihnen setzen sich die Union, die Koaliti-
on und alle Parteien hier im Bundestag seither mit aller 
Kraft für Millionen im Ausland verfolgter Christen ein.

(Martin Hebner [AfD]: Das ist eine Unwahr-
heit!)

Sie fordern die pauschale Kürzung von Mitteln für 
Entwicklungszusammenarbeit und die Isolation von über 
100 Staaten, in denen es zur Diskriminierung von Chris-
ten kommt.

(Martin Hebner [AfD]: Welche denn?)

Doch mit Ihrer Keule treffen Sie genau diejenigen, die Sie 
schützen wollen. Unser beharrlicher Einsatz für Christen 
im Ausland setzt voraus, dass wir im Dialog bleiben.

Auch in Zukunft, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
werden wir verlässlich für Religionsfreiheit in Deutsch-

Kai Gehring
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land und in der ganzen Welt einstehen. Dazu gehört 
auch die Unterstützung des Kirchenbaus in allen Teilen 
unserer Welt. In dieser Legislaturperiode unterstreichen 
wir diese Bemühungen durch das neu geschaffene Amt 
des Beauftragten für internationale Religionsfreiheit. Es 
zeigt, wie wichtig es uns ist, den Kampf für die Rechte 
religiöser Minderheiten aufzunehmen. Wir sagen aber 
auch, dass wir uns Fanatismus und Terror entschieden 
entgegenstellen. Hier gilt der alte Grundsatz: Null Tole-
ranz gegen jegliche Form der Gewalt. Egal ob es religiö-
ser Fanatismus oder politischer Extremismus ist: Gewalt 
bleibt Gewalt. Sie sollten sich wirklich schämen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen der AfD.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP)

Die Bekämpfung der Christenverfolgung in der Welt ist 
ein ernstzunehmendes und wichtiges Thema.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Eben!)

Dieses Thema als Plattform der politischen Agitation 
nutzen zu wollen, ist ein Schlag ins Gesicht für die,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Machen Sie 
doch!)

um die es eigentlich geht.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND-
NISSES  90/DIE GRÜNEN  – Dr. Alexander 
Gauland [AfD]: Sie agitieren die ganze Zeit 
gegen uns! Wir haben einen Antrag gestellt!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Ich erteile das Wort dem Kollegen Volker Münz von 

der AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Volker Münz (AfD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau 

Nastic, ein Wort an Sie: Die Partei, die einen Schießbe-
fehl ausgegeben hat, war die SED, die sich heute Die 
Linke nennt – Ihre Partei.

(Beifall bei der AfD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Das haben Sie nicht richtig 
mitbekommen! Einmal aufpassen!)

Mit der Verfolgung, Vertreibung und Ermordung von 
Christen in muslimischen Staaten findet seit Jahren eine 
ethnisch-religiöse Säuberung statt, und das christlich ge-
prägte Europa schaut zu. Dies ist eine Schande, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der AfD)

Die Reaktionsmuster sind immer die gleichen, wie 
auch nach islamistischen Anschlägen in Deutschland: 
Auf Trauer und Empörung folgen Appelle an das fried-
liche Miteinander der Kulturen. Während die orientali-
schen Christen sich zu ihrem Glauben auch in Bedrängnis 
bekennen, findet in Europa eine Abkehr vom christlichen 

Glauben statt. Hier in Deutschland werden Kreuze aus 
öffentlichen Gebäuden abgehängt.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Also bei 
uns nicht! Vielleicht in Ihrem Fraktionssaal!)

Selbst die Oberhirten der beiden deutschen Amtskirchen 
haben in Jerusalem ihr Kreuz abgelegt – welch ein trauri-
ges Signal, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage der 

Kollegin von den Grünen?

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Im Sit-
zungssaal der CDU/CSU hängt das Kreuz!)

Volker Münz (AfD): 
Es ist meine erste Rede. Trotz meiner ersten Rede las-

se ich sie zu. Bitte schön.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Ich wusste nicht, dass es Ihre erste Rede ist. – Gut.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das steht hier nicht!)

Volker Münz (AfD): 
Ein öffentliches Bewusstsein für das Schicksal der 

verfolgten Christen zu schaffen, ist wichtig. Ich erkenne 
den Einsatz von Volker Kauder ausdrücklich an. 

(Markus Grübel [CDU/CSU]: Das war der 
erste vernünftige Satz!)

Es müssen jedoch auch konkrete Maßnahmen folgen. 
Konferenzen reichen nicht. 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Sie 
haben wieder nicht komplett zugehört!)

In der Bibel steht geschrieben: Lasst uns Gutes tun an je-
dermann, besonders aber an unseren Glaubensgenossen. 

(Dr.  Diether Dehm [DIE LINKE]: Von wem 
wurde denn Martin Luther King erschossen? – 
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Sie ken-
nen den barmherzigen Samariter?)

Und was tun wir? Was tut die Bundesregierung? Deutsch-
land will das Elend der Welt in Deutschland retten. Wäh-
rend reiche arabische Staaten jegliche Solidarität vermis-
sen lassen, nimmt Deutschland Millionen von Muslimen 
auf. Das ist nur scheinbar christlich. 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Sie sind 
doch zum radikalen Großmufti gereist, nicht 
wir!)

Damit übernehmen wir uns in unserer nationalen Über-
heblichkeit 

(Beifall bei der AfD)

Sebastian Brehm 
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und lösen keine Probleme, 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Was 
für eine Heuchelei!  – Christian Hirte [CDU/
CSU]: Schauen Sie einmal, wie viele Flücht-
linge es im Libanon und in der Türkei gibt!)

sondern schaffen neue, sodass auch hier Christen und 
Juden, wie erst gestern in Berlin, von Muslimen drang-
saliert werden, während die orientalischen Christen, die 
keine Fluchtmöglichkeiten in der Region haben, allein-
gelassen werden. 

Die völkerrechtswidrigen Interventionen der USA und 
ihrer Verbündeten im Irak, in Libyen und aktuell in Syri-
en haben die Länder erst recht destabilisiert und die Lage 
der Christen verschlimmert. Ich fordere die Bundesregie-
rung auf: 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Redezeit!)

Setzen Sie sich für einen Stopp der völkerrechtswidrigen 
Militärintervention gegen Syrien ein! Stoppen Sie die 
Waffenlieferungen aus Deutschland in Länder, in denen 
Christen verfolgt werden! Das gilt auch für die Türkei.

(Beifall bei der AfD)

Setzen Sie sich für Wirtschaftssanktionen gegen Verfol-
gerstaaten ein! 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Drei Minuten Redezeit!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Herr Kollege, auch wenn es Ihre erste Rede ist: Den-

ken Sie an die Redezeit. 

Volker Münz (AfD): 
Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der letzte Redner in der Debatte ist der Kollege Frank 

Heinrich von der CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Frank Heinrich (Chemnitz) (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich hatte vermutet, dass das Thema Emotionen 
erzeugt. Dass es so weit kommt, war mir nicht bewusst. 

Ich habe dieses Liederbuch – mit Verlaub, ich möchte 
es nur kurz zeigen – 

(Der Redner hält ein Buch hoch)

in einer Kirche in Nigeria auf dem Boden gefunden, sie-
ben Tage nachdem das Dorf samt Kirche von marodie-
renden Banden und Boko Haram überfallen wurde. Es 
war vor der Kollekte; denn darin fand man noch einen ni-
gerianischen Dollar. Dieses Buch ist mir in meinem Büro 

eine Mahnung, eine Erinnerung, dass Christen in vielen 
Regionen der Welt Not leiden, und da müssen wir helfen.

In der gleichen Region gibt es ein Projekt, in dem mir 
Christen, die mich auch dorthin geführt haben, erzählten, 
wie eine Moschee und ein christliches Gemeindehaus 
zerstört wurden, aber die Christen die Einzigen waren, 
die über Ressourcen und Spenden verfügten. Und so ha-
ben sie beides gemeinsam wiederaufgebaut, weshalb der 
christliche Prediger hinterher eingeladen wurde, beim 
Freitagsgebet der Moschee zu sprechen. Das ist ein deut-
liches, praktisches Zeichen für Religionsfreiheit; denn 
auch Muslime sind – das haben wir jetzt mehrfach ge-
hört – von Boko Haram betroffen. Was gibt es Besseres 
oder Trotzigeres gegen das Wüten von Extremisten, die 
die Religion für sich vereinnahmen wollen?

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN)

In vielen Fällen – gerade in denen, die Sie in Ihrem An-
trag erwähnen – sind es eben nicht nur Christen, die unter 
der Verfolgung durch Radikale leiden müssen. In Nige-
ria – ich war vor wenigen Wochen im extremen Norden 
von Kamerun – sind es im Vergleich weit mehr Muslime, 
die unter den muslimischen Extremisten zu leiden haben. 

Später auf dieser Reise hatte ich ein Gespräch mit ver-
schiedensten christlichen Leitern und Bischöfen aus der 
nordöstlichen, von Boko Haram kontrollierten Region, 
die etwa 11 Millionen Christen stellvertraten. Sie haben 
mir am Schluss sehr ruhig, sehr sachlich zwei Botschaf-
ten mitgegeben. Sie wussten, dass ich vorher Pastor war, 
aber sie haben mir zuerst eine Botschaft als Politiker mit-
gegeben: Vergessen Sie uns hier nicht! Wir sind nicht so 
in den Medien wie der Nordirak.  – Und sie sagten zu 
mir als Christ: Vergessen Sie bitte nicht, auch für Boko 
Haram zu beten! – Das war eine völlig andere Haltung 
dieser Christen als die, mit der Ihr Antrag geschrieben 
wurde.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN)

Wir müssen uns um das Prinzip der Religionsfreiheit 
in diesen Ländern bemühen, für Christen, aber auch für 
Muslime, für Bahai und alle anderen religiösen Min-
derheiten, die teilweise heute genannt wurden, und weit 
darüber hinaus. Ich zitiere eine Pressemitteilung des 
Stephanuskreises unter anderem zu Ihrem Antrag heute – 
das ist uns schon ziemlich nah gegangen –: 

Natürlich fühlen wir uns als Christen unseren Glau-
bensbrüdern und -schwestern ganz besonders ver-
bunden. 

Sie haben das gerade zitiert.

Anders als der AfD geht es uns im Stephanuskreis 

– den wir in unserer Fraktion haben – 

aber nicht darum, Christen anderen Gläubigen ge-
genüber zu bevorzugen. Täten wir das, würden Vor-
behalte ihnen gegenüber nur weiter geschürt. Wir 
helfen ihnen am meisten, wenn wir in unsere Bemü-

Volker Münz 
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hungen auch andere unterdrückte Glaubensgruppen 
mit einschließen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN)

Das hören wir auf unseren Reisen von den Christen in 
diesen Ländern. Deren Stimme scheinen Sie hier eben 
nicht wirklich zu vertreten.

Nein, es geht um das Prinzip der Religionsfreiheit, das 
wir auch im eigenen Land – Kollegin Jensen hat es vor-
hin gesagt – einfordern müssen, wenn wir, wie gestern, 
hören, was jüdischen Mitbürgern passiert, was Muslimen 
in unserem Land geschieht, was Christen teilweise auch 
in Flüchtlingslagern von muslimischen Mitbürgern, von 
Andersgläubigen an Prügel kassieren. Das tut die Uni-
on seit langem; das muss ich nicht wiederholen, es ist 
mehrfach heute gesagt worden. Der Beauftragte für Reli-
gionsfreiheit sitzt hier, wir haben Konferenzen dazu, und 
wir setzen uns vor Ort und in den Ländern immer wieder 
dafür ein. Dafür stehen wir als Union. Das ist mir auch 
persönlich in den Ländern, die ich als Menschenrechtler 
bereisen darf, wichtig. Da spreche ich dann in China mit 
Christen in Untergrundkirchen, im Irak mit Jesiden, die 
unter schrecklicher Folter durch den IS zu leiden haben, 
und in Pakistan bemühe ich mich um die Rechte der Ah-
madiyya-Muslime.

Zum Schluss noch einmal die Pressemitteilung:

Wer sich in den Ländern, in denen keine Religions-
freiheit herrscht, exklusiv für Christen einsetzt, wird 
keinen Frieden unter den Gläubigen bekommen, 
sondern nur neuen Hass säen.

Dafür stehen wir nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich schließe die 

Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/1698 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen, wobei die Federfüh-
rung beim Ausschuss für Menschenrechte und humanitä-
re Hilfe liegen soll. Sind Sie damit einverstanden? – Ich 
höre keinen Widerspruch. Dann ist die Überweisung so 
beschlossen.

Wir sind am Schluss unserer heutigen Tagesordnung.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Freitag, 20. April 2018, 9 Uhr, ein.

Kommen Sie gut nach Hause, schlafen Sie gut, damit 
Sie alle morgen fit sind. Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 0.04 Uhr)

Frank Heinrich (Chemnitz)
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Anlage 2

Ergebnis und Namensverzeichnis

der Mitglieder des Deutschen Bundestages, die an der Wahl eines Mitglieds des Vertrauensgremiums gemäß 
§ 10a Absatz 2 der Bundeshaushaltsordnung teilgenommen haben 

(Zusatztagesordnungspunkt 3 b)

Abgegebene Stimmkarten: 650 

Ergebnis

Abgeordnete/r Ja-Stimmen* Nein-Stimmen Enthaltungen Ungültige Stimmen

Marcus Bühl 327 269 51 3

*Zur Wahl sind mindestens 355 Ja-Stimmen erforderlich.

Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1

Liste der entschuldigten Abgeordneten

Abgeordnete(r)
entschuldigt bis 
einschließlich

Altmaier, Peter CDU/CSU 19.04.2018

Barthle, Norbert CDU/CSU 19.04.2018

Brackmann, Norbert CDU/CSU 19.04.2018

Brantner, Dr. Franziska BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
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Bülow, Marco SPD 19.04.2018

Frohnmaier, Markus AfD 19.04.2018

Held, Marcus SPD 19.04.2018

Helfrich, Mark CDU/CSU 19.04.2018

Herdt, Waldemar AfD 19.04.2018

Ihnen, Ulla FDP 19.04.2018

Juratovic, Josip SPD 19.04.2018

Jurk, Thomas SPD 19.04.2018

Keuter, Stefan AfD 19.04.2018

Kindler, Sven-Christian BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

19.04.2018

Kotting-Uhl, Sylvia BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

19.04.2018

Abgeordnete(r)
entschuldigt bis 
einschließlich

Lämmel, Andreas G. CDU/CSU 19.04.2018

Mihalic, Irene * BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

19.04.2018

Müntefering, Michelle SPD 19.04.2018

Pasemann, Frank AfD 19.04.2018

Pohl, Jürgen AfD 19.04.2018

Schäfer (Saalstadt), 
Anita

CDU/CSU 19.04.2018

Scheuer, Andreas CDU/CSU 19.04.2018

Schimke, Jana * CDU/CSU 19.04.2018

Schlund, Dr. Robby AfD 19.04.2018

Schulz, Jimmy FDP 19.04.2018

Schulz, Uwe AfD 19.04.2018

Solms, Dr. Hermann 
Otto

FDP 19.04.2018

Walter-Rosenheimer, 
Beate

BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

19.04.2018

Weiler, Dr. h. c. Albert CDU/CSU 19.04.2018

* aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes
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Thomas Oppermann
Josephine Ortleb
Christian Petry
Detlev Pilger
Sabine Poschmann
Florian Post
Achim Post (Minden)
Florian Pronold
Dr. Sascha Raabe
Martin Rabanus
Andreas Rimkus
Sönke Rix
René Röspel
Dennis Rohde
Dr. Ernst Dieter Rossmann
Susann Rüthrich

Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Axel Schäfer (Bochum)
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Uwe Schmidt
Ulla Schmidt (Aachen)
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Carsten Schneider (Erfurt)
Johannes Schraps
Michael Schrodi
Dr. Manja Schüle
Ursula Schulte
Martin Schulz
Swen Schulz (Spandau)
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Rainer Spiering
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Sonja Amalie Steffen
Mathias Stein
Kerstin Tack
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Ute Vogt
Gabi Weber
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Gülistan Yüksel
Dagmar Ziegler
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann

AfD

Dr. Bernd Baumann
Marc Bernhard
Andreas Bleck
Peter Boehringer
Stephan Brandner
Marcus Bühl
Matthias Büttner
Tino Chrupalla
Joana Cotar
Dr. Gottfried Curio
Siegbert Droese
Thomas Ehrhorn
Berengar Elsner von Gronow
Dr. Michael Espendiller
Peter Felser

Dr. Götz Frömming
Dr. Alexander Gauland
Prof. Dr. Axel Gehrke
Albrecht Glaser
Franziska Gminder
Wilhelm von Gottberg
Armin-Paulus Hampel
Mariana Iris Harder-Kühnel
Verena Hartmann
Dr. Roland Hartwig
Jochen Haug
Martin Hebner
Udo Theodor Hemmelgarn
Martin Hess
Dr. Heiko Heßenkemper
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Martin Hohmann
Dr. Bruno Hollnagel
Leif-Erik Holm
Fabian Jacobi
Dr. Marc Jongen
Uwe Kamann
Jens Kestner
Norbert Kleinwächter
Enrico Komning
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Rüdiger Lucassen
Jens Maier
Dr. Lothar Maier
Dr. Birgit Malsack-

Winkemann
Corinna Miazga
Andreas Mrosek
Hansjörg Müller
Volker Münz
Sebastian Münzenmaier
Christoph Neumann
Jan Ralf Nolte
Ulrich Oehme
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Paul Viktor Podolay
Stephan Protschka
Martin Reichardt
Roman Johannes Reusch
Ulrike Schielke-Ziesing
Jörg Schneider
Thomas Seitz
Martin Sichert
Detlev Spangenberg
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
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Dr. Heiko Wildberg
Dr. Christian Wirth
Uwe Witt

FDP

Grigorios Aggelidis
Renata Alt
Christine Aschenberg-

Dugnus
Nicole Bauer
Jens Beeck
Nicola Beer
Mario Brandenburg
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Dr. Marco Buschmann
Karlheinz Busen
Carl-Julius Cronenberg
Britta Katharina Dassler
Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Hartmut Ebbing
Dr. Marcus Faber
Daniel Föst
Otto Fricke
Thomas Hacker
Katrin Helling-Plahr
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel
Dr. Gero Clemens Hocker
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Olaf In der Beek
Gyde Jensen
Dr. Christian Jung
Thomas L. Kemmerich
Karsten Klein
Dr. Marcel Klinge
Katharina Kloke
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Dr. Lukas Köhler
Carina Konrad
Wolfgang Kubicki
Konstantin Kuhle
Alexander Kulitz
Ulrich Lechte
Christian Lindner
Michael Link (Heilbronn)
Till Mansmann
Dr. Jürgen Martens
Christoph Meyer
Alexander Müller

Roman Müller-Böhm
Frank Müller-Rosentritt
Hagen Reinhold
Bernd Reuther
Dr. Stefan Ruppert
Dr. h. c. Thomas Sattelberger
Christian Sauter
Frank Schäffler
Dr. Wieland Schinnenburg
Matthias Seestern-Pauly
Frank Sitta
Judith Skudelny
Bettina Stark-Watzinger
Dr. Marie-Agnes Strack-

Zimmermann
Benjamin Strasser
Katja Suding
Linda Teuteberg
Michael Theurer
Stephan Thomae
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Gerald Ullrich
Johannes Vogel (Olpe)
Sandra Weeser
Nicole Westig

DIE LINKE.

Doris Achelwilm
Gökay Akbulut
Simone Barrientos
Dr. Dietmar Bartsch
Lorenz Gösta Beutin
Matthias W. Birkwald
Heidrun Bluhm
Michel Brandt
Christine Buchholz
Jörg Cezanne
Sevim Dağdelen
Fabio De Masi
Dr. Diether Dehm
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst
Susanne Ferschl
Brigitte Freihold
Sylvia Gabelmann
Nicole Gohlke
Dr. Gregor Gysi
Heike Hänsel
Dr. André Hahn
Matthias Höhn
Andrej Hunko
Ulla Jelpke
Kerstin Kassner

Dr. Achim Kessler
Katja Kipping
Jan Korte
Jutta Krellmann
Caren Lay
Sabine Leidig
Ralph Lenkert
Stefan Liebich
Dr. Gesine Lötzsch
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Cornelia Möhring
Amira Mohamed Ali
Niema Movassat
Norbert Müller (Potsdam)
Zaklin Nastic
Dr. Alexander S. Neu
Thomas Nord
Petra Pau
Sören Pellmann
Victor Perli
Tobias Pflüger
Ingrid Remmers
Martina Renner
Bernd Riexinger
Eva-Maria Elisabeth 

Schreiber
Dr. Petra Sitte
Helin Evrim Sommer
Kersten Steinke
Friedrich Straetmanns
Dr. Kirsten Tackmann
Jessica Tatti
Kathrin Vogler
Dr. Sahra Wagenknecht
Andreas Wagner
Harald Weinberg
Katrin Werner
Hubertus Zdebel
Sabine Zimmermann 

(Zwickau)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Luise Amtsberg
Kerstin Andreae
Lisa Badum
Annalena Baerbock
Margarete Bause
Dr. Danyal Bayaz
Canan Bayram
Agnieszka Brugger
Dr. Anna Christmann
Ekin Deligöz
Katja Dörner

Katharina Dröge
Harald Ebner
Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Katrin Göring-Eckardt
Erhard Grundl
Anja Hajduk
Britta Haßelmann
Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Ottmar von Holtz
Dieter Janecek
Dr. Kirsten Kappert-Gonther
Uwe Kekeritz
Katja Keul
Maria Klein-Schmeink
Oliver Krischer
Stephan Kühn (Dresden)
Christian Kühn (Tübingen)
Renate Künast
Markus Kurth
Monika Lazar
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Dr. Tobias Lindner
Claudia Müller
Beate Müller-Gemmeke
Ingrid Nestle
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Cem Özdemir
Friedrich Ostendorff
Lisa Paus
Filiz Polat
Tabea Rößner
Claudia Roth (Augsburg)
Dr. Manuela Rottmann
Corinna Rüffer
Manuel Sarrazin
Ulle Schauws
Dr. Gerhard Schick
Dr. Frithjof Schmidt
Stefan Schmidt
Kordula Schulz-Asche
Dr. Wolfgang Strengmann-

Kuhn
Margit Stumpp
Markus Tressel
Jürgen Trittin
Dr. Julia Verlinden
Daniela Wagner

Fraktionslos

Mario Mieruch
Dr. Frauke Petry

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der 
entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.
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Anlage 3

Ergebnis und Namensverzeichnis

der Mitglieder des Deutschen Bundestages, die an der Wahl von Mitgliedern des Gremiums gemäß § 3 des 
Bundesschuldenwesengesetzes teilgenommen haben 

(Zusatztagesordnungspunkt 3 c)

Abgegebene Stimmkarten: 649
Ergebnis 

Abgeordnete/r Ja-Stimmen* Nein-Stimmen Enthaltungen Ungültige Stimmen 

Albrecht Glaser 269 321 51 8

Volker Münz 336 250 55 8

*Zur Wahl sind mindestens 355 Ja-Stimmen erforderlich.

Namensverzeichnis 

CDU/CSU

Dr. Michael von Abercron
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Maik Beermann
Manfred Behrens (Börde)
Veronika Bellmann
Sybille Benning
Dr. André Berghegger
Melanie Bernstein
Christoph Bernstiel
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Peter Bleser
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Ralf Brauksiepe
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Gitta Connemann
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Marie-Luise Dött
Michael Donth
Hansjörg Durz
Thomas Erndl

Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Axel E. Fischer (Karlsruhe-

Land)
Dr. Maria Flachsbarth
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Hans-Joachim Fuchtel
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Alois Gerig
Eberhard Gienger
Eckhard Gnodtke
Ursula Groden-Kranich
Hermann Gröhe
Klaus-Dieter Gröhler
Michael Grosse-Brömer
Astrid Grotelüschen
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Florian Hahn
Dr. Stephan Harbarth
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mark Hauptmann
Dr. Matthias Heider
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Frank Heinrich (Chemnitz)
Rudolf Henke
Michael Hennrich

Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Christian Hirte
Dr. Heribert Hirte
Alexander Hoffmann
Karl Holmeier
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Erich Irlstorfer
Hans-Jürgen Irmer
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Ingmar Jung
Alois Karl
Anja Karliczek
Torbjörn Kartes
Volker Kauder
Dr. Stefan Kaufmann
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Volkmar Klein
Axel Knoerig
Jens Koeppen
Carsten Körber
Markus Koob
Alexander Krauß
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Rüdiger Kruse
Dr. Roy Kühne
Michael Kuffer
Dr. Dr. h.c. Karl A. Lamers
Katharina Landgraf
Ulrich Lange
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann

Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Dr. Ursula von der Leyen
Antje Lezius
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Nikolas Löbel
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Karin Maag
Yvonne Magwas
Dr. Thomas de Maizière
Dr. Astrid Mannes
Matern von Marschall
Hans-Georg von der Marwitz
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Dr. Michael Meister
Jan Metzler
Dr. h. c. Hans Michelbach
Dr. Mathias Middelberg
Karsten Möring
Dietrich Monstadt
Marlene Mortler
Elisabeth Motschmann
Axel Müller
Dr. Gerd Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Stefan Müller (Erlangen)
Dr. Andreas Nick
Petra Nicolaisen
Michaela Noll
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Dr. Georg Nüßlein
Wilfried Oellers
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Sylvia Pantel
Martin Patzelt
Dr. Joachim Pfeiffer
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Dr. Peter Ramsauer
Eckhardt Rehberg
Lothar Riebsamen
Josef Rief
Johannes Röring
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Stefan Sauer
Dr. Wolfgang Schäuble
Tankred Schipanski
Christian Schmidt (Fürth)
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Dr. Klaus-Peter Schulze
Uwe Schummer
Armin Schuster (Weil am 

Rhein)
Torsten Schweiger
Detlef Seif
Johannes Selle
Reinhold Sendker
Dr. Patrick Sensburg
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Frank Steffel
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Andreas Steier
Peter Stein (Rostock)
Sebastian Steineke
Johannes Steiniger
Christian Frhr. von Stetten
Dieter Stier
Gero Storjohann
Stephan Stracke
Max Straubinger

Karin Strenz
Michael Stübgen
Dr. Peter Tauber
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Dr. Dietlind Tiemann
Antje Tillmann
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Arnold Vaatz
Oswin Veith
Kerstin Vieregge
Volkmar Vogel (Kleinsaara)
Christoph de Vries
Kees de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Marco Wanderwitz
Kai Wegner
Marcus Weinberg (Hamburg)
Dr. Anja Weisgerber
Peter Weiß (Emmendingen)
Sabine Weiss (Wesel I)
Ingo Wellenreuther
Marian Wendt
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Bettina Margarethe 

Wiesmann
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier-

Becker
Oliver Wittke
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Dr. Matthias Zimmer

SPD

Niels Annen
Ingrid Arndt-Brauer
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Dr. Katarina Barley
Doris Barnett
Dr. Matthias Bartke
Sören Bartol
Bärbel Bas
Leni Breymaier
Dr. Karl-Heinz Brunner
Martin Burkert
Dr. Lars Castellucci
Bernhard Daldrup
Dr. Daniela De Ridder
Dr. Karamba Diaby
Esther Dilcher

Sabine Dittmar
Dr. Wiebke Esdar
Dr. Johannes Fechner
Dr. Fritz Felgentreu
Ulrich Freese
Dagmar Freitag
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Kerstin Griese
Uli Grötsch
Michael Groß
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Dr. Barbara Hendricks
Gustav Herzog
Gabriele Hiller-Ohm
Thomas Hitschler
Dr. Eva Högl
Frank Junge
Oliver Kaczmarek
Johannes Kahrs
Elisabeth Kaiser
Ralf Kapschack
Gabriele Katzmarek
Ulrich Kelber
Cansel Kiziltepe
Arno Klare
Lars Klingbeil
Daniela Kolbe
Elvan Korkmaz
Anette Kramme
Christine Lambrecht
Christian Lange (Backnang)
Dr. Karl Lauterbach
Helge Lindh
Burkhard Lischka
Kirsten Lühmann
Heiko Maas
Caren Marks
Katja Mast
Christoph Matschie
Hilde Mattheis
Dr. Matthias Miersch
Klaus Mindrup
Susanne Mittag
Siemtje Möller
Falko Mohrs
Claudia Moll

Bettina Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Dr. Rolf Mützenich
Andrea Nahles
Dietmar Nietan
Ulli Nissen
Mahmut Özdemir (Duisburg)
Aydan Özoğuz
Thomas Oppermann
Josephine Ortleb
Christian Petry
Detlev Pilger
Sabine Poschmann
Florian Post
Achim Post (Minden)
Florian Pronold
Dr. Sascha Raabe
Martin Rabanus
Andreas Rimkus
Sönke Rix
René Röspel
Dennis Rohde
Dr. Ernst Dieter Rossmann
Susann Rüthrich
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Axel Schäfer (Bochum)
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Uwe Schmidt
Ulla Schmidt (Aachen)
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Carsten Schneider (Erfurt)
Johannes Schraps
Michael Schrodi
Dr. Manja Schüle
Ursula Schulte
Martin Schulz
Swen Schulz (Spandau)
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Rainer Spiering
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Sonja Amalie Steffen
Mathias Stein
Kerstin Tack
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
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Ute Vogt
Gabi Weber
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Gülistan Yüksel
Dagmar Ziegler
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann

AfD

Dr. Bernd Baumann
Marc Bernhard
Andreas Bleck
Peter Boehringer
Stephan Brandner
Marcus Bühl
Matthias Büttner
Tino Chrupalla
Joana Cotar
Dr. Gottfried Curio
Siegbert Droese
Thomas Ehrhorn
Berengar Elsner von Gronow
Dr. Michael Espendiller
Peter Felser
Dr. Anton Friesen
Dr. Götz Frömming
Dr. Alexander Gauland
Prof. Dr. Axel Gehrke
Albrecht Glaser
Franziska Gminder
Wilhelm von Gottberg
Armin-Paulus Hampel
Mariana Iris Harder-Kühnel
Verena Hartmann
Dr. Roland Hartwig
Jochen Haug
Martin Hebner
Udo Theodor Hemmelgarn
Martin Hess
Dr. Heiko Heßenkemper
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Martin Hohmann
Dr. Bruno Hollnagel
Leif-Erik Holm
Fabian Jacobi
Dr. Marc Jongen
Uwe Kamann
Jens Kestner
Norbert Kleinwächter
Enrico Komning
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Rüdiger Lucassen

Jens Maier
Dr. Lothar Maier
Dr. Birgit Malsack-

Winkemann
Corinna Miazga
Andreas Mrosek
Hansjörg Müller
Volker Münz
Sebastian Münzenmaier
Christoph Neumann
Jan Ralf Nolte
Ulrich Oehme
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Paul Viktor Podolay
Stephan Protschka
Martin Reichardt
Roman Johannes Reusch
Ulrike Schielke-Ziesing
Jörg Schneider
Thomas Seitz
Martin Sichert
Detlev Spangenberg
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
Dr. Heiko Wildberg
Dr. Christian Wirth
Uwe Witt

FDP

Grigorios Aggelidis
Renata Alt
Christine Aschenberg-

Dugnus
Nicole Bauer
Jens Beeck
Nicola Beer
Mario Brandenburg
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Dr. Marco Buschmann
Karlheinz Busen
Carl-Julius Cronenberg
Britta Katharina Dassler
Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Hartmut Ebbing
Dr. Marcus Faber
Daniel Föst
Otto Fricke
Thomas Hacker
Katrin Helling-Plahr

Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel
Dr. Gero Clemens Hocker
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Olaf In der Beek
Gyde Jensen
Dr. Christian Jung
Thomas L. Kemmerich
Karsten Klein
Dr. Marcel Klinge
Katharina Kloke
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Dr. Lukas Köhler
Carina Konrad
Wolfgang Kubicki
Konstantin Kuhle
Alexander Kulitz
Ulrich Lechte
Christian Lindner
Michael Link (Heilbronn)
Till Mansmann
Dr. Jürgen Martens
Christoph Meyer
Alexander Müller
Roman Müller-Böhm
Frank Müller-Rosentritt
Dr. Martin Neumann 

(Lausitz)
Hagen Reinhold
Bernd Reuther
Dr. Stefan Ruppert
Dr. h. c. Thomas Sattelberger
Christian Sauter
Frank Schäffler
Dr. Wieland Schinnenburg
Matthias Seestern-Pauly
Frank Sitta
Judith Skudelny
Bettina Stark-Watzinger
Dr. Marie-Agnes Strack-

Zimmermann
Benjamin Strasser
Katja Suding
Linda Teuteberg
Michael Theurer
Stephan Thomae
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Gerald Ullrich
Johannes Vogel (Olpe)
Sandra Weeser
Nicole Westig

DIE LINKE.

Doris Achelwilm
Gökay Akbulut
Simone Barrientos
Dr. Dietmar Bartsch
Lorenz Gösta Beutin
Matthias W. Birkwald
Heidrun Bluhm
Michel Brandt
Christine Buchholz
Birke Bull-Bischoff
Jörg Cezanne
Sevim Dağdelen
Fabio De Masi
Dr. Diether Dehm
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst
Susanne Ferschl
Brigitte Freihold
Sylvia Gabelmann
Nicole Gohlke
Dr. Gregor Gysi
Heike Hänsel
Dr. André Hahn
Matthias Höhn
Andrej Hunko
Ulla Jelpke
Kerstin Kassner
Dr. Achim Kessler
Katja Kipping
Jan Korte
Jutta Krellmann
Caren Lay
Sabine Leidig
Ralph Lenkert
Stefan Liebich
Dr. Gesine Lötzsch
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Cornelia Möhring
Amira Mohamed Ali
Niema Movassat
Norbert Müller (Potsdam)
Zaklin Nastic
Dr. Alexander S. Neu
Thomas Nord
Petra Pau
Sören Pellmann
Victor Perli
Tobias Pflüger
Ingrid Remmers
Martina Renner
Bernd Riexinger
Eva-Maria Elisabeth 

Schreiber
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Dr. Petra Sitte
Helin Evrim Sommer
Kersten Steinke
Friedrich Straetmanns
Dr. Kirsten Tackmann
Jessica Tatti
Kathrin Vogler
Dr. Sahra Wagenknecht
Andreas Wagner
Harald Weinberg
Katrin Werner
Hubertus Zdebel
Sabine Zimmermann 

(Zwickau)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Luise Amtsberg
Kerstin Andreae
Lisa Badum
Annalena Baerbock

Margarete Bause
Dr. Danyal Bayaz
Canan Bayram
Agnieszka Brugger
Dr. Anna Christmann
Ekin Deligöz
Katja Dörner
Katharina Dröge
Harald Ebner
Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Katrin Göring-Eckardt
Erhard Grundl
Anja Hajduk
Britta Haßelmann
Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Ottmar von Holtz
Dieter Janecek
Dr. Kirsten Kappert-Gonther

Uwe Kekeritz
Katja Keul
Maria Klein-Schmeink
Oliver Krischer
Stephan Kühn (Dresden)
Christian Kühn (Tübingen)
Renate Künast
Markus Kurth
Monika Lazar
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Dr. Tobias Lindner
Claudia Müller
Beate Müller-Gemmeke
Ingrid Nestle
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Cem Özdemir
Friedrich Ostendorff
Lisa Paus
Filiz Polat

Tabea Rößner
Claudia Roth (Augsburg)
Dr. Manuela Rottmann
Corinna Rüffer
Manuel Sarrazin
Ulle Schauws
Dr. Gerhard Schick
Dr. Frithjof Schmidt
Stefan Schmidt
Kordula Schulz-Asche
Dr. Wolfgang Strengmann-

Kuhn
Margit Stumpp
Markus Tressel
Jürgen Trittin
Dr. Julia Verlinden
Daniela Wagner

Fraktionslos

Mario Mieruch
Dr. Frauke Petry

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der 
entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Anlage 4
Ergebnisse und Namensverzeichnis

der Mitglieder des Deutschen Bundestages, die an der Wahl von Mitgliedern des Sondergremiums gemäß § 3 
Absatz 3 des Stabilisierungsmechanismusgesetzes teilgenommen haben 
(Zusatztagesordnungspunkt 3 d)

Abgegebene Stimmkarten: 657 
Ergebnis der Wahl eines ordentlichen Mitglieds 

Abgeordnete/r Ja-Stimmen* Nein-Stimmen Enthaltungen Ungültige Stimmen 

Peter Boehringer 329 276 51 1

*Zur Wahl sind mindestens 355 Ja-Stimmen erforderlich.

Abgegebene Stimmkarten: 658 
Ergebnis der Wahl der stellvertretenden Mitglieder 

Abgeordnete/r Ja-Stimmen* Nein-Stimmen Enthaltungen Ungültige Stimmen 

Dr.Birgit Malsack- 
Winkemann 327 263 67 1 

*Zur Wahl sind mindestens 355 Ja-Stimmen erforderlich.

Namensverzeichnis 

CDU/CSU

Dr. Michael von Abercron
Stephan Albani

Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer

Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß

Maik Beermann
Manfred Behrens (Börde)
Veronika Bellmann
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Sybille Benning
Dr. André Berghegger
Melanie Bernstein
Christoph Bernstiel
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Peter Bleser
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Ralf Brauksiepe
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
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